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Bericht
über

-re Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Dritte Sitzung.

Oldenburg , den 14. November 1881,  Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung:

Berichte.

. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betreffend die Ucbernahmc deö vom Pächter der
Strohaufer Plate zu erbauenden Wirtschaftsgebäudes. (Aul. 26 S . 59.)

2. Desgleichen über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogtum Oldenburg, betreffend die
Remunerirnng des Vorsitzenden deS Seeamts Brake re. (Aul. 7 S . 1t .)

3. Desgleichen, betr. Uebertragungen innerhalb der Ausgaben-Voranschlägc der Canalbau-Verwal¬
tung und des Landcsmeliorationsfonds für 1879/81. (An!. 8 S . 12.)

4. Bericht desselben Ausschusses, betreffend den Voranschlag der Einnahmen  des Hcrzogthums
Oldenburg für die Jahre 1882, 1883 und 1884. (Aul. 39 S . 139.)

5. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses, betreffend den Entwurf eines Gesetzes für daS
Fürstenthum Lübeck, betr. die Feststellung gleichmäßiger Umzugstermine. (Anl. 2 S . 1.)

6. Bericht desselben Ausschusses über den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Aufhebung der
Brandverstcherungs-Anstalt der vormaligen Herrschaft Kniphausen. (Anl. 21 S - 45.)

7. Bericht des Justizausschuffcs, betreffend den Entwurf eines Gesetzes für das Großherzogthum,
betreffend Zusatz zu Art. 29 des Civilstaatsdicncrgesetzes. (Anl. 41 S . 179.)

8. Desgleichen, betreffend den Entwurf eines Gesetzes für daS Großherzogthum, betreffend das
Verfahren bei der Abnahme von Eiden. (Anl. 3 S . 3.)

9. Mündlicher Bericht deS Finanzausschusses, betr. die Dienstwohnung des Oberförsters im HaSbruch.
(Anl. 38 S . 133.)

10. Desgleichen des Verwaltungsansschusscs, betreffend den Entwurf eines Gesetzes, betreffend Ab¬
änderung des Artikels 1 des Gesetzes vom 15. Juni 1861, die Reorganisation der Wittwen-,
Waisen-, und Leibrcnten-Caffe betreffend. (Aul. 4 S . 4.)

11. Desgleichen, betreffend die Verordnung für das Herzogthum Oldenburg, betr. Acndcrung der
M. 37 4. 2 der Tare zu dem Gesetze für das Herzogthum Oldenburg vom 15. März 1870,
betr. die Gebühren in Derwaltungssachen. (Anl. 14 S . 20.)

12. Bericht des Finanzausschusses, betreffend den Veranschlag der Ccntral-Einuahmcn und Ausgaben
deS Großherzogthums Oldenburg für die Jahre 1882, 1883 und 1884. (Anl. 30 S . 76.)

13. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses, betreffend die definitive Anstellung LeS Obcrbauinspec-
tors Scheffler  als Vorstand des Birkenfelder Kataster-Büreaus. (Anl. 9 S . 14.)

XXI . Landtag . 1
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Vorsitzender : Präsident Roggeinann.

Am Ministertische die Herren Regierungs - Ccmmissare
Oberfinanzrath Or . Janßen , Oberregiernngsrath Mutzen-
bechcr , Regierungsrath von Buttel , Ministerialrat !) Flor,
Finanzrath Bucholtz , — später Minister Jansen und die
Regierungs -Cvmmissare Geh . Oberregierungsrath Steche,
Oberfinanzrath Heumann.

Nach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer
Groß  daS Protokoll der vorigen Sitzung . Dasselbe wird
genehmigt.

Der Präsident  thcilte sodann mit , daß die Abgeordneten
Ramien , Westphal und Boedccker  ln den Landtag ein¬
getreten seien ; dieselben seien sämmtlich schon früher Mit¬
glieder desselben gewesen . Gemäß Artikel 13b Z . 3 deö
StaatSgrundgesetzes wurden dieselben vom Präsidenten mit¬
telst Handschlags auf ihren früheren Eid verpflichtet.

Ferner theilte der Präsident  mit , daß Seine Königliche
Hoheit der Großherzog die Deputation , welche zur Begrüßung
und Beglückwünschung vom Landtage abgesandt sei, hnldvollst
empfangen habe und Höchstseinen Dank dafür auosprcchen lasse.

Der Präsident  machte die weitere Mittheilung , daß der
Abgeordnete S chü lc r bisher verhindert sei , an den Sitzungen
des Landtags theilzunehmen , derselbe hoffe Ende der Woche
kommen zu können , bis dahin habe er vorläufig um Urlaub
gebeten.

Die Versammlung bewilligte den Urlaub.

Abg . Huchting : Schüler  sei Mitglied des Ver-
waltungsausschnsscs , es sei wünschenswert !), da derselbe vor¬
läufig verhindert sei , wenn an seine Stelle der Abgeordnete
Wagner  in den Vcrwaltungsausschiiß trete , und bitte er
dazu um die Zustimmung des Landtags.

Die Versammlung erklärte sich auch hiermit einver¬
standen.

Deö Weiteren theilte der Präsident  mit , daß der Ge«
sammtvorstand die Accesfisten Strackerjan und Müller

als Berichterstatter zugezogen habe.
Er schlage vor , daß mit der Berichterstattung wie früher

solle verfahren werden . Darnach seien die Berichte inner¬
halb 48 Stunden nach Schluß der Sitzung des Landtags im
Vorzimmer auf 24 Stunden zur Einsicht und etwaigen
Correctur auszulegen . Nach Ablauf dieser Frist sollen die
Berichterstatter die Berichte mit den Correcturen noch einmal

prüfen , und falls sie letztere beanstanden , darüber mit den be¬
treffenden Rednern und cvent . mit dem Vorstande eine Ver¬
ständigung suchen , im anderen Falle aber den Bericht mit
dem Vermerke „ zum Drucke fertig " versehen , worauf derselbe
vom Registrator in den Druck zu geben sei.

Wenn im einzelnen Falle die Frist von 48 Stunden
für die Berichterstatter nicht ausreiche , so sei hiervon dem
Vorstand und dem Registrator Anzeige zu machen.

Gegen diese Vorschläge wurde nichts erinnert.

Der Präsident  verliest hierauf folgende Eingänge:
1. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums

vom 9 . August / 4 . November d. I -, betreffend Wahl
eines Mitgliedes für die verstärkte Ober - Ersatzcommis¬
sion im Herzoglhum für die Jahre 1882,84 und
eines Stellvertreters desselben.

Wird auf eine der nächsten Tagesordnungen gesetzt
werden.

2 . Schreiben desselben vom 26 . Oktober/4.  November
d. I ., betreffend die Ernennung von Negierungs-
Commiffarcn.

Zu den Acten.

3 . Schreiben desselben vom 30 . September/4 . November
d. I ., betreffend eine Ueberficht über die durchschnitt¬
lich auf den Kopf der Bevölkerung in den drei Pro¬
vinzen entfallenden Eommunalabgaben , Steuern und
Lasten — einschließlich der Leistungen an Prediger
und Kirchen — und eine Berechnung derselben nach
Monatsbeiträgen der Einkommensteuer.

Abdruck befindet sich in den Händen der Abgeord¬
neten.

Zu den Acten.

4 . Schreiben desselben vom 24 . October/4 . November
d . I . nebst dreier Geschäftsberichte der Direktion der
Landesbank über die Verwaltungsjahre 1878 , 1879
und 1880 mit RevifionSberichten deö Aufsichtsraths.

Liegt im Vorzimmer zur Einsicht aus ; sodann zu
den Acten.

5 . Petition der Gemeinderäthe der Gemeinden Reuende,
Bant , Heppens , Fedderwarden und Accum , betreffend
Errichtung eines Amtsgerichts für die genannten Ge¬
meinden mit dem Sitze in Reuende.

An den Petitionsausschuß.

6 . Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums
vom 5 ./s . November d. I , betreffend Mittheilung
der hinsichtlich der vertragsmäßigen Mitbenutzung der
Anlagen anderer Eiscnbahnvcrwaltungen getroffenen
bczw . modificirten Vereinbarungen.

An den Eisenbahnausschnß.

7 . Schreiben desselben vom 5 ./8 . November d. I . , nebst
Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Olden¬
burg , betreffend Ergänzung und Aendernng der Deich-
ordnnng vom 8 . Juni 1855.

An den Verwaltungsausschuß.
8 . Schreiben desselben vom 5 ./8 . November d. I -, be¬

treffend die Einnahmen und Ausgaben der Staats-
gutscapitaliencaffcn der Fürstenthümer Lübeck und
Birkenfeld für die Finanzperiode 1882/84.

An den Finanzausschuß.
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9. Schreiben desselben vom 4./8. November d. I ., be¬
treffend den Staatsgerichtshof, insbesondere Neuwahl
eines dritten Ersatzrichters desselben.

Ist abgedruckt, zur Bertheilung an die Abgeordneten
gelangt und wird für die nächste Sitzung auf die
Tagesordnung gelangen.

40. Abschrift des Ministerialprotokolls über die Eröffnung
des 21. Landtags.

Zu den Acten.
11. Schreiben des Großherzoglichcn Staatsministcriums

vom 7./Z. Novemberd. I ., betreffend die Kosten des
Neubaues der zum vorbehaltenen Krongute gehörigen
s. g. alten Wagenremise an der Mühlcnstraße zu
Oldenburg.

An den Finanzausschuß.
12. Schreiben desselben vom 7./8. Novemberd. I . nebst

Entwurf eines Gesetzes für das Hcrzogthum Olden¬
burg, betreffend Abänderung der Artikel 19 und 44
dcS Gesetzes vom 3. April 1876, betreffend die Ein¬
führung des Gesetzes über den Eigenthnmserwerban
Grundstücken und deren dingliche Belastung, sowie
der Grundbuchordnung.

Au den Justizausschuß.
13. Schreiben desselben vom 7./8. November d. I . nebst

Entwurf eines Gesetzes für daS Fürstenthum Lübeck,
betreffend Abänderung der Artikel 18 und 47 des
Gesetzes vom 28. Januar 1879, betr. die Einfüh¬
rung des Gesetzes über den Eigenthumserwerb an
Grundstücken und deren dingliche Belastung, sowie
der Grunbbuchvrdnung.

An denselben Ausschuß.
Zu Ziff. 12 und 13 ist der Ober-Landesgerichts-

rath Hattenbach  zum Negierungscommiffar ernannt.
14. Schreibe» desselben vom 9. November d. I . nebst

Gesetzentwurf, enthaltend Zusatzbestimmungen zu dem
Gesetze für das Herzogthum Oldenburg vom 28. März
1867, betr. Enteignungen zu Eisenbahnen.

Der Entwurf bezweckt Ausdehnung des Enteignungs¬
gesetzes auf solche Bahnen, welche anderen öffentlichen
Zwecken dienen, als denen des Verkehrs, namentlich
auf Eisenbahnen im Interesse der Landeskultur.

Au den Eisenbahnausschuß.
15. Schreiben desselben vom 9. November d. I . nebst

Gesetzentwurf für das Herzogthum Oldenburg, betr.
Abänderung der Gebührentare für bürgerliche Rechts¬
sachen und Strafsachen.

An den Justizausschuß.
16. Schreiben desselben, betreffend die Kosten des gegen¬

wärtigen Landtags.
Zu den Acten.

17. Petition des Gemeinderaths von Neuende, betreffend
den von der Gemeinde geleisteten Beitrag zur Quote

der Amtsvcrbandscasse und Auslegung des Artikels 88
der Gemeindeordnung.

An den Verwaltungsausschuß.
18. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums

vom 12. November d. I . nebst Gesetzentwurf, be¬
treffend einen Zusatz zum Gesetz vom 30. Mai 1876,
betr. Verkündigung eines Gehalksrcgulativs für den
staatlichen Schuldienst und das Bau-, Vermessungs¬
und Forstwesen des Grvßhcrzogthums.

An den Finanzausschuß.
19. Schreiben desselben vom 11./12. November d. I .,

betreffend Landescafferechnungcn des Fürstenthums
Lübeck für die Jahre 1876, 1877 und 1878, nebst
Revist'onsverhandlungen und einer vergleichenden Ucber-
sicht der Nechnungsergebniffc.

An denselben Ausschuß.
20. Petition einer Anzahl Apotheker des Fürstenthums

Lübeck cl. ä. 3t . October d. I ., betreffend Aufhebung
der Verbindlichkeit bei Lieferung an Commünen,
Armenanstalten und Krankenhäuser einen Rabatt von
25 Procent zu gewähren.

An den Petitionsausschuß.
2t . Desgleichen des Lehrers Bruns zu Augustendorf vom

14. November d. I ., betreffend Gehaltserhöhung.
An denselben Ausschuß.

22. Desgleichen des Grenzaussehersa. D. Conrad Faß
zu Horumersiel vom 10. Oktober/14. November d. I .,
betreffend Zurückversctzung als Grenzanfseher mit der
alten Anciennität seit dem 25. Juli u. o., oder ihm
für seine Dienstzeit von 28 Jahren 3 Monaten ent¬
sprechende Pension oder Wartegeld oder eine andere
Lebensstellung zu bewilligen.

An denselben Ausschuß.
23. Desgleichen einer Anzahl Grundbesitzer zu Nenen-

wege bei Varel vom 14. Novemberd. I ., betreffend
Regulirung der Wapel zum Zwecke der Schiffbar¬
machung.

An denselben Ausschuß.
Die Versammlung erklärte sich mit den obigen Zu¬

weisungen der Eingänge an die Ausschüsse von Seiten des
Vorstandes einverstanden.

Es wird sodann zur Tagesordnung übergegangen.
I . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betreffend

die Uebernahme des vom Pächter der Strohauser Plate zu
erbauenden Wirthschaftsgcbäudes. (Anl. 26.)

Berichterstatter Abg. Tantzen : In dem Schreiben
der Staatsregierung vom 13. August 1881 werde vorgestellt
und begründet, daß ein dringendes Bedürfniß für den Pächter
der Strohauser Plate auf Errichtung eines neuen Wirthschafts-
gebäudes vorliege. Der Ausschuß, dessen einzelnen Mitglie¬
dern die dortigen Verhältnisse genau bekannt seien, könne die
Erklärung abgeben, daß ohne diesen Neubau für den Pächter
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ein ordentlicher Betrieb dcS Pachtstückes geradezu unmöglich

sei . Durch die neuen Bedcichungsarbeiten sei auf der Stro-

hauscr Plate viel Ackerland gewonnen , und zur Verwcrthnng

der hieraus gewonnenen Futterstoffe sei unbedingt Viehhaltung

erforderlich . Hierzu seien aber die vorhandenen Gebäude
nicht ausreichend . Der Finanzausschuß beantrage daher:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,

daß das von dem Pächter der Strohauser Plate nach

dem von der Bandircction geprüften und gebilligten

Plan und Kostenanschlag und unter Aufsicht des Be¬

zirksbaubeamten auf eigne Kosten anfgeführte Winh-

schaftSgebäudc bei Beendigung der Pachtzcit , 1 . Mai

1891 , gegen ein von der Baudirection abzugebendes
Tarat , falls dies aber die Anschlagssumme übersteigen

sollte , gegen Zahlung der Anschlagssumme , vom
Staate übernommen werde.

Der Antrag wird angenommen.

II . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den

Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg , be¬

treffend die Remuuerirung des Vorsitzenden des Seeamtes
Brake re . ( Aul . 7 .)

Die Anträge des Finanzausschusses lauten:

Antrag 1:

der Landtag wolle dem vorgclegten Gesetzentwürfe

seine Zustimmung crthcilen.

Antrag 2:

der Landtag wolle zu dem Zwecke eine Summe bis

zu 600 jährlich zu § . 8 des Voranschlags des

Herzogthums unter den nachfolgenden Bedingungen

bewilligen:
1 . daß dem Landtage das ausdrückliche Recht Vor¬

behalten bleibt , diese Summe bei jeder angehenden
Finanzperiode zu streichen;

2 . daß , sobald die richterliche Stelle in der Person

des jetzigen Beamten wechselt , die bewilligte

Vergütung sofort zum Wegfall kommt ; und

3 . daß diese Vergütung dem betreffenden Beamten

nicht bei seiner etwaigen Disposttionsstellung oder

Pensionirung eingerechnet werden soll.

Der Vorschlag des Präsidenten , beide Anträge zugleich

zur Berathung zu stellen , wurde angenommen.

Der Berichterstatter Abg . Ahlhorn : Die Vorlage

der Staatsregierung sei ja in aller Hände und dürfe er sie

deshalb als bekannt voraussetzen . Er wolle nicht verschwei¬

gen , daß der Ausschuß zuerst große Bedenken gehegt habe.

Es handle sich um die Remunerirung eines richterlichen

Beamten , also um eine Durchbrechung des Gesetzes . Auch

habe mau sich gefragt , ob derselbe wirklich so übermäßig be¬

schäftigt sei , und diese Frage habe man zuerst verneint.

Denn wenn man bedenke , daß beim Amtsgerichte in Ell-

würden ein richterlicher Beamter wegfallen werde , so habe

der dort bleibende doch sicher mehr zu thun , als die beiden

Amtsrichter in Brake , auch wenn der eine von ihnen die

Geschäfte des Seeamtes mit wahrzunehmen hätte . So sei

der Ausschuß anfangs der Ansicht gewesen , es wäre besser,

wenn der Antrag überhaupt nicht eingebracht wäre . Er

(Redner ) Persönlich könne ihn nicht empfehlen . Auf der an¬

dern Seite sei man im Ausschuß der Ansicht gewesen , daß

diesem Manne,  dem jetzigen Vorsitzenden des Secamtes,

eine Vergünstigung zukommen müsse . Derselbe würde sonst

vielleicht von Brake Weggehen wollen , und das wäre zu be¬

dauern , da er mit den cigenthümlicheu Verhältnissen der

Schifffahrt und dcS Seewesens gut Bescheid wisse . So sei

es denn im Ausschüsse genehmigt , doch solle es nur eine

persönliche  Zulage sein . Die Regierung habe zur Be¬

gründung ihres Antrags Verschiedenes hervorgehobeu , unter

anderem auch , daß der Neichscommiffar beim Seeamte in

dieser Eigenschaft vom Reiche eine besondere Vergütung er¬

halte . Aber damit verhalte cs sich doch etwas anders . Der

Neichscommiffar sei ein Verw altu ng Sb ea mter,  sei , soweit

Redner wisse , penstonirt oder zur Disposition gestellt , man

könne daher nicht ohne Weiteres von ihm verlangen , daß

er dies Amt übernehme . Daß der Vorsitzende des SeeamtS

viel Arbeit habe , glaube er ( Redner ) wohl , namentlich auch

mit den Zeitungsberichten ; auch möchte derselbe wohl ver¬

schiedene Kosten haben durch Anschaffung von Büchern u . dgl.

Er (Redner ) wolle nochmals betonen , daß er die Durch¬

brechung des Gesetzes nicht für gut halte . Man habe des¬

halb im Ausschüsse die Remunerirung auch nur unter der

Bedingung beantragt , daß dem Landtage die Streichung dieser

Summe bei jeder angehenden Finanzperiode Vorbehalten bleibe.

So habe man den nächsten Landtag ans die nochmalige Unter¬

suchung der Betürfnißfrage Hinweisen wollen.
Reg . - Com . von Buttel : Er bitte bringend , den

Antrag des Ausschusses anzmichmen . Was den Antrag 2

betreffe , so entsprächen die Bestimmungen zu Ziffer 1 und 3

desselben auch der Auffassung der Staatsregierung , ragegen

seien gegen die Bestimmung zu Ziffer 2 Bedenken zu er¬

heben . Die Forderung der Ziffer 2 verrücke nämlich die

ganze Tendenz des Gesetzentwurfs ; eS könne hiernach leicht

den Anschein haben , als handele es sich um persönliche Inter¬

essen, während voch dem Gesetzentwürfe lediglich Erwägungen

objektiver Art zum Grunde lägen . Es gehe dies auch ge¬

nugsam aus den dem Entwürfe beigefügten Motiven hervor.

Betont sei hier : der über den anderweitigen Geschäftsbezirk

des Vorsitzenden des Secamts hinausgreifende Bezirk , der

Umfang der Geschäfte ( dies würden auch die Herren von

der Weser wohl wissen ) , ferner die Verantwortlichkeit ; so¬

dann sei die Analogie mit dem Reichscommissar und den

Vorsitzenden der Secämter in Preußen herangczogcn und

schließlich darauf aufmerksam gemacht , daß im Interesse des

Dienstes ein häufigerer Wechsel in der Person des Vor¬

sitzenden unzweckmäßig sei . Alle diese auf rein  sachlicher
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Basis beruhenden Gesichtspunkte würden durch die Annahme
der Ziffer 2 verschoben werden, er erlaube sich daher folgenden
Antrag:

der geehrte Landtag wolle Ziffer 2 des Antrags 2
des Finanzausschusses ablehnen.

Abg. Borgmann : Er halte die Vorschrift des Art. 105
des Staatsgnindgesetzcs für sehr wesentlich, dieselbe dürfe
nur in den äußersten und dringendsten Fallen gebrochen
werden. Zu seinem großen Bedauern sähe er, daß in der
heutigen Sitzung allein drei derartige Fälle zur Berathung
kämen, wo es sich um eine außerregulative Remnnerirung
von Beamten bandele. Er wolle dem Finanzausschuß daraus
keinen Vorwurf gemacht haben, aber er möchte doch auf die
schlechten Zeiten Hinweisen und zu bedenken geben, daß in
manchen Gegenden nur durch die reiche Kartoffelernte eine
Hunzcrsnoth abgehalten sei. Derartige Remuncrirungen wür¬
den im ganzen Lande unangenehm empfunden werden; vor
Allem scheue er die Folgen, seien solche Remuncrirungen
einmal bewilligt, so verschwänden sie so leicht nicht wieder.
Uebrigcns glaube er persönlich nicht an eine Geschästsver-
mehrung des betreffenden Beamten; von Jahr zu Jahr näh¬
men die Schiffe an Zahl ab, indem große Dampfer an die
Stelle der kleineren Fahrzeuge träten, und damit würden
auch die Geschäfte des Seeamtes abnehmen. Er behalte sich
für die zweite Lesung den Antrag auf Ablehnung der Busschuß¬
anträge vor. Dem Abg. Ahlhorn erwidere er noch, daß
der Vorsitzende des Seeamts wegen Anschaffung von Bücbern
und dergl. besondere Ausgaben nicht habe, da ihm diese aus
der Gcschäftscasse ersetzt würde», und was die Zeitungs¬
berichte anlange, so würden ihm diese auch wohl, angenom¬
men, daß sie von dem Beamten wirklich geschrieben würden,
von den Redactionen bezahlt werden.

Abg. Barnstedt : Ec beziehe sich auf das von dem
Abg. Ahlhorn  Vorgebrachte. Jedoch sei er für Fallenlassen
der Ziffer 2 , da schon Ziffer 1, wonach jedem folgenden
Landtage ausdrücklich das Recht der Streichung Vorbehalten
werde, dasselbe erreiche. Allerdings würde es nicht so schnell
gehen, immerhin aber höchstens doch nur 3 Jahre dauern.

Abg. Tantzen : Auch er stimme im Wesentlichen mit
Ahlhorn  überein. Er habe dem Ausschußantrage zugestimmt,
indem er die ungünstige Lage bedacht habe, in der sich der
betreffende Beamte gegenüber seinem Collegen befinden würde,
wenn er eine schwierigere Stellung einnähme wie dieser,
ohne dafür eine Remuneration zu beziehen. Er wisse ferner,
wie schwierig es sei, sich in die Geschäfte, zu denen beson¬
dere technische Kenntnisse erforderlich seien, hincinzuarbeitcn,
und gerade, weil derselbe sich jetzt diese Kenntnisse erworben
habe, würde man ihn in dieser Stellung zu Hallen suchen
und ihn, wenn er von Brake fortzugchen beabsichtige, nicht
gehen lassen. Aus diesem Grunde sei die vorgeschlagene
Vergütung gerecht. Wenn der Abg. Borgmann  die Ansicht
ausgesprochen hätte, die Geschäfte des Seeamtes hätten sich

vermindert, so könne er nach Mittheilungen aus seemännischen
Kreisen das gerade Gegeuthcil behaupten: die Geschäfte
wüchsen von Jahr zu Jahr , cs seien nicht bloß Termine
abzuhalten, sondern daneben eine ausgedehnte Correspondenz
zu führen, da die Besatzung der Schiffe sich bald in alle
Welt zu zerstreuen pflege.

Er (Redner) habe deshalb nach bester Ucberzeugung für
den Antrag des Ausschusses gestimmt.

Abg. Grost : Er könne die Ausführungen des Abg.
Tantzen  nur bestätigen. Es gehöre eine ganz außerordent¬
liche Kraft dazu, um die große Arbeit ganz bewältigen zu
können. Herr Amtsrichter Willich  habe sich stets die größte
Mühe gegeben, den Schwierigkeiten gerecht zu werden. Er
habe förmlich auf der Lauer zu liegen, um der Zeugen hab¬
haft zu werden; eS passire z. B. ein Schiffbruch an der
Küste von Afrika, wie schwierig cs da sei, die Zeugen zu¬
sammen zu bekommen, könne er (Redner) , da er selbst Bei¬
sitzer des Seeamts sei, bezeugen. Die Beisitzer seien aller¬
dings ja meistens sachverständige Männer. Darum dürfe
man aber die Stellung des Vorsitzenden nicht unterschätzen,
vielmehr käme Alles auf dessen Leitung an. Anfangs sei
dies wegen der neuen und unbekannten Verhältnisse dem
Vorsitzenden wohl nicht leicht gewesen, aber mit außerordent¬
lichem Eifer und Fleiß habe derselbe sich bald hincinzuarbeiten
gewußt. Man würde ihn nur sehr ungern missen, wenn er
fortgehen sollte.

Uebrigens habe er außer diesen Geschäften als Vor¬
sitzender deS Sceamts noch als Amtsrichter die ganze Stabt
Brake mit ihrer Schiffcrbevölkerung, ferner Hammelwarden
und Dedesdorf unter sich, also ungefähr so viel wie der
Amtsrichter in Ellwürden.

Die Seeunfälle mehrten sich von Jahr zu Jahr , auch
habe die Touncnzahl der Handelsflotte nicht ab- sondern zu¬
genommen. Somit empfehle er dringend die vorgeschlagcne
und beantragte Ncmunerirung, auch könne er den Verbcsserungs-
antrag der Negierung von Herzen empfehlen, denn cs sei
ja möglich, daß schon im nächsten Jahre , sei es, daß der
jetzige Beamte freiwillig fortginge oder stürbe, ein anderer
au dessen Stelle treten müßte, und diesem würden die 600^
dann nicht bewilligt werden können, wen» die Ziff. 2 bei-
behaltcn würde. In diesem Falle würde bis zum nächsten
Landtage kein Beamter die Stelle entnehmen wollen und
damit würde ein fühlbarer Mangel eintretcn. Indem er
(Redner) mit dem, was der Abg. Barnstedt in Betreff der
Wirkung der Ziff. 1. vorgcbracht, völlig übereinstimme, bitte
er die Anträge des Ausschusses mit der von der Regierung
beantragten Verbesserung anznnehmen.

Reg.-Com. von Buttel : Nachdem der Umfang und
sie Schwierigkeit der Geschäfte des Vorsitzenden des See¬
amts von so sachverständiger Seite näher beleuchtet und
gewürdigt seien, brauche er auf diese Materie nicht weiter
einzugehcn. Nur dem Abg. Vorgmann  habe er noch zu
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erwidern , daß ihm ( Redner ) von einer Thätigkeü des be¬
treffenden Beamten , was Zeitungsberichte anlange , nichts
bekannt sei , er solche Thätigkeit übrigens auch glaube be¬
zweifeln zn müssen . Jedoch sei alles dies nicht maßgebend
und komme nicht in Betracht , da die Regierung durch rein
sachliche Erwägungen geleitet sei. Er bitte nochmals , den
Verbefscrungsantrag auzunehmen.

Abg Borgmann : Er wolle nur bemerken , daß auch
ihn nur sachliche Erwägungen geleitet hätten , zumal er soeben
erst den Namen des betreffenden Beamten erfahren habe.
An eine bedeutende Mehrbelastung desselben könne er übrigens
doch nicht glauben , weil die fraglichen Arbeiten doch wohl
in den gewöhnlichen Bürcanstnnden abgemacht würden . Aller¬
dings habe die Tonnenzahl nicht abgeuommcn , dies habe er
auch nicht behauptet , sondern nur die Zahl der Schiffe , in¬
sofern die großen Dampfer an die Stelle der kleinen Fahr¬
zeuge getreten seien und mit Verminderung der Zahl der
Schiffe naturgemäß sich auch die Zahl der Unfälle vermindere.
Was die Zeitungsberichte beträfen , so wolle er , da es zu
unbedeutend sei , nicht darauf zurückkommen.

Abg . Ahlhorn : Er bitte dem Vcrbcsserungsantrage
der Negierung nicht zuzustimmen . Die Absicht des Aus¬
schusses gehe dahin , gerade diesen Beamten in Brake zu
fesseln , dies sei auch , wie aus dem uck 1 der Vorlage Ge¬
sagten hcrvorgcbe , das Motiv der Regierung . Würde der
Vcrbesscrungsantrag angenommen , so sei er gegen den ganzen
Antrag . Uebrigens sei er nicht besorgt , daß Mangel an
einem Beamten eintreten würde , cS gebe deren jetzt genug
und überflüssig , und es würde sich darunter gewiß einer
finden lassen , der gern bereit sei , die Stelle , wenn auch nur
für die Zwischenzeit bis zum nächsten Landtage , zu übernehmen.

Der Präsident  verstellte hierauf zunächst den Antrag 1
zur Abstimmung.

Nachdem derselbe angenommen , wurde der Verbcfferungs-
antrag des Regierungs - Commissars zur Abstimmung ge¬
bracht . Derselbe wurde abgelehut und sodann der Antrag 2
in der Fassung des Finanzausschusses angenommen.

III . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , be¬
treffend Ucbertragungen innerhalb der Zusgaben -Voranschlägc
der Canalban -Vcrwaltung und des Landesmeliorationsfonvs
für 1879/sl . ( Anl . 8 .)

Berichterstatter Abg . Hoher : Derartige Uebertragun-
gen seien zwar sonst unzulässig , doch habe der Ausschuß im
vorliegenden Falle wegen der Dringlichkeit und des Zwecks
der Uebcrkraguug , eine Ausnahme machen zu müsse » geglaubt
und beantrage daher:

Landtag wolle dem Anträge des Staatsministenums,
laut Schreibens vom 9 . August 1881:

„der geehrte Landtag wolle zu den vorstehend be-
zeichneten Uebcrtragungcn innerhalb der AuSgabe-
Voranschläge der Canalbau - Verwaltung und des

Laudesmelioratt 'onsfonds für 1879/31 nachträglich
seine Zustimmung erklären " ,

seine Genehmigung ertheilcn.
Abg . Borgmann : Er habe dem ständigen Landtags-

ansschusse angehört und habe auch damals mit verhandelt.
Er vermisse in diesem Fall den Bericht des Laudtagsaus-
schusses , bei allen anderen Verhandlungen seien diese Proto¬
kolle abgedrnckt , er bitte die Vertreter der Regierung um
eine Erklärung , warum cs in diesem Falle nicht geschehen sei.

Reg - Com . Mutzenbecher : Er könne augenblicklich
darüber keine Auskunft geben ; übrigens seien die gutacht¬
lichen Erklärungen auch sonst nicht immer mit abgedrnckt
worden , wie z. B . bei den Viehseuchengesetzen nicht . Er
halte es auch nicht für nöthig , daß es immer geschehe.

Abg . Borgmann : Er wisse , daß es sonst auch ge¬
schehen sei , so wäre auf S . 21 der Anlagen der Bericht,
betreffend Umschreibung von kleinen Schiffsparten , abgedruckt.
Es schiene ihm , als ob gerade in diesem Falle besondere
Gründe zur Nichtveröffentlichung vorlägen.

Reg .- Com . Mutzenbecher : Es würde in jedem
Falle erwogen , ob der Abdruck angemessen sei oder nicht.
Er könne augenblicklich nicht mitthellen , warum es hier nicht
gesehen sei.

Der Antrag des Ausschusses wird sodann angenommen.
IV . Bericht des Finanzausschusses , betreffend den Vor¬

anschlag der Einnahmen  des Herzogthums Oldenburg für
die Jahre 1882 , 1883 und 1881 . ( Aul . 39 .)

Der Präsident  verliest die vom Ausschüsse gestellten
Anträge und stellt dieselben einzeln zur Debatte.

Zu Antrag 8 erhält das Wort:
Abg . Tantzen : Er wolle einen Verwaltungsact im

Amte Butjadingen zur Sprache bringen . In den Bemerkun¬
gen zum Z. 16 sei gesagt , es gingen jährlich 5570 ^ an
Erlös ans dem Verkauf von Holz rc. zum Voranschlag , zu
diesen Erträgnissen möchten seiner Annahme nach auch die
Erträge aus den Wcitcnanpflanzungen ans den Chausseen
gehören . Diese Wcidenanpflanzungen würden in Butjadingen
als großer Uebelstand empfunden , die Eingesessenen Butja-
dingens bäten dringend um deren Beseitigung . Bei den ge¬
ringsten Schneewehen entständen Anhäufungen , welche große
Verkehrsstockungen , ja sogar totale Verkehrssperre hervor-
ricfen . Im vorigen Winter seien 1 — 500 Menschen tagelang
herangezogen worden , um die Chausseen für den Verkehr
wieder frei zu machen . Er wisse wohl , daß bei diesen
Schneeanhäusunge » auch andere Umstände als die Weiden
mitwirkten , zu 99 "/„ aber seien die Weiden Schuld daran.

Die landwirthschastlichen Vereine ButjadingenS hätten
um die Beseitigung der Weiden an die Gemeindcräthe , diese
wieder sämmtlich an den Amtsrath petitionirt . Der Amts¬
rath hätte auch , wie er aus ofsiciellcn Mittheilungen darüber
wisse , einstimmig  beschlossen , an die Staatsregierung dieser-
halb zu pctitioniren . Auch der Bezirksbanmeister habe , so-
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viel ihm (Redner) darüber ein Urtheil zustehe, offenbar die
Schädlichkeit der Anpflanzungen erkannt und darüber Bericht
erstattet. Er (Redner) habe gehofft, daß durch diese Vor¬
stellungen auf die Baudirection und die Staatsregierung
werde cingewirkt werden. Es sei aber nichts darauf ge¬
schehen, er wolle nunmehr an Len Herrn Minister die Bitte
richten, ob cs nicht möglich sei, bei weiteren Eingaben diesen
einstimmigen Wünschen von ganz Butjadingen Rechnung zu
tragen. Ein Vorthcil der Weiden allerdings bestände darin,
Laß sie ein Fortwehen des Decksandes verhüteten. Man
könne aber Avhülfe schaffen, wenn die Chausseen mit Muschel-
fand bedeckt würden, der zwar etwas theurer, aber auch
besser sei. Der kleine Gewinn, der aus den Weiden gezogen
würde, stehe nicht im Verhältniß zu den Kosten, die durch
die auf Fortschaffung deS Schnees gerichteten Arbeiten hervor¬
gerufen würden. Der Gewinn betrage auf Butjadingen
höchstens 800 das Doppelte würde man erhalten, wenn
die Chaussccbcrmen nur zur Grasnutzung bestimmt würden.

Reg.-Com. Steche : Da der Herr Vorredner keinen
bestimmten Antrag gestellt habe, wolle er sich nur einige
wenige Bemerkungen erlauben. Der Central- Vorstand der
Landwirthschafls-Gesellschafk sei nicht wegen der Beseitigung
der Weiden vorstellig geworden, auch wisse die Staats¬
regierung nichts von den Petitionen der Gemeiuderäthc,
wohl von einem allerdings einstimmig gefaßten Beschluß des
Amtsraths. Was den Bczirksbaumeister beträfe, so könne
er (Redner) initthcilen, daß dieser nicht für die Beseitigung
der Weiden eingetrcten sei. Derartige Schneewehen, wie sie
der Herr Vorredner erwähnt, seien eine Seltenheit und des¬
halb außer Betracht zu lassen. Wenn die Weiden auch nicht
gerade nölhig wären, so seien sie doch nützlich und ersparten
Kosten. Nebrigens theile man in Elsfleth und Berne die
Ansichten, die mau in Butjadingen über die Schädlichkeit der
Weiden habe, durchaus nicht. Die Baudirection habe sich auch
entschieden gegen die Beseitigung ausgesprochen, der Muschcl-
sand sei einmal theurer als der gewöhnliche Dccksand und
sodann auch nicht überall zu erhalte». Er könne übrigens
nicht wissen, wie das Staatsministerium beschließen würde,
für den Fall, daß wieder Anträge sollten gestellt werden.

Abg. Rüdebusch : Die Verhältnisse in Butjadingen
seien ihm (Redner) nicht genau bekannt. Uebrigeus brächten
die Weiden, wenn sie im Herbst geschnitten würden, große
Erträge, welche, wie er glaube, sicher denjenigen der besten
Fettweiden gleichftänden. Er warne davor, voreilig vorzu¬
gehen, Schneewehen seien selten, und ein Ertrag von 800 ^
sei doch wohl in Betracht zu ziehen.

Abg. Tantzen : Er selbst sei dabei gewesen, wie in
den beiden Abtheilungen der Landwirthschafts-Gesellschast But¬
jadingen der betreffende Beschluß gefaßt sei. Wenn der Be¬
zirksbanmeister sich in anderem Sinne geäußert, als wie er
(Redner) angenommen habe, so begreife er nicht, warum die

neuen  Chausseen in Vut)adingen nicht mehr mit Weiden
bepflanzt würden. Der Abg. Rüdebusch  scheine allerdings
die Verhältnisse nicht zu kennen, sonst würde er wissen, daß
es in Butjadingen keine Korbweiden gicbt, diese gediehen
dort nicht, die Zweige ließen sich nur als Erbsenstränchc re.
verwenden. Er möchte fragen, ob es bei dem geringen Er¬
trage angemessen erscheine, dem gegenüber Nothhülfe von
4—500 Mann zu verlangen und zu erzwingen. Er verzichte
darauf einen Antrag zu stellen, er möchte nur den Herrn
Minister um Berücksichtigunggebeten haben.

Abg. Ahlhorn : Er schließe sich dem Herrn Vorredner
an, er wolle noch bemerken, daß auch in seiner Gegend
Schneewehen stattfändcn, wenn auch nicht so schlimm, wie in
Butjadingen. Nebrigens seien auch bei ihm Nnzuträglichkeiten
durch die Wcidenanpflanznngeu vorgekommen, so sei einem
kleinen Manne dadurch die Aussicht auf die Chaussee ganz
versperrt worden. Er behalte sich vor später darauf zurück-
znkommen.

Minister Jansen : Die Frage der Zweckmäßigkeit
werde verschieden beurtheilt. Die Staatsregierung sei geleitet
Lurch die Berichte der Baudirection. Daß eine besondere
Einstimmigkeit der betbeiligten Kreise in Betreff der Schäd¬
lichkeit der Anpflanzungen bestehe, sei bisher nicht hervor¬
getreten, wie der Herr Regiernugs-Commissair schon mitge-
theilt habe, selbstverständlich sei die Staatsregierung jederzeit
gerne geneigt, eingehende technische und sachliche Untersuchun¬
gen anzustcllen, namentlich auch wie die Frage in den Amts¬
bezirken Brake und Elsfleth, wo ähnliche Verhältnisse wie
in Butjadingen vorlägen, beurtheilt werde.

Der Präsident  verliest sodann die weiteren Anträge.
Zu Antrag 10 erhält das Wort:
Abg. Borgmann : Der zu Z. 18 erwähnte Betrag

von 1100 aus Wege-, Brücken- re. Gelder erscheine
ihm außerordentlich gering zu sein. Es seien doch Häuser
vom Staate bei den Schleusen gebaut und die Pacht dieser
allein müsse schon die Summe cinbringeu. Das Brücken-
unv Schleusengeld gehe nicht (wie aus der Vorlage hervor¬
zugehen scheine) direct in die Staatscasse, sondern die frag¬
lichen Drücken und Schleusen würden mit diesen Abgaben
verpachtet und nur diese Pacht fließe in die Staatskasse.
Es sei dringend wünschenswertst, daß die Verpachtungen
öffentlich meistbietend geschähen, auch daß die Bekannt¬
machungen darüber möglichst ausgedehnt erfolgten, namentlich
nach Ostfriesland hin, denn eS käme nur darauf an, mög¬
lichst hohe Einnahmen zu erzielen, zumal bei unserer jetzigen
schlechten Finanzlage; ob die Pächter Ausländer oder In¬
länder, thue an der Sache nichts, wenn sie sonst nur ordent¬
liche Leute seien. In dem Nachbarlande erziele man aus
solchen Verpachtungen ganz andere Einnahmen, als in der
Vorlage vorgesehen, so würde z. B. in Rhauderfehn für
das sogenannte Verlaatshaus jährlich 2000Pacht  bezahlt.
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Abg . Rüdebusch : Er möchte sich die Anfrage er¬

lauben , ob und wann die Staatsregicrnng das Brückengeld

bei Debland aufzuheben gedenke.

Minister Jansen : Es sei eingehend darüber verhandelt

worden . Nach der Wege -Ordnung sei der Staat , wenn das

Brückengeld aufgehoben werde , zur Leistung der Entschädigung

verpflichtet . Die Sache lasse sich nur erledigen , wenn der

Staat eine größere Summe dafür erlege , dies sei aber für

die nächste Fi' nanzpcriode nicht für thunlich erachtet , zumal

cs sich hier mehr um das Interesse der Gemeinden als des

Staates handele.

Nachdem sodann die weiteren Anträge verlesen , wird

die Bewachung geschlossen.

Nach einer Bemerkung dcS Berichterstatters Abg . Ahl¬

horn,  daß er die Berichte aus Zweckmäßigkeitsgründen

möglichst kurz gehalten habe , werden die sämmtlichen An¬

träge des Ausschusses angenommen.

V . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses,

betreffend den Entwurf eines Gesetzes für daS Fürftenthum

Lübeck , betr . die Feststellung gleichmäßiger Umzugstermine.

(Aul . 2 .)

Berichterstatter Abg . Capell : Der Ausschuß habe den

Antrag gestellt:
der Landtag wolle dein Gesetzentwurf , sowie er von

der Staatsregierung vorgeleg ! ist , seine Zustimmung

ertheilcn.

Er empfehle die Annahme desselben.

Der Antrag wird angenommen.

VI . Bericht des Verwaltungsausjchuffcs über den Ent¬

wurf eines Gesetzes , betreffend die Aufhebung der Brand-

versicherungs - Anstalt der vormaligen Herrschaft Kniphausen.

(Anl . 21)

Nachdem die Versammlung auf Verlesung des Berichtes

verzichtet , wird der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle dem Gesetzentwürfe die verfassungs¬

mäßige Zustimmung ertheilcn,

ohne Debatte genehmigt.

VII . Bericht des Justizausschusses , betreffend den Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Großherzogthum , betreffend Zu¬

satz zu Art . 29 des EivilstaatsdienergesetzeS . ( Anl . 41 .)

Hierzu liegen 2 Anträge vor.

Von Seiten der Majorität:

Antrag 1:

der Landtag wolle den Gesetzentwurf ablehnen.

Von Seiten der Minorität:

Antrag 2:

der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine verfassungs¬

mäßige Zustimmung geben.

Nachdem auf Verlesung deS Berichtes verzichtet worden,

wird die Debatte eröffnet.

Abg . Wallroth : Er bitte den Antrag der Minder¬

heit acceptiren zu wollen . Die Rhein -Nahe -Bahn habe für

daS Land Birkenfelv die größte Bedeutung , es sei also von

großer Wichtigkeit , wenn ein Mann , der die Verhältnisse des

Landes nach jeder Richtung hin kenne , bei der Verwaltung

derselben ein Wort  mitzusprechen habe . Ein solcher Mann

sei der Bürgermeister Eißel  in Birkenscld , derselbe sei sehr

tüchtig und keiner käme ihm in der Kenntniß der dortigen

Verhältnisse gleich . Wäre dieser im VerwaltungSausschusse

der Rhein -Nahe -Bahn , so würde er auf die Secnndärbahn,

welche für Birkenscld von der größten Bedeutung sei , Ein¬

fluß haben können , da diese unter der Verwaltung der Rhein-

Nahe -Bahn stehe . Das Gesetz vom 2 . Januar 1873 sei in

der Gründungszeit entstanden , wo man üble Erfahrung ge¬

macht habe . Man habe damit die Betheiligung der Beamten

an den Gründungen verhindern wollen . Die Tendenz des

Gesetzes sei aber nicht auf Fälle wie der vorliegende gerichtet

gewesen . Es handle sich hier allerdings um eine Privat¬

gesellschaft , jedoch stehe dieselbe unter S t a a t sc ontr ole.

Richtig sei es , daß man im Allgemeinen einer  Person wegen

keine Ausnahme machen dürfe , in diesem Falle dürfe jedoch

eine Ausnahme befürwortet werden , lieber eine Verstaat¬

lichung der Bahn könne er nichts sagen , doch habe er ge¬

lesen , daß daran vorläufig nicht zu denken sei. Aber auch

wenn die Bahn verstaatlicht werden sollte , so würden doch

mit Abwickelung der Geschäfte 2 bis 3 Jahre hingehcn,

während welcher Zeit Eißel  noch viel wirken könne . Man

möge bedenken , daß bei Eißel  von einer Collision der

Pflichten , wie es in anderen Fällen denkbar sei , nicht die

Rede sein könne und daß auch eine Ueberbürdung mit Arbeit

und damit Abhaltung von den Amtsgeschäftcn ausgeschlossen

sei . Er bitte nochmals nm Annahme des Antrages der
Minderheit.

Abg . Borgmann : Er gehöre zu der Mehrheit und

zwar ans rein sachlichen Erwägungen , wie er sich auch über¬

haupt nie durch persönliche Gründe leiten ließe . Das Gesetz

verbiete nun einmal , daß ein Angestellter eine derartige mit

Remuneration verbundene Stellung anuehme , er halte diese

Bestimmung für sehr zweckmäßig und trage Bedenken , dieselbe

sowohl hier wie überhaupt zu durchbreche » . Er empfehle

daher dringend den Antrag der Mehrheit.

Abg . Ahlhorn : Auch er müsse sich für den Antrag

der Mehrheit erklären , es handle sich hier um eine reine

Privatgesellschaft.  Daher sei er für Anfrechthaltung des

Gesetzes vom 2 . Januar 1873.

Abg . Herrn : Der Abg . Ahlhorn  bezeichne die Gesell¬

schaft richtig als Privatgesellschaft , doch stehe dieselbe unter

Königlicher  Direktion . Es sei dies keine Gründung wie

die anderen . Wen » die Regierung gerade den Bürgermeister

Eißel  in dem VerwaltungSausschusse der Rhciu - Nahe -Bahn

vertreten zu sehen wünsche , so habe das Bedeutung . Die

Secundärbahn stehe zur Königlichen Direktion in Beziehung,
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ein Lirecter Verkehr der Stadt mit der Dircction aber sei
nicht möglich und man habe deshalb den Bürgermeister
Eißel  als Commiffar gewählt . Derselbe habe freie Fahrt
auf der Bahn und könne also leicht und ohne Kosten für die
Stadt nach Köln , wo der Sitz der Direktion sei , fahren.
Er empfehle dringend den Antrag der Minderheit.

Minister Jansen : Im Namen der Staatsregierung
trete er der Ansicht entgegen , als ob es sich um einen per¬
sönliche  Interessen fördernden Gesetzentwurf handle . Rein
sachliche Erwägungen seien es , die die Regierung dazu
geführt . Lediglich maßgebend sei gewesen die Rücksicht auf
die Interessen der Stadt Birkenfeld . Große Opfer habe
dieselbe für die Bahn gebracht , viel müsse ihr daran gelegen
sein , bei der Verwaltung eine Vertretung zu haben , da die
Secundärbahn ganz abhängig sei von dieser Verwaltung.

Durch seine Stellung im VerwaltungSausschusse werde
dem Bürgermeister und damit auch der Stadt Gelegenheit
gegeben , persönliche Beziehungen und Verbindungen anzu¬
knüpfen , die ihr nur nützlich sein könnten . Auch würde die
Stellung der Stadt hierdurch selbständiger werden , sie würde
Sitz und Stimme in der Verwaltung haben und nicht als
bloße Bittstellerin auszntreten brauchen . Somit liege ein
Hauptinteresse der Stadt Birkenfeld vor , durch ihren Bürger¬
meister bei der Verwaltung vertreten zu sein . Der Abg.
Ahlhorn  habe Recht , am Principe sei festzuhalten , aber
schon die Zusatzbcstimmung zum Art . 29 des Civilstaatsdicner-
gesetzes enthalte eine Ausnahme davon , nämlich für Beamte,
welche im Interesse oder im Aufträge des Staates in eine
derartige Stellung einträten . Dies sei damals motivirt mit
der Stellung der Beamten zur Oldenburgischen Landesbank.
Das Princip werde also da nicht durchbrochen , wo es sich
um öffentliche  Interessen handle . Ein solches liege aber
auch hier vor . Dies sei anerkannt in dem mit der Rhein-
Nahe - Bahn abgeschlossenen Staatsvertrage , wo ausdrücklich
bestimmt sei , daß im Verwaltungsausschusse ein Oldenbur-
gischer Staatsangehöriger Sitz und Stimme haben solle.
Diese Stellung habe vielfach auch ein Nichtbeamter ein¬
genommen , jetzt aber , wo die Verhältnisse sich geändert und
das Interesse der Stadt gewachsen sei, müsse es ihr gestattet
fein , einen mit den Verhältnissen vertrauten Mann hin¬
zuschicken , ohne dabei auf seine Stellung als Beamter Rück¬
sicht nehmen zu brauchen . In erster Linie stehe die Stadt,
in zweiter erst der Bürgermeister . Von der Verstaatlichung
der Bahn sei ihm noch nichts bekannt , Gewißheit darüber
gebe es keineswegs , und falls auch die Verstaatlichung mi¬
tteten sollte , so würde es doch für die Stadt von großer
Bedeutung sein , während dieser Uebergangszeit im Ausschüsse
vertreten zu sein . Im Interesse der Stadt Birkenfeld em¬
pfehle er den Antrag der Minderheit.

Abg . Barnstedt : Auch er erkläre sich für den Antrag
der Minderheit , es sei die Annahme desselben ganz unbedenk¬
lich, da es sich lediglich um öffentliche Interessen handle.

Berichte . XXI. Landtag.

Abg . Borgmann : Wenn man allgemein ein so
großes Gewicht darauf lege , daß gerade der Bürgermeister
von Birkcnfeld diesen Posten bekleide , so stände dem mit
Genehmigung der Staatsregierung auch ja nichts entgegen.
Es handle sich hier nur um die Remuneration , die einmal
das Gesetz in solchen Fällen nicht wolle , und er finde es
sehr bedenklich , hiervon abzugehen.

Abg . Ahlhorn : Dasselbe wolle er betonen und be¬
merken , daß , falls mit der Uebernahme der Stellung wenig
Arbeit verbunden wäre , eine Remuneration nicht nothwendig
und damit auch kein Grund zu dem Gesetze vorhanden sei.

Minister Jansen : Dies halte er für durchaus un¬
billig , man verlange , daß Eißel  auf das verzichten solle,
was alle anderen Mitglieder des Ausschusses erhielten . Es
handle sich um städtische Interessen , und eine Remuneration
für deren Vertretung sei wohl zulässig.

Abg . Henn : Er sähe nicht ein , was für ein Interesse
vorliegen könne , die Remuneration zu entziehen . Dieselbe
sei einmal festgesetzt und wenn Eißel  dieselbe nicht erhalte,
würden die anderen Mitglieder des Verwaltungsausschuffes
sich darin theilcn . Die Stadt aber hätte für ihre Vertretung
dann besondere Kosten aufzuwenden.

Sodann wurde die Debatte geschlossen und zunächst über
den Antrag der Minderheit abgestimmt.

Derselbe wurde abgelehnt und ist der Antrag der Mehr¬
heit damit angenommen.

VIII . Bericht des Justizausschusses , betreffend den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Großherzogthum , betreffend das
Verfahren bei der Abnahme von Eiden . ( Aul . 3 .)

Zunächst wird der Antrag 1 und 3 , sodann Antrag 2
zur Discussion gestellt.

Die Anträge werben ohne Debatte angenommen.
IX . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

die Dienstwohnung des Oberförsters im Hasbruch . (Anl . 38 .)
Der Berichterstatter Abg . Barnstedt  beruft sich zur

Begründung auf die Vorlage der Regierung und beantragt:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß in Betreff der Dienstwohnung des Oberförsters
im Hasbruch so lange eine billige Ermäßigung an
der regulativmäßigen Micthe cintreten könne , als
nicht ein Neubau vorgenommen ist.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
X . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes,

betr . den Entwurf eines Gesetzes , betr . Abänderung des
Artikels I des Gesetzes vom 15 . Juni 1861 , die Reorganisation
der Wittwen - , Waisen - und Lejbrcntencaffe betr . ( Anl . 4 .)

Der Berichterstatter empfiehlt den Ausschußantrag zur
Annahme . Derselbe lautet:

Annahme des Gesetzentwurfs.
Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
XI . Mündlicher Bericht , betreffend die Verordnung

für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Aenderung der
2
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Nr. 37 ä. 2 der Tare zu dem Gesetze für das Herzogthum
Oldenburg vom 15. März 1870, betr. die Gebühren in Ver¬
waltungssachen. (Anl. 14.)

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle nachträglich der Verordnung seine
Genehmigung ertheilen,

wird ohne Debatte angenommen.
XII. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Ver¬

anschlag der Central-Einnahmen und-Ausgaben des Groß¬
herzogthums Oldenburg für die Jahre 1882, 1883 und
1884. (Anl. 30.)

Der Berichterstatter Abg. Ahlhorn  macht zunächst auf
folgenden Schreibfehler im Abklatsch aufmerksam: auf S . 33
Zeile 11 müsse es statt 121 000 ^ heißen 195 000 ^

Sodann werden die Anträge vom Präsidenten verlesen
und einzeln zur Debatte gestellt.

Zu §. 12 der Ausgaben nimmt daö Wort der
Abg. Ahlhorn ; Ihm sei die große für Pensionen

und Wartcgelder ausgesetzte Summe ausgefallen, er bitte die
Regierung dringend darum, auf die Verminderung derselben
bedacht sein zu wollen, einmal dadurch, daß die zur Dis¬
position gestellten oder pensionirten Beamten womöglich wieder
angestellt würden, sodann dadurch, daß nur in den drin¬
gendsten Fällen Pensionirungen einträten.

Reg.-Com. Heumann : Die Staatsregierung sei mit
dieser Tendenz durchaus einverstanden; aber mit den Neu¬
organisationen sei norhwendig eine Erhöhung der für Warte¬
gelder und Pensionen bestimmten Summen eingetreten, diese
vermindere sich jedoch naturgemäß allmählich wieder. Es
hange nicht vom Belieben der Staatsregierung ab, ohne
Weiteres eine Erhöhung oder Verminderung derselben vor¬
zunehmen, vielmehr entscheide nur das Interesse des Dienstes,
und werde nur in dringenden Fällen die Stellung eines
Staatsdieners auf Wartegeld vorgenommen. Im Uebrigen
sei das Streben der Regierung auch darauf gerichtet, wie
verschiedene Fälle bewiesen, wenn es irgend thunlich sei, die
Kräfte der auf Wartegeld stehenden Beamten für den Staat
anderweit wieder zu verwenden und womöglich die auf
Wartegeld Stehenden wieder anzustcllen.

Die Anträge werden angenommen.
XIII. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

die definitive Anstellung des OberbauinspectorS Scheffler
als Vorstand des Birkenfelder Katasterbureaus. (Anl. 9.)

Berichterstatter Abg. Keller : Er sei sehr für Sparen,
nun sei hier für Birkenseid noch ein Beamter mehr gekommen
und zwar ein Vorstand des Katasterbureaus, obgleich schon
ein Assistent dafür angestellt sei. Nach Erkundigungen, die
er bei Fachleuten eingezogen habe, sei dieser Beamte zu ent¬
behren. UebrigenS werde derselbe als Commissar bei Me¬
liorationsarbeiten benutzt, aber dazu könne doch einer der

Assessoren oder Negierungsrätheverwandt werden. Der
Ausschuß beantrage:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären
daß dem re. Scheffler  das Gehalt von 4200
wovon schon jährlich 4000 ^ in dem Regulativ
für diese Stelle vorgesehen, in der Weise verliehen
werde, daß die Großherzogliche Eisenbahnverwaltung
den 21. Theil dieses Gehaltes zu ersetzen, ebenso im
Falle einer Pensionirung oder Stellung zur Dis¬
position in gleichem Verhältniß Beitrag zu leisten habe.

Wegen der schlechten Finanzverhältnisse des Fürsten¬
thums beantrage er ferner:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß Großhcrzogliches Staatsministerium ersucht werde,
in Erwägung zu ziehen, ob die Stelle des Vorstandes
des Birkenfelder Katasterbureaus später nicht ganz
in Wegfall kommen könne und alsdann die dortigen
Karten rc. w. von dem hiesigen Vorstande jährlich
revidirt würden, in Anbetracht der traurigen Finanz¬
verhältnisse des Fürstenthums Birkenfeld, die doch die
größte Sparsamkeit erheischen sollten, wenn jemals
nur ein Theil der 50 Zuschlag in Wegfall ge¬
bracht werden könnte.

Auf die Anfrage des Präsidenten,  ob nicht verletzte
Passus: „wenn jemals nur ein Theil der 50 °/g Zuschlag in
Wegfall gebracht werden könnte," besser zu streichen sei, er¬
klärte der Abg. Keller,  er lege großes Gewicht auf die
Beibehaltung desselben.

Beide Anträge wurden sodann angenommen.
Hiermit ist die Tagesordnung erledigt.
Der Präsident  bemerkt, daß Anträge zu den heute in

erster Lesung angenommenen Gesetzentwürfen bis morgen
Abend8 Uhr einzubringen seien.

Sodann ersucht der Präsident  die Abgeordneten, ihm
oder dem Bureau für den Fall längerer Abwesenheit von
hier mündliche oder schriftliche Meldung von der Abreise und
Rückkehr machen zu wollen.

Des weiteren wurde das Präsidium beauftragt, zu dem
am 16. d. M. stattfindenden Geburtstage Seiner Königlichen
Hoheit des Erbgroßherzogs demselben telegraphisch die Glück¬
wünsche des Hauses zu übermitteln.

Der Präsident  theilt zum Schluß mit, daß die Tages¬
ordnung der nächsten Sitzung noch nicht bestimmt werden
könne, weil Vorlagen nicht in genügender Anzahl vorbereitet.
Sitzung und Tagesordnung sollten schriftlich mitgetheilt werden.

Schluß der SitzungV2I Uhr.
Der Berichterstatter:

Strackeyan.



Bericht
über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Vierte Sitzung.
Oldenburg , den 22 . November 1881 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung; 1. Wahl eines Mitgliedes und eines Stellvertreters für die verstärkte Ober -Ersatz -Commisston im
Herzogthum Oldenburg für die Jahre 1882/84 . (Anl . 4 S . 1.)

2 . Neuwahl eines dritten Ersatzrichters des Staatsgcrichtshofes . (Anl . 49 S . 250 .)
3 . Bericht des Verwaltungsausschusses über die Verordnung für das Herzogthum Oldenburg , be¬

treffend Ausführung des Neichsgesetzes vom 23 . Juni 1880 über die Abwehr und Unterdrückung
der Viehseuchen . (Anl . 25 S . 54 .)

4 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die Vorlage der Staatsregierung , betreffend Aus¬
führung des Reichsgesetzes vom 23 . Juni 1880 über die Abwehr und Unterdrückung von Vieh¬
seuchen. (Anl . 25 S . 55 .)

5. Desgleichen über die Vorlage der Staatsregierung , betreffend Verordnung für das Fürstenthum
Birkenfcld , betreffend Ausführung des Reichgesetzes vom 23 . Juni 1880 über die Abwehr und
Unterdrückung von Viehseuchen . (Anl . 25 S . 57 .)

6 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betreffend den Verkauf der zum Staatsgute gehörigen
Delmenhorster Schloßländereien . (Anl . 12 S . 15 .)

7 . Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Groß¬
herzogthum , betreffend das Verfahren bei Abnahme von Eiden . ( Anl . 3 S . 3 .)

8 . Bericht desselben Ausschusses , betreffend den Entwurf eines Gesetzes für das Großherzogthum,
betr . die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in Verwaltungssachen . ( Anl . 17 S . 30 .)

9 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betreffend Aenderung der im Gehaltsrcgulativ vom
3l . März 1870 sich befindenden Bemerkung : »Medizinal - und Veterinärwesen im Fürstenthum
Birkenfeld . " (Anl . 20 S . 45 .)

10 . Desgleichen , betreffend den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld , betr . Ab¬
änderung des Gesetzes vom 1. Mai 1865 , betr . die Einführung einer Einkommensteuer.
(Anl . 13 S . 16 .)

11 . Desgleichen des Justizausschuffes , betreffend den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg , betr . Abänderung der Artikel 19 und 44 des Gesetzes vom 3. April 1876 , betr.
die Einführung des Gesetzes über den Eigenthumserwerb an Grundstücken und deren dingliche
Belastung , sowie der Grundbuchordnung . ( Anl . 54 S . 261 .)

2 *
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12. Desgleichen, betreffend den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, bctr. Abände¬
rung der Artikel 18 und 17 des Gesetzes vom 28. Januar 1879, betr. die Einführung des
Gesetzes über den Eigenihumserwcrban Grundstücken und deren dingliche Belastung und der
Grundbnchordming. (Anl. 55 S . 262.)

13. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der Staatsregierung, betreffend die
Vergrößerung der Irren-Heilanstalt in Wehnen. (Anl. 35 S . 90.)

14. Desgleichen, betreffend die Vergrößerung des Männergefängniffeszu Vechta. (Anl. 34 S . 85.)
15. Desgleichen, betreffend den Ankauf von Grundstücken des Holzwärters Nie mann  zu Dwergte.

(Anl. 27 S . 59.)
16. Bericht des Justizausschusscs, betreffend den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck,

bctr. die Ausübung der Jagd. (Anl. 29 S . 67.)

Vorsitzender: Präsident Roggeinann.

Am Miuistertisch: Die Regicrungs-Commiffare Ober»
rcgierungsrath Mutzenbecher  und Miuisterialrath Flor;
später der Minister Jansen,  der Geh. Oberfinanzrath
vr . Janßen,  OberlandeSgerichtsrath Hattenbach,  Ober-
finauzrath Heumann,  RegierungSrath Mutzen decher,
Finanzrath Bucholtz.

Der Schriftführer Abg. Meyer  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  thcilt mit, daß das Präsidium dem
Aufträge gemäß daS Glückwunschtelegramm an Seine König¬
liche Hoheit den Erbgroßhcrzog abgesandt und darauf folgende
telegraphische Antwort erhalten habe:

Ich bitte Sie, dem versammelten Landtage des Groß¬
herzogthums meinen herzlichsten Dank für seine Glückwünsche
auszusprcchen, die mich diesmal ganz besonders erfreut
haben. Friedrich August,

Erbgroßherzog.
Der Präsident  macht ferner die Mittheilung, daß der

Abg. Scküler  noch immer krankheitshalber nicht in der Lage
sei, im Landtage zu erscheinen und deshalb um einen noch¬
maligen Urlaub von 10 Tagen nachsuche, sodann, daß der
Abg. de Cousser  für die heutige Sitzung beurlaubt sei.

Der von: Abg. Schüler  erbetene fernere Urlaub von
10 Tagen wurde vom Landtage bewilligt.

Der Präsident  zeigt darauf folgende Eingänge an:
1. Vorstellung und Bitte von Eingesessenen der Gemeinde

Dedesdorf, deS früheren Amts Landwührden, be¬
treffend anderweite Beordnung ihrer Gerichts- und
Verwaltungsverhältnisse.

An den Petüionsausschnß.
2. Petition des Gemeinderaths der Gemeinve Lang¬

warden, betr. (Übernahme von Unterstützungskosten
aus den Landarmenverband.

An den Verwaltungsarisschuß^ -
3. Bitte des Nordenhammcr Handelsvereins, betr. bal-

s dige Vollendung der Häfenanlagen zu Nordcnhamm rc.
An den Eiscnbahnausschuß.

4. Schreiben des Großhcrzoglichen Staatsministeriums
vom 14./16. November 1881 bei Vorlegung des
Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck,
betr. die Aufhebung deS tz. 16 iit. ä. der Landes¬
herrlichen Verordnung vom 4. October 1836 über
das Aufgebot und die Trauung künftiger Eheleute
und deSZ. 3 der Lendesherrlichcn Verordnung vom
27. September 1815, betr. die Einrichtung des Vor¬
münder- und PupillcnwesenS.

An den Justizausschuß.
5. Desgleichen vom 14./16. November 1881, betr. den

Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des
Fürstenthums Lübeck für 1882/84.

An den Finanzausschuß.
6. Desgleichen, betr. den Ankauf der stäuischcn Turn¬

halle zu Jever für das Marien-Gpmnasium daselbst.
An denselben Ausschuß.

7. Petition des BrinksitzersD. Ellinghausen  zu
Döhlen um Concession zum Betriebe einer Wirth-
schaft.

An den Petitionsausschuß.
8. Desgleichen des Gemeinderaths deS Fleckens Ahrens-

böck um Abänderung deS Gesetzes vom 6. Januar
1873, betr. die Wahlen zum Provinzialrathe des
Fürstenthums Lübeck, dahin, daß die Gemeinde Flecken
AhrenSböck künftig einen besonderen Wahlkreis zu
bilden und der Gemcinderath dieser Gemeinde als
Wahlcollegium einen Abgeordneten zum Provinzial¬
rathe zu wählen habe.

An denselben Ausschuß.
9. Desgleichen des LehrersG. Lampen  zu Löningen

um Erhöhung seines Wartegeldes.
An denselben Ausschuß.

10. Schreiben des Großhcrzoglichen Staatsministeriums
vom 15./18. November 1881, betr. den Abschluß
eines Vertrages zwischen Staat und Kirche im Für-
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stentpum Birkenfcld über eine von dem elfteren für
die kirchlichen Bedürfnisse zu zahlende Bauschsumme.

An den Finanzausschuß.
11. Schreiben desselben bei Vorlegung des Entwurfs

eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfcld, betr.
Zeit und Dauer der Schulpflichtigkeit.

An den VcrwaltungSausschuß.
12. Petition der Besitzer der zum vormaligen Vorwerk

Hohenhorst im Fürstenthum Lübeck gehörigen Grund¬
stücke, betr. Entschädigung für Heranziehung zu den
Gnissauer Kirchenlasten.

An den Finanzausschuß(mit Rücksicht daraus, daß
VorlageM 22 an diesen Ausschuß überwiesen ist).

13. Schreiben des Großhcrzoglichen Staatsministcriums
vom 16./19. November 1881 bei Vorlegung des
Entwurfs eines Gesetzes zur Abänderung und Er¬
gänzung des Gesetzes vom 22. Januar 1879, betr.
die Errichtung öffentlicher Schlachthäuser.

An den Verwaltungsausschuß.
14. Desgleichen, betr. den Entwurf eines Gesetzes über

die Einrichtung und Erhaltung des Katasters rc. im
Fürstenthum Lübeck.

An denselben Ausschuß.
15. Desgleichen, betr. Erhöhung der Position 1 des tz. 48

des Voranschlags der Ausgaben des HerzogthnmS
für 1882/84. — Vergütung des Hafenmeisters in
Elsfleth. —

An den Finanzausschuß.
16. Petition des Gemeindevorstehers Nieske zu Vestrup,

betr. Zuschuß zu der Chausseeanlage von der Essener
Gemcindegrenze über Lüsche und Vestrup zum An¬
schluß an die Amtsverbandchauffee von Vechta.

An den Finanzausschuß.
17. Desgleichen des Lehrers Steenken  zu Westerburg,

betr. Alterszulage.
An den Petitionsausschuß.

18. Desgleichen LeS Amtsvorstandes des Amts Vechta,
betr. den Bau einer Eisenbahn von Ahlhorn in süd¬
licher Richtung durch daS Amt Vechta.

An den Finanzausschuß.
19. Selbstständiger Antrag des Abgeordneten Rüdebusch

und Genossen, betr. Aufhebung des Brückengeldes zu
Dehland.

20. Desgleichen desselben, betr. Bewilligung von Mitteln
zum Ankauf von Feldsteinen in den ärmeren Ort¬
schaften und Colonien im Laufe des Winters als
Pflasterungsmaterial.

21. Petition der Eisenbahn-Hülfsarbeiter um Aufbesserung
ihrer Lage.

An den Eisenbahnausschuß.

22. Schreiben des Großherzoglichcn Staatsministeriums
vom 18./21. November 1881, betr. Beitragsverhält¬
nisse der drei Landestheile des Großherzogthumszu
den Tcsammtausgabendes Großherzogthums.

An den Quotenausschuß.
23. Petition von Fischern zu Oberhammelwarden rc., betr.

Anschaffung neuer Geräthe in Folge des Fischerei¬
gesetzes rc.

An den Verwaltnngsausschuß.
Der Landtag beschloß auf Anfrage des Präsidenten

beide vom Abg. Rüdebusch  Angebrachten selbständigen An¬
träge in Betracht zu ziehen und dieselben zunächst zur Be¬
richterstattung an Len Finanzausschuß zu verweisen.

Die Petition der Eisenbahn-Hülfsarbeiter wurde auf
Vorschlag des Abg. Wind Müller  an den Eisenbahnausschuß
zur Berichterstattung abgegeben.

Abg. Propping  fragt an , ob nicht für den Abg.
Schüler  ein anderes Mitglied in den Quotenausschuß ein-
treten könne.

Abg. Wagner : Auch er sei der Ansicht, daß nicht
länger gewartet werden könne; vielleicht wäre Abg. Schüler
bei seinem Eintritt in den Landtag noch so angegriffen, daß
er an den Berathungcn des Ausschusses doch nicht theilneh-
men könne.

Der Landtag erklärt sich mit dem Vorschläge des Abg.
Propping  einverstanden und schlägt der Präsident  vor,
die Neuwahl in der nächsten Sitzung vorzunehmcn, womit
die Versammlung einverstanden ist.

ES wird sodann zur Tagesordnung übergegangen.
I. Wahl eines Mitgliedes und eines Stellöertrcters

für die verstärkte Ober-Ersatz-Commission im Herzogthnm
Oldenburg für die Jahre 1882/84. (Anl. 1 S . 1.)

Auf Vorschlag des Abg. Windmüller  werden durch
Acclamation wiedergewählt der Oekonom v. d. Lippe  zu
Oldenburg als Mitglied für die verstärkte Ober-Ersatz-Com-
mission und als dessen Stellvertreter der Proprietair AbelS
zu Ostcrnburg.

II . Neuwahl eines dritten Ersatzrichters des Staats¬
gerichtshofes. (Anl. 49 S . 250.)

Die Wahl erfolgte durch Stimmzettel.
Von den abgegebenen Stimmen sielen 28 auf den Land¬

gerichtsrathv. Berg  zu Oldenburg, 2 auf den Obcramts-
richter Kleyboldt  zu Varel ; v. Berg  ist danach gewählt.

III . Bericht des Vcrwaltungsaueschusses über die Ver¬
ordnung für das Herzogthum Oldenburg, betr. Ausführung
des Ncichsgcsetzcs vom 23. Juni 1880 über die Abwehr
und Unterdrückung der Viehseuchen. (Anl. 25 S . 54.)

Da Vorlesung des Berichts, auch eine Berathung der
einzelnen Bestimmungen der Verordnung nicht gewünscht
wird, stellt der Präsident  den Antrag 1 des Ausschusses:
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der Landtag wolle der Verordnung en dloo nach¬
träglich zustimmen,

zur Debatte und giebt dem Berichterstatter Wenke  das Wort.
Berichterstatter Wenke : Der Ausschuß habe gegen

die Verordnung nichts zu erinnern gesunden und empfehle
er dem Landtage die Annahme des Antrages 1.

Der Antrag 1 wird angenommen.
Antrag 2:

der Landtag wolle die Staatsregierung ersuchen,
noch mehr approbirte Thicrärzte als geschehen mit
Wahrnehmung der gesetzlichen Functionen zu beauf¬
tragen.

Abg. Rüdebusch : Er habe es für bedenklich ge¬
halten, noch mehr Thierärzte als bisher hinzuzuziehen, sei
aber im Ausschuß mit dieser seiner Ansicht nicht durchgedrun-
gen. Später habe er die Frage noch einmal in Erwägung
gezogen und habe auch dann gefunden, daß eine Beauf¬
tragung von Thierärzten mit Wahrnehmung der gesetzlichen
Functionen in dem Umfange, wie es der Antrag 2 des
Ausschusses bezwecke, nicht richtig sei; nach seiner Ansicht
dürften nur erfahrene  Thierärzte von der Regierung zu
dieser Thätigkeit herangczogen werden.

Berichterstatter Wenke : Eine solche Ausdehnung, wie
sie der Abg. Nüdebusch aus dem Ausschußantrage Nr. 2
heraus interpretire, läge nicht in den Worten des Antrages
und sei ebenfalls nicht von dem Ausschuß beabsichtigt; letzterer
habe auch nur geeignete  Thierärzte im Auge gehabt und
sei also in diesem Punkte mit dem Abg. Rüdebusch  gleicher
Ansicht. Er empfehle dem Landtage den Antrag2 zur An¬
nahme.

Abg. Ahlhorn : Auch er habe sich zuerst gewundert,
daß dieser Antrag gestellt fei. Nachdem er aber gehört habe,
daß die neu zu engagirenden Thicrärzte keine Besoldung er¬
halten sollten, habe er seine ablehnende Stellung aufgegebcn
und sei jetzt unter dieser Voraussetzung für den Antrag.

Berichterstatter Wenke : Es sei die Ansicht des Aus¬
schusses gewesen, daß der Staatskasse durch diese Neuerung
keine besonderen Lasten erwachsen sollten.

Abg. Ahlhorn : Er bitte, diesen Zusatz ins Protokoll
aufnehmen zu wollen.

Ober-Regierungsrath Mutzenbecher : Die Staats¬
regierung werde davon ausgehen, daß durch die Annahme
des Antrages der in der Begründung zum Z. 18 des Vor¬
anschlages der Ausgaben des Hcrzogthums niedergelegten
Auffassung, daß die Staatsregierung sich Vorbehalte, die
Gebühren durch feste Vergütungen zu ersetzen, nicht habe
entgegengetreten werden sollen.

Im Uebrigcn habe er zu dem Anträge nur zu bemerken,
daß es nicht in der Absicht der Staatsregierung liegen könne,

approbirte Thicrärzte bloß mit Rücksicht aus die Märkte zu
beamteten Thierärzten zu stempeln.

Der Antrag2 wird angenommen.
IV. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschnsses

über die Vorlage der Staatsregierung, betr. Verordnung für
das Fürstenthum Lübeck, betr. Ausführung de's Reichsgesetzes
vom 23. Juni 1880 über die Abwehr und Unterdrückung
von Viehseuchen. (Anl. 25 S . 55.)

Der Berichterstatter Abg. Capell  empfiehlt die Ver¬
ordnung zur Annahme.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
V. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschnsses

über die Vorlage der Staatsregierung, betr. Verordnung für
das Fürstenthum Birkenfeld, betr. Ausführung des Reichs«
gesetzeS vom 23. Juni 1880 über die Abwehr und Unter¬
drückung von Viehseuchen. (Anl. 25 S . 57.)

Der Berichterstatter Abg. Wagner  erkennt die Zweck¬
mäßigkeit der Verordnung an mrd beantragt, den Antrag
des Ausschusses:

der Landtag wolle der von der Staatsregierung vor¬
gelegten Verordnung für das Fürstenthum Dirkenfeld
nachträglich seine verfassungsmäßige Zustimmung er-
th eilen,

anzunehmcn.
Der Ausschußantrag wird ohne Debatte angenommen.
VI. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr-

den Verkauf der zum Staatsgute gehörigen Dclmenhorster
Schloßländereien. (Anl. 12 S . 15.)

Berichterstatter Barnstedt : Für die Dclmenhorster
Schloßländercien, die bis dahin verpachtet gewesen seien,
wären neuerdings verschiedentlich Kauflicbhaber aufgetreten,
und empfehle es sich, da die Staatscaffe bei einem Verkauf
jedenfalls sich günstiger stehen würde, auf die Offerten der
etwaigen Reflectanten einzugehcn.

Um jedoch auch den Wünschen der Krankenanstalt»Peter-
Elisabeth-Krankenhaus" gerecht zu werden, beantrage die
Staatsregierung, da die Krankenanstalt wegen ihrer schlechten
Finanzlage nicht als Concurrentin bei einem öffentlichen Ver¬
kauf auftreten könne, dieser die gewünschten Parcellen durch
Verkauf unter der Hand zu überlassen.

Der Ausschuß beantrage, der Landtag möge dem An¬
träge der Staatsregierung seine Zustimmung ertheilcn; in
Bezug auf das Krankenhaus sei der Ausschuß durch die
Rücksicht auf den Wohlthätigkeitscharakter der Anstalt zur
Annahme des Regierungsantragcs bewogen worden.

Abg. Ahlhorn : Der Berichterstatter habe bereits
hervorgehoben, daß Billigkeitsgründe dafür sprächen, der
Krankenanstalt die (Übernahme der betreffenden Grundstücke
durch Verkauf unter der Hand anzubieten.
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Der Ausschuß wäre der Ansicht gewesen, daß dem
Krankenhause die Parcellen zu einem ganz billigen Preise
überlassen würden; er persönlich wäre für unentgeltliche Ueber-
lassung und würde auch einem diesbezüglichen Anträge der
Staatsregierung seine Zustimmung nicht versagt haben. Da
aber ein solcher nicht vorläge, so bitte er darum, dem Kranken¬
hause wenigstens für einen besonders billigen Preis die
Grundstücke zu verkaufen und empfehle er dem Landtage den
von der Negierung gestellten Antrag zur Annahme.

Der Antrag wird angenommen.
VII. Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung

des Entwurfs eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr.
das Verfahren bei Abnahme von Eiten. (Anl. 3 S . 3.)

Neue Anträge sind nicht gestellt und wird der Gesetz¬
entwurf ohne Debatte angenommen.

VIII. Bericht des Justizausschusses, betr. den Entwurf
eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr. die Zwangs¬
vollstreckung wegen Geldforderungen in Verwaltungssachen.
(Anl. 17 S . 30.)

Die Verlesung des Berichts wird nicht gewünscht, die
Anträge1, 2 und 3 des Ausschusses werden nach einander
zur Bcrathung und, nachdem der Berichterstatter auf das
Wort verzichtet hat, zusammen zur Abstimmung gestellt.

Die Anträge1, 2 und 3 werden angenommen.
Ausgleiche Weise werden die Anträge4 und5, Antrag 6,

Anträge 7 und 8, Anträge9 und 10 nach einander zur
Bcrathung gestellt und wie zusammengefaßt nach einander
angenommen.

Der Präsident  bestimmt, daß Anträge zur zweiten
Lesung bis morgen Abend eingereicht werden müssen.

IX. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.
Aenderung der im Gehaltsrcgulativ vom 31. März 1870
sich befindenden Bemerkung: »Medicinal- und Veterinärweseu
im Fürstenthum Birkenfeld". (Anl. 20 S . 45.)

Der Berichterstatter Keller  nimmt in der Begründung
des von dem Regierungsantragenicht abweichenden Ausschuß¬
antrages Bezug auf die Vorlage der Staatsregierung und
beantragt die Annahme desselben.

Der Amrag des Ausschusses wird angenommen.
X. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

den Entwurf eines Gesetzes für-das Fürstenthum Birkenfcld,
betr. Abänderung des Gesetzes vom 1. Mai 1865, betr. die
Einführung einer Einkommensteuer. (Anl. 13 S . 16.)

Berichterstatter Keller : Der vorliegende Gesetzentwurf
habe bereits die Zustimmung des Provinzialraths des Fürsten¬
thums Birkenfeld erhalten und wäre derselbe setzt in gleicher
Fassung dem Landtage zur Beschlußfassung zugegangen, nur
mit der Modifikation, daß die Streichung des §. 3 des Ent¬
wurfes von der Staatsregierung beantragt würde. Der
Wegfall dieses Paragraphen würde von der Regierung ge¬

wünscht, weil die Umlegung der Einkommensteuer im Fürsten¬
thum schon im vorhergehenden Jahre für das kommende
erfolge und es doch zweckmäßig wäre, wenn der Gesetz¬
entwurf bereits für die Schätzung pro 1882 in Kraft treten
könne. Allein wie die Verhältnisse in Birkenfeld lägen,
könnte der Gesetzentwurf der Schätzungsmethode doch nicht
mehr für das kommende Jahr zu Grunde gelegt werden,
weil die Schätzungen bereits im November geschähen und
theilweise jetzt schon beendigt seien. Deshalb beantrage der
Ausschuß unveränderte Annahme des Gesetzentwurfes.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
Anträge zur zweiten Lesung sind bis morgen Abend ein¬

zureichen.
XI. Mündlicher Bericht des Justizausschusses, betr.

den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg,
betr. Abänderung der Art. 19 und 44 des Gesetzes vom
3. April 1876, betr. die Einführung des Gesetzes über den
Eigenthumserwerb an Grundstücken und deren dingliche Be¬
lastung, sowie der Grundbuchordnung. (Anl. 54 S . 261.)

Berichterstatter Deeken : Die beabsichtigte Abänderung
beträfe die sog. alten Jngrossate; die meisten derselben, ja
man könnte sogar sagen, alle ohne Ausnahme hätten keine
Berechtigung mehr. Zur Beseitigung derselben sollten Con-
vocationen ergehen und bestimme das Gesetz eine zweimalige
Veröffentlichung. Es genüge jedoch einmalige  Veröffent¬
lichung, da die zweite gar keinen realen Werth habe.

Wenn ferner die Kosten der Veröffentlichung jetzt den
Besitzern der Grundstücke, auf welche die Jngrossate sich be¬
zögen, zur Last gelegt werden sollten, so wäre dies durchaus
nicht unbillig, da die Kosten nur die unsorgsamen träfen.
Zwar läge hierin eine Abwälzung einer Last vom Staate
auf Private, doch erledige sich auch dies Bedenken durch die¬
selbe Begründung. Außerdem träfe diese Last die Besitzer
nur gering, da die Kosten gemeinsam getragen würden und
es sich zudem nur um ein paar Druckzeilen handle, die
höchstens Ausgaben von 50 h bis 2 ^ verursachen könnten.

Die vom Staatsministcrium ausgestellte Berechnung wäre
wohl reichlich hoch gegriffen; so viel er erfahren hätte, wären
es nur etwa 10 °/g der Grundbesitzer, die durch diese Gesetzes¬
neuerung betroffen würden.

Er empfehle den Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine verfassungs¬
mäßige Zustimmung ertheilen,

zur Annahme.
Der Antrag wird angenommen.
XII. Mündlicher Bericht des Justizausschusscs, betr.

den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck,
betr. Abänderung der Artikel 18 und 47 des Gesetzes vom
28. Januar 1879, betr. die Einführung des Gesetzes über
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den Eigenthumserwerb an Grundstücken und deren dingliche
Belastung und der Grundbuchordnung. (Anl. 55 S . 262.)

Berichterstatter Deeken : Er könne nur dasselbe wieder¬
holen, was er schon bei der vorhergehenden Vorlage gesagt
habe, und empfehle auch hier den Antrag des Ausschusses
zur Annahme.

Der Antrag wird angenommen.
Anträge zu XI. und XII. zur zweiten Lesung sind bis

morgen Abend einzurcichen.
XIII. Mündlicher Bericht deö Finanzausschusses über

die Vorlage der Staatsregierung, betr. die Vergrößerung der
Irren-Heilanstalt in Wehnen. (Anl. 35 S . 90.)

Berichterstatter Tantzen : Nach der Vorlage der Staats¬
regierung hätte sich schon seit mehreren Jahren das dringende
Bedürfniß geltend gemacht, die Räumlichkeiten der Irren-
Heilanstalt zu Wehnen zu erweitern. Die Nothwendigkeit
einer solchen Vergrößerung beruhe größtentheils auf dem'
Mangel an Räumen zur Unterbringung von unheilbaren
Geisteskranken aus den gebildeten Ständen, sodann aber auch
auf der Unmöglichkeit, mit den vorhandenen Zellen das Be¬
dürfniß nach Unterbringung von heilbaren unruhigen und
namentlich unreinlichen Kranken zu befriedigen; außerdem sei
auf die Ansprüche des Direktors, des Verwalters, der Lehrer
und anderer Personen auf Zuweisung von geeigneten Familien¬
wohnungen Rücksicht zu nehmen. Allen diesen Bedürfnissen
solle nun durch den Bau einer separaten Wohnung für den
Direktor, den Verwalter, die Lehrer, die Köchin und Wäscherin
abgeholfen werden. Durch Benutzung der zur Zeit von diesen
Personen bewohnten Räume der Anstalt sei die Möglichkeit
gegeben, eine hinreichende Zahl von Zellen für unruhige und
unreinliche Kranke zu gewinnen und Platz für ruhige Irre
zu beschaffen. Die Kosten, welche von der Großherzoglichen
Baudirection auf 57 000 ^ veranschlagt seien, sollten Lurch
Aufnahme einer Anleihe gedeckt werden, deren Amortisation
in 20 Jahren vollendet sein solle. Die hierzu nöthige Summe
nebst Zinsen zu 4°/g würde jährlich 4200 betragen, die
theils aus den Mitteln des Suden'schen Fonds, thcils auS
den Einnahmen der Anstalt bestritten werden könnten. Der
Landtag müsse darüber schlüssig werden, ob er die Anleihe
genehmigen wolle und damit einverstanden sei, daß der
Staat das Risiko eines Zuschusses übernehme, der dann in
Frage käme, wenn die Mittel der Anstalt die Summe für
Verzinsung und Amortisation nicht aufbringen könnten.

Der Ausschuß habe gefunden, daß es durchaus wün-
schenswerth sei, wenn neue Räume zur Verfügung gestellt
würden. Er beziehe sich hier auf das von der Regierung
angesammelte Material und erinnere nur an die vielen Fälle,
in denen Kranke wegen Mangels an Räume hätten zurück¬
gewiesen werden müssen.

Etwas anders stelle sich der Ausschuß zu der Frage,
ob auch für den Assistenzarzt eine besondere Familienwohnung

nöthig sei; nach seiner Ansicht wäre es viel nothwendiger,
daß ein Arzt in der Anstalt selbst seine Wohnung nähme, da
doch häufig Fälle vorkämen, wo die sofortige Anwesenheit
desselben erforderlich sei.

Cs bliebe dann noch Raum genug für Krankenzimmer
über, außerdem wurden die Neubaukosten durch Ersparung
dieser Wohnung um ein bedeutendes rcvucirt. Die Anleihe
könne in diesem Fall auf 47 000 ^ beschränkt werden,
wodurch die jährlich aufzubringende Summe für Verzinsung
und Amortisation auf 3463 16 s, herabgesetzt würde.

Unter diesen Umständen würde das Risiko des Staates
ein geringeres und empfehle er dem Landtag, den Anträgen
der Staatsregierung mit diesen Modifikationen zuzustimmen.

Oberregierungsrath Mutzenbecher : Im Namen der
Staatsregiernng erkläre er, daß dieselbe mit dieser Ermäßi¬
gung der Bausumme einverstanden sei, da sie vorläufig von
der Anbringung einer Familien-Wohnung für den Assistenzarzt
in dem neuen Gebäude absehen wolle.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
XIV. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

die Vergrößerung des Männergefängnisses zu Vechta. (An¬
lage 34 S . 85.)

Berichterstatter Meyer : Es handle sich um die Ver¬
größerung des Männergefängnisses zu Vechta. Leider habe
sich im Laufe der letzten Jahre die Thatsache herausgestellt,
daß die Zahl der Sträflinge immer im Wachsen begriffen
sei. Zwar stelle sich das Verhältniß für Oldenburg günstiger
als für viele andere Bundesstaaten, aber dennoch sei der Zu¬
wachs immerhin so groß, daß die Räumlichkeiten des Männer-
gefängnisfes schon lange nicht mehr den Anforderungen ge¬
nügten. Das höhere Ziel der Bestrafung könne in Folge
dessen nicht mehr erreicht, die 1859 cingeführte Einzelhaft
nicht mehr durchgeführt werden.

Die Ausführung eines Neubaues sei zur zwingenden
Nothwendigkeit geworden. Die Motive der Regierung gäben
ein klares Bild von der Trostlosigkeit der Zustände. Die
Dringlichkeit der Vergrößerung der Anstalt sei dem Ausschuß
durch den langbcwährten Direktor derselben, Langreuter,
bestätigt worden.

Der von der Regierung gebilligte Plan sei praktisch der
vorzüglichste; nach jeder Richtung hin könne derselbe als vor¬
teilhaft nur anerkannt werden.

Die Kosten deS Neubaues wolle die Staatsregiernng
decken:

1. durch die zum Betrage von . . . . 60 500 ^
bei der Landesbank belegten Ersparnisse
der Fabrik der Strafanstalt,

2. durch die Einzahlungen der Fabrikcasse
zum Betrage der Restsumme von . . 53 900 „
bis zum 1. Januar 1884.

Summa: 114 400
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Es sei sehr angenehm, daß die Mittel schon vorhanden
wären und so zu sagen nur mobil gemacht zu werden brauch¬
ten, da die Landescasse auf diese Weise wenigstens nicht
direct Mittel zu bewilligen hätte.

Der Antrag des Ausschusses wird ohne Debatte an¬
genommen.

XV. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.
den Ankauf von Grundstücken des Holzwärters Niemann zu
Dwergte. (Anl. 27 S . 59,)

Berichterstatter Meyer : In Bezug auf das Thatsäch-
liche beziehe er sich auf die Vorlage der Staatsregierung.
Nach Ansicht des Ausschusses sei der Vorschlag der Regie¬
rung nach jeder Richtung hin acecptabel; daher beantrage er
die Annahme des Antrages.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
XVI. Bericht des Justizausschuffes, betr. den Entwurf

eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, betr. die Aus¬
übung der Jagd. (Anl. 29 S . 67.)

(Berichterstatter Decken.)
Verlesung des Berichts wird nicht gewünscht.
Der Antrag1 des Ausschusses:

die Artikel 1—7 des Entwurfs unverändert an¬
zunehmen,

wird, da das Wort nicht verlangt wird, sogleich zur Ab¬
stimmung gestellt; derselbe wird angenommen.

Antrag2 und Antrag3 werden daraus zur Berathung
gestellt.

Die Mehrheit des Ausschusses beantragt(Antrag2) :
unveränderte Annahme des Artikels8 des Entwurfes,

wogegen die Minderheit (Wcstphal)  den Antrag stellt
(Antrag3) :

den ersten Satz des Artikels8 des Entwurfes dahin
zu fassen:

„Für die Ausstellung einer Jagdkarte ist eine Ge¬
bühr von 9 -/A zu entrichten, welche in die Ge-
meindeeasse fließt",

im Uebrigen aber den Artikel8 anzunehmen.
Abg. Weftphal : Mit dem Provinzialrath des Für¬

stenthums Lübeck sei er der Meinung, daß die Jagdkarten¬
gebühr zum größten Theil von den Grundbesitzern aufgebracht
würde und sich eben so gut für die Gemeindecaffe eigne wie
die bereits den Gemeinden überwiesene Hundesteuer und die
Gebühr für Tanzlustbarkeiteu. Nach seiner Ansicht trage die
Jagdsteuer denselben Character wie die Hundesteuer; denn
ebenso wie die Hundesteuer das übermäßige Halten von Hun¬
den verhindern solle, so die Jagdsteuer das übermäßige Jagen.
Im übrigen möchte er noch erwähnen, daß nach den dem
Landtage von der Staatsregierung gemachten Mittheilungen
die Gemeinden im Fürstenthum mit Gemeindesteuern über- "

Berichte. XXl. Landtag.

bürdet seien, während die Landescasse die Jagdsteuer sehr gut
entbehren könne. Ihm sei im Ausschuß gesagt worden, es
sei einerlei ob die Jagdsteuer in die Staatscaffe oder in die
Gemeindecasse fließe; dies sei aber durchaus nicht der Fall;
denn wenn in der Staatscaffe Geld fehle, so würde dieser
Fehlbetrag durch eine höhere Einkommensteuer gedeckt, Ein¬
kommensteuer und Gemeindesteuer würden aber nach ganz
verschiedenen Grundsätzen aufgebracht. Es kämen Fälle vor,
daß zwei Grundbesitzer, von denen der eine 100 der
andere 40 ^ Einkommensteuer bezahle, zu den Gemeinde¬
kosten mit gleichen Beträgen herbeigezogen würden. Dies
käme daher, daß bei der Einschätzung zu den Gemeinde¬
steuern dem verschuldeten Grundbesitzer nicht alle Schulden
abgerechnet werden könnten, derselbe müsse also etwas ver¬
steuern, was er gar nicht besitze. Er sei der Ansicht, daß
man der Gemeindecaffe mehr Geldmittel zufließen lassen
müsse, weil dadurch der mit Schulden belastete Grundbesitzer
etwas entschädigt würde. Im übrigen würde ja durch die
Erhöhung der indirekten Steuern immer mehr Geld in die
Staatscaffe fließen, und müsse man eintretenden Falls dahin
streben, wenigstens eine theilweise Ueberweisnng desselben an
die Gemeinde zu erlangen. Daß bei der Einführung der
Jagdkarten kein Bedürfniß für mehr Steuern Vorgelegen
habe, das bewiesen die Voranschläge. Er sei der Meinung,
daß mehr Geld für die Jagdkarten eingchen würde, wenn
die Gebühr in die Gemeindecasse flösse, da die Gemeinde¬
vertretung besser als die Regierung dem unberechtigten Jagen
entgegentrcten könne. Die Polizei würde auch wenig Interesse
für die Sache haben, weil es keine Denunciantengebühr gäbe.

Ferner würde cs seines Erachtens nicht so sehr daraus
ankommen, daß das Jagdgesetz des Fürstenthums mit dem
des HerzogthumS völlig übereinstimme; es wäre doch auch
möglich, daß, wenn jetzt beide Jagdgesetze zusammen berathen
würden, sein Antrag angenommen würde. Uebrigens weiche
der Ausschuß in seinen Anträgen doch auch bedeutend von
der Vorlage ab.

Abg. Riidebusch : Er sei für den Antrag der Mi¬
norität, jedoch aus anderen Gründen. Nach seiner Ueber-
zeugung würden im Fall, daß die Jagdgebühren in die Ge-
meindecasse flössen, die Verpachtungen der Jagden befördert
— wenigstens würde dies in seiner Heimath der Fall sein—;
dieses allein genüge schon, um ihn für den Antrag der Mi¬
norität einzunehmen.

Regierungsrath Mutzenbecher : Durch den neuen
Gesetzentwurf würden keine Abweichungen von dem früheren
Recht im Fürstenthnm eingeführt: auch in den neuen Landes-
theilen sei der Ertrag der Jagden in die Landescasse geflossen.
Die Staatsregierung sähe sich nicht veranlaßt, hiervon ab¬
zuweichen.

Wenn der Ertrag den Gemeinden nach dem Vcrhältniß
ihres Areals zugewiesen werden solle, so halte er dies nicht

3
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für gerecht. Die Jagdsteuer wäre eine reine Vergnügungs¬
steuer, die mit dem Grundbesitz nichts zu thun habe.

Abg. Tantzen : Wenn soeben Wünsche nach Verpach¬
tungen der Jagden laut geworden wären, so wolle er hier
nur erklären, daß ein großer Thei'l des Landes gegen diese
Verpachtungen eingenommen sei.

Abg. Westphal : Dem Herrn Regierungscommissar
gegenüber wolle er bemerken, daß die Jagdkarten im cedirten
Gebiet ohne die Einwilligung des Provinzialraths und des
Landtags eingeführt worden wären. Später hätte der Pro¬
vinzialrath zur Herbeiführung der Gleichstellung des ganzen
Fürstenthums die Einführung der Jagdkarten für das ganze
Fürstenthum bewilligt. Wenn der letzte Grund nicht da¬
gewesen wäre, würde der Provinzialrath wahrscheinlich nicht
zugcstimmt haben.

Abg. Jken : Er könne sich dem Anträge der Minorität
nicht anschließen; in seiner Heimath wären Verpachtungen
der Jagd nicht erwünscht; überhaupt ließe das im Herzog¬
thum geltende Jagdrecht nichts zu wünschen übrig; höchstens
könnten vielleicht einige Aenderungen in Bezug auf die Schon¬
zeit eingeführt werden.

Abg. Rüdehusch : Als früher der Jagdgesetzentwurf
für das Hcrzvgthum dem Landtage Vorgelegen habe, habe er
schon darauf aufmerksam gemacht, daß die Jagderträge zum
Theil ganz bedeutende seien; dieselben könnten gut verwendet
werden für Schulzwecke und sei er deshalb für Ueberwcisung
an die Gememdecasse.

Abg. Borgmann : Er sei gegen gesetzlichen Zwang
zur Verpachtung; nach seiner Ansicht müsse Jedem die Wahl
bleiben, ob er verpachten wolle oder nicht.

Abg. Rüdebusch : Es läge durchaus nicht in seiner
Absicht, der Einführung staatlichen Zwanges daS Wort zu
reden; er wolle nur, daß die Verpachtung befördert würde;
dieses könne aber nur dann sicher erreicht werden, wenn der
Ertrag in die Gemeindccafse flösse.

Abg. Jken : Wenn die Ansicht des Abg. Rüdebusch
so verbreitet wäre, so begriffe er nicht, warum die Gemeinde¬
mitglieder nicht mit gemeinsamen Verpachtungen vorgcgangen
seien.

Darauf wird die Debatte geschloffen.
Der Antrag3 der Minderheit wird abgelehnt, der An¬

trag 2 der Mehrheit angenommeu.
Die Anträge4, 5 und 6 des Ausschusses werden nach

einander zur Berathung verstellt und angenommen.
Die Anträge7, 8 und 9 werden angenommen.
Die Anträge 10, 11 und 12 werden zur Berathung

verstellt.
Regierungsrath Mutzenbecher : Er empfehle dem

Landtage, es bei der Regierungsvorlagezu belassen, da diese
mit dem im Herzogthum geltenden Gesetze übercinstimme.

Wenn bemerkt würde, daß der Gemeinderath leichter zugäng¬
lich sei als die Regierung, so bezweifle er dies; die Zusammen¬
berufung des Gemeinderaths erfordere viel mehr Zeit als die
Beschlußfassung der Regierung.

Gegenwärtig liege in den neuen Landesthcilen die Jagd¬
verwaltung dem Gemeinderathe als Vertreter der Gesammt-
heit der Grundbesitzer ob; nach dem Entwürfe werde dies
Verhältniß künftig wegfallen; es liege daher durchaus kein
Grund vor, dem Gemeinderathe auf dem hier in Frage
stehenden Gebiete eine Entscheiduugsbesugniß cinzuräumen.

Die Ausschußanträge 10, 11 und 12 werden ange¬
nommen.

Gleichfalls werden die Anträge 13 und 14 einzeln, die
Anträge 15 und 16 zusammen, sowie der Antrag 17 an¬
genommen.

Die Anträge 18 und 19 werden zur Debatte verstellt.
Abg. Westphal : Wenn die Mehrheit sage, cs sei

kein Grund vorhanden, von der Regel, daß Strafgelder in
die Landescasse flössen, abzugehen, so möchte er doch bemerken,
daß diese Regel durchaus nicht feststehe; denn einmal sei im
Artikel 20 der Vorlage davon abgegangen, sodann sage die
revidirte Gemeindeordnung des Fürstenthums Lübeck im Ar¬
tikel 45 Z. 1, daß den Gemeinden Abgaben und Strafgelder
gesetzlich zugewicsen werden könnten.

Der Antrag 18 (Antrag der Minderheit) wird abgelehnt,
womit der Antrag 19 angenommen ist.

Die Anträge 20 und 21 werden zusammen angenommen.
Die Frist für Anträge zur zweiten Lesung wird auf

8 Tage normirt.
Abg. Windmüller : Der Eisenbahnausschuß Habe

einen Antrag gestellt, der leider nicht früher durch Abklatsch
hätte mitgetheilt werden können. Da die Sache Eile habe,
so ersuche er den Präsidenten, de» Antrag als den ersten
Gegenstand auf die folgende Tagesordnung zu stellen.

Abg. Wind Müller  verliest den Antrag:
der Landtag wolle beschließen, die Staatsregierung zu
ersuchen, daß statt des in der Anlage 36 vorgelegten
Voranschlags der Eisenbahn-Betriebscasse des Herzog¬
thums Oldenburg ein neuer detaillirtcr Voranschlag
nach dem neuen Buchungsplan aufgestellt werde; zu¬
gleich die Staatsregierung aufzufordern, dem Landtag
noch in dieser Session ein neues Gehaltsregulativ
für die Angestellten bei der Eisenbahn vorzulegen.

Abg. Ahlhorn : Es sei seines Erachtens wünschcns-
werth, wenn gleich über den Antrag abgcstimmt würde; doch
wüßte er nicht, ob die Vertreter der Staatsregierung sich
hierauf einlaffen könnten.

OberregierungsrathMutzenhecher : Die anwesenden
Vertreter der Staatsregierung seien nicht in der Lage, hier¬
auf sich zu erklären.
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Der Abg.  Propping  ersucht den Präsidenten, die
Wahl eines Mitgliedes für den Quotenausschuß auf die fol¬
gende Tagesordnung zu setzen.

Auf Vorschlag des Abg. Windmüller  wird der An¬
trag des Eisenbahnausschusses als erster Gegenstand aus die
nächste Tagesordnung gesetzt.

Tagesordnung für die nächste, auf den 23. November,
Morgens 10 Uhr, angesetzte Sitzung:

1. Antrag des Eisenbahnausschusses.

2. Wahl eines Mitgliedes des Quvtenausschuffes für
den erkrankten Abg. Schüler.

3. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag
der Ausgaben des Herzogthums Oldenburg für
1882/84.

Schluß der Sitzung 12^ Uhr.
Der Berichterstatter;

Müller.

3*



Bericht
über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.

Fünfte Sitzung.

Oldenburg , den 23 . November 1881 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : 1. Antrag des Eisenbahnausschuffes.
2 . Wahl eines Mitgliedes des Qnotenausschusses für den erkrankten Abgeordneten Schüler.

3 . Bericht des Finanzausschusses , betreffend den Voranschlag der Ausgaben  des Hcrzcglhums

Oldenburg sür 1882/84 . ( Anl . 39 S . 146 .)

Vorsitzender : Präsident Nkoggenrann.

Am Ministertische : Herr Minister Jansen  und die

Herren Regierungs -Commissare : Oberregierungsrath Mutzen¬

de ch er , Oberregierungsrath Rains au er , Ministerialrath

Flor,  Regicrungsrath von Buttel,  später Se . Crcellenz

Minister Ruhstrat,  Herr Minister Tappenbeck  und die

Herren Regierungs - Commissare : Geh . Oberregierungsrath

Steche,  Geh . Oberfinanzrath Or . Janßcn,  Obcrfinanz-

rath Heumaun,  Finanzrath Bucholtz.

Der Schriftführer Wallroth  verliest das Protokoll der

vorigen Sitzung ; dasselbe wird genehmigt.

Hierauf wird zur Tagesordnung übergegangen:

I . Antrag des Eisenbahnausschuffes:

der Landtag wolle beschließen , die Staatsregierung

zu ersuchen , daß statt des in der Anlage 36 vor¬

gelegten Voranschlags der Eisenbahn -Betriebscasse des

Herzogtums Oldenburg ein neuer detaillirter Vor¬

anschlag nach dem neuen Buchungsplan aufgestellt

werde ; zugleich die Staatsregierung aufzufordern,
dem Landtag noch in dieser Session ein neues Ge¬

haltsregulativ für die Angestellten bei der Eisenbahn

vorzulegen.

Berichterstatter Abg . Windmüller : Es könne schei¬

nen , als habe man hier eine kleine Ueberrumpelung beabsich¬

tigt , da der Antrag des Ausschusses erst so spät in die Hände

der Staatsregierung und der Landtagsmitglieder gelangt sei.

Dies sei indeß durchaus nicht der Fall , vielmehr habe der

Antrag in der Expedition eine Verzögerung erfahren und sei

hierdurch die Verspätung verursacht worden . Da aber die

Sache große Eile habe , insofern der Ausschuß nicht weiter

arbeiten könne , sei im Einverstäudniß mit dem Herrn Präsi¬

denten die Berathung derselben auf die heutige Tagesordnung

gesetzt worden . In Betreff der Begründung seines Antrages,

und zwar zunächst des ersten Thcits desselben , habe er Fol¬

gendes zu bemerken . In den Betriebsergebniffen der letzten

Finanzperiode habe sich ein so abweichendes Resultat von den

Voranschlägen ergeben , daß das Land mit einer gewissen

Beunruhigung und Mißtrauen die Verwaltung der Eisenbahn

betrachte . Man sage sich allerdings , daß zum großen Theile

die schlechten Zeiten an diesem traurigen finanziellen Resultate

Schuld seien , glaube aber , daß auch noch andere nicht klar

hervortrctende Ursachen hierbei wirkend gewesen sein möchten.

Der Landtag habe sofort nach seinem Zusammentretcn die

Nothwendigkeit Ungesehen , einen eigenen Ausschuß einzusetzen,

um den vorgelegten Eisenbahn -Etat und alle auf die Eisen¬

bahn bezüglichen Vorlagen zu prüfen . Es sei dies geschehen

einmal , um den ohnedies schon stark engagirten Finanzaus¬

schuß zu entlasten , sodann , um dem Eisenbahnausschuß die

nöthige Zeit und Muße zu lassen , dem Lande die nöthige

Klarheit und Einsicht in die sehr verwickelten Verhältnisse der

Eisenbahn -Verwaltung zu verschaffen . Dieser Ausschuß nun

habe sich in mehreren Sitzungen theils mit , theils ohne Re-

gierungs -Commissar eingehend und sorgfältig dieser Aufgabe
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gewidmet. Indem man aber die einzelnen Positionen an der
Hand der in den letztverflossenen Jahren gewonnenen Resul¬
tate geprüft habe, sei man dabei bald auf so große zusammen¬
gefaßte Posten gestoßen, deren nähere Specialisirung zwar
seitens des Ausschusses erstrebt, aber nicht in genügender
Weise ertheilt sei, daß man schließlich zu dem Entschluß ge¬
kommen sei, einen neuen Voranschlag nach dem Muster des
neuen Buchungsformnlars, wie es zum 1. Januar bei unserer
Eisenbahn-Verwaltung cingeführt werden solle, zu beantragen.
Beispielsweise sei bei den Einnahmen aus dem Personen-
und Güterverkehr, sodann bei den Einnahmen aus den Pach¬
tungen, Miethen re. in dem neuen  Buchungsfvrmular
größere Specialisirung vorhanden. Sodann enthalte K. 7
der Ausgaben die Summe von 368 000 ^ Hierüber sei
nur eine dürftige Auskunft ertheilt worden. Anfänglich sei
diese Position auf 380 000, 388 000, 401 000 ^ von der
Eisenbahn-Direction eingesetzt, aber anscheinend vom Staats¬
ministerium ans 368 000 ermäßigt worden. Es seien
hier also 30 000 gestrichen worden. Ebenso seien bei den
zu ß. 8 und Z. 10 eingesetzten Summen von 125 000 und
490 000 ^ größere Summen gestrichen. Alles dies, ohne
daß irgendwie begründet werde, welche einzelnen Kategorien
dieser Posten den Abstrich erlitten.

Bei der eingehenden Bcrathung der Vorlage der Eisen-
bahn-Betriebscasse habe sich herausgestellt, daß eine möglichst
baldige Erledigung des Baues nothwendig sei, da sich ein
klares Bild in Folge der Verquickungen des Baues mit dem
Betriebe nicht gewinnen lasse. Der Bau hätte 1877 beendet
sein sollen und wären damals die Mehrerforderniffe dazu
vom Landtag bewilligt worden. Jetzt komme man wieder
mit ganz ungeheueren Mchrforderungen, ohne daß man ein
klares Bild darüber habe. Man könne aus diesem ewigen
Dilemma nur herauskommen, wenn dem ganzen Bau schleu¬
nigst ein Ende gemacht werde. Es könnten dann die sämmt-
lichen Stellen neu beordnet werden und bezwecke der zweite
Theil des Antrags, der Staatsregierung Gelegenheit zu geben,
die Neubeordnung der Gehaltsregulative, welche sich als
nothwendig herausgestellt habe, zu bewirken.

Minister Jansen : Die von dem Staatsministerium
gemachte Vorlage betreffend den Voranschlag der Einnahmen
und Ausgaben der Eisenbahn-Betriebscasse sei im Wesent¬
lichen nach denselben Grundsätzen ausgestellt, wie sie bisher
stets maßgebend gewesen seien. Diese Art der Aufstellung
habe bisher seitens des Landtags irgend welche Beanstandung
nicht gefunden, man habe daher auch keinen Grund gehabt
in der Methode zu wechseln, zumal die hier aufgestellten
Voranschläge mehr in das Detail gingen, als es in anderen
Staaten , beispielsweise in Preußen, der Fall sei. Falls
jedoch seitens des Ausschusses so großer Werth auf eine
größere Detaillirung des Voranschlages gelegt werde, so sei
dem gegenüber zu bemerken, daß eine solche sich allerdings
werde ermöglichen lassen. Andererseits aber wolle er cs auch

nicht unterlassen, ausdrücklich darauf aufmerksam zu machen,
daß cs bei einer Verwaltung, wie die der Eisenbahnen,
welche so ausgedehnt und so beweglich sei, wo die Verhält-
nisse und Bedürfnisse im Voraus so wenig zu übersehen
wären, große Schwierigkeiten habe, auf einen Zeitraum von
3 Jahren hinaus so detaillirte Voranschläge aufzustellen, wie
es seitens des Ausschusses gewünscht werde. Diese Schwierig¬
keiten würden naturgemäß wachsen, je Letaillirter die einzel¬
nen Positionen aufgeführt würden. In diesem Falle sei ein
Ausgleich innerhalb der einzelnen Positionen, wie er bei
größeren Summen eher stattfinden werde, kaum zu erwarten.
Jedenfalls würde die Unzuverlässigkeit der Voranschläge zu¬
nehmen, je mehr dieselben genöthigt seien in das Detail zu
gehen. Jndeß werde die Staatsregicrung auf Antrag die
Sache in baldigste Erwägung ziehen.

Was den zweiten Theil des Antrags beträfe, wonach
noch in dieser Session die Vorlage eines neuen Gehalts¬
regulativs gewünscht werde, so wolle er seine Ueberzeugung
nicht zurückhalten, baß der Ausschuß die mit Erfüllung dieser
Forderung verbundenen Schwierigkeiten zu unterschätzen scheine.
ES würde dazu umfassender Vorbereitungen und eingehendster
Erwägungen hinsichtlich organisatorischer und persönlicher
Verhältnisse bedürfen. Hierbei aber mit Ueberstürzung vor¬
zugehen, würde sich rächen. Nach seiner Ansicht sei es außer¬
ordentlich schwer, wenn nicht geradezu unmöglich, in wenigen
Monaten ein derartiges Gehaltsregulativ vorznlegen. Das
Resultat einer Erwägung dieses Theiles des Antrags würde
also aller Wahrscheinlichkeitnach negativ ausfallcn.

Abg. Windmüller : Dem Herrn Minister gegenüber
wolle er bemerken, daß er die von diesem ausgestellte Ansicht,
wonach mit der größeren Deraillirung die Schwierigkeiten
so groß sein würden, nicht für richtig halten könne, es seien
doch gewisse Positionen vorhanden, die ziemlich gleichmäßige
Erträge liefern würden, wie beispielsweise die Pachtungen,
Micthe rc. von Restaurationen und dergleichen. Durch eine
eingehende Detaillirung aber werde dem Landtage die Ueber-
sicht erleichtert werden und würde derselbe von Jahr zu Jahr
mehr Klarheit über diese Sache bekommen.

Er verkenne die großen mit der Ausarbeitung eines
neuen Gehaltsregulativs naturgemäß verbundenen Schwierig¬
keiten nicht, habe aber geglaubt̂ da die Staatsregierung in
den Motiven anführe, daß sie bereits ein neues Gehaltsrcgu-
lativ in Aussicht genommen, indeß davon Abstand genommen
habe, weil erst weitere Erfahrungen gemacht werden sollten,
welche Vereinfachung in der Organisation nach definitiver
Beendigung des Baues eintreten werde, daß bereits Vor¬
arbeiten vorlägen und deshalb die Sache in etwa 14 Tagen
beendet werden könnte. Wenn es in der That für die Re¬
gierung -nicht möglich sei, wolle der Ausschuß den zweiten
Theil des Antrages eventuell fallen lassen.

Reg.-Com. Ramsauer : Nachdem der Herr Minister
die Erklärung abgegeben, daß dem Wunsche des Eisenbahn-
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ausschusses nach weiterer Detaillirung des Voranschlages

principielle Bedenken nicht entgegen ständen , könne es den

Anschein haben , als ob die Vorlage in ihrer gegenwärtigen

Gestalt die Positionen zu summarisch zusammenfaffe . Zur

Aufklärung dürfte eine kurze Bezeichnung der bei uns üblichen

Nomenklatur am Platze sein . Unter einem Buchungsplane

verstehe man das Schema , nach welchem die stattgchabten

Ausgaben eingetragen würden , ohne Rücksicht darauf , ob der

Betrag den in Aussicht genommenen Summen des Voran¬

schlags oder Etats entspräche . Als Voranschlag werde die

Vorlage bezeichnet , welche für eine dreijährige Periode von

der Staatsregierung dem Landtage vorgelcgt und unter dessen

Mitwirkung festgestellt werde . Der Etat endlich enthalte den

Anschlag für das laufende Jahr , welchen die Eisenbahnver¬

waltung im Rahmen des Voranschlages dem Ministerium

zur Feststellung unterbreite . Hieraus ergebe sich , daß die

drei Schemata zwar eine innere Verwandtschaft hätten , aber

einen wesentlich verschiedenen Zweck verfolgten und deshalb

im Grade der Specialisirung von einander abweichen müßten.

Zweckmäßig , wenn nicht geradezu nothwendig , sei es daher,

daß die Ausführung der drei Arbeiten harmonire , daß die¬

selben so zu sagen concentrische Kreise bildeten , ohne daß

damit gesagt sei , die Radien dieser Kreise müßten dieselbe

Länge haben . Im Buchungswesen sei eine nicht unwesent¬

liche Aenderung dadurch eingetretcn , daß unter Vermittelung

des Reichseisenbahnamtes eine Vereinbarung für ganz Deutsch¬

land getroffen worden , welche gleichartige Rubriken für alle

Eisenbahn -Einnahmcn und -Ausgaben ausstclle , um die Zu¬

sammenstellung und Vergleichung zu erleichtern . Der Zweck

dieser einheitlichen Einrichtung sei ausschließlich ein statistischer.

Auf dieser Grundlage habe die diesseitige Eisenbahn - Verwal¬

tung für ihre Zwecke einen im Einzelnen zum Theil näher

specialisirten Buchungsplan aufgestellt . Einen Voranschlag

für die Landesvertretung habe bislang keine deutsche Negie¬

rung auch nur annähernd so weit detaillirt , daß derselbe den

Paragraphen des Buchungsplans entspräche . Da indessen

die diesseitige Praxis bereits bis an die Grenze hinangehe,

lasse sich unbedenklich auch noch der Schritt thun , daß man

sich dem Schema des Duchungsplanes thunlichst accommodire.

Damit sei allerdings im Großen und Ganzen das äußerste

Maß der Detaillirung erreicht , deren Bedenken unverkennbar

darin beständen , daß jede weitere Auflösung den Grad der

Wahrscheinlichkeit einer Übereinstimmung zwischen Anschlag

und Wirklichkeit verringere . Dabei müsse bemerkt werden,

daß schon bislang im Ausschüsse nähere Details zu den ein¬

zelnen Positionen bereitwilligst ertheilt seien und zwar erheb¬

lich weitergehend , als es dem Texte des Buchnngsplanes

entspräche , während man der Ansicht gewesen sei, daß manche

Specialisirungen für den gesummten Landtag kein Interesse

böten . Uebrigens sei der tatsächliche Erfolg des vorliegenden

Antrags als erheblich nicht zu bezeichnen . Die Eisenbahn-

Verwaltung sei in der Lage , im Laufe des heutigen Tages

die gewünschte neue Grnppirung der Zahlen zusammenzu¬

stellen.

Zu dem zweiten Theile des Ausschußantrages habe er

nur bezüglich der Motivirung noch einen Widerspruch geltend

zu machen . Das Ersuchen um Vorlage eines Regulativs

sei mit dem Wunsche motivirt , daß nicht fernerhin weitere

Ansprüche an das Baucapital gemacht würden . Diese Be¬

fürchtung sei vollständig ausgeschlossen , da nach der Vorlage

mit Ablauf dieses Jahres irgend welche persönliche Ausgaben

auf die alten Strecken L evrcko des Baues nicht mehr zur

Verausgabung gelangten.

Abg . Windmüller : Es könne den Anschein haben,

als habe der Ausschuß etwas verlangt , was mit ungemeinen

Schwierigkeiten verknüpft sei , dies sei indeß durchaus nicht

der Fall . Schon seit Jahren gebe die Eisenbahn -Direction

Jahresberichte heraus , welche ein sehr werthvolles statistisches

Material enthielten und woraus der Ausschuß auch mcisten-

theils seine Studien für die im Voranschläge eingestellten

einzelnen Positionen gemacht habe . Im Anschlüsse an das

Reichseisenbahn -Buchungsformular habe nun die Eisenbahn-

Direction ein neues Buchungsformular ausarbeiten lassen,

welches erfreulicher Weise sehr detaillirt sei und die lleber-

stcht wesentlich erleichtere . Eben dieses Buchungsformular

wünsche der Ausschuß den jetzigen und künftigen Voranschlä¬

gen zu Grunde gelegt zu sehen und bitte er deshalb um An¬

nahme des Ausschußantrages.

Was den zweiten Theil des Antrages anlange , so er¬

suche er den Herrn Präsidenten den Ausschußantrag in zwei

Anträge zu zerlegen und dieselben getrennt zur Abstimmung

zu bringen , da er nach den Bemerkungen des Herrn Mini¬

sters nicht verkenne , daß ein neues Regulativ seine großen

Schwierigkeiten habe und er nicht wolle , daß darüber unge¬

bührlich lange Zeit verloren gehe.

Der Präsident  verstellt zunächst zur Annahme den

Antrag 1:

der Landtag wolle beschließen , die Staatsregierung

zu ersuchen , daß statt des in der Anlage 36 vorge-

lcgten Voranschlages der Eisenbahn -Betriebscaffe deS

Herzogthums Oldenburg ein neuer detaillirter Vor¬

anschlag nach dem neuen Buchungsplane aufgestellt
werde.

Der Antrag wird angenommen.

Sodann wird der Antrag 2:

der Landtag wolle beschließen , die Skaatsregierung

aufzufordern , dem Landtage noch in dieser Session

ein neues Gehaltsregulativ für die Angestellten bei

der Eisenbahn vorzulegen,

angenommen.

II . Wahl eines Mitgliedes des Quotenausschusses für

den erkrankten Abgeordneten Schüler.
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Abg. Tantzen : Er schlage vor, daß an Stelle des
erkrankten Abgeordneten Schüler der Abgeordnete Hcnn
per Acclamation in den Qnotenausschuß gewählt werde.

Der Präsident : Diese Art der Abstimmung sei zu¬
lässig, falls kein Widerspruch von Seiten der Versammlung
erhoben werde.

Widerspruch erfolgte nicht und der Abgeordnete Henn
wurde per Acclamation in den Quotenausschuß gewählt.

III . Bericht des Finanzausschusses, betreffend den Vor¬
anschlag der Ausgaben  des Hcrzogthums Oldenburg für
1882/84. (Aul. 39 S . 146.)

Der Präsident  verlas die AusschußanträgeM. 1—4.
Die Berathung über den Z. 3 des Voranschlags wurde

ausgesetzt.
Die Anträge M 1 dis 4 incl. werden ohne Debatte

angenommen.
Antrag M. 5:

der Landtag wolle für die öffentliche Bibliothek in
Oldenburg für 1882, 1883 und 1884 jährlich
16 588 ^ bewilligen.

Rcg.-Com. Flor : Er beantrage, die Berathung über
den K, 6 bis nach Erledigung des Z. 143 auszusetzen.

Abg. Tantzen : Im Namen des Finanzausschusses
könne er sich mit der Aussetzung der Berathung einverstanden
erklären.

Der Präsident  bemerkte, daß der Antrag des Re-
gierungs-Commissars für genehmigt gelte, falls kein Wider¬
spruch erfolge.

Widerspruch wurde nicht erhoben.
Es wurden sodann die Anträge 6—10 zur Be¬

rathung gestellt und ohne Debatte angenommen.
Zu dem Anträge M 11:

der Landtag wolle den tz. 17 für den Fall annehmen,
Laß die Vorlage der Staatsregierung , betreffend die
Vergrößerung der Irrenheilanstalt in Wehnen, die
Genehmigung des Landtags erhält,

wird das Wort ertheilt dem
Berichterstatter Abg. Tantzen : Da in der gestrigen

Plenarsitzung die Vorlage, betreffend die Vergrößerung der
fraglichen Anstalt, genehmigt worden sei, stelle er im Namen
des Ausschusses den Antrag M 11 dahin:

der Landtag wolle den Z. 17 annehmeu.
Die Anträge M. 11 bis 14 incl. werden ohne Debatte

angenommen.
Au dem Anträge -V». 15:

der Landtag wolle die ZZ. 24 bis 29 incl. annehmcn,
erhält das Wort:

Berichterstatter Abg. Tantzen : Die Bewilligung der
H. 26 beantragten Zuschüsse könne nicht in Frage kommen,
La dieselben auf Verträgen beruhten. Er wolle sich nur
einige wenige Bemerkungen erlauben, die, wie er glaube

annehmen zu dürfen, wohl von allgemeinerem Interesse sein
würden. Was zunächst die landwirthschaftliche Schule in
Cloppenburg anlange, so werde dieselbe zur Zeit von 15
Schülern besucht. Da der Staatszuschuß für diese Schule
5600 ^ betrage, so habe der Staat für jcden Schüler
360 aufzuwenden. Aehnlich liege die Sache in Varel.
Diese Schule erhalte einen Staatszuschuß von 8400 ^ und
da augenblicklich 31 Schüler an dem landwirthschaftlichen
Unterrichte theiluähmen, koste jeder derselben dem Staate
jährlich 271 Für beide Schulen zusammen genommen,
mache das bei einem Zuschuß von 14 000 ^ und zusammen
46 Schülern für jeden Schüler 305 ^ Staatszuschuß.

Zu §. 28 bemerkt der
Abg. Ahlhorn : Bei der Berathung des §. 28, betr.

die Beförderung der Pferde- und Nindviehzucht, habe der
Finanzausschuß folgenden Antrag beschlossen, den er im
Namen des Ausschusses mittheilen wolle:

die Grvßherzogliche Staatsregierung wird ersucht,
dem nächsten ordentlichen Landtage einen neuen Gesetz¬
entwurf, die Verbesserung der Pferdezucht im Herzog¬
thum betreffend, vorzulegen.

Der Entwurf müßte ähnlich wie der jetzt vorgelegte Ent¬
wurf des Stierkvhrungsgesetzcs auf Selbstverwaltung beruhen
und darin ausgesprochen werden, daß die Zahl der von
der Staatsregierung ernannt werdenden ordentlichen Mit¬
glieder nicht mehr wie zwei(von denen einer als Vorsitzender)
betragen dürfe, und ferner, daß die Achtsmänner nicht von
der Staatsregierung ernannt, sondern von den Amtsräthen,
wenn auch mit gewissen Einschränkungen, gewählt würden.

Zur Ausführung und Begründung dieses Antrags wolle er
sich erlauben, kurz das bisherige bei Len Köhrungen und
Prämiirungen der Hengste geltende Verfahren vorzuführen.
Das Gesetz, welches dieses Verfahren regele, sei übrigens
schon aus dem Jahre 1861, sodann fänden sich noch Ver¬
ordnungen aus den Jahren 1875 und 1879, so daß also
schon der Uebcrsichtlichkeit wegen der Entwurf eines neuen
Gesetzes sich empfehle. Die KöhrungSrommission bestehe nach
dem erwähnten Gesetze aus drei ständigen Mitgliedern, dar¬
unter ein Vorsitzender und ein eoncesstonirter Thierarzt, und
wenigstens sieben nichtständigen Mitgliedern, den sogenannten
Achtsmäunern. Die erstgenannten würden sämmtlich von
dem Staatsminlsterium ernannt, die Wahl der Achtsmänncr
geschehe in der Weise, daß die Regierung aus den von den
Amtsräthen vorgeschlagenen Pferdekcnncrn die nöthige Zahl
zu Achtsmännern ernenne. Mit dieser Art der Zusammen¬
setzung sei man im ganzen Lande unzufrieden. Damit wolle
er jedoch, um Mißdeutungen vorzubeugen, durchaus nicht
etwa gegen den. zur Zeit als ständiges Mitglied fungirenden
Thierarzt irgend etwas gesagt haben, im Gegentheil, mit
diesem sei man im Lande sehr zufrieden. Er kenne aber
Fälle, wo die Staatsregierung aus den von den Amtsräthen
vorgeschlagenenPersonen gerade die zu Achtsmäunern ernannt



24

habe , welche erst in letzter Linie vorgcschlagen seien , dagegen

habe man die einstimmig vorgeschlagenen entgegen den Wün¬

schen des Amtsraths nicht gewählt . Daraus wolle er jedoch

dem Ministerium keinen Vorwurf machen , da die Achtsmänncr

wohl nach dem Vorschläge des Vorsitzenden der Commision

ernannt würden . Aber auch abgesehen davon , daß die

Staatsregierung die sämmtlichcn Mitglieder zu ernennen habe,

sei man auch mit dem bei den Köhrungen und Prämiirungcn

geltenden Verfahren unzufrieden , da das Laienelcment gegen¬

über den ständigen Mitgliedern hierbei zu sehr im Nachtheil stehe.

Bei den Köhrungen fungirten fünf Mitglieder , davon seien

drei ständige , und nur zwei Achtsmänncr . Die Laien seien

also bei den Abstimmungen , wo Stimmenmehrheit entscheide,

stets in der Minderheit . Bei den Prämienvertheilungen

träten zu den drei ständigen Mitgliedern sieben Achtsmänner

hinzu , hier müsse , damit eine Prämie ertbeilt werden könne,

sowohl die Mehrheit der ständigen Mitglieder , als auch die

der Achtsmänncr sich für die Zuerkenuung aussprechcn . Wenn

also auch die sieben Achtsmänner einstimmig für die Zu¬

erkennung seien , so könnten sie doch damit nicht dnrchdringen,

wenn sich nur zwei ständige Mitglieder dagegen erklärten.

Man sei im Publikum in Folge dessen mißtrauisch geworden.

So habe , um aus eigener Erfahrung zu sprechen , vor drei

Jahren in Butjadingen ein junger -Hengst die erste Prämie

erhalten , ohne sich durch eine besondere Nachzucht ausgezeichnet

zu haben , und andererseits sei ein Hengst aus dem Han-

növerschen , der überall prämiirt worden sei , nur deshalb

nicht mit der ersten Prämie bedacht worden , weil er keine

besondere Nachzucht gehabt habe . Das sei nicht gleiches

Recht für Alle . Er wünsche , daß die für Sticrköhrungen

in dem Entwürfe aufgestellten Bestimmungen , welche allgemein

gebilligt würden , auch für die Hengstköhrungen möchten ent¬

sprechend Geltung bekommen.

Der Präsident  stellt nach eingeholter Genehmigung

diesen Antrag sofort zur Berathung.

Minister Jansen : Die Staatsregierung handle bei

der Leitung des Köhrungswesens streng nach den Gesetzen

und seien ihr Beschwerden in dieser Beziehung bisher nicht

zur Kenntniß gekommen . Man werde übrigens gerne bereit

sein , in Erwägung zu ziehen , ob und inwieweit sich eine

analoge Ausdehnung der für die Stierköhrung in Geltung tre¬

tenden Bestimmungen auf die Hengstköhrungen empfehlen lasse.

Abg . Jken : Er könne dem Abg . Ahlhorn  nur bci-

stimmcn , da ihm ( Redner ) aus eigener Erfahrung Fälle be¬

kannt seien , wo die vom Amtsrathe mit Einstimmigkeit oder

doch mit Stimmenmehrheit vorgeschlagenen Personen nicht zu

Achtsmännern ernannt worden seien . Es sei selbstverständlich,

daß der AmtSrath den größten Werth darauf lege , daß

Männer nach seiner Wahl ernannt würden . Sodann sei

das Amt oder das Ministerium auch gar nicht in der Lage,

über die Qualification der betreffenden Personen zu Achts«

männcrn ein solches Urtheil zu haben , wie cs der Amtsrath

erklärlicherweise besitze . Es sei dringend zu wünschen , daß

das Laienelement mehr zur Geltung komme , als es bisher

der Fall gewesen . In unscrm Lande gebe es viele tüchtige

Pfcrdekenner und er sähe nicht ein , warum diese hinter den

vom Staate ernannten zurückstehen sollten.

Der Antrag des Ausschusses M . 15 und , da hiergegen

Widerspruch nicht erhoben wird , zugleich damit auch der

Znsatzantrag werden zur Abstimmung gebracht.

Die beiden Anträge werden angenommen.

Der Antrag M . 16:

der Landtag wolle genehmigen , daß zum § . 30 des

Voranschlages für die Finanzperiode 1882/84 jährlich

4000 eingestellt werden,

wird ohne Debatte angenommen . Die von Seiten der Re¬

gierung beantragte Mehrbewilliguug von jährlich 300 ^

wurde abgelehnt.

Antrag M . 17:

der Landtag wolle zustimmen , daß zu Z. 30 a . des

Voranschlages 675 ^ für 1882 und 563 ^ jähr¬

lich für 1883 und 1884 für den Fall eingestellt wer¬

den , daß der Landtag die Vorlage der Staatsregie-

rung , betreffend das Uebereinkvmmen mit Preußen

und Bremen , betreffend die Einrichtung eines Laich-

schonrcviers in der unteren Weser genehmigt.

Abg . Windmüller : Dem Ausschüsse seien nachträg¬

lich Beschwerden aus der Gegend , wo das Laichschonrevier

angelegt werden solle , zugegangcn , ebenso in den letzten

Tagen noch eine Petition von Fischern , die darüber Be¬

schwerde führten . Die Sache bedürfe deshalb wohl noch

der Prüfung.
Berichterstatter Abg . Tantzen : Der Ausschuß habe es

für wünschenswertst gehalten , so wenig wie möglich Para¬

graphen zurückzustcken . Er müsse sich deshalb für die An¬

nahme desselben erklären ; übrigens würde dieser Paragraph

ja auch mit einer etwaigen Ablehnung deS Entwurfs , betr.

das Laichschonrevier , von selber zum Wegfall kommen.

Der Antrag M . 17 wird darauf angenommen , dcSgl.

die Anträge M . 18 — 21.

Zu Antrag 22:

der Landtag wolle zu diesem Paragraphen für die

Finanzperiode 1882/84 jährlich nur 1500 ^ be¬

willigen,
nimmt das Wort

Neg .-Com . Sieche : Der Ausschuß theile in dem Be¬

richte mit , daß die auf der Insel Wangerooge zum Schutze

der Dünen vorgenommenen Bepflanzungen von den Insula¬

nern und den Badegästen nicht gehörig geschont würden und

daß deshalb zum Schutze derselben strengere Vorschriften

möchten erlassen werden . Er ( Redner ) wolle mittheilen , daß

der Staatsrcgiermig bisher hierüber keine Mittheilungen

gemacht worden seien , daß aber Nachforschungen darüber an-

gesteüt und , falls es sich als erforderlich herausstelle , Polizei-
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liche Maßregeln sollten ergriffen werden . Er wisse nicht , ob
den sämmtlichen hier anwesenden Herren der Zweck der An¬
pflanzungen bekannt sei ; er wolle sich daher einige Worte
darüber erlauben . Zum Schutze des Dorfes auf dem Ostende
der Insel seien die Sanddüncn mit Busch - und Helmpflan¬
zungen versehen worden . Die bisher bewilligten Summen
von jährlich 1500 hätten sich nicht als ausreichend er¬
wiesen , um diese Anpflanzungen in wünschenswerther Weise
ausführen zu können . Sowohl der Bezirksbaumeister als
auch die Baudirection hätten die Summe von 1500 als
nicht ausreichend erklärt . Nun habe die letzte Sturmfluth
vom Octobcr solche Beschädigungen auf der Insel angerichtet,
daß allein für das nächste Jahr 2400 erforderlich seien,
nur um das Nothwendigste wieder herznstellen . Statt für ras
nächste Jahr so viel mehr zu verlangen , wolle die Staats¬
regierung versuchen , mit jährlich 1800 ^ auszurcichen.
Der Plan lasse sich aber nicht ausführen , wenn nur 1500
jährlich bewilligt werden sollten . In diesem Falle könne dem
Bedürfnisse nicht entsprochen werden , und er sähe sich ge-
nöthigt , für den Fall der Ablehnung der Regierungs - Vorlage
zu beantragen , daß für 1882 : 2100 für 1883 und 1884
je 1500 bewilligt würden.

Abg . Ahlhorn : Es handle sich hier zwar nur um
kleine Summen , man müsse aber andererseits auch berücksich¬
tigen , daß der Staat immer und immer wieder für die Insel
Wangerooge — im Budget fänden sich noch verschiedene
Positionen dafür — Bewilligungen machen solle . Dabei
habe der Staat durchaus kein Interesse daran , diese Insel zu
erhalten . Auch sähe er keine Verpflichtung , die nach dem
Ostende übergefledelten Leute zu schützen ; sei das Ostend wie¬
der bevölkert , so fürchte er , müsse wieder einmal eine Ent-
völkerungscommission , der er vor langen Jahren schon einmal
angehört habe , eingesetzt werden , um die Leute auf dem
Festlande anzusiedeln . Damit habe man schlechte Erfahrun¬
gen gemacht , insofern noch jetzt der Staat Vorschüsse gewäh¬
ren müsse , deshalb sei er jetzt vorsichtig geworden . UebrigenS
sei die Insel auf die Dauer doch nicht zu halten , cs sei das
Beste , sie an Preußen abzutreten um jeden Preis , selbst
wenn wir noch etwas zugcben müßten.

Abg . Jken : Er beziehe sich in der Hauptsache auf die
im Berichte angeführten Gründe . Man habe die 300 ^
abgestrichen , weil die Anpflanzungen nicht in gehöriger Weise
geschont würden , vielmehr unwirthschastlich und rücksichtslos
verfahren werde , so wisse er beispielsweise , daß die Insulaner
die Anpflanzungen zur Streu abgeerntet hätten . Ueberhaupt
werde für Wangerooge zu viel aufgewandt , zumal dies doch
zweifelhafte Ausgaben seien . Was dagegen den Werth der
Erhaltung dieser Insel für Oldenburg anlange , so sei er
allerdings anderer Ansicht wie der Abg . Ahlhorn.  Die
Erhaltung der Insel sei von der größten Wichtigkeit für die
Deiche Jeverlandö und es sei sehr die Frage , ob der Außen¬
groden dann noch zu halten sein werde , wenn die Insel nicht
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mehr vorhanden . Durch die von Preußen und zum Theil
auch ja von Oldenburg und Bremen in Angriff genommenen
Straudbefestigungen werde sich die Insel wohl halten lassen.
Aus den oben angeführten Gründen müsse er sich dafür aus-
sprcchen , daß nur 1500 ^ jährlich bewilligt würden.

Der Präsident  verstellt zunächst den Antrag des Aus¬
schusses zur Abstimmung . Derselbe wird angenommen.

Der hierauf zur Abstimmung verstellte Antrag der
Staatsregierung wird abgelehnt , ebenso der Antrag des
Negierungs - Commiffars.

Somit ist der Ausschußantrag in der alten Fassung an¬
genommen.

Zur Verlesung gelangen weiter die Anträge M . 23 — 25.
Antrag M 26:

der Landtag wolle zu § . 44 u . für 1882 — für 1883
— für 1884 : 4115 ^ — 3975 ^ — 3975 ^
bewilligen.

Reg .-Com . von Buttel : In einer der letzten Sitzun¬
gen sei eine Remunerirung des Vorsitzenden des SeeamtS
Brake mit 600 jährlich und die Einstellung dieser Summe
in den Z. 8 des Voranschlags beschlossen . Er glaube indessen,
daß es richtiger sei , Liese 600 ^ in den tz. 44 aufzunehmen
und erlaube sich daher den Antrag:

die bewilligten 600 in den Z. 44 cinzustellcn und
dementsprechend zu setzen 4715 ^ — 4575 ^ —
4575 ^

Berichterstatter Abg . Tnnhen : Der Ausschuß erkläre
sich mit diesem Anträge einverstanden.

Abg . Ahlhorn : Er wolle sich eine Frage an den
Regierungstisch erlauben . Die fraglichen 600 seien be¬
kanntlich für die Person  des Amtsrichters Willich  ausge-
worfcn , nun habe er aber gelesen , daß auch der Amtsrichter
Rüder  als Vorsitzender des Seeamts fungirt habe , wie sich
das nun verhalte , ob Amtsrichter Willich  krank sei oder ob
Amtsrichter Rüder  zum Stellvertreter bestellt sei und viel¬
leicht dafür eine Remuneration erhalte?

Reg .- Com . von Buttel : Man habe von vornherein
eine Stellvertretung dieses Amtes in Aussicht genommen und
für eine solche gesorgt . Eine Remuneration für den Stell¬
vertreter  sei nicht  beantragt worden , wie der Abg . Ahl¬
horn  auch wohl wisse . UebrigenS wolle er noch bemerken,
daß die Verhinderung in diesem Falle durch Krankheit des
Vorsitzenden hervorgerufen worden sei.

Nachdem der Präsident  auf einen Schreibfehler im
Abklatsche — bei Antrag . lö . 30 müsse es statt Z . 48 o heißen
Z. 48 s — hingewiesen , wird von dem Regierungscommissar
bemerkt , daß in demselben Anträge ein zweiter Schreibfehler
vorhanden , statt 12 613 ^ müsse eS heißen 12 631

Die Anträge M . 23 bis 30 incl . und zu Antrag 26
der Antrag des Regierungscommissars werden angenommen.

4
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Antrag HL 31:
der Landtag wolle zur Erhaltung und Verbesserung
der Schifffahrt auf der Hunte für 1882 — für 1883
— für 1881 - - 18 900 ^ — 17300 -/L —
16 000 ^ bewilligen.

Abg. Borgmann : In diesem und den beiden folgen¬
den Paragraphen seien für diese Finanzpcriode bedeutend
größere Summen als früher eingestellt worden, und zwar sei
dies nach den Motiven und den Ausführungen des Aus¬
schusses in Folge bedeutender Versandungen in der Hunte
nothwendig geworden. Die Ursachen lägen ohne Zweifel in
den an der mittleren und oberen Flußstrccke der Hunte vor¬
genommenen Bestickerweitcrungen und Begradigungen, welche
den Zu- und Abfluß des Wassers beschleunigt und gerade in
den unteren Flußgebieten Ueberschwemmungen und Versan¬
dungen hervorgerufcn hätten. Er wolle dies übrigens nicht
näher untersuchen, er sei nur darauf gekommen, weil diese
Erscheinungen, welche jetzt in so trauriger Weise bei der
Hunte zu Tage träten , sich auch schon stellenweise bei den
Nebenflüssen der Ems bemerkbar machten. Dieselben würden
dort einen bedenklicherenUmfang annehmen, wenn die in
Aussicht genommenen Bestickerweiterungen der betreffenden
Flüsse zur Ausführung kommen sollten. Er möchte deshalb
die Großherzogliche Staatsrcgicrung dringend ersuchen, in
dieser Beziehung die größte Vorsicht zu üben, denn das
Uebel, wenn einmal vorhanden, lasse sich schwer wieder be¬
seitigen

Antrag HL 32:
der Landtag wolle zu dem K. 50 A. für 1882 — für
1883 — für 1881 — 63 000 — 58 200 ^
— 51000 ^ bewilligen.

Berichterstatter Abg Jken : Er habe zu bemerken, daß
der Ausschuß nur sehr ungern an die Bewilligung dieser
Summen herangetreten sei. Nach der ihm von dem Herrn
Regierungscommissar gemachten Begründung jedoch, wonach
diese Aufwendungen zur Beseitigung der großen in Folge
des hohen Standes des Oberwassers in diesem Frühjahr ab¬
gelagerten Sandmaffen durchaus erforderlich seien, habe der
Ausschuß der Bewilligung zustimmcn müssen.

Antrag HL 33:
der Landtag wolle zur Erhaltung und Verbesserung
der Schifffahrt auf der Ochtum für 1882 und 1883
je 16 000 ^ und für 1881 11000 bewilligen.

Antrag HL 31:
der Landtag wolle für die Finanzpcriode 1882/81
jährlich 3800 zu diesem Paragraphen bewilligen.

Abg. Borgmann : Für die Unterhaltung der Neben,
flösse der Ems sei für diese Finanzperiode eine sehr kleine
Summe beantragt, zumal wenn man berücksichtige, daß die¬
selbe sich auf so viele Unterpositionen vertheile. Er bedauere
dies lebhaft, namentlich in Bezug auf die Saterems, er wolle
jedoch von einem Antrag auf Erhöhung dieser Summe ab¬

sehen, weil die Finanzlage des Herzogthums überall die
äußersten Einschränkungen erfordere. Um so mehr müsse er
dann aber darauf dringen, daß die kleinen Beträge auch
wirklich für die betreffenden Flußstrecken verwendet würden.
In der vorigen Finanzperiode sei cs nach ausdrücklicher Er¬
klärung der Staatsrcgicrung vorgekommcn, daß die in diesem
Paragraphen damals für die Saterems ausgeworfene Summe
zum weitaus größten Theil für den zwischen den August-
fchncr und Barßeler Canal liegenden Theil des Godensholter
Tiefes verwandt sei. Nun seien zwar bekanntlich inner¬
halb derselben Position Ucberrechnungen gestattet, in An¬
betracht der erwähnten Vorkommnisse jedoch werde er ver¬
anlaßt, einen dahin gehenden Antrag zu stellen, daß Ucber¬
rechnungen für die Finanzperiode 1882/81 innerhalb des
§. 52 nicht zulässig seien, damit die bewilligten Beträge auch
nur dort verwendet würden, wofür sie vorgesehen seien. Er
erlaube sich, diesen Antrag hiermit dem Herrn Präsidenten
zu überreichen.

Da der Antrag genügend unterstützt wird, wird derselbe
von dem Präsidenten mit zur Debatte gestellt.

Minister Jansen : Es scheine ihm höchst bedenklich
zu sein, in Betreff einer einzelnen Position eine Abweichung
von dem Principe, von dem sonst bei Ucberrechnungen auS-
gegangen werde, aufstellen zu wollen. Es geschehe hiermit
ein großer Riß in ein Princip, das sich doch im Ganzen
durchaus bewährt habe. Er bitte deshalb, den Antrag ab¬
lehnen zu wollen.

Abg. Borgmann : Er sei nur deshalb zu dem An¬
träge gekommen, weil in der vorvorigen Finanzperiode alle
anderen Nebenflüsse der Ems gegenüber der schon oben be-
zeichneten Strecke benachteiligt seien und die Gefahr vorliege,
daß bei einer Wiederholung dieser Maßregeln die Schifffahrt
auf den unberücksichtigten Strecken Schaden leiden könne.

Abg. Ahlhorn : Er möchte am liebsten beiden gerecht
werden, der Staatsregiernng und dem Abg. Borgmann.
Auch er halte es für bedenklich, für eine  Position eine Aus¬
nahme zu machen. Er halte es für das Beste, den Herrn
Minister um eine Erklärung zu bitten, dahingehend, daß
möglichst  die Summen so verwandt werden sollten, wie
es anfänglich vorgesehen sei.

Minister Jansen : Es entspräche durchaus den Grund¬
sätzen der Staatsregierung, nach Möglichkeit die Summen so
zu verwenden, wie es anfänglich vorgesehen sei. Der von
dem Abgeordneten Borg mann  angeführte Fall , wonach
Gelder, die für die Instandsetzungder Saterems bestimmt,
später für das Godensholter Tief verwandt worden seien,
sei durch besondere Verhältnisse veranlaßt worden. Er er¬
kenne übrigens wohl an , daß auch die Saterems der Ver¬
besserung bedürftig sei.

Abg. Borgmann : Nach diesen Erklärungen des
Herrn Ministers wolle er seinen Antrag znrückziehen.

Die Versammlung erklärt sich hiermit einverstanden.
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Antrag öVL 40:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß dem AmtSverbance Butjadingen die Zusicherung
eines Zuschusses von 40 °/, zu den Baukosten einer
Chaussee vom Kirchdorfe Esenshamm durch Butter¬

burg , Esenshammergroden und Abbehausergroden bis
an die Amtschauffee Seefelderschaart - Moorsee vom

Staate ertheilt werde , so zwar , daß die Herstellung
in derselben Weise , wie bei den älteren Stollhammer

Amtsverbandschausscen erfolge und die Zahlung der
noch festzustellenden Summe erst nach völliger Aus¬
zahlung der dem vormaligen Amtsverband Stollhamm
zugesicherten Zuschüsse , mithin erst in der Finanzperiode
1885/67 stattfinde.

Abg . Jken : Zu den für Chauffecbauten bewilligten
Zuschüssen wolle er , ohne damit dem sür den Amtsverband

Butjadingen ausgesetzten Betrage cntgegentreten zu wollen,
sich die Bemerkung erlauben , daß ihm die Vertheilung der
Zuschüsse höchst ungleich erscheine . So seien sür den Bezirk

Butjadingen , wo der Chauffeebau doch schon sehr vorgerückt
sei , ein jährlicher Zuschuß von 45 000 ^ in den Vor¬

anschlag ausgenommen , für den bedeutend größeren AmtS-
verband Jever dagegen nur jährlich 10 000 ^ Ebenso
erhalte der Amtsverband Barel , der einen großen Chaussee¬
bauplan beschlossen und überall noch keine Zuschüsse zu solchen

Anlagen erhalten habe , jährlich nur eine Summe von 10000
Er bitte den Herrn Minister um Auskunft darüber , nach

welchen Grundsätzen und nach welchem Maßstabe die Ver-
theilung der für Chausscebauten bestimmten Zuschüsse vor¬
genommen worden sei.

Minister Jansen : Die Vertheilung der zu Zuschüssen
für Communal - Chaussecbauten verfügbar zu machenden Mittel
sei unter möglichst gleichmäßiger Berücksichtigung der Inter¬
essen der verschiedenen Landestheile erfolgt und habe die

Staalsregicrung dabei nur die Knappheit dieser Mittel zu

beklagen gehabt . Eine Zurücksetzung des Amtsverbandes
Jever liege auch gegenüber den Amtsverbänden Butjadingen
und Vechta nicht vor . Dem Amtsverbande Butjadingen sei

ein Zuschuß von jährlich 45 000 auf die Dauer von

12 Jahren rechtlich zugesichcrt und sei demnach die Staats-
regicrung zu einer Ermäßigung dieses Betrages nicht befugt

gewesen ; die Ausdehnung der Zuschußverpflichtung auf die
Esenshammer Chaussee , welche übrigens erst nach Ablauf
des zwölfjährigen Zeitraumes praktisch werbe , diene zugleich

dem Zwecke , die Ausgleichung zwischen dem vormaligen
Amtsverbande Stollhamm und der Gemeinde Esenshamm zu

erleichtern . Dem vormaligen Amtsverbande Damme gegen¬
über , für dessen Chausseenetz in gleicher Weise wie für 1881

jährlich 17 000 ^ ausgenommen seien , liege eine rechtliche
Verpflichtung in Beziehung auf eine bestimmte Frist der

Zuschußleistung zwar nicht vor , aber eine gleichwerthige mo¬
ralische , denn der Amtsverband sei in voller Ausführung

seines Chauffecnctzes begriffen , habe die dafür erforderliche
Anleihe contrahirt und sich dabei daraus verlassen müssen,
Laß die Staatszuschüffc nach dem Maßslabe der bisher an¬

genommenen Beträge weiter fließen würden . Der Amts¬
verband Jever habe eine Reihe von Jahren hindurch jährlich

34 000 ^ für den Ausbau der nunmehr vollendeten Chaussee

von Jever nach Carolincnsiel bezogen ; ein weiter gehendes
Chansseenetz sei ebenso wie von Seiten des Amtsverbandes

Varel erst jetzt definitiv beschlossen und vorgelegt und habe
deshalb für die nächste Finanzperiode nur nach Maßgabe der
vorhandenen beschränkten Mittel berücksichtigt werden können.
Daß mit 75 000 welche nach dem Maßstabe des Staats¬

zuschusses von im Ganzen 30 000 ^ (40 "/„ ) für 1882/84
zu verwenden seien , sich in der Marsch nicht viel anfangen

lasse , sei richtig ; indessen werde der Amtsverband vielleicht

geneigt sein , auf sein Risiko weiter vorzugehen . Die Chaussee
von Ostiem über Accum nach Hölle , welche die Verbindung
zwischen den beiden Staatschausseen herstelle , sei beispiels¬
weise ans rund 100 000 ^ veranschlagt und werde also
in der nächsten Finanzperiode gebaut werden können , ohne
daß der Amtsverband damit ein erhebliches Risiko übernehme.

Im Uebrigeu dürfe er versichern , daß die Staatsregicruug
wie bisher so auch ferner stets bereit sein werde , die Chaussee-
intercssen des Amtöverbandes Jever nach Kräften zu för¬

dern . Nur die Knappheit der finanziellen Lage habe für die
nächste Finanzperiode von weitergehenden Anträgen abhaltcn
müssen.

Abg . Windmüller : Er vermisse zu seinem großen
Bedauern in dem Voranschläge die Einstellung einer Summe

für den Chausseebau Edewecht -Friesoythe . Die Fertigstellung
dieser Chausseeverbindung werde doch allerseits als ein drin¬
gendes Bedürfnis angesehen . Bei der knappen Finanzlage
sei er leider gezwungen , von einem darauf bezüglichen An¬
träge abzusehen , er wolle jedoch hiermit an den Herrn Mi¬
nister die dringende Bitte richten , dieser Sache wohlwollende
Fürsorge widmen und wenn irgend möglich für die nächste
Finanzperiode eine Vorlage machen zu wollen.

Abg . Jken : Es sei im Ausschüsse allerdings nicht
verkannt worden , daß die Sraatsregierung bemüht gewesen

sei , Len Ausgabeetat so aufzustellen , daß eine noch weitere

Erhöhung der Einkommensteuer vermieden werde . Indem
man dies Vorgehen im Ausschüsse als durchaus richtig an¬
erkannt habe , sei deshalb auch davon abgesehen worden,

Anträge auf Erhöhung der Zuschüsse zu stellen . Man könne
in der That fragen , was mit einer so geringen Summe wie
jährlich nur 25 000 höher stelle sich dieselbe nämlich

nicht , wenn zu dem Staatszuschuß von 10 000 ^ die » och
fehlenden 60 °/„ hinzugerechnet würden , in der Marsch in

Bezug aus Chausseebau auszurichten sei . Er bitte deshalb
den Herrn Minister , falls bei der Feststellung des Budgets
die eine oder die andere Ausgabe in Wegfall kommen sollte,

die fraglichen Summen doch zu Zuschüssen sür Chauffee-
4 *
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bauten verwenden und hierüber dem Landtage nachträglich

eine Vorlage machen zu wollen.
Abg . Ahlhorn : Er sei ganz mit dem Abg . Wind¬

müller darin einverstanden , daß der Bau einer Chaussee

zwischen Edewecht und Friesoythe ein dringendes Bedürfniß
sei . Die Sache liege dort aber so, daß die Leute unmöglich

mit einem Zuschuß von 40 bauen könnten , man würde
also eine Staatschaussee bauen müssen . Dazu sei aber bei

der jetzigen Finanzlage kein Geld vorhanden , man müsse
daher bis zur nächsten Finanzperiode warten . Jndeß ließen

sich bei etwaigen Uebcrschüffen die Vorarbeiten möglicherweise
schon früher in Angriff nehmen.

Minister Jansen : Die Staatsregierung habe auf
das lebhafteste bedauert , für die Herstellung einer Chaussee¬
verbindung zwischen Edewecht und Friesoythe mit Rücksicht
auf die knappe finanzielle Lage keine Summe in den Vor¬
anschlag einstellen zu können , es sei ihm aber sehr erfreulich,

aus den Ausführungen der Herren Abgeordneten Wind-
müllcr und Ahlhorn zu entnehmen , daß auch der Landtag

die Herstellung dieser Ehauffeeverbindung als ein Bedürfniß
anerkenne und mit der Staatsregierung der Ansicht sei , daß
nach Lage der Verhältnisse demselben nur durch die Erbauung
der Chaussee als Staatschaussee entsprochen werbeu könne.
Mit den bctheiligten Gemeinden Friesoythe , Altenoythe und
Edewecht sei verhandelt und hätten sich dieselben zu einem

Beitrage von etwa 30 "/g der Kosten bereit erklärt ; der da¬
nach für den Staat sich ergebende Kostenaufwand beziffere

sich auch nach einer Revision des Kostenanschlages noch auf
175 000 — 180 000 ^ und habe es in der Absicht der
Staatsregierung gelegen , dem Landtage vorzuschlagen , den
Bau auf zwei Finanzperioden zu vcrtheilen und in das nächste
Budget die Summe von 90 000 ^ einzustellen . Leider

habe davon aus zwingenden Rücksichten der allgemeinen
Finanzlage Abstand genommen werden müssen.

Abg . Borgmann : Daß er ebenfalls für diese Chaussee
sehr eingenommen sei , brauche er wohl kaum zu erwähnen

und bedauere auch er lebhaft , daß die Finanzlage nicht ge¬
stattet habe , dieselbe in den Voranschlag mit aufzunchmen.
Gefreut habe ihn übrigens , daß von allen Seiten , auch von

dem Herrn Minister , die Nothwendigkeit anerkannt sei, diese
Chaussee noch als Staatschaussee auszubauen , und möchte

er der Staatsregierung dringend anheimgebcn , thunlichst rasch
damit vorzugehen . Vielleicht würden die Einnahmen aus

den indirekten Stenern , welche durch das Reich zu erwarten
seien , noch in dieser Finanzpcriode , größer als vorgesehen,
eingehcn , und behalte er sich vor , mit Rücksicht hieraus
vielleicht noch einen selbständigen dahingehenden Antrag cin-

zubringcn , daß noch in dieser Finanzperiode aus etwaigen
Ueberschüssen der fragliche Chausseebau begonnen werde.

Zu dem Anträge M . 41:

der Landtag wolle die KZ. 70 — 76 incl . annehmen,
erhält das Wort:

Berichterstatter Abg . Barnstedt : Nach Erstattung des
Berichtes habe der Ausschuß eine Petition des Gemeinde-
Vorstehers Nieöke zu Vestrup für die Gemeinden Vestrup

und Bakum erhalten , worin beantragt werde , für die nächste
Finanzperiode einen angemessenen Staatszuschuß zur Anlegung
einer Chaussee von der Essener Gemeindegrenze über Lüsche
und Vestrup im Anschlüsse an die Amtsverbandschausseen von

Vechta , rcsp . Bakum , Cappeln , Cloppenburg zu gewähren.
Nach den bekannten feststehenden Grundsätzen erscheine cs

dem Ausschüsse nicht möglich , noch jetzt ohne einen dies¬
bezüglichen Vorschlag der Großherzoglichen Staatsregierung
irgend eine Summe zu einem Chausseebau zu bewilligen,
zumal auch schon andere dringende Chausseebauten hätten
zurückgestellt werden müssen.

Was die Richtung der demnächst etwa zu erbauenden
Chaussee , über welche die Interessenten verschiedener Meinung
zu sein schienen , anlange , so halte der Ausschuß es nicht

für angezcigt , darüber schon jetzt eine weitere Verhandlung
zu eröffnen , glaube vielmehr der Staatsregierung dieserhalb
das Weitere überlassen zu müssen . Er beantrage demnach:

der Landtag wolle die Petition des Gemeindevorstehers
Nieöke,  betr . eine Chaussee über Lüsche und Vestrup,

soweit sie einen Zuschuß  zum Chauffeebau betrifft,
durch die heutigen Beschlüsse zu den § § . 56 — 69 der

Anlage 39 für erledigt erklären , im Uebrigen aber
hinsichtlich der Richtung  einer demnächst etwa an»

zulegenden Chaussee der Großherzoglichen Staats¬
regierung zur geeigneten Berücksichtigung überreichen.

Abg . Deeken : Diese Petition sei gestern Angegangen,
er habe dieselbe erst heute zu Gesicht bekommen . Somit

sei er über die Verhältnisse nicht genügend informirt , doch
sei er wohl informirt insoweit , daß eine Prüfung dringend
nothwendig sei . Er verkenne nicht die ungünstige Finanzlage,
hoffe jedoch , daß es möglich sein werde , aus etwaigen lieber»
schliffen die Vorarbeiten wenigstens beginnen zu lassen.

Abg . Meyer : Es handle sich in dieser Petition um
eine Chausseelinic des alten Amtes Vechta , nämlich um die

Chaussee von Vechta nach Essen . Im Frühjahr 1871 habe
der Amtsverband Vechta eine größere Anzahl Chausseen aus¬

zubauen beschlossen , darunter auch die in Frage stehende.
Dieselbe sollte nach einem früheren Amtsrathsbeschlusse in

Westerbakum von der Bakum -Cappeler Chaussee abzweigcnd
über Vestrup nach Lüsche zum Anschluß an die inzwischen

ausgebautc Essener Gemeindcchauffee geführt werden . Die
Deputaten der Gemeinde Vestrup hätten damals überhaupt

nur unter der Voraussetzung für den Vechtaer Chausseeplan

gestimmt , daß auch Vestrup eine Chaussee , und zwar die in
Frage stehende , erhalte . Der Ausbau derselbe » habe sich
aber in Folge von Uneinigkeiten , die unter den Interessenten
in Betreff der speciellen Richtung entstanden seien , verzögert.

Die von der Mehrheit gewünschte Richtung , welche auch in
der Petition verlangt werde , habe die Billigung des Staats-
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Ministeriums nicht erhalten. Dasselbe scheine einer mehr
südlich über Henstedt führenden Richtung den Vorzug zu
geben. Auch der Amtsvorstand scheine dieser Auffassung sich
mehr zuzuncigen, weil mit dieser Richtung die Chausseen des
alten Dämmer Bezirks leichter zu verbinden sein würden.
Man könne dem Wunsche der Vestruper die Berechtigung
nicht absprechen und das Staatsministerium würde über diese
Frage »och wohl wieder mit den betheiligten Kreisen in Ver¬
handlung treten müssen.

In dieser Richtung habe der Finanzausschuß den Inhalt
der Petition der Regierung zur Berücksichtigung überweisen
wollen, während er den Antrag auf Bewilligung von Geld¬
mitteln durch die heutigen Verhandlungen für erledigt erklärt
sehen müsse.

Die Anträge 31—41 incl. werden sämmtlich an¬
genommen.

Antrag M 47:
der Landtag wolle den 8. 84 Z. 2 genehmigen.

Abg. Borgmann : Der Ausschuß habe zu dieser
Position die Bemerkung gemacht, daß bei Anschaffungen von
Bedarfsgegenständen öffentliche Submissionen einzuführen seien.
Er (Redner) müsse sich jedoch dahin aussprechen, daß er kein
Freund von öffentlichen Submissionen sei, weil Labei die
Preise gewöhnlich übermäßig gedrückt würden und zwar meist
auf Unkosten der Güte der Waaren; auch könnten noch an¬
dere Ungchörigkeiten die Folge sein.

Berichterstatter Abg. Meyer : Was die beschränkten
Submissionen anlange, so sei das Publikum der Ansicht,
daß dabei nicht der billigste Preis erlangt werde. Der
Director der Anstalt habe dem Ausschüsse sechs bestimmte
Firmen mitgetheilt, die zur Submission zugelaffcn würden.
Dies entspräche nicht den bei einer so großen öffentlichen
Anstalt durchaus wünschenswerthen Grundsätzen der Oeffent-
lichkeit. Die Ausführungen des Abg. Borgmann  könnten
ihn hiervon nicht abbringen.

Neg.-Com. l >r. ZanHen : Die Staatsrcgierung sei'
obwohl kein desfälliger formulirter Ausschußantrag vorliege,
gerne bereit, den im Ausschußantrageausgesprochenen In¬
tentionen zu entsprechen. Es solle der Versuch mit öffent¬
lichen Submissionen gemacht werden, man würde dann sehen
können, wie man dabei führe.

Abg. Tantzen : Er sei dem Herrn Regierungs-Com-
missar für diese Erklärung dankbar. Ans eigener Erfahrung
kenne er die außerordentlichen Vortheile eines öffentlichen
Submissionsverfahrens; einmal werde dadurch jedes Miß¬
trauen im Publikum beseitigt, sodann würde man auch auf
diesem Wege die billigsten Waaren erhalten. Er wolle nicht
wünschen, daß aus dem Landtage heraus der Regierung
gegenüber andere Ansichten und Wünsche ausgesprochen würden.

Abg. Bovgrrrann : Er wisse nicht, wie die Sache
bisher in Vechta gehandhabt sei; wenn, wie behauptet würde,
immer dieselben  sechs Firmen zur Einreichung von Offerten

aufgcfordert würden, so könne auch er dies nicht billigen.
Im Uebrigen halte er seine Ansicht in Betreff der öffentlichen
Submissionen aufrecht, in der Theorie möchten sie richtig
sein, in der Praxis bewährten sie sich aber nicht.

Antrag M 54:
der Landtag wolle an Zuschuß zum Taubstummen-
Jnsritut pro 1882 — 3615 pro 1883 — 4055 ^
und pro 1884 — 4180 bewilligen.

Reg.-Com. Flor : Zu Z. 92 habe er zu erklären, daß
bereits in der Finanzperiodc1879/81 — 6690 ^ an Ge¬
halten bewilligt gewesen und seien jetzt nur 110 ^ Zulagen
in Aussicht genommen.

Der Berichterstatter Abg. Ahlhorn  erklärte , daß diese
Bemerkung ihre Richtigkeit habe und daß sonach der letzte
Satz ganz wegsallen könne.

Antrag M . 56:
der Landtag wolle den Z. 94 genehmigen.

Neg.-Com. Flor  erklärte zu Z. 94, es seien Gehalts¬
zulagen beim evangelischen Obcrschulcollegium überall nicht
vorgesehen; schon in der Finanzperiode 1879/81 seien im
Voranschläge 9946 ^ ausgeworfen.

Der Berichterstatter Abg. Ahlhorn  erklärte , die Be¬
merkungen des Herrn Regierungs-Commissars seien richtig.

Die Anträge M. 42 bis 61 incl. werden genehmigt.
Zum Z. 106 u. lautet der Antrag der Majorität:

Antrag 62:
der Landtag wolle zum Z. 106, Schullehrer-Seminar
in Oldenburg, für 1882 — 43 895 und für
1883/84 jährlich 41416 ^ bewilligen,

der Minorität:
Antrag M. 63:

der Landtag wolle pro 1882 — 50 649 und für
1883/84 jährlich 46 616 zum Z. 106 bewilligen.

Reg.-Com. Flor : Die Gründe, welche von der Staats¬
regierung für die fünfte Seminarklasse geltend gemacht wür¬
den, wie sie in dem Begleitschreiben zum Voranschlag kurz
zusammengefaßt seien, diese Gründe seien nicht neu, vielmehr
schon im vorigen Landtage eingehend entwickelt. Wenn die
Staatsregierung dennoch und trotz des ablehnenden Votums
deS letzten Landtags auf die Sache zurückkomme, so werde
sie dazu veranlaßt durch die feste Uebcrzeugung, baß die
geplante Einrichtung segensreich auf unser ganzes Schulwesen
einwirkeu werde, ferner werde sie dazu veranlaßt durch den
dringenden Antrag der Schulbehörden, welche der Ansicht
seien, daß die fragliche Angelegenheit sich auf die Dauer nicht
zurückdrängen lasse, daß dieselbe vielmehr, wenn gegenwärtig
zurückgedrängt, über kurz oder lang sich doch wieder zum
Worte melden werde.

Er glaube darauf verzichten zu können, bei dieser so
viel erörterten Angelegenheit, für welche sich neue Gesichts¬
punkte kaum aufstellen ließen, sämmtliche Gründe für und
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wider hier nochmals zusainmenzustölleii und wolle er nur
Folgendes hervorhcbcn.

Der in dem Begleitschreiben zum Voranschläge voran¬
gestellte erste Grund , der Mangel der natürlichen Reife der
jungen Volksschullehrer, welche jetzt mit 18 Jahren in den
praktischen Schuldienst cinträten, sei der schwerwiegendste, er¬
würbe selbst dann noch fortwirken, wenn der Lehrstoff wesent¬
lich herabgemindcrt und in ein richtiges Verhältniß zu einem
vierjährigen Bildungsgänge gebracht werden könne. In der
That würde es wohl kaum irgendwo Vorkommen, daß die
Volksschullehrcr mit 18 Jahren in den öffentlichen Dienst
gelangten. Gegen die den fraglichen Ucbelstand beseitigende
Einschiebung eines Jahres zwischen Schulzeit und Seminar
sei bereits im vorigen Landtage geltend gemacht, daß dieses
Jahr für die jungen Leute wenig fruchtbar sein werde, auch
sei bereits früher auf die prekäre Lage hingcwiescn, in welche
die Seminaraspiranten durch jene Maßregel gebracht würden.
Er wolle im Anschluß an diesen letzten Gesichtspunkt heute
nur noch hcrvorheben, daß die fragliche Maßregel nachthcilig
wirken könne auf die Neigung, sich dem Lehrerstande zu
widmen. Manche Eltern würden eö nicht darauf ankommcn
lassen, die regelmäßige Zeit der Berufswahl, die Csnfirma-
tionszcit, verstreichen zu lassen und cs riskiren, daß demnächst
ihre Söhne wegen Untauglichkeit oder zu großen Zudrangs
vom Seminar zurückgcwiesen würden. Er glaube, daß dieser
Umstand viel mehr Bedenken erregen müsse, als die durch
die Einrichtung einer fünften Klasse entstehende Vermehrung
der Bildungskosten, da die letzteren durch die staatlichen Zu¬
schüsse erheblich hcrabgemindert würden. Außerdem werde
der sofortige Anschluß der Seminarzeit au die Schulzeit von
unseren Schulmännern für eine sehr segensreiche Einrichtung
gehalten, eS möge in anderen Staaten unter anderen Ver-
chältnissen auch anders gehen, wie auch ja z. B. beim Seminar
in Vechta. Hier habe sich aber die Bevölkerung durch lange
Gewöhnung in eine andere Einrichtung hineingcsunden und
rckrutiren sich hier auch die Volksschullehrer mehr aus besser
sitnirten Familien, welche für die Ausbildung ihrer Söhne
mehr thun könnten. Der zweite Grund, daß nämlich der
Lernstoff in vier Jahren nicht bewältigt werden könne, sei
wesentlich technischer Natur, man werde sich aber hierbei aus
das Urthcil unserer Schulmänner mit vollem Vertrauen ver¬
lassen können.

Er wolle nur noch hcrvorheben, daß der hiesige Lehr¬
plan von Preußen entlehnt sei und daß man dort fünf
Jahre zur Durcharbeitung für erforderlich halte. Es sei von
den Gegnern der fünften Seminarkiassc hingewiesen aus das
schon so eben erwähnte katholische Seminar in Vechta, wie
bereits bemerkt, träten hier die Seminaristen erst mit dem
zurückgelegten 16. Jahre in das Seminar. Ferner sei die
Frequenz desselben eine sehr viel geringere als die des Olden¬
burger Seminars und sei deshalb eine sorgsamere Beachtung
des einzelnen Schülers möglich. Endlich komme in Betracht,

daß bei kleineren Anstalten Erweiterungen wegen der ver-
bältnißmäßig sehr viel erheblicheren Kosten schwieriger seien,
man müsse aber mit den Verhältnissen rechnen. Der Antrag
der Skaatsregierung auf Bewilligung der Mittel für die
fünfte Scminarklaffe sei ein wohlbegründeter und bitte er für
denselben zu stimmen.

Abg. Ahlhorn : Er stehe in Betreff dieser Forderung
noch ganz auf seinem alten schon vor drei Jahren behaupte¬
ten Standpunkte, man dürfe hieraus jedoch nicht den Schluß
ziehen wollen, als ob er für die Hebung des Lehrerstaudes
und die Förderung der Volksschule überhaupt kein Interesse
habe, im Gegentheil, er dürfe behaupten, gerade hierfür stets
warm eingetreten zu sein, nur müsse cs sich dabei allerdings
um begründete Forderungen handeln und eine solche könne
er in dem vorliegenden Falle nicht finden, da er nicht eiuzu-
sehcn vermöge, inwiefern die Einrichtung einer fünften
Scminarklaffe der Hebung des Lehrerstaudes und unserer
VolkSschule solle förderlich sein können. Wenn der Herr
Rcgierungs-Commissar sich zur Begründung seiner Forderung
vor allem darauf berufen habe, daß die jungen Volksschul-
lchrer bei der jetzigen Einrichtung unseres Seminars zu früh
und deshalb zu unreif in das öffentliche Leben einträtcn, so
müsse er dieses Bedenken zum Theil als begründet anerken¬
nen, zum Theil aber auch nicht, da ja die jungen Leute nach
ihrem Fortgange vom Seminar nicht plötzlich ganz auf sich
allein angewiesen seien, sondern insofern sie in dem Hanse
eines älteren und erfahrenen Lehrers Wohnung und Unter¬
halt zu bekommen pflegten, jedenfalls eine sichere Stütze an
diesem vorfändcn. Die jungen Leute seien übrigens jetzt in
pccuniärcr Beziehung so gut gestellt, daß sie jedenfalls Zeit
und Geld genug hätten, um diese Zeit nach der Entlassung
vom Seminar zu einer weiteren und gründlicheren Ausbildung
in ihrem Berufe benutzen zu können, zumal gewiß manche
von ihnen vielerlei nachzuholcn hätten. Die Schwierigkeiten,
welche der Herr Negierungs-Commissar in Betreff der Ein-
schicbuiig eines Jahres zwischen Schulzeit und Seminar gel¬
tend mache, könne er nicht anerkennen. Er habe nichts da¬
gegen ci'nznwcnden, wenn die Skaatsregierung eine Verord¬
nung dahin erlassen würde, daß die Aufnahme nicht vor dem
15. Lebensjahre stattfinden solle, die jungen Leute könnten
dann das eine Jahr noch die Volksschule besuchen, was ihnen
sicher nichts schaden würde, oder sich im Hause weiter anS-
bilden unter der Leitung eines erfahrenen Lehrers, jedenfalls
würden die Kosten in diesem Falle ganz unbedeutend sein,
während das eine Jahr , das für den Seminarbesuch mehr
verlangt werde, trotz der geleisteten Staatszuschüssewegen
der mit dem Erternat verbundenen oft nicht unbedeutenden
Nebenkosten wohl in Betreff des Kostenpunktes in's Gewicht
fallen würde. In Vechta seien doch die auf das Seminar
tretenden jungen Leute meistens schon 16 Jahre alt, warum
dies denn nicht auch bei uns möglich sein sollte? Man müsse
bedenken, daß es ans dem Lande in Betreff des Kostenpunktes
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ganz einerlei sei , ob der Sohn noch ein Jahr länger im
Hause bleibe oder nicht . Eine Abschreckung vom Eintritt in
das Seminar , und damit Lehrermangel , wie sie der Herr
Regierungs - Commiffar fürchte , würde weit eher eintreten,
wenn statt eines vierjährigen ein fünfjähriger Kursus gefor¬
dert würde , als wenn man verlange , daß die jungen Leute
noch ein Jahr zu Hause zubringen sollten . Auf der katho¬
lischen Schule in Vechta verlange man sodann nur einen
Kursus von drei Jahren und hier halte man selbst vier Jahre
nicht für genügend , sondern verlange fünf Jahre , er frage , wo

da die Consequenz bleibe . Man sage zwar , daß sich bei einem
Kursus von unter fünf Jahren der Lehrstoff nicht bewältigen

lasse , oaß deshalb auch in Preußen ein fünfjähriger Kursus für
nothwendig erachtet worden sei ; dies sei übrigens auch nicht
überall der Fall , so habe er sich beispielsweise in Aurich,

wie er überhaupt gerne überall auf seinen Reisen sich von
dem Stand des Volksschulwescns an Ort und Stelle zu

unterrichten pflege , erfahren , daß dort zwar fünf Jahre ver¬
langt würden , davon seien aber zwei Jahre für die Präpa«
randen bestimmt und nur drei Jahre für das eigentliche

Seminar . Uebrigcns brauche man sich auf Preußen in dieser
Beziehung als Muster nicht zu berufen , da dasselbe hier
hinter uns zurückstehe . Was die Bewältigung des Lernstoffes
anlange , so sei er der Ansicht , daß man das Lehrziel dreist
etwas herunkersctzen dürfe , dies würde nichts schaden , im

Gegentheil eher nützlich sein , da die jungen Lehrer dann
gründlicher lernen würden und nicht so vielerlei , wie cs jetzt

verlangt werde . Man müsse doch immer im Auge behalten,
daß es sich um die Volksschule  handele , mau dürfe froh
sein , wenn die Kinder dort erst richtig lesen und schreiben

lernten . Er glaube nicht , daß die von dem Seminardirector

Sander  geschaffene Einrichtung unseres Seminars schon
wieder einer Reform bedürfe und stimme er daher für Ab¬

lehnung der fünften Seminarklasse.
Abg . Jken : Alle hier im Saale Anwesenden seien

gewiß einig darin , daß , wenn es die Hebung und Förderung
des Volksschulwescns gelte , ein Opfer für dasselbe nicht leicht

zu groß sein möchte . Er sei aber der bestimmten Ansicht,
daß durch die Einrichtung einer fünften Semiuarklaffe das

Volksschulwesen nicht gefördert , sondern eher geschädigt werde.
Der noch nicht einmal überwundene Lehrermangel würde sich,
wenn das Lehrziel zu hoch gesteckt und der Weg zum Amte

zu sehr vertheuert werde , wieder vergrößern . Wenn auf
unfern Nachbarstaat Preußen hingewicsen werde , so wolle er

dagegen bemerken , daß nach seiner Ansicht das Volksschul¬
wesen in dem Oldenburgischen seit Jahrzehnten ein recht gutes

gewesen sei und daß mit diesem das ihm aus eigener Erfah¬
rung genau bekannte Volksschulwcsen in Ostfriesland sich

nicht vergleichen lasse . Wolle man die Schule wirklich heben,
so solle man sie vollständiger von der Kirche trennen . Man

dürfe ihr lediglich die Aufsicht über den Religionsunterricht

lassen , der Pastor als Schulinspector dagegen fei zu beseiti¬

gen , da cs Thatsache sei , daß diese Herren ihren Einfluß zu
sehr im Interesse der Kirche und damit zum Nachtheil der
Schule gebrauchten.

Abg . Barnstedt : Im Allgemeinen stimme er zwar

mit dem , was der Abgeordnete Ahlhorn  vorgebracht habe,
überein , er könne sich jedoch nach den von dem Regie-

rungs -Commisfar gegebenen Begründungen nicht mehr gegen
die Nothwendigkeit der Einrichtung einer fünften Seminar-
klasse verschließen . Im Ausschüsse sodann habe man von
einem Fachmanne , dem Oberschulrath Ramsauer,  der in

dieser Sache gründlich bewandert sei, die klare Auseinander¬
setzung erhalten , daß die Einrichtung einer fünften Seminar-
klasfe ein dringendes Bedürfniß sei , wenn überhaupt das vor-
geschriebcne Ziel mit Erfolg von den Schülern solle erreicht
werden . Also nur das vorgeschriebene Ziel , nicht etwa mehr,
sei daS , was man mit der Einrichtung der fünften Seminar¬

klasse hoffe erreichen zu können . Würde dies verweigert , so
bedeute Las einen entschiedenen Rückschritt . Gerade in jetziger
Zeit , wo gewisse reactionäre Strömungen an manchen Orten
dem Fortschritte der Volksschule nicht geneigt seien , wolle er
den Vorwurf nicht auf sich laden , bei einem Rückschritt der

Volksschule mitgcwirkt zu haben . Wenn der Abg . Ahlhorn
erklärt habe , daß man von den jungen Leuten nicht zu Vielerlei

verlangen solle , sondern das Nothwendige gründlich , so sei
das auch ganz seine eigene Ansicht , aber dazu sei es erfor¬
derlich , daß in den verschiedenen einzelnen Klassen eine gründ¬

liche Ausbildung stattfindcn könne . Es sei ja möglich , daß
sich im Münstcrlande auf dem Seminar schon in drei Jahren

dasselbe erreichen lasse , wozu hier ein resp . zwei Jahre mehr
verlangt würden . Dabei sei aber zu bedenken , daß dort die

jungen Leute im Durchschnitt aus besser situirten Familien
kämen und nicht in so jugendlichem Alter in das Seminar
cinträten , wie eS hier der Fall sei . Nach Erwägung aller

Gründe und Gegengründe , wobei wesentlich auf das,  was
der Oberschulrath Ramsauer  und ein älterer sehr tüchtiger

Volksschullehrer , Leu Redner über diese Sachen befragt habe,
über dis Nothwendigkeit der Errichtung einer fünften Seminar¬

klasse mitgetheilt hätten , Bezug genommen werde , könne er
sich aus voller Ueberzeugung für den Antrag der Minorität
erklären.

Abg . Hoher : Es würde wohl der Wunsch des ganzen
Landtags sein , tüchtige Lehrer für die Volksschule zu erhalten.
Hinsichtlich dieses Zieles sei man einig , nur über die zweck¬

mäßigen Mittel und Wege herrsche Verschiedenheit der An¬
sichten . Er müsse nur mehr Werth legen auf die Erfahrun¬

gen unserer hoch angesehenen Fachmänner , wie Ramsauer
und Ostcrmann,  als auf das , was der Abg . Ahlhorn  in
bunter Weise hervorgebracht . Er sei gleichfalls für inultum

non nrnltn , aber auch dazu sei bei den Anforderungen der
Gegenwart eine gewisse Reife und längere Ausbildung uoth-
wendig und immerhin sei es besser,  zu viel als zu wenig
gelernt zu haben . Das Seminar aber biete die beste Gele-
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genhcit dar , ctwas planmäßig und sicher erlernen zu können,
indem es die geeigneten Lehrkräfte und Mittel besäße zur
Erwerbung von tüchtigen Kenntnissen . Im späteren Lcbens-
berufe halte es schwer , sich dieselben zu verschaffen . Das
Seminar sei der Platz , die gegebene Quelle , um daraus sich
einen Fond für das ganze Leben zu schöpfen , eine gesunde
Grundlage , auf der man anfbauen könne . Gerade daö letzte
fünfte Jahr erscheine ihm von großer Bedeutung und bringe
mehr Nutzen im Bildungsgänge , als vielleicht mehrere Jahre
zusammengenommen der früheren unreiferen Periode . Dies
liege im Entwickelungsgange aller jungen Leute überhaupt,
wo bei größerer Reife die Capacität zum Lernen sich erheblich
zu steigern pflege . Wenn der Lehrer auch nicht alles direct
für die Schule brauche , so müsse er , um überliefern und weiter
geben zu können , doch mehr wissen und mehr gelernt haben,
als er in der Schule auszugebcn habe . Nur wenn er sein
Fach völlig beherrsche , sei er im Stande , klar und mit Nutzen
lehren zu können . Um dies erreichen zu können , halte er den
fünfjährigen Kursus für angemessen und bitte daher für die
Regierungsvorlage stimmen zu wollen.

Abg . Tantzen : Um ein richtiges Urthcil darüber ge¬
winnen zu können , ob es geboten sei, von dem vierjährigen
Kursus ab - und zu einem fünfjährigen überzugehen , habe
man sich die Frage vorzulegcn , ob cs möglich sei , daß ein
junger strebsamer Mann mit Durchschnittsbegabung , voraus¬
gesetzt , daß die alten Ziele beibehalten würden , in vier Jah¬
ren wohl im Stande sein werde , auf dem Seminar so viel
Kenntnisse zu erwerben , daß er mit Erfolg in der Volksschule
werde wirken können oder nicht ? Falls diese Frage zu ver¬
neinen sei , werde er unbedingt seine Stimme für die Erwei¬
terung des Seminarkursus abgeben . Nach den von ihm ge¬
machten Erfahrungen indeß halte er cS wohl für möglich.
Laß man gute Volksschullehrer in vier Jahren ausbilden könne.
Wie man früher bei einem dreijährigen Kursus gute Lehrer
gehabt habe , so werde das jetzt sicher auch mit vier Jahren
zu erreichen sein . Der Herr Regierungs - Commissar habe be¬
sonderen Nachdruck darauf gelegt , daß es bedenklich sei , die
jungen Leute in so unreifem Alter in das öffentliche Leben
eintreten zu lassen . Auch er erkenne diesen Punkt als höchst
bedenklich an , cs sei nicht zu leugnen , daß ein L8jähriger
junger Mensch noch nicht genügend entwickelt sei . Doch schon
der Abg . Ahlhorn  habe darauf hingewiesen , daß dieselben
an ihrem Hauptlehrcr eine Stütze fänden , und somit die in
der Unreife liegende Gefahr nicht unerheblich gemindert werde.
Er halte aber diese Altcrssrage für so wichtig , daß er , im
Falle der Landtag dem Majoritätsantrag seine Zustimmung
geben sollte , der Staaisregierung anheim geben möchte , die
Ausnahme in das Seminar von dem vollendeten 15 . Lebens¬

jahre abhängig zu machen . Wenn dagegen Angewandt würde,
daß diese Maßregel sich um deswillen nicht empfehle , weil

ein Besuch der Volksschule bis zum 15 . Jahre für die jungen
Leute nutzlos sein werde , so glaube er dies aus eigener Er¬

fahrung bestreiten zu dürfen . Er bitte deshalb für den Ma-
joritäksantrag zu stimmen.

Abg . Hoyer : Er sei mit dem Abg . Tantzen  völlig
einverstanden , was das Ziel angehe , tüchtige Lehrkräfte zu
erhalten . Aber dessen Annahme , daß dies mit einem drei-
odcr vierjährigen Kursus zu erreichen sei , könne ihm nicht
Gewähr bieten den Erfahrungen tüchtiger Fachmänner gegen¬
über . Auf die Aussagen der letzteren , sowie auf die Be¬
schlüsse der Lehrerconferenzen , daß der fünfjährige Kursus
nothwendig sei, müsse er mehr Werth legen als auf die Mei¬
nungen von Laien . Man halte es überall für zweckmäßig
und geboten , daß die jungen Leute nicht zu früh das Semi¬
nar verlassen , daß sie wenigstens nicht vor dem 19 . Jahre
als Lehrer in ' s praktische Leben treten dürften . Wolle man
bei vierjährigem Kursus die vierzehnjährigen Knaben des¬
halb ein Jahr länger als nöthig in der Volksschule oder im
Hause lassen , so würde ein solches Interregnum keineswegs
günstig wirken . Die Continuität beim Lernen dürfe nicht
unterbrochen werden und es sei förderlich , aus der Volks¬
schule heraus gleich in den Lebensberuf , in das Seminar cin-
zutretcn . So ein müssiges oder planloses Jahr zwischen
Schule und Seminar könne nur nachtheilig wirken . Daß
der Lern - oder Unterrichtsstoff der Masse nach zu groß sei,
möge fraglich bleiben , aber derselbe sei in gleicher Menge bei
den Seminaren im deutschen Reiche Angeführt und wir in
Oldenburg müßten gleichen Schritt halten . Darüber seien
alle Fachleute indeß einig , daß es geradezu überanstrengend
sein würde , wenn man in vier Jahren den vorgeschriebeneu
Stoff bewältigen wolle . Ein fünfjähriger Kursus sei durch¬
aus erforderlich , um einigermaßen gründliche Auffassung her¬
beiführen zu können . Nach den thaksächlichen Verhältnissen
würde daher ein vierjähriger Kursus einem Rückschritte gleich
sein und müsse er daher nochmals die Annahme der Regie¬
rungsvorlage empfehlen.

Abg . Windmüller : Schon vor drei Jahren habe er
gegen den Antrag der Regierung gestimmt , diesen Standpunkt
werde er auch jetzt behalten , da er die Ueberzeugung , daß
die betreffende Maßregel durchaus nothwendig sei , nicht habe

gewinnen können . Man müsse doch von dem Ziele der Volks¬
schulen im Durchschnitte ausgehen , wie sie auf dem platten
Lande thatsächlich gefunden würden , und nicht zu Ausnahmen
greifen , wie sie in Oldenburg und in den größeren Städten
vorhanden seien ; daß die jetzige Ausbildung der Seminaristen
für Kiese durchschnittlichen Lehrziele der Volksschule gediegen
genug sei, glaube er behaupten zu dürfen , wie man sich über¬
haupt zu der ganzen Verwaltung des Seminars , wie sie
jetzt gehandhabt werde , nur gratuliren dürfe . Was nun die
Befestigung der aus dem Seminar erlangten Ausbildung an¬
lange , so sei zu betonen , daß den jungen Leuten Zeit und
Gelegenheit genug geboten sei , mit dem Seminar in stetem
Conner zu bleiben . Ans allen Reden habe er keinen Grund
für die Nützlichkeit , geschweige denn die Nothwendigkcit der
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in der Vorlage gemachten Forderung herauSgcfunden . Er
kenne die Volksschule gründlich , nach seiner Ansicht dürfe man
an die Lehrziele derselben nicht zu große Anforderungen stellen,
es sei ein himmelweiter Unterschied zwischen den im Seminar
gesteckten Zielen und dem Resultat in praxi , man dürfe froh
sein , wenn die Kinder orthographisch schreiben und richtig
sprechen lernten . Zum Schluß wolle er noch auf die Dis¬
harmonie Hinweisen , die sich naturgemäß zwischen den alten
Hauptlehrern und ihren jungen Nebeniehrern Herausstellen
werde , falls die Lehrziele jetzt gar zu hoch gesteckt würben.

Reg .- Com . Flor : Er wolle sich nur noch ein paar
Worte erlauben . Es sei nicht die Ansicht der Staatsregie¬
rung , daß die fünfte Seminarklasse in dem Sinne nothwendig
sei , daß ohne dieselbe die im Seminar ausgcbildeten Lehrer
als unbrauchbar zu bezeichnen seien , aber es würde ohne die¬
selbe ein Rückschritt gemacht werden , indem man entweder
die bisher erstrebten Ziele hernntersetzen oder den unmittel¬
baren Anschluß der Seminarzeit an die Schulzeit aufgebcn
müsse . Die Folgen der Aushebung dieses Anschlusses seien
schwer zu übersehen und könnten dadurch bedenkliche Folgen
in Betreff der Anmeldungen zum Seminar entstehen.

Abg . Ahlhorn : Seiner Ansicht nach würde die For¬
derung , daß die jungen Leute nicht vor dem 15 . Jahre in
daS Seminar ausgenommen werden sollten , keine Abschreckun¬
gen in Betreff des Eintritts zur Folge haben , weit eher
werde das der Fall sein , wenn statt vier Jahre fünf zur
Ausbildung verlangt würden , wie er schon vorhin bemerkt
habe , besonders wegen der dadurch verursachten Kosten.
Wenn der Abgeordnete Hoher  sich so auf das Urtheil von
Fachleuten stütze , so sei er ( Redner ) auch sehr dafür , von
diesen möglichst viel Erkundigungen einzuziehen , nur dürfe
man sich nicht blind darauf verlassen , das wäre geradeso
falsch , als ob man sich in Betreff der Justizgesetze nur auf
die Urtheile der Juristen verlassen wollte . Schließlich habe
er noch zu bemerken , daß er von seiner früheren Ansicht nicht
abgebracht worden sei , nur halte er cs für gut , daß die Auf¬
nahmen nicht vor dem 15 . Jahre stattfänden . Wenn er für
den Antrag der Majorität zu stimmen bitte , so läge da nicht
etwa Knauserei zu Grunde , er glaube , daß das aus den zu
Z. 106 gemachten Bewilligungen zur Genüge hervorgehen
werde.

Der Präsident  schließt hiermit die Debatte und stellt
zunächst den Antrag der Majorität zur Annahme.

Derselbe wird angenommen.

Der Antrag der Minorität dagegen wird abgelehnt.

Antrag M . 67:

der Landtag wolle den Z. 118 annehmen.

Reg .-Com . Flor : Er müsse hierzu bemerken , daß schon
in der Finanzperiodc 1879/81 2048 bewilligt gewesen
seien.

Berichte . XXI. Landtag.

Antrag M . 69:

der Landtag wolle den Z. 120 genehmigen.

Abg . Deeken : Er erlaube sich, einige Bemerkungen über
die Gehalte der Lehrer am Gymnasium zu Vechta zu machen.
Diese seien äußerst niedrig und unzureichend und ständen in
keinem richtigen Verhältniß zu den Besoldungen anderer
Staatsdiener . Er wolle nun nicht erörtern , daß das Re-
gulativ für das Vechtaer Gymnasium ohne Grund niedrigere
Sätze bestimme , als für die anderen Gymnasien , vielmehr
solle nur darauf hingewiesen werden , daß auch nach dem
vorliegenden Regulativ die Gehalte nicht richtig bemessen
seien . Denn wenn z. B . für drei Oberlehrer je 2800 bis
4400 ausgeworfen seien , so müsse doch die Möglichkeit
vorlicgen , diesen Beamten nach einer Reihe von Dienstjahren
das Marimum zu gewähren . Nun ständen aber drei Lehrer¬
in dieser Klasse , welche jeder etwa 27 Dienstjahre hätten und
einige 50 Jahre alt seien . Von diesen beziehe einer ein Ge¬
halt , welches über Len Durchschnittssatz ( 3600 liege,
während die beiden andern unter diesem Satze ständen.
Diese drei Lehrer hätten dem Vernehmen nach seit einer
Reihe von Jahren keine Zulage erhalten und stände wohl
auch keine für sie in Aussicht , wenigstens keine erhebliche.
Dies habe seinen Grund vermuthlich in dem Zusatze im
Regulativ , daß für diese drei Oberlehrer und für drei ordent¬
liche Gymnasiallehrer im Ganzen nicht über 19 250 ver¬
wendet werden dürften . Ein solches Pauschquantum sei,
namentlich wenn es sich über nur wenige Beamte erstrecke , miß¬
lich , im vorliegenden Falle aber führe es zu einer unerträg¬
lichen Härte , weil beim Vechtaer Gymnasium ein Wechsel
in den Personen nicht eintrete und demnach ein Wandel in
unabsehbarer Ferne stehe . Aus diesem Grunde habe er ge¬
hofft , daß das Staatsministerium bei dem Landtage Anträge
auf Abhülse stellen werde , da dies aber nicht geschehen sei,
so bitte er , noch jetzt eine Gehaltsaufbesserung m Betracht
zu ziehen.

Der Abg . Ahlhorn  bemerkt , Seite 36 des Abklatsches
müsse es statt „ zur Remunerirung " heißen „ als Gehalt " .

Minister Tappenbeck : Die Staatsregierung verkenne
keineswegs , daß die Regulative in manchen Punkten un¬
genügend seien , indessen dürfe nur in den dringendsten Noth-
fällen an denselben gerüttelt werden . Wollte man über die
dringendsten Nothfälle hinausgehen , so würden auch noch von
anderen Seiten , z. B . von Birkenfeld , Ansprüche erhoben
werden und führe das dann thatsächlich zu einer Revision
der Regulative.

Abg . Deeken : Eine Aenderung der Regulative habe
er , wie ja gesagt , gar nicht erbeten , sondern nur Abhülfe
für die zu niedrig im Gehalte stehenden Lehrer . Es seien
darunter verheirathete Lehrer mit großer Familie . Das
Staatsministerium möge budgetmäßige Bewilligungen bean¬
tragen , welche seines Erachtens hier mit mehr Grund bean-
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tragt werden könnten , als in manchen anderen Fällen , in

welchen dies thatsächlich geschehen sei und noch geschehe.

Abg . Ahlhorn : Auch hier am Gymnasium gäbe es

verhcirathete Lehrer mit nur 2200 ^ Gehalt ; so wünschens-

werth es sei, dieselben höher zu besolden , so sei darum doch

keine Aenderunq der Regulative zulässig , damit dürfe man

frühestens in zwanzig Jahren kommen . Die Gehalte der

Lehrer in Vechta würden wahrscheinlich deshalb niedriger be¬

messen sein , weil dort viele Geistliche als Lehrer angestellt
würden , darunter dürften aber die vcrheiratheten nicht leiden.

Antrag M . 70:

der Landtag wolle den 8 - 121 genehmigen.

Reg .- Com . Flor : Er habe hier zu bemerken , daß die

Staatsregicrung davon ausgehe , daß , da der § . 121 anstands¬

los genehmigt sei , auch der in dem Begleitschreiben zum

Voranschlag zu § . 121 gestellte Antrag genehmigt sein solle.

Abg . Ahlhorn : Die Voraussetzungen des Regierungs-

Commissars seien richtig.

Antrag M . 71:

der Landtag wolle die 122 — 129 , beide ein¬

schließlich , genehmigen.

Abg . Borgmann : Das Staatsgrundgesetz bestimme,
daß überbürdete Schulachten aus der Staatskasse unterstützt

werden sollten , und hingen hiermit die in Z. 125 und in

Z . 113 des Voranschlags ausgcworfcnen Summen zusammen

und zwar im ersten Falle soweit die katholischen , im zweiten

Falle soweit die protestantischen Schulachten in Frage kämen.

Um für diese Unterstützungen eine Norm zu schaffen , habe die

Staa ' sregierung eine Ministerialversügung erlasse » , wonach

die staatliche Beihülfe überall erst in Erwägung kommen

solle , wenn die lausenden Ausgaben der Schulacht über den

Betrag von 10 Monat Einkommensteuer der betr . Schulachts-

genoffcn hinausgingen , von dem Mehr übernehme der Staat

einen bestimmten Procentsatz , der bei 17 Monat für das

Mehr von 7 Monat 90 betrage . Diese Ministcrial-

verfügung sei von dem Finanzausschüsse des letzten Landtags

in seinen Bericht zum Voranschläge des Herzvgthums aus¬

genommen und sei in gewissen Kreisen dadurch die Ansicht

entstanden , daß dieselbe nunmehr Gesetzeskraft erhalten habe

und das Ministerium jetzt verpflichtet sei , stricte nach den

desfallstgen Bestimmungen vorzugehen . Er wolle den an¬

wesenden Herrn Minister um eine gefällige Aufklärung hier¬

über bitten und erlaube sich noch beizufügen , daß die Mini-

sterialverfügung doch nicht überall zutreffend sein könne , daß

z. B . einzelne Schulachten bei einer Schulumlage gleich 10

Monat Einkommensteuer vollständig überlastet und wiederum

andere von einer im Verhältniß zu ihrer resp . Einkommen¬

steuer gleich hohen Umlage kaum berührt sein würden . Nach

seiner Ansicht müßten deshalb in jedem einzelnen Falle die

Gesammtverhältnisse der betr . Schulacht erwogen und dar¬

nach die Entscheidungen getroffen werden.

Minister Tappenbeck : Er habe dem Abg . Borg¬

mann  zu erwidern , daß allerdings ein derartiges Regulativ

eristire , dasselbe enthalte aber auch eine Bestimmung dahin,

daß in außerordentlichen Fällen Abweichungen von dem,

was das Regulativ als Regel aufstelle , zulässig seien . Das

Regulativ sei nur ein allgemeiner Leitfaden für die Be¬

willigungen . Damit es aber nicht zu Härten führe , seien,

wie bemerkt , Abweichungen zulässig.

Abg . Ahlhorn : Das Regulativ sei nicht integrirender

Bestandtheil des Gesetzes . Mit der Aufstellung desselben sei

er durchaus einverstanden , denn so hange man doch nicht von
der Willkür der Beamten ab.

Abg . Tantzen : Auch er habe sich gefreut , daß die

Staatsregierung sich durch bestimmte Grundsätze leiten lasse.

Er wolle hoffen , daß nur in außerordentlichen Fällen davon

abgewichen werde , solche Ausnahmezustände , wie sie der Abg.

Borg mann  vorgebracht , würden selten Vorkommen.

Abg . Borgmann : Er tadele nicht die fragliche

Ministerialversügung , sondern habe aus den angeführten

Gründen nur eine Erklärung des Herrn Ministers veranlassen

wollen , die ganz zu seiner Zufriedenheit erfolgt sei . Wenn

der Abg . Tantzen  das angeführte Beispiel als besonders

construirt bezeichnet habe , so müsse er dem ganz entschieden

widersprechen . Es seien nicht bloß im Münstcrlande , son¬

dern auch aus der altoldenburgischen Geest und dem Ammer¬

lande genug arme Schulachten , die schon weit eher als bei

einer zehnmonatlichen Einkommensteuer - Schulnmlage über¬

lastet wären und sei es nur eine Pflicht der Gerechtigkeit,

wenn in solchen Fällen alle Verhältnisse und Umstände ge¬

bührend berücksichtigt würden.

Antrag M . 72:

der Landtag wolle den § . 130 genehmigen.

Die Anträge M 64 — 72 incl . werden angenommen.

Der Präsident : Wegen vorgerückter Zeit werde der

Nest der heutigen Tagesordnung auf die morgige Tages¬

ordnung gesetzt werden.

Nächste Sitzung : Donnerstag , den 24 . November 1881,

Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung:

1. Fortsetzung der Berathung des Berichts des Finanz¬

ausschusses , betr . den Voranschlag der Ausgaben

des Herzogthums Oldenburg für 1882/84 . ( Anl . 39
S . 146 . )

2 . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes über

die Vorlage der Staatsregierung , betr . den Entwurf

eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfcld , betr.

Abänderung der Instruction für die Erhaltung und

Fortführung des Katasters vom 12 . November 1845.

(Anl . 18 S . 38 )
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3. Bericht desselben Ausschusses, betr. den Entwurf eines
Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. die
Beförderung der Nindviehzucht. (Anl. 16 S . 23.)

4. Desgleichen zur zweiten Lesung des Entwurfs eines
Gesetzes, betr. die Aufhebung der Brandverstcherungs-
Anstalt in der vormaligen Herrschaft Kniphausen.
(Anl. 21 S . 45.)

5. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses zur
zweiten Lesung, betr. die Verordnung für das Herzog¬
thum Oldenburg, betr. Aenderung der 37 ä. 2
der Tare zu dem Gesetze für das Herzogthum Olden¬

burg vom 15. März 1870, betr. die Gebühren in
Verwaltungssachen. (Anl. 14 S . 21.)

6. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffeszur
zweiten Lesung, betr. den Entwurf eines Gesetzes,
betr. Abänderung des Artikels1 des Gesetzes vom
15. Juni 1861, die Reorganisation der Wittwen-,
Waisen- und Leibrenten-Casse betr. (Anl. 4 S . 4.)

Schluß der Sitzung: ^ 2 Uhr.
Der Berichterstatter:

Strackcrjan.
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rScht
über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Sechste Sitzung.

Oldenburg , den 24 . November 1881,  Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : 1. Fortsetzung der Bcrathung des Berichts des Finanzausschusses, betreffend den Voranschlag der
Ausgaben  deS Herzogthnms Oldenburg für 1882/81. (Anl. 39 S . 146.)

2. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses über die Vorlage der Staatsregierung, bctr.
den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld, bctr. Abänderung der Instruction
für die Erhaltung und Fortführung des Katasters vom 12. November 1845. (Aul. 18 S . 38.)

3. Bericht desselben Ausschusses, betr. den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg,
betr. die Beförderung der Rindviehzucht. (An!. 16 S . 23.)

4. Desgleichen zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes, betr. die Aufhebung der Brand-
versicherungSanstalt in der vormaligen Herrschaft Kniphausen. (Anl. 21 S . 45.)

5. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten Lesung, betr. die Verordnung für
das Herzogthnm Oldenburg, bctr. Aenderung der M. 37 6. 2 der Taxe zu dem Gesetze für
daS Herzogthum Oldenburg vom 15. März 1870, betr. die Gebühren in Verwaltungssachen.
(Anl. 14 S . 21.)

6. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes zur zweiten Lesung, betr. den Entwurf eines
Gesetzes, betr. Abänderung des Artikels 1 des Gesetzes vom 15. Juni 1861, die Reorganisation
der Wittwen-, Waisen- und Leibrenten-Caffe betr. (Anl. 4 S . 4.)

Vorsitzender: Präsident Roggemann.

Am Ministertische: Se . Ercellenz der Minister Ruh¬
strat;  die Regierungscommissare Geh. Oberfinanzrath vr.
Janßen,  Oberregierungsrath Mutze nbccher,  Oberfinanz¬
rath Heumann,  Finanzrath Bucholtz.

Der Schriftführer Groß  verliest das Protokoll der
vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  zeigt sodann folgende Eingänge an:
1. Gesuch der Grundbesitzer der Schulacht Wcsterholt,

Gemeinde Wardenburg, bctr. Feststellung der Grenze
zwischen den Gemeinden: Landgemeinde Oldenburg,
Edewecht und Wardenburg.

2. Petition des Gemeinderaths der Gemeinde Huntlosen,
betr. Zuschuß zu den Kosten der Hunteregulirung.

Beide Petitionen wurden dem Verwaltungsausschusse
überwiesen.

Es wird hiernach zur Tagesordnung übergegangen.
I. Fortsetzung der Bcrathung des Berichts des Finanz¬

ausschusses, betr. den Voranschlag der Ausgaben des Herzvg-
thums Oldenburg für 1882/84. (Anl. 39 S . 146.)

Der Präsident  verliest die Anträge 73, 74, 75 und 76
und stellt dieselben zur Bcrathung.

Der Berichterstatter Hoher  macht auf einige Versehen
im Abklatsch aufmerksam. Seite 39 Zeile 7 von oben müsse
es »hergehenden" statt »hingehenden" und Zeile 8 von oben
»Slaatsregierung" statt »Staatsministerium" heißen.
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Sodann fährt der Präsident fort mit der Verlesung
der Anträge.

Zu Z. t44 des Voranschlags erhält Se . Ercellenz der
Minister Ruhstrat das Wort.

Se . Ercellenz Minister Ruhstrat : In 8. 144 des
Voranschlags seien die Ausgaben für Gehalte abzüglich
der Micthgelder auf 47 169 für 1882, 49 169 für
1883 und 47 169 ^ für 1884 uormirt. Die Summen
müßten eine Aenderung erfahren, da die Staatsrcgierung
von der ihr in der dritten Sitzung vom Landtage ertheilten
Ermächtigung zur Ermäßigung der regulativmäßigen Miethe
des Oberförsters im Hasbruch Gebrauch machen und die
Ermäßigung auf 129 jährlich festsetzen würde. Er be¬
antrage im Namen der Staatsregierung:

die Position des §. 144 werde um jährlich 129 ^
erhöht.

Der Berichterstatter Hop er erklärt, daß der Ausschuß
gegen den Antrag der Staatsregierung nichts zu erinnern
habe; derselbe wird verlesen und mit zur Berathung verstellt.

Der Präsident  stellt weiter einzeln nach Verlesung
die Anträge 82, 83, 84, 85, 86, 87, 88 zur Be¬
rathung, und da daS Wort nicht gewünscht wird, sämmtlichc
verlesenen Ausschußanträge 73—88, sowie den Antrag der
Staatsregierung zur Abstimmung.

Die Anträge mit dem Anträge der Staatsregierung
werden angenommen.

II . Mündlicher Bericht des Vcrwaltungsausschuffes
über die Vorlage der Staatsregierung , betr. den Entwurf
eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld, betr. Ab¬
änderung der Instruction für die Erhaltung und Fortführung
deS Katasters vom 12. November 1845. (Aul. 18 S . 38.)

Berichterstatter Wagner : Der Ausschuß habe den
von der Staatsregierung vorgelegten Gesetzentwurf eingehend
geprüft und trage kein Bedenken, denselben dem Landtage zur
Annahme zu empfehlen.

Se . Ercellenz der Minister Ruhstrat : Er bäte um
gefällige Auskunft darüber, ob es auch in der Absicht des
Berichterstatters läge, daß das Wort „gerichtlich" dreimal,
und zwar zweimal im 8- 1 und einmal im 8- 2 des Gesetz¬
entwurfes vor den Worten „beglaubigte Abschrift" cingescho-
ben würde.

Der Berichterstatter Wagner  erklärt , daß der Ausschuß
bei Stellung des Antrages:

der Landtag wolle den von der Staatsregierung vor-
gelcgten Gesetzentwurf annehmen,

den Gesetzentwnrf mit den von der Staatsregierung befür¬
worteten Modificationen im Auge gehabt habe.

Der Ausschußantrag wird angenommen.
Der Präsident  theilt mit, daß Verbesserungsanträge

zur zweiten Lesung bis zum Abcnd des 26. d. M . gestellt
werden müßten.

III. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den
Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr.
die Beförderung der Rindviehzucht. (Anl. 16 S . 23.)

Der Berichterstatter Haase  bemerkt , daß auf S . 65
des Abklatsches anstatt „der Ausschuß hat dem Entwürfe
einer speciellen gewidmet-- gelesen werden müßte: „der Aus¬
schuß hat den Entwurf einer speciellen Prüfung unterzogen.--

Der Präsident  verliest die einzelnen Anträge.
Der Antrag 1:

der Landtag wolle die Artikel 1—5 incl. genehmigen,
Antrag 2:

dem §. 1 des Artikels 6 folgende Fassung zu geben:
Die Ernennung des Obmanns erfolgt durch das
Amt (Art. 3 K. 1) auf den Vorschlag des Amts¬
raths , welcher dem Amte zu diesem Ende drei
geeignete kundige Personen zu bezeichnen hat u. s. w.,

und die Anträge 3—4:
der Landtag wolle die 88- 2, 3, 3a , 4, 5 des Art. 6
annehmcn(Antr. 3),
der Landtag wolle den Art. 7 genehmigen(Antr. 4),

werden in dieser Grnppirung zur Berathung und Abstimmung
gestellt.

Die Anträge werden angenommen.
Zu Artikel8 liegen zwei Anträge vor; der Antrag der

Mehrheit (M . ' 5) lautet:
der Landtag wolle dem Artikel zustimmen.

Die Minderheit stellt den Antrag 6:
der Landtag wolle beschließen, dem Artikel 8 werde
als 8- 3 hinzugefügt:

Vom Staatsminifterium, Departement deS Innern,
kann auf einstimmigen Antrag der Verbands-Com-
missi-n die Benutzung eigener, nicht angeköhrter
Stiere zum Decken des eigenen Viehes auf be¬
stimmte Zeit untersagt werden.

Beide Anträge werden zur Berathung gestellt.
Abg. Tantzen : Er sei für den Antrag der Mehrheit

und verwerfe den Antrag der Minderheit, weil er cS für
einen ungerechtfertigten Eingriff in das Privatrecht ansehc,
wenn eine Verfügung getroffen würde, die die wirthschaft-
lichen Verhältnisse des Viehzüchters ungemein beeinträchtigen
könne. Er kenne viele Landwirthe, die sich mit der Aufzucht
junger Stiere beschäftigten, deren Bestrebungen jedoch völlig
erfolglos sein würden, wenn sie jederzeit das Verbot treffen
könnte, ihre Stiere zur Deckung ihres eigenen Viehes zu
benutzen.

Der Antrag 6 der Minorität wird abgelehnt, der-An¬
trag 5 der Mehrheit angenommmen.

Sodann crlheilt der Landtag den Anträgen 7 und 8
seine Zustimmung.

Zu Art. 17 8- I des Entwurfs liegen ferner folgende
zwei Anträge vor:
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Antrag 9 der Mehrheit:
der Landtag wolle die Streichung des Schlußsatzes
zu Art. 17 Z. 1: »auf Grund« u. s. w. wie im
Entwürfe genehmigen,

nnd der Antrag der Minderheit, vom Berichterstatter nach¬
träglich dahin formulirt:

der Landtag wolle dem Schlußsätze wie im Entwürfe
seine Genehmigung ertheilen.

Der Antrag9 der Mehrheit wird angenommen.
Gleichfalls wird ohne Debatte angenommen der An¬

trag 10 des Ausschusses:
der Landtag wolle zu Art. 17 Z. 2 und den Art. 18
bis 21 incl. die Genehmigung ertheilen.

Anträge zur zweiten Lesung sind bis zum Abend des
26. d. M. einzureichcn.

IV. Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten
Lesung des Entwurfes eines Gesetzes, bctr. die Aufhebung
der Brandversicherungsanstalt in der vormaligen Herrschaft
Kniphausen. (Aul. 21 S . 45.)

Verbesserungsanträge sind nicht gestellt und wird der
Gesetzentwurf, wie er aus der ersten Lesung hervorgegangen,
angenommen.

V. Mündlicher Bericht des Vcrwaltungsausschuffes zur
zweiten Lesung, betr. die Verordnung für das Herzogthum

Oldenburg, betr. Aenderung der M. 37 ä 2 der Tare zu
dem Gesetz für das Herzogthum vom 15. März 1870, betr.
die Gebühren in Verwaltungssachen.

Es wurde befunden, daß diese Vorlage nur einer ein¬
maligen und nicht einer zweiten Lesung bedürfe, und daß
in Folge des vom Ausschuß gestellten Antrags für eine zweite
Lesung dieser Gegenstand irrthümlich auf die Tagesordnung
gesetzt sei; die Verordnung ist bereits vom Landtage geneh¬
migt und hat die Sache damit ihre Erledigung erhalten.

VI. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses
zur zweiten Lesung, betr. den Entwurf eines Gesetzes, betr.
Abänderung des Art. 1 des Gesetzes vom 15. Juni 1861,
die Reorganisation der Wittwen-, Waisen« und Leibrenten-
Caffe betr. (Anl. 4 S . 4.)

Neue Anträge sind nicht eingegangen, und wird der
Ausschußantrag in zweiter Lesung unverändert angenommen.

Der Präsident  thcilt mit, daß die nächste Sitzung
sowie die Tagesordnung derselben noch nicht bestimmt seien
und schriftlich angesagt werden würden.

Schluß der Sitzung 11 Uhr.

Der Berichterstatter:
Müller.

«SV « « '
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über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Siebente Sitzung.
Oldenburg , den 29 . November 1881 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : sl. Neuwahl des Präsidenten und Vicepräsidenten.
2 . Mündlicher Bericht des PetitionSauöschusseS , betreffend eine Petition des Lehrers Bruns  zu

Augustendorf um Gewährung einer persönlichen jährlichen Gehaltszulage von 300

3 . Desgleichen , betreffend eine Petition von Grundbesitzern zu Nenenwege bei Varel wegen

Schiffbarmachung der Wapel auf der Strecke von Herrcnmoors -Brücke bis zur Ausmündung in

die Jade.

4 . Desgleichen , betreffend eine Petition des früheren Grenzaufsehers Conrad Faß zu Horumersiel

um Wicderanstellung als Grenzaufseher in seiner früheren Anciennität , event . Gewährung einer

Pension oder eines Wartegeldes , allenfalls Uebertragung einer anderen Lebensstellung.

5 . Desgleichen , betreffend eine Petition des Brinksitzers Diedrich Ellinghausen  in Döhlen wegen

Cvnccssion zum Wirthschaftsbetriebe.

6 . Desgleichen , betreffend eine Petition der Gemeinderäthe der Gemeinden Neuende , Bant , Heppens,

Fedderwarden und Accum wegen Errichtung eines Amtsgerichtes für diese Gemeinden mit dem

Sitze desselben in Neuende.

7 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschufscs , betreffend eine Petition der Apotheker des Fürsten-

thumS Lübeck um Aufhebung der Verbindlichkeit , bei Lieferung an Commünen , Armenanstalten

und Krankenhäuser einen Rabatt von 25 °/g zu gewähren.

8 . Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürsten¬

thum Lübeck , becr . Abänderung der Artikel 18 und 47 des Gesetzes vom 28 . Januar 1879,

bctr . die Einführung des Gesetzes über den Eigenthumserwerb an Grundstücken und deren ding¬

liche Belastung und der Grundbuchordnung . (Anl . 55 S . 262 .)

9 . Desgleichen des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg , betr . Abänderung der

Artikel 19 und 44 des Gesetzes vom 3 . April 1876 , betr . die Einführung des Gesetzes über

den Eigenthumserwerb an Grundstücken und deren dingliche Belastung , sowie der Grundbuch¬

ordnung . ( Anl . 54 S . 261 .)

10 . Mündlicher Bericht des Justizausschusses , betr . den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum

Lübeck , betr . Abänderung der Gcbührentare für bürgerliche Rechtssachen und Strafsachen.

(Anl . 57 S . 265 .)

11 . Bericht desselben Ausschusses zur zweiten Lesung des Gesetzes für das Großherzogthum , betr.

die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in Verwaltungssachen . (Anl . 17 S . 30 .)
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12 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . Schreiben des Herrn Regierungs -Coimuissars

Flor  vom 15 . November 1881 zu Z. 82 deS Voranschlags der Ausgaben des Herzogthums
Oldenburg für die Jahre 1882 , 1883 und 1884 . (Anl . 39 S . 161 .)

13 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum
Lübeck , betr . die Aufhebung der sog . Armenfeuerung . ( Anl . 24 S . 50 .)

14 . Desgleichen , betr . Erlaß von jährlich 250 ^ an Canon , welcher auf den zum ehemaligen

Vorwerk Hohenhorst gehörenden Grundstücken ruht . (Anl . 22 S . 46 .)

Vorsitzender : Präsident Roggeinann.

Am Ministertische : Die Herren Regierungs -Commissare:
Oberregierungsrath Mutzenbecher,  Ministcrialrath Flor,
Regierungsrath Mutzenbecher.

Nach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer

Meyer  das Protokoll der vorigen Sitzung ; dasselbe wird
genehmigt.

Folgende Eingänge werden verlesen:

1. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,
betreffend den Voranschlag der Einnahmen und Aus¬
gaben deS FürstenthumS Birkenfeld für die Jahre
1882/84;

2 . desgleichen , betreffend die Verzeichnisse der in der Zeit
vom 1. October 1878 bis 1 . October 1881 im Be¬

stände des Staats - und Kronguts der drei Provinzen

des Großherzogthums vorgekommenen Veränderungen;
3 . desgleichen , betreffend den Voranschlag der Staats-

gutScapitalien -Casse des HcrzogthumS Oldenburg für
die Jahre 1882/84:

diese drei Eingänge wurden dem Finanzausschüsse
überwiesen.

4 . Desgleichen , betreffend einen neuen Voranschlag der
Einnahmen und Ausgaben der Eiscnbahn - Bctriebs-

casse des Herzogthums Oldenburg für 1882/84 w.
An den . Eisenbahnausschuß.

5 . Desgleichen bei Vorlegung des Entwurfs eines Gesetzes

für das Herzogthum Oldenburg , betr . die Aufhebung
der Lootsen -Ordnung vom Jahre 1803.

An den Verwaltungsausschuß.

6 . Petition des Hausmanns Ed . Syassen zu Boitwardcn

und Genossen , betr . bessere Einfriedigung und Be¬
wachung der Bahnstrecke Brake - Nordenhamm.

An den Eisenbahnausschuß.

7 . Desgleichen der evangelischen Geistlichen des Fürsten¬
thums Birkenfeld , betr . Neuregelung ihres Dienstein¬

kommens , insbesondere Verbesserung desselben in Folge
des Abkommens zwischen Staat und Kirche.

An den Finanzausschuß.

8 . Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,
betr . die Landescaffe -Rechnungen des Fürstenthums
Birkenfeld für 1876/78.

An denselben Ausschuß.

9 . Vertrauliche Vorlage.
An denselben Ausschuß.

Gegen die Vertheilung der Eingänge werden Einwen¬
dungen nicht erhoben.

Der Präsident  theilt mit , baß der Turnrath deS
Oldenburger Turnerbundes dem Landtage für das am Sonn¬
tag , den 4 . December d. I ., staktstndende Schauturnen und

Turnfest eine Anzahl Eintrittskarten übersandt habe . Wer
von den Herren theilnehmen wolle , könne sich vom Registrator

eine Karte einhändigen lassen . Da der Zutritt zu dem Feste
ein vielbegehrter sei , so werbe gebeten , daß diejenigen Ab¬
geordneten , welche sich Karten genommen und vielleicht später
keinen Gebrauch davon machen könnten , letztere rechtzeitig an

den Turnrath zurückgelangen ließen.

Es wird sodann in die Tagesordnung eingetreten:

I . Neuwahl des Präsidenten und Vizepräsidenten.

Nbg . Tantzen : Er schlage vor , den bisherigen Präsiden¬
ten und Vicepräsidenten durch Acclamation wieder zu wählen.

Der Präsident : Diese Art der Abstimmung sei nur
unter der Voraussetzung zulässig , daß von keiner Seite da¬

gegen ein Widerspruch erhoben werde.
Widerspruch wurde nicht erhoben und sodann der bis¬

herige Präsident Roggemann  und der bisherige Vice-
präsident Ahlhorn  durch Acclamation wicdergewählt.

Der Präsident : Er danke den Herren für ihr Ver¬
trauen und nehme er die Wahl an . Dem Abg . Ahlhorn,

der zur Zeit abwesend sei , werde er die Wahl brieflich mil¬
theilen und ihn um desfällige Antwort bitten.

II . Mündlicher Bericht des PetitionsauSschiiffes , betr.

eine Petition des Lehrers Bruns  zu Augustendorf um Ge¬

währung einer persönlichen Gehaltszulage von 300
Berichterstatter Abg . Wallroth : Die Petition habe

im Vorzimmer zur Einsicht ausgelegen , er brauche daher nur
in kurzem über den Inhalt zu berichten : Der Lehrer Bruns

zu Augustendorf im Amte Friesoythe habe um die Gewäh¬
rung einer persönlichen jährlichen Gehaltszulage von 300 ^
petitionirt . Zur Motivirung dieser Bitte hebe derselbe Fol¬

gendes hervor : Er sei schon seit dem 3 . November 1832
als Lehrer in Thätigkeit und zwar bis heute stets aus der

Anfangsstelle zu Augustendorf . Wegen besonderer Verhält¬
nisse — er habe eine verschuldete Stelle übernehmen und
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auf dieser seine Ekern , Frau und sechs Kinder ernähren
müssen— habe er von dort lauge Zeit nicht wegkommen
können, erst im Jahre 1876 sei er in der Lage gewesen, um
eine vacante Lehrerstelle— zu Thüle — cinzukommen. Jedoch
sei ihm ein jüngerer Lehrer vorgezogcn. Verschiedene an
das katholische Oberschulcollegium in Vechta gerichtete Bitten
um Gehaltserhöhung seien abgewiesen worden mit dem Be¬
merken, die dürftigen Verhältnisse der Schulacht Augustendors
gestatteten eine erheblichere Gehaltserhöhung nicht, auch sei
das Dieusteinkoinmen eines Lehrers nicht danach bemessen,
um auch Schwiegertochter und Enkel eines Lehrers davon zu
ernähren, endlich erscheine es nicht thunlich, einen alten, an
den Grenzen des peusionsreisen Alters stehenden Lehrer noch
auf eine andere Stelle zu versetzen. Im Jahre 1878 habe
er sich um die Lehrerstelle in Resthausen, jedoch wiederum
vergeblich, beworben. Ebenso sei eine im Jahre 1879 an
das Staatsministerium gerichtete Bitte um persönliche Zulage
abschläglich beschieden worden. Der Petent, führt Redner
weiter aus , stehe im 68. Lebensjahre und habe, soweit be¬
kannt, bislang zur Zufriedenheit gedient. Sein Gehalt be¬
trage 450 wobei der Ausschuß allerdings anuehme, daß
ihm außerdem die gesetzlichen Alterszulagen crtheilt worden
seien, so daß er ein Gesammteinkommen von 750 ^ habe.
Der Ausschuß glaube diese Petition der Großh. Staats¬
regierung zur Berücksichtigung empfehle» zu müssen und be¬
antrage daher:

der Landtag wolle der Staatsregierung die Petition
zur Berücksichtigung empfehlen.

Neg.-Com. Flor : Er müsse daraus aufmerksam machen,
daß es sich in diesem Falle um ein reines Geschenk Seitens
des Staates handeln würde, welches nicht etwa nur einmal
gemacht würde, sondern sich als eine fortlaufende, bei der
Peusionirung in Berücksichtigung kommende Gehaltszulage
darstelle. Er verkenne nicht, daß die Lage des Lehrers
Bruns  eine gedrückte sei, derselbe habe eine Stelle inne,
welche 750 ^ eiubringe und 24 ^ Entschädigung für freie
Wohnung. Aber die Schulacht Augustendors sei nicht im
Stande, mehr zu leisten, und von einer Versetzung des Bruns
habe man wegen seiner zweifelhaften Befähigung avschen
müssen. Ein vom Oberschulcolleg eingezogencr Bericht er¬
gebe, daß in Augustendors bis zum Jahre 1840 nur eine
Privatschule eristirt habe; im Jahre 1832 sei, wie es in
den Akten heiße, „ein junger Mann aus dem Dorfe" mit
dem Unterrichte beauftragt worden. Dies sei der Petent.
Erst 1840 sei eine Nebeiischule errichtet.

Diese Verhältnisse müsse man bei her Beuriheilung der
Lage des Bruns  in Berücksichtigung ziehen. Dieselben
sprächen gegen das Gesuch.

Im Voranschläge sei für derartige Bewilligungen überall
keine Position vorhanden.

Abg. Borgmann : Es handle sich hier darum, ein
geschehenes Unrecht wieder gut zu machen. Der Petent sei

Berichte. XXI. Landtag.

schon 48 Jahre Lehrer und habe wahrlich Anspruch auf eine
bessere Einnahme. Sei seine Befähigung, wie der Herr
Negierungs-Commissar behaupte, in der Thal eine zweifel¬
hafte, so hätte mau das Seitens des Oberschulcollegiums
früher erwägen und den Petenten in früheren Jahren , wo
ihm eine andere Berufsthätigkcit noch möglich gewesen sei,
auf anständige Weise beseitigen sollen. Wie jetzt die Sachen
lägen, sei es Pflicht zu helfen. Die Schulacht, eine der
ärmsten Colonien in der Heide, sei allerdings dazu nicht im
Stande , betrage doch die Schulumlage dort schon jetzt auf
den Kopf der Bevölkerung 1,84 ^ und gäbe cs dort über¬
haupt nur reichlich hundert. Er möchte danach die Annahme
des Antrags dringend  empfehlen nnd bedauere er nur, daß
nicht auch der Ausschuß das Wort „dringend" hinzugcsetzt habe.

Der Ausschußanlraz wird angenommen.
III . Mündlicher Bericht des PetitiouSausschusses, betr.

eine Petition von Grundbesitzern zu Neueuwcgc bei Varel
wegen Schiffbarmachung der Wapel auf der Strecke von
Herrenmoorsbrücke bis zur Aiismünduug in die Jade.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Es handle sich hier
um eine Petition von 40 Grundbesitzern aus Neuenwege
und den angrenzenden Dörfern, dahingehend, die Wapel von
der Herrenmoorsbrücke bis zur Ausmündung in die Jade
so weit zu vertiefen und in Stand zu setzen, daß diese
Strecke mit kleinen Fahrzeugen mit flachem Boden behufs
Beförderung von Kleierde und Schlick befahren werden könne.
Zur Motivirung werde vorgcbracht, daß Petenten und auch
der Staat an der Wapel verschiedene Ländereien besäßen, welche
sich durch Herbeischaffuug von Schlick uuv Kleierde würden
cultivircn, resp. verbessern lassen, sofern dies nur durch eine
genügende Instandsetzung der Wapel ermöglicht werde. Dem
Ausschüsse seien zwar die dortigen Verhältnisse nicht näher
bekannt, er glaube jedoch, daß der angeführte Gedanke gesund
und deshalb zu unterstützen sei, weshalb beantragt werde:

der Landtag wolle die Petition der Großherzozlichen
Staatsregierung zur Prüfung empfehlen.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
IV. Mündlicher Bericht des PctitiousauSschusses, betr.

eine Petition des früheren Grenzausschers Conrad Faß  zu
Horumersiel um Wiederanstellung als Grenzaufsehcr, ev.
Gewährung einer Pension oder eines Wartegeldes, allenfalls
Uebertragung einer anderen Lebensstellung.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Der re. Faß habe,
wie in der Petition angegeben werde, 28 Jahre dem Staate
treu gedient und zwar zuerst als Soldat , später als Greuz-
aufseher. Seine definitive Anstellung habe derselbe erhalten
am d. August 1871, dieselbe jedoch wieder verloren durch
seinen am 24. April 1872 erfolgten Weggang nach Lothringen,
wo er eine Anstellung als berittener Grenzaufseher erhielt.
Hier scheine es ihm nicht gefallen zu haben, da er bereits
am 1. October desselben Jahres in den Oldcuburgischen
Staatsdienst zurückgekebrt sei. Bis zum Jahre 1874 sei

6
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Faß disciplinarisch nicht bestraft worden , seitdem sedoch zu

verschiedenen Malen , wie er selbst zugebe ; der Oberzoll¬

inspector Bopksen  wolle ihm nämlich nicht gut und die

jugendlichen Obercontroleure säßen ihm stets auf dem Nacken.

Am 25 . April 1881 sei ihm der Dienst gekündigt , die dicscr-

halb eingelegten Proteste und Beschwerten seien vom Staats¬

ministerium als unbegründet verworfen . Der Ausschuß habe

sich überzeugt , daß die Kündigung rito geschehen sei und da

derselbe zu einer andern Auffassung in dieser Sache nicht habe

gelangen können , beantrage er:
der Landtag wolle über diese Petition zur Tages¬

ordnung übergehen.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.

V . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffcö , betr.

eine Petition des Brinksitzers Diedrich Ellinghausen

in Döhlen wegen Concession zum Wirthschaftsbctrieb.

Berichterstatter Abg . Wttllroth : Dem Petenten sei

im Jahre 1879 die Concession zum LLirthschaflsbetriebe er-

thcilt worden , doch mit der Beschränkung , keinen Schnaps

schänkcn zu dürfen . Der Gemeinderath in Großenkneten

habe jedoch angeblich die Bedürfnißfrage einstimmig bejaht,

trotzdem sei das Amt Wilkeshauicn bei seiner beschränkenden

Verfügung geblieben , welche auch schließlich auf eingelegte

Beschwerde vom Staatsministerium bestätigt sei.

Petent , der sich im klebrigen auf die beim Amte Wildes-

bauscn befindlichen Acten berufe , führe auö , baß für Döhlen

mit seinen 420 Einwohnern die eine  bisher vorhandene

Wirthschaft nicht genüge , zumal mancher das Bedürfniß habe,

«abgeschlossen von der gewöhnlichen Gesellschaft mit seinen

Gesinuungs - , Standes - oder Altersgenossen allein zu sein,

was jetzt nicht möglich sei " .
Der Ausschuß beantrage , da im vorliegenden Falle von

einem Bedürfnisse nicht die Rede sein könne , dagegen mög¬

lichste Einschränkung der Zahl der Schnapsschäukwirthschasten

zu erstreben sei,
der Landtag möge über diese Petition zur Tages¬

ordnung übergehen.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.

VI . Mündlicher Bericht des Petitionsausschnffes , betr.

eine Petition der Gemeinderäthc der Gemeinden Neilende,

Bant , Heppens , Fedderwarden und Accum  wegen

Errichtung eines Amtsgerichts für diese Gemeinden mit dem

Sitze desselben in Neuende.

Berichterstatter Abg . WnllroLh : Die genannten Gc-

meinderäthe hätten sich schon wegen dieser Sache an das

Staatsministerium , Departement der Justiz , gewandt , von

diesem aber bisher keine Resolution erhalten . Als erster

Grund für die Errichtung eines Amtsgerichts werde die große

Zunahme der Bevölkcrungszahl dieses Bezirks angeführt,

denn während dieselbe nach der Zählung vom 1 . Deeember

1875 nur 6302 Seelen betragen habe , sei am 1 . Deeember

1880 die Zahl schon auf 10 489 gewachsen . Hierunter be¬

fände sich viel zusammengclaufenes Volk , ferner sei stellen¬

weise eine einmonatliche Kündigungsfrist üblich , alles das

veranlasse viele Streitigkeiten , welche zu erledigen dem Amts¬

gerichte obliege . Das zuständige Amtsgericht sei das zu
Jever , um aber dieses zu erreichen müsse die Bahn benutzt

werden , wodurch bei der ungünstigen Fahrzeit der einzelnen

Züge regelmäßig ein ganzer Tag verloren gehe . Der für

Jever zur Vergrößerung des AmtsgerichtsgebäudcS geplante

Bau würde wegfallen können , falls ein Amtsgericht in Neuenbe

constituirt werde , wo genügende Räumlichkeiten zur Verfügung

ständen . Diesen Ausführungen der Petenten gegenüber habe

der Ausschuß zu bemerken , daß die Entfernungen der frag-

'lichen Gemeinden vom Sitze des Amtsgerichtes in Jever,

namentlich im Vergleich mit anderen Amtsgerichts -Bezirken,

durchaus nicht so bedeutend seien , daß sie nicht zu Fuß könnten

zurückgelegt werden und daß im Nothfalle die Dahn benutzt

werden könne . Falls der Landtag auf diese Petition eingehen

wollte , würden voraussichtlich bald weitere derartige Ansprüche

an ihn gerichtet werten . UcbrigenS sei der Landtag von jeher

der Ansicht gewesen , daß eine möglichste Einschränkung der

Behörden anzustreben sei. Er beantrage daher Namens des

Ausschusses:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesordnung

übergehen.

Abg . Jken : Er wolle doch auf die Eigenthümlichkeit

der dortigen Verhältnisse aufmerksam machen . ES lebten

dort 10 000 Menschen , die in vielfacher Beziehung zu den

Gerichten ständen . Es führe zwar eine Eisenbahn nach

Jever , die Verbindung sei jedoch eine sehr mangelhafte , so

müsse man von Wilhelmshasen um 9ftz Uhr Morgens fort

und könne erst 7 ^ Uhr Abends zurückkommen . Da eine Besse¬

rung in dieser Beziehung leicht möglich , indem nämlich im

Anschluß an den um 4 Uhr von Sande nach Wilhelmshasen

gebenden Zug um Zftz Uhr von Jever aus ein Zug abge-

laffen würde , so richte er an das Staatsministerium die drin¬

gende Bitte , in dieser Beziehung eine Aenderung eiutrcten

lassen zu wollen , zumal die Gemeinden und auch der Amts¬

rath Jevcrlands sich schon in diesem Sinne ausgesprochen

hätten.
Abg . Mettcker : Wenn es in der Petition heiße , die

Stadt Jever wäre gegen den Anschluß an den um 4 Uhr

von Oldenburg kommenden Zug , so wolle er dem gegenüber

bemerken , daß die Stadt Jever diese Verbindung sehr wünsche

und daß dieselbe sich schon freuen würde , wenn auch nur

wöchentlich zweimal , au den Hauptgerichtstagen , diese Ver¬

bindung hergestellt würde , da namentlich au diesen Tagen

der Zuzug zum Amtsgericht aus den fraglichen Gemeinden

bedeutend sei.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

VU . Mündlicher Bericht des Pctitionsausschusses , be¬

treffend eine Petition der Apotheker des FürstenthnmS Lübeck

um Aufhebung der Verbindlichkeit bei Lieferung an Commü-
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nen , Armenanstalten und Krankenhäuser einen Rabatt von

25 °/g zu gewähren.

Berichterstatter Abg . Kreymhorg : Diese Petition

habe im Vorzimmer ansgelegen , überdies sei dieser Gegen¬

stand bereits im 16 . , 17 . , 18 . und 20 . Landtage eingehend

verhandelt worden , sodaß er dieselbe als genügend bekannt

voraussetzen dürfe . Der Ausschuß fände in der Verpflich¬

tung der Apotheker , einen Rabatt von 25 "/g an die betr.

Anstalten gewähren zu müssen , durchaus keine Härte und

beantrage er daher:

der Landtag wolle über diese Petition zur Tages¬

ordnung übergehen.
Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.

VIII . Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung

des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstcnthum Lübeck,

betr . Abänderung der Artikel 18 und 47 des Gesetzes vom

28 . Januar 1879 , betr . die Einführung deS Gesetzes über

den Eigenthumserwcrb an Grundstücken und deren dingliche

Belastung und der Grundbuchordnung . (Anl . 55 S . 262 .)

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung angenommen.

IX . Bericht deS Justizausschusscs zur zweiten Lesung

des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg,

betr . Abänderung der Artikel 19 und 44 des Gesetzes vom

3 . April 1876 , betr . die Einführung des Gesetzes über den

Eigenthumserwe '. b an Grundstücken und deren dingliche Be¬

lastung , sowie der Grundbuchordnung . ( Anl . 54 S . 261 .)

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung angenommen.

X . Mündlicher Bericht deS Justizausschusscs , betr . den

Entwurf eines Gesetzes für das Fürstcnthum Lübeck , betr.

Abänderung der Gebührentare für bürgerliche Rechtssachen

unb Strafsachen . (Anl . 57 S . 265 .)

Berichterstatter Abg . Wallroth : Nach der Verord¬

nung vom 16 . Decembcr 1874 betrage die Gebühr für die

Protokollirung der Cessio » einer Geldschuld zum Betrage von

unter 600 ^ — 1,00 von 600 ^ und darüber

der cedirten Summe . Die Großherzogliche Staatsregierung

habe dem Provinzialrathe eine Vorlage zur begutachtlichen

Aeußerung dahin gemacht , daß für eine Summe von unter

800 eine Gebühr von 1 und für eine Summe von

800 .̂ und darüber 15 s> für jede volle 100 ^ der cedir¬

ten Summe in Aussicht genommen werden solle . Der Pro¬

vinzialrath habe in Anbetracht der augenblicklich nicht ganz

ungünstigen Finanzlage des Fürstenthums eine noch weiter¬

gehende Gebührenherabsetzung beantragt , die Staatöregierung

sei jedoch diesen Wünschen nicht nachgekommen . Der Aus¬

schuß empfehle den Antrag:

den Gesetzentwurf unverändert anzunehmcn,

genehmigen zu wollen.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen . Anträge

zur zweiten Lesung sind bis morgen Abend 8 Uhr einzu¬
bringen.

XI . Bericht deS Justizausschusses zur zweiten Lesung

des Gesetzes für das Großherzogthum , betr . die Zwangsvoll¬

streckung wegen Geldforderungen in Verwaltungssachen.
(Anl . 17 S . 30 .)

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung angenommen.

XII . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

Schreiben des Herrn Regierungs - CommissarS Flor vom

15 . November 1881 zu K. 82 res Voranschlags der Aus¬

gaben des Herzogthums Oldenburg für die Jahre 1882,
1883 und 1884 . ( Anl . 39 S . 161 .)

Berichterstatter Abg . Barnstedt : Der Ausschuß sei

im Allgemeinen mit der Bewilligung einverstanden , jedoch

sei man in Betreff der Anstellung der betr . Beamten bedenk¬

lich gewesen , indem man ein Engagement für hinreichend an¬

gesehen habe . Nach den im Ausschüsse gemachten Ausfüh¬

rungen des Herrn Regierungs - Commissars jedoch , woraus her¬

vorgegangen , daß brauchbare Beamte nur dann zu gewinnen

sein würden , wenn ihnen eine Anstellung in Aussicht gestellt

werde , wie übrigens schon aus einem fruchtlos ausgefallenen

Versuch , eine Persönlichkeit für diese Stelle durch bloßes

Engagement zu gewinnen , hervorgegangen sei , habe man sich

auch im Ausschüsse mit einer Anstellung der Beamten ein¬

verstanden erklärt , zumal nach dem Inkrafttreten der neuen

Grundbuchordnung einer der betr . Beamten auch ferner zu

verwenden sein werde . Er beantrage daher:

der Landtag wolle die Position Z. 82 des Vor¬

anschlags für das Herzogthum Oldenburg von jähr¬

lich 7500 ^ auf jährlich 15 000 ^ erhöhen und

zugleich der Großherzoglichen Staatsregierung die

Ermächtigung ertheilen , wenn nöthig,  noch einen

oder zwei Hypothcken - Beamte mit einem angemesse¬

nen , aus den obigen Mitteln zu zahlenden Gehalte

anzustellen.

Der Antrag wird angenommen.
XIII . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, betr.

die Aufhebung der sog . Armenfeuerung . (Anl . 24 S . 50 . )

Berichterstatter Abg . Nathan : Der Gegenstand dieses

Gesetzes sei schon lange , sowohl im Provinzialrathe wie auch

in dem Landtage , verhandelt worden , namentlich in dem

Schreiben des letzteren an die Staatsregiernng vom 20 . De-

cember 1878 , worin dieselbe ersucht werde , dahin zu wirken,

daß die Torflieferungen für die Armen in der Stadt Eutin

und die Insten des früheren Amts Eutin aufgehoben würden.

In der letzten Provinzialrathsdiät sei der vorliegende Gesetz¬

entwurf der gutachtlichen Erklärung des Provinzialrathes

unterworfen und habe sich derselbe dahin zustimmend erklärt,

daß vom 1 . November 1882 an die Armentorflieferung weg¬

fällig werde , wofür jedoch als Entschädigung aus der Landes-

casse an die Landarmenverbandscasse 1050 -/A hinzugehen

sollen . Es rechtfertige sich dieser Beschluß besonders dadurch,

daß in den verschiedenen Theilen deS Fürstenthums sehr ver-
6*
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schieden die Arnunfeuerung zur Lieferung gelange. In der
Stadt Eutin werde für die Armen ein gewisses Quantum Holz
und Torf geliefert, in dem früheren Amte Eutin bekomme
jeder Inste ein bestimmtes Quantum Holz und Torf, dagegen
die Armen des früheren Amtes Schwartau nur ein Quantum
Holz, die Einwohner des cedirlcn ThcileS erhielten keine
Armenfeuerung. Bei dieser Ungleichheit sei der getroffene
Ausgleich wohl gerechtfertigt. Der Ausschuß beantrage An¬
nahme der Gesetzesvorlage, wie sie gebracht sei.

Der AbgeordneteW eftphal reicht zwei genügend unter¬
stützte Anträge ein:

Antrag 1:
der Landtag wolle dem vom Ausschüsse vorgeschlage¬
nen Gesetzentwürfe nur seine Zustimmung ertheilcn,
wenn derselbe folgendermaßen lautet:

Von dem mit dem 1. November 1882 beginnen¬
den Forstjahre an hört die Lieferung der sogenann¬
ten Armenfeuerung, soweit sic in Torf besteht,
auf; von dem gedachten Zeitpunkte an wird allen
Armen deo Fürstenthums ein möglichst gleichmäßiges
Holzquantum oder eine entsprechende Vergütung
in Geld gewährt.

Für den Fall der Ablehnung dieses Antrags:
Antrag 2:

der Landtag wolle den vom Ausschüsse vorgeschlagc-
nen Gesetzentwurf ablchnen und die Staatsregierung
ersuchen, die Proposition der Provinzialregicrnng
(Nebcnanlage zu Anlage 24 Seite 52) wieder
aufznnehmen.

Dieselben werden sogleich mit zur Debatte gestellt-
Abg. Westphal : Er sei gegen den Antrag des Aus¬

schusses , weil er (Redner) eine Gleichstellung des ganzen
Fürstenthums wünsche, welche er in dieser Hinsicht wohl für
möglich halte. Sollte in Stockelsdorf kein Holz vorhanden
sein, so könne den dortigen Armen ja ein Geldbetrag aus¬
gezahlt werden, wofür dieselben sich ihre Feuerung kaufen
könnten. Das Holzdcputat habe einen Werth von ungefähr
9 ^ für jeden Armen. Hiernach ließe sich die Geldvergü¬
tung berechnen.

Berichterstatter Abg. Nathan : Seines Erachtens
dürfe der Antrag des Abg. Westphal vom Landtage nicht
angenommen werten, weil Geldbewilligungen vom Staate
an die Gemeindearmcn an sich nicht zulässig seien und eine
Ausdehnung der Holzliefeningen gänzlich unzeitgemäß sei,
ferner sei er der Ansicht, daß die Aufhebung der Armen¬
feuerlieferung von Seiten des Staates nur eine Frage der
Zeit sei und wenn sie später aufgehoben würde, sei der Zeit¬
punkt gekommen, wo ein Ausgleich des jetzt Bestehenden
gegeben sein würde.

Abg. Capell : Er wolle sich wohl dem Anträge des
Abg. Westphal  anschließcn, wenn die Forderung einer Geld¬
vergütung gestrichen würde. Holz sei in den Nachbargemein.

den Schwartau und Ahrensböck zur Genüge vorhanden, die
Stockclsdorfer würden ihr Holzdcputat von dort ganz gut
erhalten können.

Abg. Westphal : Er habe nur eine Gleichstellung
des ganzen Fürstenthums beabsichtigt, wenn Abg. Capell
die Geldvergütnng gestrichen haben wolle, so habe er dagegen
nichts cinzuwendcn.

Reg.- Com. Mutzenbecher II .: Mit dem Abg.
Nathan  sei er dahin einverstanden, Laß es nicht thunlich
sei, die Lieferung von Holzdcpntaten weiter anszudehncn.
Die Staatsregiernng halte derartige Lieferungen für durch¬
aus unpraktisch. Nichtiger sei es, wenn die Armencommünen
die Unterhaltung der Armen auch in Bezug auf Die Feuerung
übernehmen würden.

Da cs den Wünschen der Staatsregiernng entspräche,
die Holzlicferungen auch in den alten LandeStheilen zu be¬
seitigen, würde dieselbe gerne bereit sein, den eventuellen An¬
trag, die neuen Landestheile den alten LandeStheilen insofern
gleichzustellen, daß auch den alten LandeStheilen die Hvlz-
deputate genommen würden, in Erwägung zu ziehen.

Berichterstatter Abg. Nathan : Er wolle dringend
darum ersuchen, nicht sofort auf eine Beseitigung der Holz¬
deputate cintreten zu wollen. Der Provinzialrath habe den
Gegenstand eingehend untersucht und darauf den Beschluß,
wie er von der Staatsregiernng in dem Gesetzentwürfe ge¬
bracht sei, gefaßt.

Der Präsident : Er schlage vor, daß zunächst der
erste Antrag des Abg. Westphal  und darauf der Ausschuß¬
antrag zur Abstimmung verstellt werde, indem mit der An¬
nahme des letzteren der zweite Antrag des Abg. Westphal
in Wegfall kommen werde.

Der erste Antrag des Abg. Westphal  wird darauf
abgclehnt.

Der Antrag des Ausschusses dagegen wird angenommen.
Anträge zur zweiten Lesung sind bis morgen Abend

8 Uhr cinzubringen.
XIV. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

Erlaß von jährlich 250 ^ an Canon, welcher auf den zum
ehemaligen Vorwerk Hohenhorst gehörenden Grundstücken
ruht. (Anl. 22 S . 46.)

Berichterstatter Abg. Nathan : Der Ausschuß be¬
antrage:

Antrag 1:
der Landtag wolle die Borlage der Staatsregiernng
mit der Modifikation annehmen, daß für 250 ^ —
300 festgestellt werden.

Antrag 2:
der Landtag wolle die Petition der Grundbesitzer
des ehemaligen Vorwerks Hohenhorst, betr. Entschädi¬
gung für Heranziehung zu den Gnissauer Kirchen¬
lasten, für erledigt erklären.
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Die vorliegende Frage sei nach verschiedenen Seiten
complicirt. Thatsächlich seien die Grundbesitzer von jeder
Kirchenumlage frei, indem dieselbe in den letzten Jahren in
einer Höhe von pr . pr . 158,38 von der Landescaffe ge¬
tragen worden sei. Man habe diesen Gegenstand im Pro-
vinzialrathe einer Erörterung unterzogen und sei diese Summe
auf Antrag auf 250 erhöht worden, welche sodann am
Canon gekürzt werden sollte. Da jedoch die Landesregierung
bestimmt habe, daß mit dem 1. Januar 1882 das Kirchen-
ordnungsgesetz von 1864 für das Kirchspiel Gnissau maß¬
gebend sein solle, nach welchem die Kirchenumlage nach dem
Grundsteucrreinertrage und dem Miethwerthe der Gebäude
umgelegt werden solle, so würden die Grundbesitzer von
Hohenhorst zu gleichen Theilen mit den Grundbesitzern der
Dorfschaft Gnissau zur Kirchenlast herantrcten müssen. Dem¬
nach würden, der Kirchenpflug zu 30 ^ berechnet, die
Kirchenumlagen für die Grundbesitzer von Hohenhorst auf
240 zu stehen kommen; da jedoch in der Vorlage zu¬
gleich darauf hingcwiesen sei, daß ein Umbau der Kirche zu
Gnissau unbedingt vorgcnommen werden müsse, so habe sich
der Finanzausschuß verpflichtet gehalten, über die nach dieser
Seite hin bevorstehende Ausgabe Erkundigungen bei dem
Herrn Negicrungs-Commissar einznziehcn. Von dieser Seite
sei dem Ausschüsse die Mittheilung geworden, daß der Vor¬
anschlag zu dem Neubau auf 30—32 000 ^ postirt sei.
Mit Rücksicht auf die in nächster Zeit die Bewohner von
Hohenhorst ganz erheblich mehr belastende Mehrausgabe,
indem dieselben, angenommen der Voranschlag des Neubaues
werde um 1000überschritten,  pro ru .a 11 000 ^ auf¬
zubringen, zu verzinsen und abzutragen hätten — dieses
Capital zu berechnet, mit einem Abtrag, mache
eine jährliche Ausgabe von 545 ^ — mit Rücksicht hier¬
auf nehme der Ausschuß Veranlassung die Vorlage der Staats-
rcgierung um 50 zu erhöhen, welches Verfahren er um
so mehr zutreffend halte, weil eS Einwohner treffe, welche
im Jahre 1866 dem alteren Theile des Fürstenthums an¬
geschlossen seien und man bei diesen eine milde Praxis wohl
angebracht erachten dürfte. Er glaube die Genehmigung des
Landtags hierzu erwarten zu dürfen, zumal von Seiten des
Herrn Regierungs-Commissars im Ausschüsse eine Erklärung
dahin abgegeben sei, daß er die Zustimmung der Staats¬
regierung erklären zu dürfen glaube.

Reg.-Com. Mutzenbecher II .: Er habe nur in Betreff
der Form noch eine Bemerkung zu machen. Er verstehe die
Sache so, daß der Ausschuß die Regierungsvorlage zur An¬
nahme empfehle und daneben beantrage, die Staatsregieruug
zu ermächtigen, die fragliche Summe um 50 ^ zu erhöhen.
In diesem Falle sei die Staatsregierung mit dem Ausschuß-
antrage einverstanden.

Berichterstatter Abg. Nathan : Im Namen des Finanz¬
ausschusses könne er hierzu seine Zustimmung erklären und
formulirc er den Antrag 1 dahin:

der Landtag wolle die Vorlage der Staatsregierung
mit der Modification annehmen, daß die Regierung
ermächtigt werde, den Betrag von jährlich 300 ^
an dem Canon zu erlassen.

Der Präsident  verstellt zunächst die Regierungsvorlage
zur Annahme. Dieselbe wird angenommen.

Hierauf wurden die Anträge M. 1 und 2 des Aus¬
schusses und zwar crsierer in der vom Berichterstatter gemach¬
ten neuen Formulirung angenommen.

Hiermit ist die heutige Tagesordnung erledigt.
Der Präsident  theilt sodann mit, daß die nächste

Sitzung am Freitag den 2. December d. I ., Vormittags
10 Uhr, stattfinden werde.

Tagesordnung:
1. Bericht des Justizausschuffes, betr. den Gesetzentwurf,

betr. die Errichtung einer Bodencredit-Anstalt für das
Herzogthum Oldenburg. (Anl. 43 S . 213.)

2. Bericht des Derwaltungsausschusses zur zweiten Lesung
des Gesetzentwurfs für das Hcrzogthum Oldenburg,
betr. die Beförderung der Rindviehzucht. (Anl. 16
S . 23.)

3. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die
Verordnung, betr. Abänderung deS Artikels 97 Z. 3
der revidirten Gemeindeordnung. (Anl. 6 S . 9.)

4. Desgleichen des Finanzausschusses zu dem Anträge
des Abg. Rüdebusch  und Genossen, betr. Bewilli¬
gung von Mitteln zum Ankäufe von Feldsteinen in
den ärmeren Ortschaften re.

Schluß der Sitzung ^ 12 Uhr.
Der Berichterstatter:

StrackcrMn.
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über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.

Achte Sitzung.

Oldenburg , den 2. December 1881 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung: 1 . Bericht des Justizansschusses , betr . den Gesetzentwurf , bctr . die Errichtung einer Bodencrcdit-

Anftalt für das Hcrzogthum Oldenburg . ( Aul . 43 S . 213 .)

2 . Bericht des Verwaltungsausschuffes zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzogthum

Oldenburg , betr . die Beförderung der Nindviehzucht . ( Anl . 16 S . 23 .)

3 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die Verordnung , betr . Abänderung des Artikels 97

Z. 3 der revidirteu Gemeindeordnung . ( Anl . 6 S . 9 .)

4 . Desgleichen des Finanzausschusses zu dem Anträge des Abgeordneten Rüdebusch  und Ge¬

nossen , betr . Bewilligung von Mitteln zum Ankauf von Feldsteinen in den ärmeren Ortschaften rc.

Vorsitzender : Präsident Roggemann.

Am Ministertische : Die Regierungs -Commiffare Obcr-

regierungsrath Mutzenbecher,  Oberfinanzrath Heumann,

Negierungsrath Mutze nbech er ; später der Minister Jan¬

sen  und der Obercammerrath Nüder.

Der Schriftführer Abg . Groß  verliest das Protokoll

der vorigen Sitzung ; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  theilt mit , daß er dem Abgeordneten

Lödecker  einen Urlaub von ö Tagen gewährt habe ; ferner,

daß der Abg . Schüler  neu eiugetreten und nunmehr zu

beeidigen sei.

Der Abg . Schüler  leistet den im Artikel 130 Z. 1

des StaatSgrundgesetzes vorgeschriebenen Eid.

Der Präsident  zeigt darauf folgende Eingänge an:

1. Schreiben des Greßherzoglichen StaatsministeriumS

nebst Entwurf eines Gesetzes für das Großherzogthum,

betr . den Forstdiebstahl und die Forst - und Feldpolizei.

An den Justizausschuß.

2 . Desgleichen nebst Entwurf eines Gesetzes für das

Herzoathum Oldenburg , betr . neue Bestimmungen zu

dem Gesetz vom 3 . April 1855 , bctr . die Einrichtung

des Unterrichts - und Erziehungswesens im Herzog¬

thum Oldenburg.
An den Berwaltuugsausschuß.

3 . Desgleichen nebst Voranschlag der Einnahmen und

Ausgaben des Landesculturfonds für das Herzogthum

für die Jahre 1882 , 1883 und 1884.

An den Finanzausschuß.

4 . Desgleichen nebst Verordnung , betr . die Aenderung

der Grenze zwischen den Gemeinden Hatten und

Hautlosen und den Amksverbänden Oldenburg und

Wildeshansen.

An Len Verwaltungsausschuß.

5 . Desgleichen nebst Verordnung , betr . die Aenderung

der Grenze zwischen den Gemeinden Garrel und Em-

stcck einerseits und der Gemeinde Großenkneten an¬

dererseits , und den Amtsverbänden Cloppenburg und

Wildeshausen.

An denselben Ausschuß.
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6. Desgleichen, betr. Ernennung des Laudgerichtsdirectors
Claußen  zu Lübeck zum ersten Ersatzrichter des
Staatsgerichtshofs.

uä uotu.
7. Desgleichen, belr. Gehaltszulage für den Landtags¬

registrator Schwenckc.
An den Gesammtvorstand.

8. Vorstellung mit Bitte des Halbbaumanns H, D.
Flügger  zu Uhlenbrock, betr. Revision der Wasser¬
ordnung.

An den Venvaltnngsausschuß.
9. Eingabe des Vorstandes und Gemeinderaths Lee Stadt

Birkenfeld, betr. die Abänderung der Zusatzbestimmung
des Gesetzes vom 2. Januar 1873 zu Art. 29 des
Civilstaatsdienergesetzes.

An den Justizausschuß.
Da gegen die Verweisung der Eingänge Einwendungen

nicht erhoben werden, wird nunmehr in die Tagesordnung
eingetreten.

I. Bericht des Justizausschusses über den Entwurf
eines Gesetzes, betr. die Errichtung einer Bobencredil Anstalt
für das Herzogthum. (Anl. 43 S . 213.)

Der Antrag 1 (Antrag der Minderheit) :
der Landtag wolle dem Gesetzentwürfe, betr. die Er¬
richtung einer Bodencredit-Anstalt für das Herzog¬
tum , seine Zustimmung versagen,

und der Antrag 2 (Antrag der Mehrheit) :
in die EiuzellBerathung des Gesetzentwurfs eiuzu-
treten,

werden, nachdem auf Verlesung des Berichtes verzichtet ist,
zur Debatte gestellt.

Abg. Tantzen : Ec sei für den Antrag der Mehrheit,
weil er hoffe und erwarte, daß die Errichtung der Boden-
credit-Anstalt einen wohltätigen Einfluß auf die Befriedigung
des Creditbedürfnisses der Grundbesitzer haben würde. Trotz
einiger Erinnerungen, die gegen einzelne Bestimmungen des
Gesetzentwurfs geltend zu machen wären, müsse er das
Gesetz als solches als durchaus zweckmäßig anerkennen. Was
er an demselben auözusetzen habe, wolle er in Kurzem an¬
geben.

Zunächst habe er gegen den Artikel6 insofern etwas
«iuzuwenden, als er die dem Staatsministerium vorbehaltene
Befuguiß zur nachträglichen Erhöhung des Zinsfußes für
eine unglückliche Bestimmung halte. Die Sicherheit, die dem
einzelnen Anleiher der Tendenz des Gesetzes entsprechend durch
die Unkündbarkeit der Darlehen von Seiten der Anstalt ge>
währt sei, würde bedeutend erhöht werden, wenn die nach¬
trägliche Steigerung deö Zinsfußes der Staatsregierung nicht
gestattet wäre. Man müsse bedenken, daß ein Grundbesitzer
nur dann nach Aufnahme einer Anleihe seine Verhältnisse zu
regeln im Stande wäre, wenn er sich zugleich einen sicheren

LebenSplan, einen Plan für seine Wirthschaft vorzeichnen
könne; dieses wäre aber unmöglich, wenn dem Staatsmini¬
sterium die Macht gegeben würde, jederzeit eine Erhöhung
des Zinsfußes eintrcten lassen zu können.

Auch der Artikel 17 mit dem Princip der Kündbarkeit
der von der Anstalt aufzunehmenden Anleihen müsse seines
Erachtens in Wegfall kommen. Wie durch Artikel 6 der
Schuldner, so würde durch diesen Artikel der Staat in die
Klemme gerathen. Wenn auch in denselben die Bestimmung
ausgenommen wäre, daß im Nothfalle die Anstalt die Kündi¬
gungen nicht zu berücksichtigen brauche, so halte er dennoch
diese Kündbarkeit für sehr verfänglich, zumal da die StaatS-
regierung nur in ganz dringenden Fällen von ihrem Recht,
die Rückzahlungen zu suöpendircn, Gebrauch machen würde.
Von der Stellung bestimmter Anträge sähe er ab , weil er
wüßte, daß er mit denselben nicht durchdringen würde.

Ferner vermisse er in dem Gesetzentwurf eine genügende
Controlle dieser wichtigen Anstalt von Seiten des Landtags;
die Mitwirkung der Landcsvertretung sei nur im Artikel 26
vorgesehen, im klebrigen wäre im Gesetz nur niedcrgelegt,
was durch dasselbe erreicht werden solle; das „wie" wäre
der alleinigen Bestimmung der Staatsregierung überlassen.
Hierin müsse eine Blenderung beschafft werden. Zu diesem
Zwecke stelle er den Antrag:

der Landtag wolle beschließen, daß dem Gesetzentwürfe
als Art. 30 hinzugcfügt werde:

Art. 30.
Jedem versammelten ordentlichen Landtage wird ein
ausführlicher Bericht über den Geschäftsumfang und
den Vermögensbestaud, sowie über die Geschäfts¬
führung der Anstalt vorgelegt.

Man könne glauben, daß dieser sein Antrag aus der
Auffassung hervorgegangensei, die Interessen des Landtags
und der Staatsrcgicrung ständen sich hier gegenüber; hier¬
gegen müsse er sich verwahren, da nur die Ueberzeugung,
daß jedem Landtage von der Staatsregierung die Verhältnisse
klar gelegt werden müßten, ihn zur Stellung dieses Antrags
bestimmt hätte.

Abg. Propping : In Folge seiner Berufsstellung
befände er sich der Vorlage gegenüber in eigenthümlicher
Lage, insofern ihm vorgcworfen worden sei, daß er die Sach¬
lage nicht mit unparteiischen Augen ansähe. Eine Zeit lang
habe er sich deshalb, um seine Unparteilichkeit zu beweisen,
die er sich nach ernster Selbstprüfnng wohl zuerkcnnen dürfe,
mit dem Gedanken getragen, überall an der Berathung nicht
theilzunchmen; allein seine Stellung als Abgeordneter macke
es ihm zur Pflicht, sich über solche Bedenken hinwegzuseßcn
und frei für seine Ansicht cinzutreten. Er bemerke jedoch,
daß, wenn sein Antrag, den Gesetzentwurf abzulehnen,
nicht angenommen würde, er von der Stellung weiterer Ver-
bcsserungsanträge absehen würde.
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Was cr zunächst in der Vorlage vermisse , so sei dies
die Anführung irgend eines Beispiels , aus dem hervorginge,
daß ein Grundbesitzer , der einen Anspruch auf legitime Be¬
friedigung eines Hypothekarcredits habe , unter den jetzt be¬
stehenden Verhältnissen diese Befriedigung nicht habe finden
können . Er könne vielmehr das Gegentheil Nachweisen , indem
tatsächlich in diesem Jahre bei der Großherzoglichen Wittwen -,
Waisen - und Lcibrcntencasse längere Zeit größere Summen
unverwendet dagelegcn hätten , ohne zum Ausleihen gegen
hypothekarische Sicherheit benutzt werden zu können . Auch
bei der Spar - und Lcihbank sei bis jetzt kein durch sichere
Hypotheken nicht zu befriedigendes Creditbedürsniß hervor¬
getreten , vielmehr sei seit mehreren Jahren große Nachfrage
nach guter Hypothek zu 4 "/g , ohne daß die Bank im Stande
wäre , dieselbe in ausreichender Weise zu beschaffen . Sollte
die Bodencredit -Anstalt wirklich Angeführt werden , so würde
außerdem noch eine Vertheuerung des Hypotheken - und
Communalcredits Antreten ; die Pfandbriefe der Anstalt würden
gekauft werden und so das Geld nicht direct , sondern durch
die Anstalt den Grundbesitzern zuflicßeu.

Wenn ihm entgegengchalten würde , daß die Banken
keine unkündbaren Darlehen gewähren und dadurch den Credit
des sog . kleinen Mannes nicht befriedigen könnten , so müsse
er hiergegen anführen , daß der bei weitem größte Theil der
sog . kleinen Leute heutzutage bereits stark verschuldet sei,
diesen daher nach dem Schätzungsverfahrcn , wie es die
Staatsregierung vorhabe , doch keine Darlehen mehr gewährt
werden könnten . Wenn überhaupt Hülfe nöthig wäre , so
bedürfe es immerhin noch keiner Bodencredit - Anstalt , vielmehr
genüge eS vollkommen , wenn der schon bestehenden Ersparungs-
casse durch Erweiterung ihrer Mittel ein größerer Geschästs-
kreis gegeben würde . Wenn man aber glaube , daß diese
nicht im Stande sei , den kleinen Leuten genügenden Credit
zu gewähren , so auch gewiß nicht die neu zu errichtende
Bodencredit -Anstalt.

Was die Bedürfnlßfrage nach unkündbaren Darlehen
ferner anbelange , so wäre cs ja bekannt , daß die Commünen,
Lmtsverbände , Genossenschaften ic . sich durch Ausgabe von
Inhaber -papieren unkündbare , allmählig zu amortisircnde Dar¬
lehen Verschaffen könnten und auch häufig von dieser i'prer
Befngniß Gebrauch gemacht hätten ; ob aber für den Privat-
gruudbefitzer Unkündbarkeit und Amortisationszwang günstig
wäre , sei mehr als zweifelhaft , da es demselben häufig schwer
fallen , ja unmöglich sein würde , die Amortisationsquotc

rechtzeitig zu erübrigen und dann die Gefahr nahe läge,
daß er zur Beschaffung derselben weitere Summen anderswo
zu höherem Preise aufnehmen müßte . Hierdurch würde ihm
aber die Möglichkeit zu wirthschaftlichem Handeln vollständig

adgcschnittcn ; denn wallte er hiernach verfahren , so müßte
er zunächst darauf bedach ! sein , das theuere , drückendere Geld

abzutragen ; durch den Amortisationszwang würde er hieran

gehindert und ihm nicht die Wahl gelassen , nach wirtbschaft-
lichen Principien zu handeln.

Er frage au , ob denn wirklich die Kündbarkeit der
Darlehen ein solches Gespenst sei , wie cs gewöhnlich dar¬
gestellt würde . Kündigungen des Kapitals wären in der
Thal nicht häufig , die Spar - und Leihbank wenigstens,
welche in den letzten fünf Jahren in etwa 200 Fällen über
2 000 000 ^ Darlehen vermittelt habe , hätte nur in einem

einzigen Falle eine Kündigung vorzunehmen brauchen . Die
Unkündbarkeit käme den Grundbesitzern theuer zu stehen;
denn nähme man z. B . an , daß auf ein Grundstück , dessen
Werth zu 150 000 ^ geschätzt sei , von der Bodencredit-
Anstalt 60 000 von anderer Seite eine zweite Hypothek
zu 30 000 ^ eingetragen sei , so würbe auf beiden Seiten
ein Mehr von mindestens Hz "/, Zinsen zu rechnen sein;
dieses Mehr käme dem Grundbesitzer jährlich aus wenigstens
450 c/E an Zinsen zu stehen , was auf 20 Jahre berechnet
bereits eine erhebliche Summe ausmachen wurde . Eine solche

Vertheuernng des CreditS sei aber die Unkündbarkeit nicht
wcrth ..

Er käme jetzt auf die vom Staate in Aussicht genommene
Uebernahme der Garantie zu sprechen . Wie bereits vom
Abgeordneten Tantzcn  trefflich ansgeführt sei , wäre die
Garantie durchaus nicht so unverfänglich , wie es nach Len

Motiven zue Vorlage den Anschein haben möchte . Nament¬
lich bei Len Abschätzungen werde eine große Vorsicht herrschen
müssen , wenn man nicht die Interessen des Staates und dcr
Anstalt schädigen wolle . Dem Anträge Tantzens  würde
er gern zustimmen , trotzdem er nicht glaube , daß derselbe zur
völligen Beseitigung der Gefahr beitragen würde.

Auch darin stimme cr mit Tautzen  überein , als er es
für eine unglückliche Bestimmung halte , daß die Bodencredit-
Anstalt kündbare  Schuldbriefe ausgebe !!, dagegen unkünd¬
bare  Darlehen gewähren solle . Dieses wäre ein Wider¬
spruch in sich , der durchaus nicht durch die Bestimmung des
Artikels 17 Z. 7 gehoben würde , wonach die Anstalt nur
soweit , als Mittel vorhanden , die Kündigungen zu berück¬
sichtigen brauche . Wenn die Motive sich hierfür auf daS
Weimabschc Vorbild beriefen , so sei doch darauf aufmerksam
zu machen , daß die dortigen Verhältnisse jedenfalls ganz
andere gewesen wären , daß dort ein wirkliches Bedürfniß
nach einer solchen Anstalt Vorgelegen haben würde ; dieses
sei aber hier im Lande nicht der Fall , da die Bankentwickclung
im Lauf der Jahre glücklich vorwärts geschritten wäre.
Außerdem sei die Zweckmäßigkeit der Bestimmung des Z . 7
in Weimar noch nicht geprüft , da eine Krisis während des

Bestehens der dortigen Anstalt noch nicht eingctretm wäre.
Sollte aber einmal eine solche eintreten , so würden die

Folgen derselben unberechenbar sein : die Gläubiger würden
ihre Capitalicn kündigen und wenn auch die Anstalt nicht
mehr zu zahlen brauche , als ihre augenblicklichen Kräfte es
zuließen , so würde doch dieser Zahlungseinstellung die Ein-
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stellung des Darlehnsgeschäfts naturgemäß folgen, mit andern
Worten: die Thätigkeit der Anstalt vollständig lahm gelegt
werden. Ob aber die Anstalt, wenn die Krisis vorüber,
das vorher genossene Vertraueu sich wieder erwerben würde,
sei mehr als zweifelhaft: das Vertrauen gleiche einer zarten
Pflanze, die schon durch einen leichten Stoß auf immer zer¬
drückt werden könnte.

Zum Schlüsse möge cs ihm gestattet sein, die Gründe,
welche ihn zur Ablehnung bewegten, hier kurz zusammen zu
fassen: Zunächst erkenne er ein Vedürfniß zur Errichtung einer
Bodencredit-Anstalt überhaupt nicht an, vielmehr sei dieselbe
durchaus unzweckmäßig, da sie eine Vertheuerung des Credits
mit sich bringen würde; sodann halte er es für einen großen
Fehler gegenüber der Gewährung unkündbarer  Darlehen
kündbare  Schuldbriefe auszugeben und endlich sei ihm die
Ucbcrnahme der Garantie von Seiten des Staates sehr be¬
denklich. Aus diesen Erwägungen fühle er sich verpflichtet,
zu beantragen:

der Landtag wolle dem vorliegenden Gesetzentwürfe
seine Zustimmung versagen.

Abg. Jken : Er würde sich dem Anträge der Mehr¬
heit anschließen; soweit er in Kreisen des landwirthschaftlichen
Publikums bekannt wäre, würde überall der Gesetzentwurf
mit Freuden begrüßt. Während früher das Geld von Hand

^ zu Hand gegangen und direct den Interessen der Landwirth-
schaft dienstbar gemacht wäre, befinde sich jetzt alles Geld
in den Händen der Banken: durch sie würde dasselbe ver-
theuert und damit den landwirthschaftlichen Interessen ent¬
zogen.

Er habe,bereits das 47. Lebensjahr zurückgelegt, kenne
die Verhältnisse und sei in diesen Sachen nicht ganz un¬
erfahren. Danach trete er mit voller Ueberzeugung für die

^ Errichtung einer Bodencredit-Anstalt ein und erlaube sich,
Namens des landwirthschaftlichen Publikums der Staats¬
regierung seinen Dank für die Einbringung des Gesetzentwurfs

, auszudrücken.
Abg. Nathan : Bei der Wichtigkeit der Vorlage halte

er sich für verpflichtet, die ablehnende Stellung, die er gegen
dieselbe einnehme, näher zu motiviren. Zwar wünsche er,
daß die Grundbesitzer möglichst billig ihren Credit erreichten,
allein die Vorlage sei nicht der Art, daß er sich für sie ent¬
scheiden könnte. Der Tenor derselben liege, wie er glaube,
in der von dem Centralvorstand der Landwirtbschaftgesellschast
für das Herzogthum Oldenburg beim Staatsministerium ein-
gereichten Eingabe, in der die Erlassung eines Gesetzes, be¬
treffend die Errichtung einer Bodencredit-Anstalt für das

h Herzogthum beantragt würde, und habe er (Redner) diese
deshalb ausführlich gelesen und genau geprüft. Er setze
voraus, daß auch die übrigen Abgeordneten Einsicht in die¬
selbe genommen hätten und halte es daher nicht für nöthig,
die einzelnen Gründe, die dort für die Errichtung der An¬
stalt geltend gemacht würden, hier näher hervorzuheben.

Berichte. XXI. Landtag.

Wenn nun auch alle anderen Gründe für stichhaltig aner¬
kannt werden müßten, so wäre s. E. doch nicht nachgewiesen,
daß nothwcndigerweise ein solches Institut vom Staate
übernommen werden müßte. Allerdings sei der Staat dazu
da, zu helfen, wo cs Noch thäte, aber nicht dürfe er sich
zum Obervormund in sämmtlichen Angelegenheiten, speciell
wie hier zum Vormund der Grundbesitzer, aufwerfen.
Wenn der Gesetzentwurf— was wahrscheinlich sei — an¬
genommen werden würde, so läge die Zeit nicht fern, wo
auch der Handelsstand mit denselben Ansprüchen an den
Staat herantreten und für sich die Errichtung einer Handcls-
credit-Anstalt verlangen würde; auch würde es nicht lange
dauern, so würden aus dem Gewerbcstand Wünsche nach
einer Gewerbecredit-Anstalt laut werden und zuletzt würde
auch der vierte Stand mit ähnlichen Ansprüchen nicht lange
auf sich warten lassen. So würde cs allmählich dahin
kommen, daß der Staat alles besorgen solle. Das vor¬
liegende Gesetz stünde unter den Grundsätzen der Schulze-
Delitzsch'schen Genossenschaften, nur mit dem großen Unter¬
schiede, der zugleich die größte Gefahr für den Staat in sich
schlösse, daß dort die solidarische Haftung freiwillig  über¬
nommen würde, hier ein Muß für sämmtliche  Staats¬
angehörige vorliege.

Als Bankgeschäft müsse die Bodencredit-Anstalt auf Ge¬
winn bedacht sein und berechne sich dieselbe deshalb von
ihren Schuldnern Vz"/« Zinsen mehr als sie selbst ihren
Gläubigern gewähre. Es würde jedoch nicht ausbleiben, da
der Bodenwerth gleich jeder Waare dem Fallen und Steigen
ausgesetzt sei, daß einmal dieser im Werthc sänke, was nach
zwei Richtungen hin von nachtheiliger Wirkung sein würde.
Zunächst würde der Staat in allen Fällen, wo das Grund¬
stück über die Höhe des jetzigen verminderten Werthes be¬
lastet, der Bodenwerth also auf die Hälfte rcducirt sei, Ver¬
luste erleiden, sodann würde die Sicherheit, die den Schuld¬
nern doch gegeben werden sollte, ohne ihr Verschulden illusorisch
gemacht werde, da der Staat, wenn er consequcnt nach den
gesetzlichen Bestimmungen handeln wolle, von seinem Kündi¬
gungsrecht in allen Fällen Gebrauch machen müßte, in denen
das Darlehn die pupillarische Sicherheit überschritte; jeden¬
falls müßte der bis zur Grenze belastete Schuldner, wenn
er die Kündigung abwehren wolle, der Anstalt einen Theil
des ihm gewährten Darlehns entsprechend der halben Diffe¬
renz des früheren und des jetzigen Bodenwerthes zurückzahlen.
Daß dieses zu den größten Härten führe und den Schuldnern
die größten Verlegenheiten bereiten würde, brauche er wohl
nicht weiter auseinander zu setzen. Als warnendes Beispiel
führe er ein anderes größeres staatliches Unternehmen an,
die Staatseisenbahn. Alle wären gewiß wenig angenehm davon
berührt, daß die Einnahmen aus derselben so gering seien;
bei weitem gefährlicher aber wäre das jetzt zu bewilligende
Institut, dem viele Millionen zugeführt, dessen Leitung aber
wiederum allein von Staatsdienern übernommen würde.

7
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Allein nicht nur negiren wolle er , auch positive Vor¬
schläge wolle er machen . Er bitte dringend , die alten wohl-
bewährten Wege aufzusuchen , nicht nach solchen Neuerungen
zu streben , die in der Schweiz und in Weimar eingeführt
wären , aber sich noch nicht genug bewährt hätten . Er
möchte empfehlen , dem Staat die Ermächtigung zu ertheilen,
einem Crcditverein , welcher genügende Sicherheit biete , eine
halbe Million zur Verfügung zu stellen , damit dieser in
Stand gesetzt würde , die Interessen der Grundbesitzer be¬
züglich ihrer Creditbefriedignng wahrzunehmen . In diesem
Falle könne der Staat sich Einsicht in die Geschäftsführung

ausbedingen , die Beleihungsgrenze und die Höhe des Zins¬
fußes feststellen ; da kein Reservefond nothwendig wäre , auf
eine Ansammlung von Geld nicht Rücksicht genommen zu
werden brauche , so könne außerdem der Zinsfuß dann sehr
niedrig bemessen werden . Bei alle diesem hätte der Staat
den Vortheil , daß er nur einen Theil seines Credits in die
Wagschale läge , nicht mit seinem ganzen Vermögen in Mit¬
leidenschaft gezogen würde . Nochmals richte er (Redner ) die
Bitte an den Landtag , die Vortheile und Nachtheile des neuen

Instituts gegen einander abzuwägen und die Folgen sorg¬
fältig zu prüfen.

Abg . Meyer : Er stände mit Jken auf demselben
Boden , auch in seiner Heimath hätte der Gesetzentwurf
freudige Sympathie erweckt . Zuerst seien vereinzelt aller¬
dings auch Bedenken aufgestiegen , daß der Zinsfuß sich er¬
höhen möchte , und zwar mit Rücksicht auf einige dort vor¬
kommende Fälle , wo nur Z ' /z °/g Zinsen bei hypothekarischer
Sicherheit gezahlt würden . Allein diese Fälle kämen doch
nur sehr sporadisch vor , im Allgemeinen wäre ein Zinsfuß
von 4 °/y auch dort die Norm.

Hauptsächlich die Idee der Unkündbarkeit und regel¬
mäßigen Amortisation habe die Landwirthe für die Vorlage
eingenommen . Der landwirihschaftliche Betrieb verlange,
daß eine bestimmte Sicherheit des Bestandes - gewährt würde.
Dies geschehe durch das Renlenprincip , welches der neuen
Institution zu Grunde gelegt sei . Zudem würde die Nokh-
wendigkeit , allmählich die contrahirten Schulden wieder ab¬

zutragen , eine erziehliche Wirkung auf den Schuldner aus¬
üben , denn gerade in dieser Hinsicht seien die Zustände hier
zu Lande bisher derartig , daß sehr viel zu wünschen übrig
bleibe.

Hinfällig sei der Einwand , daß durch freiwillige Ab¬
tragungen dasselbe erreicht werden könnte , hinfällig deshalb,
weil gerade die Regelmäßigkeit und der Zwang der Amor¬
tisation dabei von großer Bedeutung wäre . Die Dedürfniß-
frage sei auch deshalb durchaus nicht zu bezweifeln , weil die

competenten Organe der Landwirthschaft , die landwirthschaft-

lichen Vereine , einstimmig dem Gesetzentwürfe zugestimmt
hätten.

Allein noch andere Factoren sprächen für die Vorlage.
Wenn vom Abg . Nathan  die Nothwendigkeit bezweifelt

und behauptet wäre , daß ein derartiges Institut , wenn auch
für Weimar , so doch nicht für unsere Verhältnisse passe , so
habe er darauf nur zu antworten , daß solche Anstalten durch¬
aus nicht etwa vereinzelt aufträten , sondern in ganz Deutsch¬
land weit verbreitet wären . Er erinnere an die preußische

Monarchie , wo in allen Provinzen allmählich derartige
Creditinstitute , zunächst mehr für den Großgrundbesitz und
später auch für den kleinen und mittleren Besitz ins Leben

gerufen und überall segensreich gewirkt hätten . Ohne diese
landwirthschaftlichcn Pfandbrief -Institute hätte sich der in den
östlichen Provinzen meist sehr stark mit Schulden belastete
Grundbesitz absolut nicht halten können , durch dieselben sei

seine Eristenz eine gesicherte geworden.

Noch ein weiterer Vorzug wäre mit der Errichtung der
Bodencredit -Anstalt verbunden , indem durch die Vermittelung
eines solchen Instituts der Crcditbedürftige der Unannehmlich¬

keit , von dem Capitalbesitzer direct  das Geld zu verlangen,
übcrhobcn würde , es erscheine aus diesem Grunde auch für
den gut situirten Grundbesitzer ( und die bildeten in Olden¬

burg doch die weit überwiegende Mehrzahl ) würdiger,  sein
Creditbedürfniß durch Vermittelung eines derartigen Instituts

zu befriedigen.

Was die Bedenken beträfe , die gegen die Vorlage resp.
einzelne Bestimmungen derselben sprächen , so theile er die
vom Abg . Tantzen  schon hervorgehobenen nur theilwcise.
Zwar hätte er es für ebenso vortheilhaft gehalten , wenn die
Anstalt sich das Geld durch Ausgabe von an porteur Pa¬
pieren mit allmählicher Ausloosung verschaffte ; allein nach
den Motiven habe sich die für das Herzogthum in Aussicht
genommene Form in Weimar bewährt und sei bei der er¬
fahrungsgemäß hier zu Lande herrschenden Stimmung für
Deposition vorhandener Gelder bei den Banken wohl darauf

zu rechnen , daß sich diese Form der Geldbeschaffung auch
hier bewähren würde , zumal ja die Möglichkeit durchaus

nicht ausgeschlossen sei , später , wenn nöthig , Acnderungen
eintreten zu lassen . Wie alles Menschenwerk werde auch
eine solche Einrichtung verbesserungsfähig sein und eventuell ver¬
bessert werten müssen . Einstweilen sei es unbedenklich , den
Entwurf wesentlich in der vorliegenden Fassung anzunehmen,
zumal sich der ganze Plan desselben als wohl durchdacht
darstelle.

Dem Anträge Tantzen  in Bezug auf die vermehrte
Controle des Landtags stimme Redner durchaus zu und
empfehle denselben zu Annahme.

Reg . - Com . Heumann : Es werde nicht verlangt
werden können , daß er alle Gründe , die die Staatsregierung
zur Vorlegung des Gesetzentwurfes über die Bodencredit-

Anstalt bewogen und die für die Errichtung einer solchen
Anstalt sprächen , hier nochmals wiederhole . Die Begründung
der Vorlage selbst habe in eingehendster Weise sowohl im
Allgemeinen als im Specicllen alles erörtert . Nur auf die
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Einwändc, die heute von den Herren Propping und
Nathan erhoben seien, müsse er doch einiges erwidern, und
behalte er sich vor, aus das von dem Herrn Tantzen Be¬
merkte am Schluffe seiner Erwiderung zurückzukommen.

Der Abg. Propping habe seine Bedenken am Schluffe
seiner Rede in vier Punkten recapitulirt:

es sei ein Bedürfniß für die Errichtung der Anstalt
nicht vorhanden, insbesondere nicht in Zahlen nachgewiesen;

es vertheure die Anstalt den Nealcredit;
es sei die Staatsgarantie nicht ungefährlich;
es sei die Kündbarkeit der Anleihen der Anstalt gegen¬

über der Unkündbarkeit der Darlchn derselben unzulässig.
Dem gegenüber habe er folgendes zu bemerken:
Daß ein Bedürfniß für die Errichtung der Anstalt vor¬

handen sei, sei einstimmig von sämmtlichen Abtheilungen der
Landwirthschaftsgesellschaft, von dem Centralausschuffe und
von dem Centralvorstandebehauptet, und da diese doch die
Verhältnisse genau kennten, könne man nicht umhin, ihren
Erklärungen Glauben zu schenken. Zahlen Nachweise ließen
sich darüber nicht geben, eine Statistik der Fälle, in denen
sich das Bedürfniß gezeigt, könne der Natur der Verhält¬
nisse nach nicht aufgestellt werden. Wolle man auch zu¬
geben, daß die größeren Grundbesitzer zur Zeit genügend
Geldanleihen machen könnten, so kämen hier doch vorzugs¬
weise die kleineren Besitzer in Frage, und da sei es sa be¬
kannt, Laß diesen nicht immer das erforderliche Darlehen zur
Verfügung stehe. Gewiß würden Manche der Anwesenden,
die sich um diese Dinge bekümmert hätten, selbst schon den
einen oder anderen Fall in Erfahrung gebracht haben.

Was die Angabe betreffe, daß die Wittwencaffe in letzter
Zeit größere Summen liegen gehabt habe, die noch nicht
untergebracht seien, so sei die Thatsache richtig; sie beweise
aber nichts; denn die Wittwencaffe habe unlängst größere
Beträge von Staatspapieren verkauft, um den Erlös dem
Hypothekencredit zuzuwenden, und sei es ja natürlich, daß
zwischen dem Verkauf und der Wiederbelegung eine gewisse
Zeit verstreichen müsse, während welcher die Casse die be¬
treffenden Kapitalien durch vorübergehende Belegung bei
Bankenu. s. w. nutzbar zu machen habe.

Eine gewisse Vertheuerung des Realcredits gerade für
die größeren Grundbesitzer könne er zugeben. Die Ver¬
theuerung käme aber den großen Vortheilen und Wohlthaten
der Unkündbarkeit und des Amortisationszwanges gegenüber
wenig in Betracht. Eine Erhöhung des Zinsfußes sei auch
nothwendig zur Bildung des Reservefonds.

Zuzugeben sei, daß die kleinen Grundbesitzer, denen vor¬
zugsweise geholfen werden solle, bei Unglücksfällen, schlechten
Ernten u. s. w. ab und an wegen prompter Zahlung der
Zinsen und Abträge in Verlegenheit kommen könnten, und
daß ebenfalls der (um es so zu bezeichnen) Schlendrian bei
Erfüllung ihrer Verpflichtungenhindernd im Wege stehe;

es würde aber ein Segen sein, wenn dieser Schlendrian
durch die Bodencredit-Anstalt beseitigt würde, und scheine ihm,
daß man vielleicht die Zahlung der Zinsen und Abträge da¬
durch wesentlich erleichtern könne, daß man den Schuldnern
Theilzahlungcn von kleinen runden Beträgen als Voraus¬
zahlungen gestatte, und daß man ihnen dann das so in
kleinen Summen Gezahlte bis zum Fälligkeitstermin ange¬
messen verzinse. Es gehe dann das für den bestimmten
Zahlungstermin erforderliche Geld den kleinen Leuten nicht
wieder durch die Finger.

Die Staalsgarantie erscheine nach allen Erfahrungen,
welche anderwärts gemacht seien, nicht gefährlich. Daß
einzelne Verluste Vorkommen könnten, die zu decken seien,
höben schon die Motive zum Gesetzentwurf hervor. Um
diese in ihrer Wirkung auf die Staatscasse zu beseitigen,
dazu solle der zu bildende Reservefonds dienen. Endlich
den letzten Punkt anlangend, würde freilich Kündbarkeit der
Anleihen bei Unkündbarkeit der Darlehen dann unzulässig
sein, wenn nicht die Beschränkung der Kündbarkeit die Ge¬
fahr völlig beseitigte. Es sei die Kündbarkeit der Anleihen
aber deshalb gewählt und aus dem Grunde so empfehlens¬
wertst. weil dadurch den Anleihe-Obligationen der Boden¬
credit-Anstalt der feste Paricours erhalten werde. Unkünd¬
bare ausloosbare Pfandbriefe unterlägen oft starken Cours-
schwankungen, und würde durch sie eine große Unsicherheit
in das Geschäft gebracht. Stünden sie zu 90 °/§ und würden
sie bei diesem Course dem Darlehensuchenden zum Nominal-
wertste übergeben, so müsse dieser den Schaden tragen; sinke
der Conrs stark, so laufe die Anstalt Gefahr, daß die zurück¬
zuzahlenden Beträge in solchen Pfandbriefen gezahlt würden,
und die Casse hätte den Schaden. Alles das vermeide die
im Gesetzentwurf vorgesehene Kündbarkeit. Daß in Zeiten
von Krieg und Krisis die Kündigungen so massenhaft ein--
treten sollten, sei nicht anzunehmen, da ja die ganze Garantie
des Staates die Obligationen stütze.

Gegen das vom Abg. Nathan Bemerkte müsse er er¬
widern, daß allerdings von der Landwirthschaftsgesellschaft
gerade die Bodencredit-Anstalt in der Form einer staatlichen
Anstalt beantragt sei, da Actienbanken den Zweck nicht in
genügender Weise erfüllen könnten, genossenschaftliche Ver¬
einigungen unserer Grundbesitzer aber bei der großen Ver¬
schiedenheit in Größe und Güte der Grundbesitzungen nicht
zu Stande gebracht werden könnten.

Eine Obervormundschaft über die Grundbesitzer über¬
nehme der Staat durch die Errichtung der Anstalt doch
keineswegs, von einer Vormundschaft habe das Institut gar
nichts an sich.

Ein Bankgeschäft sei ebenfalls in der Anstalt nicht zu
finden. Wenn diese auch Geld ausleihe und anleihe und
höhere Zinsen nehme als gebe, so thue sie das doch lediglich
zum Nutzen der Creditbedürftigen und zum Zweck der An-

7*
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sammlung eines Reservefonds behufs Sicherung des Staats
gegen Verluste . Als Geldgeschäft könne man die Anstalt
bezeichnen , aber nicht als Bankgeschäft , andernfalls wäre
auch die Ersparungscasse ein Bankgeschäft.

Wenn der Abg . Nathan  die Bildung eines ländlichen
Creditvereins und die Unterstützung desselben mit einer halben
Million empfehle , so sei , wie bereits bemerkt , die Bildung
eines solchen Vereins bei unseren Verhältnissen nicht aus¬
führbar.

Was endlich die Ausführungen des Abg . Tantzen  be¬
treffe , so sei die angegriffene durch Artikel 6 ermöglichte Er¬
höhung des Passiv - Zinsfußes nur ein nothwendiges , auch
nur für Fälle der Noth zur Anwendung kommendes Mittel
zur Durchführung der Zwecke der Anstalt . Steige allgemein
der Zinsfuß so, daß die Caffe nur zu höheren Prozenten das
für die Darlehen erforderliche Geld bekommen könne , dann
müsse nothgedrungen unter Umständen auch eine Erhöhung
des Zinsfußes für die bereits ausgeliehenen Kapitalien aus¬
gleichend eintreten können.

Was die auch vom Abg . Tantzen  in Verbindung hier¬
mit bemängelte Kündbarkeit der Anleihen betreffe , so sei dieser-
halb schon in dem dem Abg . Propping  Erwicderten das
Erforderliche bemerkt.

Gegen den Antrag des Abg . Tantzen,  es möge jedem
ordentlichen Landtage ein ausführlicher Bericht über den Ge¬
schäftsumfang und den Vermögensbestand , sowie über die
Geschäftsführung der Anstalt vorgelegt werden , finde er für
seine Person nichts zu erinnern und zweifle er auch nicht,
daß die Staatsregierung diesem Verlangen gern entsprechen
werde . Die Staatsregicrung wolle ja keine Heimlichkeiten,
wolle vollständige Offenheit in der ganzen Sache und be¬
zwecke nur das allgemeine Wohl der Grundbesitzer . Es habe
ja die Staatsregierung in Artikel 28 des Gesetzentwurfs
selbst schon vorgcschlagen , daß alljährlich ein Bericht über den
Vermögensstand und die Geschäftsführung der Anstalt ver¬
öffentlicht würde . Dieser Gesetzbestimmung gegenüber erscheine
der Antrag des Abg . Tantzen  eigentlich überflüssig.

Abg . Propping : Der Gang der Debatte habe ihn
eines andern nicht überzeugen können ; kein Fall sei angeführt
worden , wo die Befriedigung eines Creditbedürftigcn gegen
Stellung von hypothekarischer Sicherheit nicht erfolgt sei.
Der Abg . Meyer  habe sogar gesagt , daß in seinerHcimath
Fälle vorgekommen wären , wo Hypothekarcredit gegen 3h2 °/g
Zinsen gewährt sei. Wenn der Herr Regierungs - Commissar
behauptet hätte , daß die Bodencredit -Anstalt nicht für Groß¬
grundbesitzer , sondern in erster Linie für die kleinen Leute
errichtet würde , so sei er der Ansicht , daß letzteren ebenso
gut geholfen werden könnte , wenn die Ersparungscasse zweck¬
mäßig erweitert würde . Daß eine Vertheuerung des Credits
eintreten werde , sei von dem Herrn Regierungs - Commissar
zugegeben worden.

Der Abg . Jken  habe gesagt , daß das Geld sich in den
Banken ansammeln und durch diese vertheuert würde ; diese
Behauptung wäre aber durchaus ungerechtfertigt ; die Spar¬
und Leihbank vermittele nur die Geldgeschäfte , wofür sie ge¬
ringe Gebühren in Anspruch nähme ; nur so wäre es mög¬
lich , daß sie hypothekarische Darlehen zu 4 °/y Zinsen abschlicßen
könne.

Gegen den Abg . Meyer,  der den Amortisativnszwang
empfehle , weil er eine erziehliche Wirkung auf den Schuldner
ausübe , wolle er nur bemerken , daß gewiß die meiste » Grund¬
besitzer so viel Energie besäßen , daß sie auch ohne Zwang
ihre Zinsen und Abträge regelmäßig bezahlen würden ; wo
einmal der Schlendrian eingcrissen sei , da würde auch die
Bodencredit - Anstalt nichts erreichen.

Betreffs der Frage , ob kündbare oder unkündbare Pfand¬
briefe auszugeben seien , habe er dem Herrn Regierungs-
Commissar noch zu erwidern , daß Coursschwankungcn bei
ersteren ebenso gut eintreten würden als bei letzteren . Wenn
man befürchte , Laß unkündbare Pfandbriefe nicht so gut
unterzubringen seien , so sei die Spar - und Leihbank zur Zeit
bereit , solche gegen pari in größeren Posten zu kaufen.

Abg . Tantzen : Er verzichte auf das Wort , bis über
den von ihm eingereichten Antrag die Debatte eröffnet sei.

Rcg .- Com . Heumann : Die Ersparungscasse könne,
da sie jederzeit ihre Gelder möglichst disponibel haben müsse,
als solche nach ihrem ganzen Charakter schwerlich die Ge¬
schäfte einer Bodencredit -Anstalt für sich übernehmen und
führen.

Wenn der Abg . Propping  die Unkündbarkeit der Dar¬
lehen als für die anleihenden Grundbesitzer selbst bedenklich
erkläre , so nehme ihn eine solche Ansicht Wunder . Wie dem
Schuldner , welcher seinerseits die Schuld jederzeit kündigen
könne , die Zusicherung , daß der Gläubiger ihm die Schuld
nicht kündigen dürfe , bedenklich sein könne , sei nicht ein¬
zusehen.

Abg . Hoyer : Principiell habe er gegen die Errichtung
der Bodencredit -Anstalt noch zweierlei hinzuzufügen . Zunächst
sei es durchaus überflüssig , wenn der Staat in das Geschäfts¬
und Verkehrsleben selbstthätig eingreife , insbesondere sich in
Geld - und Creditverhältniffe hineinmische . Dieselben seien
in Zeiten der Stockung und Krisen großen Schwankungen
unterworfen , denen der kundige , geschickte Privat - und Kaufmann
ausweichen könne , bei denen der Staat indeß größere Gefahr
laufe . Der Staat könne nicht so vorthcilhaft arbeiten wie
der Privatmann , weil seine Organe nicht so freie Hand hätten,
an Instructionen und Genehmigungen gebunden wären und
mehr nach der Schablone arbeiten müßten . Sodann solle
man sich selber helfen , so lange man sich selbst helfen könnte,
nicht gleich bei jeder Gelegenheit die Staatshülfe anrufen.
Er glaube , daß in diesem Falle die Staatshülfe überflüssig
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sei und man dreist der Privatthätigkcit vertrauen dürfe , woran
es in unserem Lande nicht fehle.

Abg . Propping : Die nothwendige Folge der Aus¬
führungen des Herrn RegierungS -Commissars , weshalb die
Ersparungscasse keine unkündbare Darlehen geben könne,

sei, daß die Bodencredit - Anstalt unkündbare Pfandbriefe aus¬
geben müsse , denn ihre kündbaren Pfandbriefe würden sich
als ebenso flüssig ausweisen wie die Depositen der Erspa-

rungscaffe . — Der Grund der Bewegung in Theilen Preußens

gegen unkündbare Darlehen , für welche er Beweise aus
Zeitungen beibringen könne , sei der Amortisationszwang.

Reg .- Com . Heumann : Was die Bedenken des Abg.
Hoyer  gegen die StaatShülfc in der Bodencredit - Anstalt
betreffe , so erlaube er sich nur , dagegen anzuführen , was der
dem Abg . Hoher  sicherlich bekannte berühmte Nationalöko¬

nom Professor Bruno Hildcbrand  im 14 . Bande seiner
Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik ( 1870 ) hier¬
über sage:

»Die herrschende Antipathie gegen sog . Staatshülfe auf
wirthschaftlichcm Gebiete hat in Deutschland ein ungerecht¬
fertigtes Vorurtheil gegen staatliche hypothekarische Credit-
Anstalten erzeugt , trotzdem daß diese Anstalten überall , wo
sie für kleine politische Gebiete biöjetzt bestanden , nur segens¬
reich gewirkt haben . Wären in jeder preußischen Pro¬
vinz ähnliche Anstalten vorhanden gewesen , so würde schwerlich
von einer hypothekarischen Creditnoth die Rede sein . "

Abg . Hoyer : Zur Berichtigung eines Mißverständ¬
nisses habe er noch zu bemerken , daß er nicht behauptet hätte,
die Staatshülfe sei überall auszuschlagen , überhaupt unzu¬
lässig . Vielmehr habe er nur geäußert , daß dieselbe über¬
flüssig wäre , so lange man mit eigener Kraft noch schaffen
könnte , und fei er der Ansicht , daß cs im Lande Privat¬

institute gäbe , deren segensreiche Thätigkeit allen billigen und
mäßigen Geld - und Credit -Anforderungen gerecht werden
könnte.

Schluß der Debatte.

Abg . Borgmann (als Berichterstatter ) : Nach den
ausführlichen Darlegungen Seitens der Gegner der Gesetz¬
vorlage sowohl als der Freunde derselben könne er sich als
Berichterstatter der Ausschußmajorität auf wenige Worte be¬
schränken . Zunächst wolle er auf den Einwand erwidern,

den soeben der Abg . Hoyer  gemacht , daß es nicht Sache
des Staates sei , hier einzugrcifen , sondern daß man es den
betreffenden Kreisen überlassen müsse , sich selbst zu helfen.
Auch der Abg . Nathan  habe diese Ansicht vertreten und

aus ein genossenschaftliches Geldinstitut hingewiescn . Er
(Redner ) sei auch ein Freund der Selbsthülfe , wo sie aus¬

führbar sei ; aber wie im Herzogthum die Sachen lägen , wäre
an eine genossenschaftliche Ausführung nicht zu denken , weil
die Leistungsfähigkeit der verschiedenen Landestheile zu ver¬

schieden sei , als daß auf der Basis der solidarischen Haft
eine Rentenbank zu gründen wäre . Deshalb wäre nur durch
Staatshülfe zum Ziele zu kommen.

Was sodann die Bedürfnißfrage beträfe , die von den
Gegnern der Vorlage und namentlich vom Abg . Propping
so sehr bestritten würde , so wolle er den eingehend aus¬
geführten Gründen , welche unbedingt für die Bejahung
sprächen , nur noch hinzufügen , daß die Monatsausweise
unserer bestehenden Banken eine stete Zunahme der Depositen
Nachweise ; dieser Abfluß des Geldes aus dem Lande müsse
andererseits nothwendig eine Geldebbe zur Folge haben.
Daß ein solcher Mangel eingetreten sei, constatire ausdrücklich
die Landwirthschaftsgesellschaft in allen ihren Abtheilungen
und es läge kein Grund vor , an einem solchen einstimmigen

Zeuguiß zu zweifeln.

Was nun die Vorlage selbst beträfe , so liege der Schwer¬
punkt , wie auch von anderen Rednern schon hervorgehoben,
unbedingt in der Unkündbarkeit und der Amortisation der
Darlehen und entsprächen beide so sehr dem ganzen Charakter
der Landwirthschaft , daß man über deren Nützlichkeit , ja
Nothwendigkeit weitere Worte nicht zu verlieren brauche.
Er erlaube sich an die ganze Versammlung nur noch die
Bitte zu richten , für den Antrag der Majorität des Aus¬
schusses , also für die Vorlage zu stimmen , dann würde man
dem ganzen Lande eine Woblthat erweisen und der land-
wirthschaftlichen Bevölkerung ein Weihnachtsgeschenk mit nach
Hause bringen , welches einigermaßen den wohl nicht zu ver¬
meidenden Einkommensteucrzuschlag von 25 "/« paralisire . Um
jedoch dem Lande gegenüber zu constatiren , wer für und wer
gegen die Vorlage sei , bitte er um namentliche Abstimmung.

Der Präsident : Der Abg . Ramien  habe gleichfalls
den Antrag auf namentliche Abstimmung gestellt und sei der¬
selbe auch genügend unterstützt.

Er werde zunächst über den Antrag 2 der Mehrheit
abstimmen lassen ; würde dieser angenommen , so sei damit

der Antrag 1 der Minderheit erledigt.

Der Antrag 2 der Mehrheit wird darauf in nament¬

licher Abstimmung mit 27 gegen 4 Stimmen angenommen;
somit ist der Antrag 1 beseitigt.

Für denselben stimmten die Abgeordneten : Barn¬
stedt , Borgmann , Capell , de Cousser , Deeken,
Groß , Haase , Hemmen , Henn , Huchting , Jken,
Keller , Kreymborg , Mcttcker , Meyer , Müller,
Ramien , Noggemann , Rüdebusch , von Seggern,
Tantzen , Wagner , Wallroth , Wenke , Westphal,
Willen , Windmüller.

Gegen den Antrag stimmten : Hoyer , Nathan , Prop¬
ping und Schüler.

Beurlaubt waren : Ahlhorn , Boedecker und von
Hammel.

Die Anträge 3 und 4 werden angenommen.
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Zu Antrag 5:
Abg . Tantzen : Der Antrag sci ihm nicht ganz klar;

er bäte um Auskunft darüber , ob dem Staate für immer
das Recht , Staatsdiencr - Rechte zu ertheilen , Vorbehalten

sein solle oder ob der Antrag sich nur auf die erste Einrich¬
tung bezöge.

Abg . Deeken : Als Mitglied des Justizausschusses
könne er erklären , daß der Ausschußantrag aus der Erwägung
hcrvorgegangen sei , daß die erste Einrichtung sich noch nicht
fest normircn lasse . Für diese Zeit hätte der Staatsregierung

die Möglichkeit gegeben werden sollen , Personen , die bereits
Staatsdienerqualität besäßen , in die Verwaltung der Anstalt
aufzunehmen ; nur in dieser Beschränkung dürfte der Satz
des Berichts : »der Ausschuß hat deshalb schließlich geglaubt,
die gewünschte Befugniß dem Staatüministerium nicht vor¬
enthalten zu sollen , muß jedoch die Bedingung stellen , daß
dem nächsten Landtage die zu erlassenden Aussührungsbcstim-
mungen vorgclegt werden, " verstanden werden.

Abg . Tantzen : Wenn der Antrag diese Bedeutung
habe , so würde er sich damit einverstanden erklären unter

der Voraussetzung , daß auch die Staatsregierung eine Er¬
klärung abgebe , daß ste den Antrag gleichfalls so aufgefaßt habe.

Reg . - Com . Heumann : Die Staatsregierung theile
durchaus nicht die beschränkende Auffassung , wie sie vom
Abg , Deeken  vorgetragen . Er müsse sich auf die Motive
zu dem Gesetzentwurf berufen , wo zu Art . 2 und 3 gesagt
sei, daß dem Staatsministerium eine ausdrückliche Zustimmung

des geehrten Landtags in diesem Punkte sehr erwünscht sei.
Diesem Wunsche wäre durch Len Zusschußantrag vollkommen

entsprochen und bäte er , denselben wie vorgclegt anzunehmen.

Abg . Tantzen : Man sähe , daß die Ansichten über

diesen Punkt weit auseinander gingen und bäte er deshalb
um Ablehnung des Art . 5 . Er halte es für unthunlich,

wenn die Staatsregierung für die Zukunft ermächtigt würde,
den ständigen Beamten der Anstalt nach ihrem Ermessen
Staatsdienerqualität zu verleihen und warne davor , den

Antrag , dem eine weite , folgenschwere Ausdehnung gegeben
werden könnte , in dieser Fassung anzunehmen.

Abg . Barnstedt : Er müsse sich der Ansicht Tantzens
anschließen , zumal unter diesen Umständen doch nicht ab¬
gestimmt werden könnte.

Abg . Borgmann : Der Ausschußantrag 5 habe sich
auf die erste Einrichtung beziehen sollen . Der letzte Passus
des Berichts sci allerdings nicht ganz correct ausgcdrückt,
und sei er mit Tantzen  derselben Ansicht , daß der Ausschuß

bis zur zweiten Lesung dem Artikel eine correctcre Fassung
geben müsse.

Der Antrag 5 wird abgelehnt.

Antrag 6.

Abg . Propping : Die Bestimmung des Art . 4 § . 2:

„Die Eintragungen und Löschungen in den Hypotheken - ,

bezw . Grundbüchern crfolgeu gebührenfrei, " sei ungerecht,
da sie eine Bevorzugung der Grundbesitzer enthielte , welche
bei der Bodencrcdit -Anstalt Darlehen aufnähmen ; zu recht-
fertigen wäre sie nur gewesen , wenn den kleinen Leuten
allein damit hätte geholfen werden sollen . Ein dahin gehender
Vorschlag , -nur die ersten 1500 ^ Darlehen bei Eintragun¬

gen und Löschungen gebührenfrei zu belassen , sei zuerst von
einem Theil des Ausschusses befürwortet , später aber wieder
fallen gelassen , weil eine solche Festsetzung ein willkürlicher
Griff sei und zu Unzuträglichkeiten führen könne . Er ge¬
stehe allerdings zu , daß die Grenze willkürlich gesetzt sei;
dasselbe käme aber auch in anderen Verhältnissen , z. B . beim
Einkommensteuergesetz , vor,  und bedauere er nur , daß der
Ausschuß von einer diesbezüglichen Aenderung der Gesetzes¬
bestimmung zurückgekommen sei.

Abg . Borgman « : Es sei richtig , daß ein solcher
Vorschlag gemacht sei ; man hätte aber von einer Aenderung
abgesehen , weil ja immerhin durch eine Theilung der anzu-
leihcnden Summe ein Umgehen einer dcsf . Bestimmung mög¬
lich sei . Uebrigens dürfe man doch auch nicht unberücksichtigt
lassen , daß die Bodencredit -Anstalt in gewissem Sinne doch

eine Wohlthätigkeitsanstalt werden solle , und könne man des¬
halb die fragliche Gebührenfreihcit wohl cinräumen.

Reg .- Com . Heumann : Cr wolle noch das eine Mo¬
ment hervorheben , daß die Darlehnsempfänger stz "/ » mehr
an den Staat geben müßten , als der Staat an seine Gläu¬

biger . In diesen ^ "/o läge aber zugleich auch eine Gegen¬
leistung der Schuldner für die vom Staate gewährte Ge¬
bührenfreiheit.

Der Antrag 6 wird angenommen.

Der Antrag 7 wird ohne Debatte genehmigt.

Antrag 8 und 9:

Abg . Barnstedt : Es sei ihm nicht ganz klar , was
der Antrag 8 sagen wolle und bäte er um Aufklärung.

Abg . Deeken : Der Ausschuß sei der Ansicht gewesen,
daß die Fassung der Regierungsvorlage vielleicht zu Zweifeln
Anlaß geben könnte . Wenn z. B . ein Grundstück 1000 ^
wcrth wäre , so könnte dasselbe bis zu 500 belastet wer¬

den ; dagegen würde es nach der Regierungsvorlage , wenn
bereits eine Last von 200 auf dem Grundstücke ruhte,

nicht ausgeschlossen sein , Laß diese 200 ^ bei der Taxation

nicht berücksichtigt würden . Um solche Bedenken zu beseitigen,
beantrage der Ausschuß , daß eine diesbezügliche Bestimmung
in das Gesetz ausgenommen würde.

Reg .- Com . Heumann : Er halte es für ganz selbst¬
verständlich , daß auch ohne den Zusatz „ und der etwa darauf
eingetragenen Schulden " die auf dem Grundstück ruhenden
Lasten mit berücksichtigt werden müßten . Sollte diese Ansicht
nicht getheilt werden , so dürfte man wenigstens nicht bei dem

angeführten Zusatz stehen bleiben , sondern müßte alle Pri-
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vatlasten  aufführen . Beides wäre jedoch überflüssig und
bitte er deshalb , den Antrag abzulehnen.

Der Antrag 8 wird angenommen , ebenfalls Antrag 9.
Die Anträge tO , 11 , 12 werden nach einander zur

Berathung gestellt , sodann ohne Debatte genehmigt.

Antrag 13 und 14:

Abg . Barnstedt : Er sähe nicht ein , warum eine
Streichung der Worte „ ausnahmsweise " und „ außerordent¬
lichen " vom Ausschuß als wünschenswerth hingestellt würde.
Allerdings wäre es ebenso gut , wenn die Worte gleich von
vornherein in den Gesetzentwurf nicht ausgenommen seien;
man müsse jedoch bedenken , daß man mit der Berathung

von Gesetzen nie fertig werden würde , wenn man jedes Wort
auf seine Nothwendigkeit oder Ucberflüssigkeit prüfen wolle.

Berichterstatter Abg . Borgmann : Wie auch im Be¬
richte ausgeführt , hätten offenbar die beiden Worte in dem
Zusammenhänge , wie sie hier ständen , keine Bedeutung,
wenigstens trügen sie zur Verdeutlichung nichts bei und weil
man in Gesetzen alles Ueberflüssige meiden solle , sei der
Ausschuß zu dem gestellten Anträge gekommen.

Die Anträge 13 und 14 werden angenommen.

Die Anträge 15 , 16 , 17 , 18 werden der Reihe nach

angenommen.

Antrag 19:

Reg .-Com . Heumann : Der Ausschuß sage zu Arti¬
kel 26 auf Seite 116 und 117 des Abklatsches : „ Der
Artikel 26 handelt von der Ansammlung und Verwendung
eines Reservefonds und bestimmt im zweiten Absätze , baß
über die Nutzbarmachung desselben die Ausführungsbestim¬
mungen das Nähere auordnen sollen . Der Ausschuß ist im
Ganzen hiermit zwar einverstanden , setzt aber mit Bezug auf
die Motive zu diesem Artikel als selbstverständlich voraus,

daß auf Beschluß des Landtags die bezüglichen Aussührungs-
bcstimmungcn entsprechend geändert werden sollen . Unter
dieser Voraussetzung  stellt der Ausschuß

Antrag 19:
Annahme des Artikels 26 . "

Es sei ihm nicht recht klar , was der Ausschuß mit der
„Voraussetzung " gemeint und wie derselbe überhaupt den
Artikel 26 des Gesetzentwurfes aufgefaßt habe.

Berichterstatter Abg . Borgmann : Die Bezugnahme
betreffe natürlich die Bemerkung in den Motiven , daß über
die Verwendung des Reservefonds , wenn er eine gewisse
Höhe erreicht habe , mit Zustimmung des Landtags nähere
Bestimmungen zu treffen Vorbehalten sei.

Reg . - Com . Henmann : Es stehe ausdrücklich im
Artikel 26 : „ Die nach Deckung der Verwaltungskostcn ver¬

bleibenden jährlichen Geschäftsüberschüffe dienen bis auf
weitere Vereinbarung mit dem Landtage  zur An¬
sammlung eines Reservefonds . "

Abg . Tantzen : Es wäre ihm lieb gewesen , wenn der
Zeitpunkt der Vereinbarung genau bestimmt wäre , und hielte

er es für wünschenswerth , Laß zur zweiten Lesung ein hier¬
auf gehender Antrag gestellt würde.

Reg . - Com . Heumann : Das Bedenken des Abg.
Tantzen  sei unbegründet ; es wäre selbstverständlich , daß,
wenn der Reservefonds eine bestimmte Höhe erreicht hätte,
der Landtag um Verwendung der weiteren Uebcrschüffe be¬
fragt werden würde.

Abg . Tantzen : Er wolle sich die Sache noch einmal
überlegen und bis zur zweiten Lesung einen Verbcsserungs-
antrag stellen.

Die Anträge 19 und 20 werden darauf zur Abstimmung
verstellt und nach einander angenommen.

Zu dem vom Abg . Tantzen  eingereichten Anträge:

der Landtag wolle beschließen , daß dem Gesetzentwürfe
als Art . 30 hinzugcfügt werde:

Art . 30.

Jedem versammelten ordentlichen Landtage wird
ein ausführlicher Bericht über den Geschäftsumfang
und den Vermögcnsbestand , sowie über die Ge¬
schäftsführung der Anstalt vorgelcgt,

stellt der Präsident  die Unterstützungsfrage ; der Antrag

wird genügend unterstützt und in Folge dessen sogleich zur
Berathung gestellt.

Antragsteller Tantzen : Es wäre ihm sehr erfreulich
gewesen , zu hören , vaß die Staatsregierung gegen den von
ihm beantragten Zusatzartikel nichts einzuwenden gehabt habe.
Zwar hätte der Landtag auch ohne dies das Recht , von der
Regierung Rechenschaft zu fordern , aber er lege Werth dar¬
auf , wenn der Landtag darauf hingewiesen  würde , über

alle Fragen seine Meinung auszusprechcn.

Abg . Barnstedt : Da der Artikel 29 seinem Inhalte
nach der eigentliche Schlußartikel sei , so wäre es richtiger,
den Antrag Tantzen  als Artikel 29 einzuschieben , dieses
könnte ja noch in zweiter Lesung berichtigt werden.

Der Antrag Tantzen  wird angenommen.

Sodann wird der Schlußantrag ( Antr . 21 ) :

Annahme des ganzen Gesetzentwurfs mit den be¬
schlossenen Aenderungen,

zur Abstimmung gestellt und ohne Debatte genehmigt.

Anträge zur zweiten Lesung sind bis zum 6 . d. M >,
Abends 8 Uhr , einzureichen.

II . Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten

Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzogthum Oldenburg,
betr . die Beförderung der Rindviehzucht . (Anl . 16 S . 23 .)

Berichterstatter : Abg . Haase.
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Der Präsident : Er mache darauf aufmerksam , daß
auf Seite 119 des Abklatsches noch fehle : Art . 17 Z. 2

angenommen wie im Entwurf.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle dem Gesetzentwurf , wie er aus
erster Lesung hervorgegangen , seine verfassungsmäßige
Zustimmung ertheilen,

wird angenommen.

III.  Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses
über die Verordnung , betr . Abänderung des Art . 97 Z. 3
der revidirten Gemeindeorduung . ( Anl . 6 S . 9 .)

Berichterstatter Huchting : Er dürfe voraussetzen,
daß die Verhandlungen des vorigen Landtags über die Pe¬
tition verschiedener Gemeindevorsteher , betr . eine andere Inter¬
pretation des Art . 97 ß . 3 der revidirten Gemciudeordnung,
allgemein bekannt sei . Die Staatsregicrung sei inzwischen
dem damaligen Wunsche des Landtags nachgekommen , indem
sie die vorliegende Verordnung nach eingeholter gutachtlicher
Erklärung des ständigen Landtagöausschuffes publicirt habe.
Indem er (Redner ) sich im Uebrigen auf die Motive beziehe,
beantrage er Namens des Verwaltungsausschusses:

der Landtag wolle der gedachten Verordnung vom
17 . Februar 1880 nachträglich seine Zustimmung er¬
theilen.

Der Antrag wird angenommen.

IV . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zu dem
Anträge des Abgeordneten Rüdebusch  und Genossen , betr.
Bewilligung von Mitteln zum Ankauf von Feldsteinen in
Len ärmeren Ortschaften rc.

Berichterstatter Barnstedt : Der Abgeordnete Rüde¬
busch  und Genossen hätten beantragt:

der Landtag beschließe , Großherzogliche Staatsregie¬
rung zu ersuchen , in denjenigen Gegenden , wo
Chausseesteine ( Feldsteine ) vorhanden , namentlich in
den ärmeren und verdicnstlosen Ortschaften und Co-
lonien im Laufe des Winters solches Pflasterungs¬
material zu gängigen Preisen ankaufen zu lassen und
der Staatsregierung die hierzu erforderlichen Mittel
zur Verfügung zu stellen.

Wenn nun zwar der Ausschuß die Beweggründe des
Herrn Antragstellers nur billigen könnte , daß nämlich bei
den wegen der schlechten Ernte vorauszusehenden Nothständcn

in diesem Winter den kleinen Leuten thunlichst Verdienst zu
schaffen sei , so hätte doch der Ausschuß Bedenken getragen,
den Antrag in der vorstehenden Fassung zu empfehlen . Es
habe an und für sich immer sein Bedenkliches , von Seiten

des Staates in der gedachten Weise sozusagen auf Lager
arbeiten zu lassen . Ein zur Zeit bereits bestimmt vorliegender
Nothstand aber würde nicht behauptet , wie denn auch eine
bestimmte , zur Verfügung zu stellende Summe nicht angegeben

werde . Nach Rücksprache mit dem Herrn Regierungs - Com-
miffar würden nach Feststellung des Budgets etwa 10 000 ^
zur Ausbesserung von Staatschausseen zur Verfügung stehen
und würde die Staatsregierung Sorge tragen , diese thunlichst
iist Sinne des Antrags zu verwenden.

Der Ausschuß glaube sich dabei einstweilen beruhigen
zu können und beantrage daher:

den Antrag der Staatsregierung zur geeigneten Be¬
rücksichtigung zu übergeben.

Abg . Rüdebusch : Er sage dem Ausschuß seinen

Dank dafür , daß dieser seinen Antrag der Staatsregierung
empfohlen hätte ; an die Staatsregierung richte er die Bitte,
möglichst weiten Gebrauch von der ihr ertheilten Ermäch¬
tigung machen zu wollen.

Der Ausschußantrag wird angenommen und ist hiermit
die Tagesordnung erledigt.

Der Präsident  setzt die nächste Sitzung auf Dienstag,
den 6 . December , Vormittags 10 Uhr , fest und bestimmt als
Tagesordnung derselben:

1 . Bericht des Verwaltungsausschusses über den Entwurf

eines Gesetzes für das Großherzogthum Oldenburg,
betr . das Verfahren in Streitigkeiten über den Unter¬

stützungswohnsitz . (Anl . 5 S . 5 .)

2 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zu 8 . 113
S . 173 des Ausgaben - Voranschlags des Herzogthums
für 1882/81.

3 . Bericht desselben Ausschusses über den Antrag des
Abgeordneten Rüdebusch,  beir . die Aufhebung des
Brückengeldes der Brücke bei Dehland über die Hunte.

1 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes , betr.
Vorstellung der Eingesessenen der Gemeinde Dedes¬
dorf wegen anderwciter Bcordnung ihrer Gerichts-
nnd Verwaltungsverhältnisse.

5 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betr.
Gesuch des Gemeinderaths des Fleckens Ahrensböck
um Abänderung des Gesetzes vom 6 . Januar 1873,

. betr . die Wahlen zum Provinzialrath des Fürsten¬
thums Lübeck.

6 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes , betr.

Gesuch des Lehrers Gerhard Lampen  zu Löningen
um Erhöhung seines Wartegeldes.

7 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes , betr.

ein Gesuch des Lehrers Steenken  zu Westerburg
um Alterszulage.

8 . Bericht des Finanzausschusses , betr . den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums
Lübeck für die Jahre 1882 , 1883 und 1881 . ( Anl . 61
S . 273 .)
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9 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Vorlage der Staatsregierung , betr . Neubau der alten

Wagenremise in Oldenburg . (Anl . 53 S . 260 .)

10 . Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck , betr.

die Aufhebung des Z. 16 lit . ä . der Landesherrlichen

Verordnung vom 4 . October 1836 über das Auf¬

gebot und die Trauung künftiger Eheleute und des

Z. 3 der Landesherrlichen Verordnung vom 27 . Sep¬

tember 1815 , betr . die Einrichtung des VormünLer-

und Pupillenwesens . ( Anl . 60 S . 273 .)

11 . Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des

Gesetzentwurfs , betr . die Remunerirung des Vorsitzen¬

den des Seeamts in Brake . ( Anl . 7 S . 11 .)

12 . Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung des

Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck,

betr . die Ausübung der Jagd . (Anl . 29 S . 67 .)

Schluß der Sitzung Nachmittags 12 ^ Uhr.

Der Berichterstatter:

Müller.

Berichte . XXI. Landtag. 8



Bericht
über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Neunte Sitzung.

Oldenburg , den 6. Deceinber 1881 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung: 1. Bericht des Verwaltungsausschuffes über den Entwurf eines Gesetzes für das Großhcrzogkhum
Oldenburg, betr. das Verfahren in Streitigkeiten über den Unterstützungswohnsitz. (Anl. 5. S . 5.)

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zu Z. 143 S . 173 des Ausgaben-Voranschlags des
Hcrzogthums für 1882/84.

3. Bericht des Finanzausschusses über den Antrag des Abgeordneten Rüde dusch,  betr . die Auf¬
hebung des Brückengeldes der Brücke bei Dehland über die Hunte.

4. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr. Vorstellung der Eingesessenen der Gemeinde
Dedesdorf wegen anderweitcr Beordnung ihrer Gerichts- und Verwaltungöverhältnisse.

5. Mündlicher Bericht des Pciitionsausschusses, betr. Gesuch des Gemeinderaths des Fleckens
Ahrensbock um Abänderung des Gesetzes vom 6. Januar 1873, betr. die Wahlen zum Provin¬
zialrath des Fürstenthums Lübeck.

' 6. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr. Gesuch des Lehrers Gerhard Lampen  zu
Löningen um Erhöhung seines Wartegcldcs.

7. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr. ein Gesuch des Lehrers Steenken  zu
Westerburg um Alterszulagc.

8. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürsten¬
thums Lübeck für die Jahre 1882, 1883 und 1884. (Anl. 61 S . 273.)

9. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der Staatsregierung, betr. Neubau
der alten Wagenremise in Oldenburg. (Anl. 53 S . 260.)

10. Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den Entwurf eines Gesetzes für das Fürsienthum
thum Lübeck, betr. die Aufhebung des Z. 16 lit. ä. der Landesherrlichen Verordnung vom
4. October 1836 über das Aufgebot und die Trauung künftiger Eheleute und deS K. 3 der
Landesherrlichen Verordnung vom 27. September 1815, betr. die Einrichtung des Vormünder-
und Pupillenwesens. (Anl. 60 S . 273.)

11. Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Remunerirung
des Vorsitzenden des Seeamts in Brake. (Anl. 7 S . 11.)

12. Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürsten¬
thum Lübeck, betr. die Ausübung der Jagd . (Anl. 29 S . 67.)
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Vorsitzender : Präsident Roggewann.

Am Ministertische : Se . Ercellenz Minister Ruhstrat

und die Herren Negierungs - Commissare : Oberfinanzrath
vr . Janßen,  Oberregierungsrath Mutzenbecher,  Mini-
sterialrath Flor,  Regierungsrath Mutzen bccher,  später

die Herren Minister Jansen  und Minister Tappenbeck.

Der Schriftführer Abg . Wallroth  verliest das Protokoll
der letzten Sitzung . Einwendungen dagegen werden nicht
erhoben und erklärt der Präsident  das Protokoll für ge¬
nehmigt.

Der Präsident  macht sodann die Mittheilung , daß
der Abg . Groß  wegen dringender Geschäfte für die heutige
Sitzung beurlaubt worden sei.

Hierauf werden folgende Eingänge verlesen:

1 . Vorstellung und Bitte von Eingesessenen der Gemeinde
Cleverns , betr . Chausseebau.

An den Finanzausschuß.

2 . Schreiben des Großherzoglichen StaatsministeriumS
vom 1 . December d. I . nebst Entwurf eines Gesetzes

für das Herzogthum Oldenburg , betr . Abänderung
des Artikels 20 Abs . 1 des Gesetzes vom 3 . April
1876 , betr . die Einführung des Gesetzes über den
Eigenthumserwerb an Grundstücken und deren ding¬

liche Belastung , sowie der Grundbuchordnung.
An den Justizausschuß.

3 . Desgleichen vom 3 . December d. I, , betr . die ZZ . 1,
2 und 5 des Voranschlags für die Staatsguts-

capitaliencaffe des Herzogthums pro 1882/84.
An den Finanzausschuß.

4 . Desgleichen vom 5 . December d . I ., betreffend eine
vom 1 . Januar 1882 an zu zahlende außerregulativ¬
mäßige persönliche Zulage von 400 an den
Steuerreceptor zu Oberstein und Erhöhung der Posi¬

tion des K. 36 des Voranschlags pro 1882/84 um
diese 400 ^ jährlich.

An denselben Ausschuß.

5 . Petition des thierärztlichen Vereins zu Oldenburg,
betreffend Anstellung von beamteten Thierärzten für
jedes Amt.

An den Verwaltungsausschuß.
6 . Desgleichen von Osterhoff  und Genossen zu Damme,

betr . Abänderung des Jagdgesetzes für das Herzog¬
thum Oldenburg.

An den Justizausschuß.

Einwendungen gegen die Vertheilung dieser Eingänge
werden nicht erhoben.

Daraus wird in die Tagesordnung eingetreten.

I . Bericht des Vcrwaltungsausschusses über den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Grvßherzogthum Oldenburg,

betr . das Verfahren in Streitigkeiten über den Unterstützungs¬
wohnsitz . ( Anl . 5 S . 5 .)

Der Bericht seitens des Ausschusses ist schriftlich er¬
stattet , auf eine Verlesung desselben wird verzichtet.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle den Gesetzentwurf Artikel 1 bis
19 incl . 6n lllov annehmen,

wird ohne Debatte angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung sind bis zum 9 . d. M . ,
Abends 8 Uhr , einzubringen.

II . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zu Z. 143
S . 173 des Ausgaben -Voranschlags des Herzogthums für
1882/84.

Berichterstatter Abg . Hoher : Seit langen Jahren sei
die Katasterverwaltung in den unteren Räumen des Bibliothek¬

gebäudes , die ursprünglich für das Archiv oder die Bibliothek
bestimmt , untergebracht gewesen , es sei dies stets als ein
Provisorium betrachtet worden und habe man sich auf beiden
Seiten zu behelfen suchen müssen . Jetzt aber seien die Ver¬

hältnisse anders geworden , die Bibliothek sei in den letzten
Jahren bedeutend gewachsen und bedürfe dringend größerer

Räumlichkeiten , als ihr jetzt zu Gebote ständen . Dies sei zu
erreichen , wenn das Katasterwesen aus den Räumen des

Bibliothckgebäudes verlegt und anderwärts untergebracht
werde . Die Staatsregierung halte die Errichtung eines neuen
Katastergebäutes für nothwendig und habe dafür bereits einen

Platz in der Nähe der Cäcilienbrücke in Aussicht genommen.

Der Ausschuß habe an Ort und Stelle persönliche Er¬

kundigungen eingezogen und sich dabei überzeugt , daß eine
Aendcrung der bestehenden Verhältnisse ein dringendes Be-

dürfniß sei . Die dem Katasterwesen zur Verfügung stehen¬
den Räumlichkeiten seien eng , dazu von mangelhafter Be¬

leuchtung und schlecht heizbar . Der Bureauchef habe nicht
einmal ein eigenes Zimmer zu seiner Verfügung und für
alle Beamten sei es bei der mangelhaften Beschaffenheit der

Räume , wo alles dicht zusammengedrängt sei, außerordentlich

schwer , ruhig zu arbeiten . Wenn der Ausschuß , trotz dieser
gewichtigen für einen Neubau sprechenden Gründe , sich zu

einer Empfehlung der von der Regierung gemachten Vorlage
auf Bewilligung von 41000 ^ nicht habe entschließen
können , so sei der Grund davon einzig und allein die un¬

günstige Finanzlage , man werde sich daher , so schwierig cs
auch sei , mit einem weiteren Provisorium vorläufig aus
3 Jahre oder länger , bis wohin sich die Finanzverhältniffo
hoffentlich gebessert hätten , behelfen müssen . Auch die Biblio¬

thek müsse sich, so gut es bei den allerdings sehr beschränkten
Räumen überhaupt möglich sei , durch Aufstellung neuer
Bücherrepositorien zu Helsen suchen . Er beantrage daher:

8 *
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der Landtag wolle die für ein Katastergebäude aus-
geworfenen 20 000 ^ für 1882 und 21 000 ^
für 1883 nicht bewilligen.

Minister Ruhstrat : Diesem seitens des Ausschusses
abgegebenen Votum gegenüber sei allerdings wenig Aussicht
vorhanden , daß die Regierungsvorlage vom Landtage werde

angenommen werden , da aber der Ausschuß selbst die Be-
dürfnißfrage bejaht habe , so hoffe er , daß , wenn die Staats¬
regierung nach 3 Jahren auf den Gegenstand zurückkomme,
die Sache eine günstigere Aufnahme finden werde.

Abg . Tantzen : Man habe zwar im Ausschüsse all¬
gemein die Bcdürfnißfrage anerkannt , habe aber andererseits
erwogen , ob nicht auch ohne solchen Kostenaufwand , wie ihn
die Regierungsvorlage erheische , eine Abhülfe sich schaffen
lasse . Man habe sich gefragt , ob nicht das Katasterbureau
in die vielleicht später einmal vacant werdende Dienstwohnung
des Verwaltungsbeamten in Oldenburg , welche mehr für
Bureauzwecke als für eine Familienwohnung ihrer ganzen
Einrichtung nach brauchbar sei , werde verlegt werden können
und wolle er die Staatsregierung ersuchen , diesen Gedanken
doch in Erwägung ziehen zu wollen , zumal allgemein eine
möglichste Einschränkung der Dienstwohnungen für Beamte
gewünscht werde , was übrigens speciell für Oldenburg inso¬
fern durchaus keine Schwierigkeiten biete , als hier genügend

anderweitige Wohnungen für Beamte zu bekommen seien.
Abg . Hoher : Er könne sich diesem vom Abg . Tantzen

geäußerten Vorschläge nur anschließen , obschon er persönlich
einen anderen , noch weitergehenden Wunsch habe , nämlich

daß man von der beabsichtigten Erweiterung des Amtsgerichts¬
gebäudes , welche doch nur ein Provisorium schaffen und vor¬
aussichtlich immer wieder Reparaturkosten erfordern werde,
absehen und dafür später einen paffenden und würdigen Neu¬
bau ausführen möge , der außer dem Amtsgericht auch das
Katasterbureau aufzunehmen habe . Vielleicht ließe sich dann

das Ganze mit dem Amtsgebäude und der Wohnung des
Verwaltungsbeamten verbinden , um damit ein nach allen
Seiten hin genügendes , zweckmäßiges Gebäude zu erhalten.

Im Uebrigen stimme er dem vom Herrn Minister geäußerten
Wunsche , daß in 3 Jahren eine günstigere Finanzlage das
Project der Staatsregierung möchte verwirkliche » lassen,
durchaus bei und hoffe er , daß auch noch viele andere noth-

wendige Verhältnisse , von deren Berücksichtigung man jetzt
abzusehen gezwungen sei , dann würden in Betracht kommen
können.

Der Antrag öVö. 1 wird angenommen.
Antrag M . 2:

der Landtag wolle für Erneuerung der Brücke beim

Landgerichtsgcbäude 11 000 ^ für 1882 nicht be¬
willigen.

Berichterstatter Abg . Hoher : Aus denselben Gründen,
welche er soeben angeführt , müsse er bitten , auch den Neu¬

bau dieser Brücke abzulehnen . Zwar sei dieselbe schon ihre

20 Jahre alt und der fortwährende Verkehr der Torf - und

Steinwagen habe dazu beigetragen , daß man sie wohl als

nicht mehr ganz neu bezeichnen dürfe , aber wie man sich
durch Augenschein überzeugt habe , würde dieselbe doch noch
wohl einige Jahre aushalten können . Allerdings sei der Bau
nicht besonders und pflege der Strom wegen der mangelhaften
Bohlenwand verschiedentlich Löcher in die Straße zu reißen,

aber dagegen lasse sich immer noch mit Reparaturen aus-
kommen und sodann sei der Brücke bei dem hohen Stande

der Decorationsmalerci heutzutage leicht ein Anstrich zu geben,
der ihr ein einigermaßen anständiges , solides oder gar
opulentes Aussehen wieder zu geben vermöchte . Trotz alledem
würden aber die Mängel bleiben und erhebliche Unkosten in
den nächsten Jahren erfordern . Bei der Ungunst der Zeiten
bliebe indeß nichts anderes übrig und so müsse er um An¬
nahme des Antrags ersuchen.

Der Antrag 2 wird angenommen.

Antrag 3:
der Landtag wolle für Erweiterung des Eefangen-
hauses in Oldenburg 27 500 ^ für 1882 bewilligen.

Berichterstatter Abg . Hoher : Der Ausschuß könne'
nicht umhin , diese Forderung dringend zur Annahme zu em¬
pfehlen , cs läge hier in der That ein Nothstand vor und
sei ein Aufschub nicht möglich . Mit dem Anbau werde nur
der dringendste Nothstand beseitigt , indem so eine Trennung
der Männer - und Weibcrabtheilung möglich gemacht werde.

Die Staatsregierung habe zwar , da unsere Gesängnißräume
hier in sehr traurigem Zustande sich befänden , noch weitere
Bauten ursprünglich in Aussicht genommen , davon aber wegen
der ungünstigen Finanzlage Abstand nehmen müssen , auf diese
brauche er deshalb nicht näher einzugehen . Das aber , was

gefordert werde , sei dringend nothwendig und bitte er deshalb
um Annahme des Antrags.

Der Antrag wird angenommen.

Der Präsident  stellt die Anträge M . 4 und M 5

zusammen zur Berathung.

Antrag M . 4:

der Landtag wolle für den Neubau der Amtsschließerei
zu Westerstede 18 000 ^ für 1883 nicht bewilligen.

Antrag 5:

der Landtag wolle für die Amtsschließerei zu Wester¬
stede 1500 ^ für 1882 als nöthige Reparaturkosten
ins Ertraordinarium einstellen.

Berichterstatter Abg . Hoher : Auch hier sei aus der
von der Staatsregierung gegebenen Begründung zu ersehen,
daß über den mangelhaften Zustand der Amtsschließerei in
Westerstede allgemeine Klage herrsche . Es sei dort wenig

Platz für die Verhafteten vorhanden , ja im Mai vorigen
Jahres habe sogar ein Gefangener die dünne , aus Lehm her¬
gestellte Außenwand des Gebäudes durchbrochen und sei auf

diesem nicht ganz gewöhnlichen Wege in die Weite entwischt.
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Man sei aber den Wünschen der Westersteder allzusehr cnl-
gegcngekommen, indem man einen Bau für 18 000 ^ projec-
tirt habe, und da nur 4 Zellen darin errichtet werden sollen,
komme jede aus 4500 ^ (einschließlich der Kosten der
Beamtcnwohnung) zu stehen, das sei doch ein gar zu kost¬
spieliges Logis für die Ucbelthäter. Man könne keine der¬
artigen Einrichtungen treffen für die Unzahl der Vagabunden,
welche zu Zeiten eingefangen würden, da ein thätiger Gendarm
leicht ein ganzes Dutzend solcher Leute zusammenbringen
möchte; dann aber müsse man sich schon nach einem anderen
Logement Umsehen, das weniger theuer sei, Habe sich nun
der Ausschuß für die Bewilligung eines Neubaues nicht ent¬
schließen können, so habe man doch andererseits nicht ver¬
kannt, daß für die Amtsschließerei etwas geschehen müsse.
Man habe deshalb für Reparaturen eine Summe von
4500 ausgesetzt, damit lasse sich etwas Genügendes
schaffen und würden für die nächsten Jahre weitere Ausgaben
nicht erforderlich werden.

Abg. Deeken : Der Ausschuß sei bei Auffassung
dieser Sache von ganz unrichtigen Voraussetzungen ausge-
gangen. Er bitte den AusschußantragM 4 abzulehncn und
die Regierungsvorlage anzunehmen. Die Sache liege viel
ernsthafter, als wie sie der Abg. Hoher  behandelt habe.
Wolle man zu Reparaturen des Amtsgefängniffes in Wester¬
stede 1500 ^ bewilligen, so sei das seines Erachtens rein
weggeworfenes Geld, damit lasse sich etwas Brauchbares
durchaus nicht erreichen. Allerdings möchten die vorhandenen
Zellen genügend sein, wenn es sich blos darum handeln
würde, die Vagabunden unterzubringen, und zur Noch könnte
man die etwa übrigbleibenden ja nach Oldenburg ablagern,
aber er wolle doch darauf Hinweisen, daß es sich auch um
die Unterbringung von Untersuchungsgefangenenhandle.
Früher habe man dieselben in die Untersuchungsgefängnisse
bei den drei Obergerichten gebracht, jetzt aber seien dieselben
in den Amtsgefängnissen zu inhaftiren. Nach dem Neichs-
gesetz werde jetzt in den weitaus meisten Fällen die Haft von
den Amtsgerichten erkannt und müßten dann diese den Ge¬
fangenen bei sich behalten und die gesetzlichen Fristen contro-
liren. So werde cs z. B. in Varel und Jever gehandhabt,
in Westerstede aber könne diesen Bestimmungennicht nach¬
gekommen werden, weil keine Zellen vorhanden seien, die
dortigen Zustände seien demnach mit dem Gesetze unvereinbar.
Um ein Beispiel anzuführcn, in Westerstede werde die Haft
erkannt und der Betreffende dort behalten, nun würden aber
noch Vagabunden cingebracht, die nicht fortzuschaffen wären,
was solle dann geschehen, man dürfe Loch nicht Untersuchungs¬
gefangene und Vagabunden zusammen einsperren. Der Unter-
suchungsgefangenekönne auch nicht nach Oldenburg gebracht
werden, weil dann der Amtsrichter die gesetzmäßigen Fristen
nicht einhalten könne. Die Haft werde nämlich zunächst nur
auf 1 Woche erkannt, könne dann um 1 Woche und dann
nochmals um 2 Wochen verlängert werden. Mit Ablauf

der jedesmaligen Frist müsse der Amtsrichter die Haft auf-
heben, wenn nicht bis dahin vom Staatsanwalt eine Ver¬
längerung beantragt sei. Er müsse den letzten Augenblick
der Frist abwartcn; dies sei doch nur möglich, wenn der Ge¬
fangene in seiner Nähe sei. Deshalb sei der jetzige Zustand
nicht ausreichend. UebrigenS sei in Westerstede nicht nur
ein Gefangener ausgebrochen, sondern zwei Untersuchungs-
gesangene hätten bei der mangelhaften Beschaffenheit der
Mauern mit einandert colludirt und so die Untersuchung ge¬
fährdet. Ob die Summe von 18000 ^ die richtige Höhe
sei, vermöge er nicht zu beurtheilen, wohl aber, daß mit
1500 ^ für Reparaturen nichts auszurichten sei, er bitte
deshalb die Sache einer nochmaligen Prüfung unterziehen
zu wollen.

Abg. Tantzenr Wenn der Herr Berichterstatter die
Summe von 18 000 r/6 für den Bau eines Gefängnisses
von nur 4 Zellen für zu hoch erklärt habe, so wolle er dazu
bemerken, daß in das Gebäude auch die Wohnung des Amts¬
schließers gelegt werden solle, doch müsse er selbst auch so
immer noch über die Höhe dieser Summe staunen. Im
Ausschüsse sei man der Ansicht gewesen, daß ein solcher
Bau gerade für Westerstede ein Bedürfniß nicht sei, wegen
der Nähe Oldenburgs, wohin zur Noch die Jnhaftirten über¬
geführt werden könnten. Um so mehr sei der Ausschuß
hierin bestärkt worden, als man von der vielleicht ersten
Autorität Oldenburgs auf diesem Gebiete die Aeußcrung ge¬
hört habe, daß es durchaus verkehrt sei, wenn die Gefan¬
genen in den Amtsgefängnissen längere Strafen abzubüßen
hätten. Nach des Director Langreuter  Erklärung sei ein
derartiges Verfahren principiell unzulässig, insofern nur in
großen Gefängnissen eine gute Disciplin und angemessene
Beschäftigung der Gefangenen sich durchführen lasse. In
außerordentlichen Fällen müsse sich der Richter zu helfen
suchen, und was die Vagabunden anlange, so hätte der Abg.
Hoher  schon das Nöthige gesagt, in Butjadingen würden
die Gendarmen leicht 25 bis 50 Vagabunden auftreiben
können. Deshalb sei der Polizei hier eine gewisse Beschrän¬
kung aufzuerlegcn, da andernfalls die Räumlichkeiten nirgends
ausreichen würden. Seiner Ansicht nach sei das Bedürfniß
in Westerstede nicht so groß, daß nicht die vom Ausschüsse
beantragten 1500 schon ausreichend seien.

Abg. Windmüller : Zwar seien ihm die Verhältnisse
in Betreff des Amtsgefängnisses in Westerstede nicht genau
bekannt, doch scheine ihm eine Summe von 18 000 ^
unverhältnißmäßig hoch; andererseits könne er zwar nicht
wissen, ob man mit 1500 ^ werde auskommen können,
aber er hoffe es.

Bei dieser Gelegenheit wolle er sich an den Regierungs-
tisch eine Frage erlauben. Die Gendarmen pflegten viel
darüber zu klagen, daß es ihnen in Untersuchungssachen nicht
erlaubt sei, den Telegraphen zu benutzen. Es sei vorgekom-
men, daß man mit Hülfe des Telegraphen einen Verbrecher
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verfolgt habe , die Gebühren dafür habe der Beschädigte
tragen müssen , da der Gendarm sich geweigert habe , andern¬
falls zu telegraphiren.

Abg . Deeken : Dem Abg . Tantzen  habe er zu er¬
widern , daß die Verbüßung von mehrtägigen Strafen  stets
in Oldenburg und nicht in den Amtsgerichtsgefängniffen zu
erfolgen habe . Er habe die Untersuchungsgefangenen im
Auge gehabt , welche der Amtsrichter nicht in der Lage sei
zu dislociren , und zwar gemäß der gesetzlichen Bestimmung.
Was sodann der Abg . Wind müller  in Betreff der Tele-
graphengebühren gesagt habe , so habe er dagegen zu be¬
merken , daß jeder Gendarm berechtigt sei , den Telegraph zu
benutzen , vorausgesetzt , daß er cs für erforderlich halte und
in diesem Falle erhalte derselbe seine Gebühren unbedingt
ersetzt.

Abg . Tantzen : Dem Abg . Deeken  gegenüber wolle
er nur noch bemerken , daß man bei wirklichen Nothfällen ja
nur die Vagabunden dislociren , die Untersuchungsgefangenen
dagegen an Ort und Stelle behalten könne.

Abg . Windmüller : Auch er habe noch eine Bemer-
kung dem Abg . Deeken  gegenüber zu machen . Der Fall
liege nämlich nicht ganz so , wie derselbe ihn erwähnt habe.
Es seien in seiner Gegend Diebstähle vorgekommen und habe
man gewünscht , den entflohenen Dieben mit Hülfe des Tele¬
graphen aus die Spur zu kommen . Der Gendarm habe sich
aber geweigert , den Telegraph zu benutzen , da er nach seiner
Angabe in diesem Falle die Gebühren aus seiner eigenen
Tasche werde trage » müssen.

Minister Tappenbeck : Die Staatsregierung müsse
Gewicht darauf legen , daß die von ihr gemachte Vorlage zur
Annahme gelange . Die Bedürfnißfrage sei einer eingehenden
Prüfung unterzogen worden und sei man zu einem durchaus das
Bedürfniß bejahenden Resultat gekommen . Zunächst habe
man den Bau von 6 Zellen für erforderlich gehalten , sei
jedoch , um sich auf das äußerste zu beschränken , schließlich
genöthigt gewesen , sich mit der Forderung von 4 Zellen zu
begnügen . Die auf 18 000 veranschlagte Bausumme
erscheine auf den ersten Blick zwar etwas hoch , doch sei der
Plan von den Baubehörden nach allen Seiten eingehend
geprüft und von diesen die Höhe der Summe damit motivirt
worden , daß sich in Westerstede  dieser Bau nicht billiger
Herstellen lasse . Wolle man sich bloß mit Reparaturen be¬
gnügen , so werde sich bald Herausstellen , daß dieses Geld
unnütz geopfert sei , da sich doch in der nächsten Zeit eine
Vermehrung der Zellen als nothwendig Herausstellen werde.
Er bitte deshalb , dem Anträge des Ausschusses nicht zu¬
stimmen zu wollen.

Abg . Hoher : Autoritäten , mit denen er darüber ge¬
sprochen , seien der Ansicht gewesen , daß mit einer Summe
von 1500 c/A sich wohl eine allen Anforderungen genügende
Reparatur werde Herstellen lassen . Daß man nicht so viel
Räume schaffen könne und dürfe , um alle etwa aufzugreifen¬

den Vagabunden unterzubringen , habe der Abg . Tantzen
und er selbst vorhin schon hervorgehoben , und was die Unter-
suchungSgefangencn anlange , von denen der Abg . Deeken
gesprochen , so würden die zwei Zellen genügen können , da
ja vom Abg . Deeken  nur die Möglichkeit in Aussicht ge¬
stellt sei , daß 1— 2 Gefangene dieser Qualität da sein könn¬
ten . Die Wahrscheinlichkeit sei nicht vorhanden und somit
dürfe man mit den in Aussicht genommenen Zellen aus¬
reichen . Der Ausschuß beharre daher bei seinem Antrag.

Der Antrag 4 wird angenommen , desgleichen An¬
trag M 5.

Antrag JL 6:
der Landtag wolle 3500 pro 1882 für eine
Scheune für die Försterwohnung zu Herrenholz be¬
willigen.

Auf den Vorschlag des Berichterstatters  wirb der
Antrag M . 7 zugleich mit zur Berathung verstellt:

der Landtag wolle für ein Wirthschaftsgebäude auf
dem Vorwerke Neuenhoben II . 8000 ^ jährlich
für 1882 und 1883 , sowie für Verbesserung des
Viehstalles zu Tidofelv 3500 für 1883 unter 3 °/g
Verzinsung des Baukapitals bewilligen.

Berichterstatter Abg . Hoher : Die von der Regierung
gestellten Forderungen seien Seitens derselben so eingehend
begründet worden , daß er cs nicht für nothwendig halte,
darauf zurückzukommen.

Nach Genehmigung einer redaktionellen Berichtigung
des Antrags M . 7 , wonach hinter dem Worte - des Bau¬
kapitals " einzuschalten ist » Seitens der Pächter " , werden die
Anträge M 6 und 7 zusammen angenommen.

Antrag M . 8:
der Landtag wolle für Erweiterung der Amtsgerichts-
räume in Jever je 13 000 ^ für 1883/84 bewilligen.

Berichterstatter Abg . Hoher : In letzter Zeit seien hier
viele Uebelstände zu Tage getreten , namentlich seitdem Wil¬
helmshaven ein so starkes Contingent von Besuchern stelle . Er
könne nach den von der Staatsregierung vorgelegten Begrün¬
dungen nur auf das dringendste die Annahme des Antrages
befürworten . So habe , um nur Einiges herauszuheben,
der Pupillenschreiber kein Zimmer für sich, die Amtsanwalt¬
schaft und die Gerichtsschreibcrei seien in verschiedenen Räu¬
men untergcbracht , oft ständen mehr als 30 Personen auf
de » Gängen umher , ein Wartezimmer sei überhaupt nicht vor¬
handen und dergleichen mehr.

Aus Vorschlag des Abg . Tantzen  wird der Antrag
M . 9 mit zur Berathung verstellt:

der Landtag wolle genehmigen , daß , falls für die
Erweiterung der Amtsgerichtsräume zu Jever die
bewilligten 26 000 ^ nicht ausreichen sollten , eine
Ueberschreitung dieser Summe bis zu 1700 aus
der Position Z. 164 L . bestritten werden könne.
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Berichterstatter Abg. Hoher : Die Staalsregierung
habe Anfangs geglaubt, daß mit 26 000 ^ auszukommcn
sei, bei näherer Prüfung habe sich jedoch herausgestellt, daß
eine Ueberschreitung möglich sein könne. Der Ausschuß sei
der Ansicht gewesen, hier eine Summe von 1700 ^ be¬
willigen zu müssen, unter der Bedingung, daß diese Summe
aus Z. 164 bestritten werde.

Die AnträgeM 8 und 9 werden zusammen angenommen.
Antrag M. 10:

der Landtag wolle für Erweiterung des Amtsgerichts¬
gebäudes in Oldenburg 15 700 ^ für 1883 ge¬
nehmigen.

Berichterstatter Abg. Hoher : Auch hier herrschten
dieselben Uebelstände wie in Jever, vielleicht in noch höherem
Maße. Die Gänge und Treppen im Gebäude seien vom
Publikum überfüllt und sei dies zur Winterszeit eine un¬
erträgliche Belästigung. Näher sei dies in den Begründungen
der Staatöregierung ausgeführt. Wie er schon vorhin er¬
wähnt habe, gehe sein persönlicher Wunsch dahin, daß man
von einem Ausbau des Gebäudes absehcn oder denselben
doch mit Berücksichtigung eines späteren Neubaues ausführen
möge, falls nicht die Wohnräume verlegt werden könnten.

Der Antrag 10 wird angenommen.
Antrag M. 11:

der Landtag wolle für den Erwerb einer Turnhalle
für das Gymnasium in Jever 10 000 ^ für 1882
bewilligen.

Berichterstatter Abg. Hoher : Der in Anlage 62 von
der Regierung gestellte Antrag behandle denselben Gegen¬
stand wie der Nusschußankrag, nur sei erstcrer mehr präcisirt;
cs wäre vielleicht zweckmäßiger, wenn durch die Annahme
des vorliegenden Antrags das Schreiben der Staatsregierung
seine Erledigung finden könnte. Vielleicht genüge eine Er¬
klärung zu Protokoll, daß durch die Annahme des Antrags
M. 11 der in Anlage 62 gestellte Antrag der Staatsregierung
erledigt sei.

Reg.-Com. Flor : Er halte dies für durchaus genügend.
Berichterstatter Abg. Hoher fährt fort : Das Gym¬

nasium habe bisher die städtische Turnhalle mitbenutzt, es
sei das ein wüstes und trauriges Gebäude, dem es an einem
Fußboden, einer Decke und einer Heizvorrichtung fehle. Da
das Bedürfnis in dieser Beziehung Abhülfe zu schaffen, als
dringend anerkannt worden, sei man mit der Stadt Jever
in Unterhandlungen getreten in Betreff eines Ankaufs oder
eines Miethverhältnisses, aber die Stadt sei im Ganzen
etwas obstinat gewesen, sie sei in keiner Weise entgegen
gekommen, indem sie weder ein Miethverhältniß auf längere
Zeit habe eingehen, noch auch den Turnplatz oder ein
anderes passendes Areal dem Staate habe verkaufen wollen.
So sei es denn schließlich zu einem ganz eigenartigen Con-
tracte gekommen: danach verbleibe der Turnplatz im Eigen¬

thum der Stadt , dürfe aber vom Staate mit benutzt werden,
und die Turnhalle stehe im Eigenthum deS Staates , dürfe
aber von der Stadt mit benutzt werden. Die Stadt habe
erklärt, den Turnplatz um deswillen nicht verkaufen zu
können, weil derselbe von der Mädchenschule als Spielplatz
mitbenutzt werden müsse. Von allen Seiten habe man eine
Aenderung dieses Rechtsverhältnisses versucht, doch sei es
der Staatsregierung trotz ihrer Bemühungen nicht gelungen.
Sv habe man einen Neubau geplant, welcher Ansicht auch
der Ausschuß sich angeschloffen habe, um endlich reinen Kram
zu schaffen, doch habe man hiervon zurückkommen müssen,
einmal wegen der Kostspieligkeit, sodann weil in der Nähe
des Gymnasiums ein Bauplatz nicht zu finden gewesen,
schließlich weil zwei Turnhallen für Jever , wo eine genüge,
volkswirthschaftlich nicht zu rechtfertigen seien. Nach dem
vorliegenden Vertrage erhalte der Staat die Turnhalle zu
dem relativ billigen Preise von 6000 ^ überliefert, hierzu
würde noch die Ausführung der nöthigsten Reparaturen, der
Heizvorrichtung und dergleichen kommen. Das Verhältniß
zwischen dem Staat und der Stadt werde dann sich so ge¬
stalten, daß elfterer unentgeltlich den Platz, letztere unentgelt¬
lich die Halle mitbenutzc. Da kein Entgegenkommen von
Seiten der Stadt zu erwarten sei, so habe der Ausschuß in
den sauren Apfel beißen müssen und empfehle er die Annahme
des Vertrages. Er hoffe, daß durch das so geschaffene Ver¬
hältniß Mißhelligkeiten und Differenzen nicht entstehen würden,
da beide Theile gegenseitig von einander abhängig und auf
einander angewiesen seien und außerdem beide ein Interesse
an der Förderung des Turnwescns haben müßten.

Der Präsident : Der Antrag M. 11 würde nun
dahin lauten:

der Landtag wolle den Antrag des Großherzoglichen
Staatsininisteriums in Anlage 62 genehmigen und
für den Erwerb einer Turnhalle für das Gymnasium
zu Jever 10 000 für 1882 bewilligen.

Abg. Mrttcker : Auf die Bemerkung des Abg. Hoyer,
daß die städtischen Behörden in Jever sich«obstinat- gezeigt
hätten beim Verkaufe der Turnhalle, müsse er erwidern, daß
dies nicht der Fall gewesen sei, vielmehr hätten die stävtischen
Behörden seit vielen Jahren die Turnhalle dem Gymnasium
ohne Schwierigkeiten zu machen, zur Verfügung gestellt.
Ein Ausbau der Turnhalle von Seiten der Stadt habe nicht
im städtischen Interesse gelegen und in einen Verkauf des
Turnplatzes habe sie um deswillen nicht einwilligen wollen,
weil sie diesen unter allen Umständen ihrer Volksschule habe
erhalten wollen.

Abg. Hoyer : Es sei nicht so schlimm gemeint ge¬
wesen, wie es der Herr Vorredner aufgefaßt zu haben
scheine. Er habe aus den Begründungen nur herausgelefen,
welche Schwierigkeiten man gemacht habe: Die Stadt Jever
habe weder auf längere Zeit verpachten wollen, noch den
Turnplatz verkaufen, noch ein anderes südlich gelegenes
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Areal hergeben wollen, sich ferner geweigert, die nöthigen
Reparaturen zu leisten, oder dafür Entschädigung in Aus¬
sicht zu stellen— kurz sich sehr ablehnend verhalten, während
man von Seiten des Staats lediglich habe entgegen kommen
müssen.

Der Antrag 11 in seiner jetzigen Fassung wird
angenommen.

Antrag /Vä 12:
der Landtag wolle, im Falle die Anträge ^ k>. 1 bis
11 Annahme finden, den Z. 143

mit 50 500 für 1882,
.. 40 200 „ „ 1883,
., 13 000 „ » 1884

in den Ausgaben-Voranschlag deS Hcrzogthums für
1882/84 einstellen.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
Antrag M . 13:

der Landtag wolle der Staatsregierung empfehlen,
bei Ausführung der Bauten im Wege der Submission
Vorgehen zu wollen.

Berichterstatter Abg. Hoher : Der hier geäußerte
Wunsch sei schon so oft im Landtage betont worden, daß er
dabei nicht zu verweilen brauche, im Ausschüsse habe man
ihn deshalb hervorgehoben, weil der vorgeschlagene Weg
heutzutage anerkanntermaßen der beste und billigste sei, einer
Empfehlung desselben gegenüber der Staatsregierung werde
es kaum bedürfen, da diese ja selbst auf Erreichung einer
möglichsten Billigkeit ihrer Bauten bedacht sei.

Minister Ruhstrat : Er habe gegen diesen Antrag
nichts zu erinnern, und wolle er nur bemerken, daß die
Staatsregierung schon seit Jahren die Regel befolgt habe,
die Baumaterialien in Submission zu vergeben, nur in außer»
ordentlichen Fällen, wo eine Abweichung thunlich erscheine,
werde davon abgegangen.

Abg. Tanheu : Der Ausschuß habe weniger an eine
Submission der Baumaterialien, als vielmehr an eine Sub¬
mission des ganzen Baus gedacht, denn so erst pflege eine
Concurrenz und damit eine Herabminderung der Preise ein¬
zutreten. Er denke beispielsweise an Len Bau auf dem
Vorwerke Neuenhoven, dieser werde sicher billiger im Wege
der Generalentreprise herzustellen sein, wenn tüchtigen Hand¬
werkern, wie sie in Butjadingen zu finden seien, die Aus¬
führung desselben unter Controle der Baudirection überlassen
werde. In Butjadingen werde in dieser Weise von Ge¬
meinden und Privaten und zwar mit Erfolg verfahren. So
habe man das Armenarbeitshaus, das anfänglich auf
46  000 ^ angesetzt sei, in Submission für 38 000 ^ ver¬
geben, dasselbe sei abgenommen und zur Zufriedenheit aus¬
gefallen. Der Staat würde auf diesem Wege 15 bis 20 °/g
sparen können.

Minister Ruhstrat : Er wolle nicht in Abrede stellen,
daß eine Generalentrcprise unter Umständen vortheilhaft sein

möchte, andererseits müsse er aber auf die Gefährlichkeit
derselben Hinweisen, indem man anderswo schlechte Erfahrun¬
gen damit gemacht habe. Irgendwo müsse der Verdienst
doch hergenommen werden und man habe zu befürchten, daß
der Bauunternehmer am Unrechten Orte zu sparen suche.
Auf jeden Fall sei die schärfste Controle erforderlich und
hierdurch würden größere Kosten verursacht werden als auf
der anderen Seite erspart würden. So habe man beispiels¬
weise beständig darauf zu achten, daß der Mörtel richtig
gemischt und nicht etwa zu viel Sand hinzugemengt werde.
Nach allen Seiten hin habe man beständig eine derartige
Controle nöthig.

Abg. Jken : Er theile vollständig den Standpunkt
des Abg. Tantzen,  auch ihm sei gerade ein Fall aus seiner
Nachbarschaft bekannt, wo der Bau eines größeren Wirth-
schaftsgebäudes für 15 000 in Submission vergeben
worden und derselbe in jeder Hinsicht befriedigend ausgefallen
sei. Die Befürchtung des Herrn Ministers, daß sich dies
Verfahren nicht empfehlen lasse, könne er nicht theilen,
wenigstens nicht bei Staatsbauten , insofern der Staat die
Bedingungen vorschreiben könne und das nöthige Personal
zur Controle zur Verfügung habe, also in dieser Beziehung
besser gestellt sei, als ein Privatmann.

Berichterstatter Abg. Hoher : Es sei zwar eine nackte
Thatsache, daß auf diesem Wege billiger gebaut werde, indeß
müsse er dem Herrn Minister insofern Recht geben, als dieser
die Nothwendigkeit einer außerordentlich scharfen Controle
betont habe, da man andernfalls bei der Verschiedenheit in
den Qualitäten der Materialien gar zu leicht getäuscht
werden könnte.

Der Antrag M 13 wird angenommen.
III . Bericht des Finanzausschusses über den Antrag

des Abg. Rü bebusch,  betr . die Aufhebung des Brücken¬
geldes der Brücke bei Dehland über die Hunte.

Der Präsident : Der Herr Regierungs- Commissar
habe wegen Unpäßlichkeit um Absetzung dieses Gegenstandes
von der heutigen Tagesordnung bitten lassen. Dieser Gegen¬
stand werde auf die nächste Tagesordnung gesetzt werden.

Der Landtag war mit Absetzung des Gegenstandes von
der heutigen Tagesordnung einverstanden.

IV. Mündlicher Bericht des Petitionsausfchuffes, betr.
Vorstellung der Eingesessenen der Gemeinde Dedesdorf wegen
anderweitiger Beordnung ihrer Gerichts- und Verwaltungs¬
verhältnisse.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Etwa 150 Ein¬
gesessene der Gemeinde Dedesdorf hätten sich mit einer
Petition an den Landtag gewandt dahingehend:

zur Wiedererrichtung eines Amtsgerichts und Amtes
resp.

zur Schaffung und Einrichtung einer Abtheilung HI.
für den hiesigen Bezirk zum Amtsgerichte und soweit
es angängig, eine besondere Abtheilung für das Amt
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Brake mit Belastung der Depositencaffe, des Hypo-
thekcnwesens, der Grundbücher und Mutterrollen,
sowie Einrichtung einer besonderen Registratur zu
Dedesdorf, —

die nöthigen Mittel aus der Staatscaste zu be¬
willigen.

Die Petenten schilderten zunächst den früheren Zustand,
daß für die Gemeinde Dedesdorf ein eigenes Amt bestanden
habe, daß später die Verwaltung den Beamten in Brake mit
übertragen worden sei, bis schließlich der dort wohnende
Actuar zur Vornahme von Beglaubigungen unter Gerichts¬
siegel autorisirt und zugleich mit dem Amtsrichter als Hppo-
ihekenbewahrer ernannt sei. Dieser Zustand habe genügt,
die Wünsche der Eingesessenen zu befriedigen. Die Petenten
beriefen sich ferner auf ein angebliches Versprechen des Groß¬
herzoglichen Staatsministeriums, daß dieses Verhältniß auch
nach der neuen Gerichtsorganisation— 1. October 1879 —
fortdauern solle; — nach Erkundigungen des Ausschusses
jedoch könne er mittheilen, daß die Regierung von einer
solchen Zusage nichts wisse. Nach dem1. October 1879 sei
dann die Gemeinde Dedesdorf mit dem Amte Brake zu Ab¬
theilungI. vollständig vereinigt worden, nicht, wie man drin¬
gend beantragt habe, als Abtheilung III . Seitdem seien
dann monatlich zwei Sprechtage der Beamten aus Brake
angesetzt, dieselben hätten aber durchaus nicht genügt, beson¬
ders wenn die betr. Beamten sich auf einen Tag beschränkt
hätten. Uebrigens sei dieser Zustand immer noch einiger¬
maßen erträglich gewesen, nun aber der für Dedesdorf
angestellte Actuar und GerichksschreibergehülseLübben auf
3 Monate nach Brake beordert gewesen und jetzt ganz dort¬
hin versetzt sei, fühlten Petenten sich veranlaßt, sich an den
Landtag zu wenden. Dieselben betonten namentlich die
Schwierigkeiten, welche der Verkehr mit Brake Hervorriese,
derselbe erfordere viel Zeit und Geld, oft sei man gezwungen
noch in der Nacht um 11 Uhr über die Weser zu setzen,
im vorigen Winter sei der directe Verkehr über die Weser
ganz unterbrochen gewesen, so daß man über Bremen nach
Brake habe fahren müssen, es erfordere das eine kostspielige
zweitägige Reise.

WaS das Petitum anlange, so sei der Ausschuß keinen
Augenblick in Betreff der Zurückweisung des ersten Punktes
im Zweifel gewesen, ebensowenig habe man einen Grund für
die Nothwendigkeit der Errichtung einer Abtheilung III . fin¬
den können; darnach bleibe nur die Prüfung der Frage
übrig, ob der Actuar wieder nach Dedesdorf zurückzuversetzcn sei
oder nicht. Der Ausschuß habe diese Frage eingehend ge¬
prüft und sei in Erwägung der bestehenden Verhältnisse zu
dem Anträge gekommen:

der Landtag wolle:
1. die Petition Großherzoglicher SlaatSregierung

zur Berücksichtigung dahin empfehle», daß der im
Sommer d. I . nach Brake beorderte Actuar und

Berichte. XXI. Landtag.

Gerichtsschreibergehülfe nach Dedesdorf zurück¬
versetzt werde, um dort, wie früher, amtlich zu
fungircn,

2. die dazu etwa erforderlichen Mittel dem Groß-
herzoglichen Staatsministcrium zur Verfügung
stellen,

3. übrigens über die Petition zur Tagesordnung
übergehen.

Der Ausschuß habe dabei wohl erwogen, daß der betr.
Beamte voraussichtlich wenig Beschäftigung haben werde,
wenn er auch L ckeux wuins arbeite, sowie daß dieser Man¬
gel an Beschäftigung im Mißverhältniß stehe zur Besoldung
und auch für ihn selbst nicht wünschenswerth sei. Doch die
Verhältnisse verlangten dies einmal und so müsse man das
kleinere Uebcl dem größeren vorziehen. Die SlaatSregierung
könne ja in Erwägung ziehen, ob dem Beamten sich nicht
eine Nebenbeschäftigung irgendwelcher Art zuweisen lasse.
Vielleicht ließe sich derselbe im Sommer während einiger Tage
in der Woche auch in Brake verwenden, während er für den
Winter allerdings in Dedesdorf durchaus nothwendig sei.

Schließlich wolle er (Berichterstatter) noch auf einen
Fehler im Abklatsch aufmerksam machen, es müsse hier der Sin¬
gular stehen, also»der . . . Actuar und Gerichtsschreibergehülfe".

Minister Jansen : Zu dem Gegenstände der vorlie¬
genden Petition und den vom Herrn Vorredner gegebenen
Ausführungen wolle er sich einige Bemerkungen erlauben,
und zwar zunächst in thatsächlicher Beziehung. Die vom
Staatsministerium angeordnete Versetzung des bisher in
Dedesdorf wohnenden Actuars nach Brake sei einstweilen nur
als provisorische Maßregel verfügt worden, indem man in
Brake zur Ordnung der Registratur einer außerordentlichen
Hülfe bedurft und mau geglaubt habe, dieselbe in dieser Weise
am zweckmäßigstenund billigsten beschaffen zu können. Der¬
selbe Beamte sei schon im vorigen Sommer auf 3 Monate
nach Brake zu demselben Zwecke versetzt gewesen und seien
nach den übereinstimmenden Erklärungen des Amtes und des
Amtsgerichts irgendwelche Unzuträglichkeiten dadurch nicht
hervorgerufen worden. Ob dies während des Winters in
höherem Grade der Fall sein werde, würden die Erfahrungen
lehren und seien dann demgemäß die Maßnahmen zu treffen.
Eine Petition gleichen Inhalts , wie die in Frage stehende,
sei auch an die Staatsregierung gelangt und von dieser an
die Behörden zu Brake zur gutachtlichen Aeußerung ge¬
sandt. Im Ganzen lasse sich nicht verkennen, daß die bis¬
herige Einrichtung nach den verschiedensten Seiten hin mangel¬
haft sei, nur sei die Frage, wie dem Uebelstande am besten
abzuhelfen sein werde. Daß die Einrichtung eines eigenen
Amtes resp. Amtsgerichts für die Gemeinde Dedesdorf un¬
zulässig sei, habe der Herr Berichterstatter schon hervorgeho¬
ben, ebenso empfehle es sich nicht, einen HülfSbeamten mit
der Wahrnehmung der Geschäfte in Dedesdorf zu beauftra¬
gen, wie das früher vom Amte Stollhamm aus geschehen

9
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sei, schon weil nach den Reichsgesetzen derselbe Beamte nicht
im Stande sei , als Justiz - und Verwaltungsbeamter zu fun-
giren . So habe die Staatsregierung , um ihr Entgegenkom¬
men zu beweisen , den Versuch gemacht , einen Actuar nach
Dedesdorf zu detachiren , indem sie zugleich erklärte , dies Ver-
hältniß bis auf weiteres stattfinden zu lassen , ohne jedoch in
Betreff eines bestimmten Zeitraumes irgendwelche Zusicherung
zu geben . Es liege in der Natur der Sache , daß die Stel¬
lung eines solchen von seiner Behörde losgelösten Beamten
überhaupt , namentlich aber unter den dort bestehenden eigen-
thümlichen Verhältnissen , eine schwierige sein müsse . Derselbe
habe täglich kaum eine Stunde Beschäftigung , eS sei dies ein
Zustand , der weder im Interesse des Dienstes noch in dem
des b-etr . Beamten liege . Man habe zwar versucht , ihm von
Brake aus anderweitig Beschäftigung zu verschaffen , es habe
sich dies auf die Dauer aber nicht als thunlich erwiesen.
Eine weitere Frage sei die , wie es mit der Registratur und
den Acten gehalten werden solle , lasse man dieselben , wie cs
bisher der Fall gewesen sei , in Dedesdorf , so fehle es dem
Amtshauptmann an der nöihigen Information und das sei
ein gewichtiger Uebelstand , schaffe man dieselben dagegen nach
Brake , so sei wiederum der in Dedesdorf wohnende Actuar
nicht hinreichend informirt . Nach persönlichen Erkundigungen,
die er aus dortigen Kreisen gelegenlich erhalten , sei er zu
dem Eindruck gekommen , daß aus das Verbleiben eines solchen
detachirte » Beamten an dortiger Stelle eigentlich weniger
Werth gelegt werde , in den jetzt wieder hervortretenden Be¬
strebungen es sich vielmehr um die Wiedererlangung einer
selbständigen Behörde handle , woran unter den heutigen orga¬
nisatorischen Verhältnissen nicht gedacht werden könne . Aller¬
dings aber halte er es für möglich , daß in anderer Weise
ein Entgegenkommen gegenüber den Wünschen der Eingesesse¬
nen von Landwührden , welche auch die Staatsregierung als
berechtigt anerkenne , möglich sei , nämlich dadurch , daß man
die Verkehrsvcrhältniffe zwischen Dedesdorf und dem dies¬
seitigen Ufer verbessere . Zn diesem Sinne habe man die
Frage angeregt , ob cs sich nicht empfehlen lasse , die mangel¬
hafte Fährverbindung von Dedesdorf nach Kleinensiel , über
die mit Recht geklagt werde , durch eine Dampffähre zu er¬
setzen , man sei dabei von der Voraussetzung ausgegangcn,
daß sich der Landtag diesem Projekte , welches namentlich auch
im Interesse unserer Eisenbahn liege , geneigt zeige und das¬
selbe durch Zuschüsse aus Staatsmitteln werde fördern helfen.
Nach eingehenden Erörterungen und Bearbeitungen habe man
gefunden , daß die Verwirklichung dieses Gedankens wobl
möglich sein werde , wenn demselben auch von Seiten der
Gemeinde Dedesdorf Entgegenkommen gezeigt werde , doch
habe diese sich bisher ablehnend dagegen verhalten und eben
diese Haltung sei der Anlaß gewesen , daß die Staatsregie¬
rung diesmal zu ihrem Bedauern nicht im Stande sei , dem
Landtag eine darauf bezügliche Vorlage zu machen , welche
ihres Erachtens den Klagen über die mangelhafte Verbin¬

dung mit dem Amtssitze Brake bald ein Ende gemacht ha¬
ben würde.

Die Ziffern 1 , 2 und 3 des Ausschußantrags werden
angenommen.

V . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes , betr.
Gesuch des Gemcindcraths des Fleckens Ahrensböck um Ab¬
änderung des Gesetzes vom 6 . Januar 1873 , betr . die
Wahlen zum Provinzialrathe des Fürstenthums Lübeck.

Berichterstatter Abg . Wallroth : Auch diese Petition
habe im Vorzimmer ausgelcgen und könne er sich daher kurz
fassen . Der Gemeinderath deö Fleckens Ahrensböck bäte um
eine Abänderung des Gesetzes vom 6 . Januar 1873 dahin,
daß die Gemeinde Flecken Ahrensböck künftig einen besonderen
Wahlkreis bilde und der Gemeindcrath dieser Gemeinde als
Wahlcollegium einen Abgeordneten zum Provinzialrach des
Fürstenthums Lübeck zu wählen habe . Nach dem Gesetz vom
6 . Januar 1873 , führten Petenten aus , betreffend die Wah¬
len zum Provinzialrathe des Fürstenthums Lübeck , sei be¬
stimmt , daß die Gemeinden Ahrensböck und Gnissau einen
Wahlkreis bilden sollten , in welchem zwei Mitglieder des
Prvvinzialraths zu wählen seien . Durch die revidirte Ge¬
meindeordnung für das Fürstenthum Lübeck vom 30 . März
1876 sei aber die frühere eine Gemeinde Ahrensböck in zwei
Gemeinden , Flcckengemeinde Ahrensböck und Landgemeinde
Ahrensböck , getheilt worden . Schon damals hätte ein Grund
zu einer Aenderung des Wahlgesetzes Vorgelegen und sei dies
auch von der Großherzoglichen Negierung zu Eutin anerkannt,
indem dieselbe dem Provinzialrathe eine hierauf bezügliche
Vorlage gemacht habe . Doch habe dieser die Vorlage ab¬
gelehnt , weil eine vollständige Trennung der beiden Gemein¬
den noch nicht erfolgt sei , insofern noch eine gemeinschaftliche
Casse für Armen - und Schulsachen bestehe , und ferner , weil
es ja auch nicht ausgeschlossen sei , daß auch nach dem jetzigen
Wahlgesetze ein Vertreter aus dem Flecken gewählt werde.
Uebrigens sei diese Vertretung des Fleckens im Provinzial-
rathe , wo keine Kirchthurmspolitik getrieben werde , auch nicht
durchaus nothwendig Diesen im Provinzialrathe vorgebrach¬
ten Begründungen gegenüber führten die Petenten an , daß
die gemeinschaftliche Caffe vom 1. Januar 1882 an ein
Ende habe , sodann daß die Wahrscheinlichkeit der Wahl eines
Fleckcneinwohners außerordentlich gering sei , da die Gemeinde-
räthe der Landgemeinde Ahrensböck und der Gemeinde Gnissau
15 Mitglieder gegenüber den 9 Mitgliedern des Gemcindc¬
raths des Fleckens zählten , somit eine Majorisirung auf der
Hand liege . Man fühle sich übrigens auch dadurch zurück¬
gesetzt , daß der Flecken Schwartau , der einige hundert Ein¬
wohner weniger habe als Ahrensböck , seit Jahren einen eige¬
nen Vertreter zum Provinzialrathe wähle . Auch die Groß-
herzogliche Regierung habe die selbständige Vertretung des
Fleckens in der Vorlage für eine Forderung der Gerechtigkeit
erklärt . Nach dem Gesetz vom 14 . Februar 1876 heiße es,
»mit Zustimmung " deS Provinzialrathes könnten die Art . 2,
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3 und 4 des Gesetzes vom 6 . Januar 1873 im Verord¬

nungswege  geändert werden , da aber keine Aussicht vor¬
handen sei, aus diesem Wege eine Aendcrung zu erhalten , da

sich der Provinzialrath einer erneuerten Regierungsvorlage

gegenüber abermals ablehnend verhalten werde , so bitte man
den Landtag um eine Abänderung des Wahlgesetzes durch ein

Gesetz.  Der Ausschuß halte diese Forderung für durchaus

gerechtfertigt , auch sei dabei nicht außer Acht zu lassen , daß
es sich hier um die Ahrensböcker handele , die sich, ob mit
Recht oder Unrecht , wolle man dahingestellt sein lassen , oft
den Einwohnern des älteren Theilcs des Fürstenthums gegen¬

über zurückgesetzt fühlten und die man daher stets mit seidenen
Handschuhen anzufaffen Pflege . Auch liege kein Bedenken

gegen eine Aendcrung des Art . 1 des Wahlgesetzes vor , daß
statt 15 Vertreter demnächst 16 zu wählen seien , da eine

Erhöhung der Mitgliedcrzahl in keiner Beziehung schade.
Daher werde beantragt:

der Landtag stelle an Großherzogliche Staatsregierung
das Ersuchen , baldmöglichst einen Gesetzentwurf vor¬
zulegen , betr . Abänderung der Artikel 1 bis 4 incl.
des Gesetzes vom 6 . Januar 1873 , betr . die Wahlen

zum Provinzialralhe des FürstenthumS Lübeck , dahin,
daß , unter Erhöhung der Zahl der Mitglieder des
Provinzialraths von 15 auf 16 , künftig die Gemeinde
Flecken Ahrensböck einen besonderen Wahlkreis bildet
und der Gemeinderath dieser Gemeinde als Wahl¬

collegium ein Mitglied zum Provinzialrathe des Fürsten¬
thums Lübeck zu wählen hat.

Abg . Capell : Er wolle nur bemerken , daß er zwar
früher im Provinzialrathe gegen diesen Wunsch des Fleckens

Ahrensböck sich erklärt , daß er jedoch jetzt anderer Ansicht
darüber geworden sei.

Reg .-Com . Mutzenbecher II . : Die Staatsregierung
sei vollständig damit einverstanden , daß ebenso wie Schwartau
auch der Flecken Ahrensböck einen eigenen Vertreter im

Provinzialrathe habe , es gehe dies auch aus der Regierungs¬
vorlage an den Provinzialrath zur Genüge hervor . Nur in

Betreff der Frage , auf welchem Wege dies zu erreichen sei,
ob durch Gesetzesänderung oder durch Verordnung , könne sich
die Staatsregierung erst erklären , nachdem sie von der Pro¬
vinzialregierung und dem Provinzialrathe gutachtliche Aeuße-
rungen darüber gehört habe.

Berichterstatter Abg . Wullroth : Er bitte dringend
um die Annahme des Antrages , wie er vorgelegt sei , der
eine Gesetzesänderung bezwecke , um so mehr , da er fürchte,
daß der Provinzialrath bei seiner früheren Ansicht beharren

und so die Möglichkeit , auf dem Verordnungswege Abhülfe
zu schaffen , vereiteln werde.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

VI . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betr.
Gesuch des Lehrers Gerhard Lampen  zu Löningen um Er¬
höhung seines Wartegeldes.

Berichterstatter Abg . Wallroth : Der Petent wende
sich an den Landtag mit der Bitte , die Staatsregierung
nochmals zu ersuchen , ihm sein Wartegcld auf 600 zu
erhöhen . Schon einmal sei ihm in Folge einer Petition an
den Landtag , sein Wartegeld von 448 ^ auf 600 ^ zu
erhöhen , von der Staatsregierung eine Erhöhung von 60 «̂
bewilligt worden . Obschou er dies mit lebhaftestem Dank
anerkenne , reiche es doch nicht aus , ihn vor Mangel und
Entbehrung zu schützen , er sei deshalb zu einer nochmaligen
Bitte gezwungen . — Der Ausschuß habe sich nicht in der
Lage gesehen , auf diese Petition näher einzutrcten , da aus
derselben nicht hervorgehe , daß der nach Art . 134 des Staats-
grundgesetzcs vorgeschriebene Jnstanzcnzug eingehalten sei,
daher werde beantragt:

der Landtag wolle über die Petition zur Tages¬

ordnung übergehen.
Der Antrag wird angenommen.
VII . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes , betr.

ein Gesuch des Lehrers Steen ken  zu Westerburg um Gehalts¬
zulage.

Berichterstatter Abg . Wallroth : Der Lehrer Steenken
zu Westerburg bitte den Landtag , dahin wirken zu wollen,
daß er seinen Alterscollegen vom Seminar in Bezug auf
Bewilligung von Alterszulagen wieder gleichgestellt werde.
Mit derselben Bitte habe er sich an das Oberschulcollegium

gewandt , sei aber von diesem in Gemäßheit einer Verfügung
des Großherzoglichen Staatsministeriums abschlägig beschieden
worden . Im Herbst 1863 vom Seminar entlassen , sei er

1866 als Nebenlehrer nach Varel versetzt , hier sei er erkrankt
und in Folge dessen zur Disposition gestellt . Dies habe ge¬
währt bis zum Jahre 1871 , wo er wieder eine Anstellung
erhalten habe . Eine bald darauf eintrctende Erkrankung
habe ihn bewogen auf Grund eines ärztlichen Attestes die
Staatsregierung um irgend eine andere Art Anstellung zu

ersuchen , er sei jedoch daraufhin pensionirt worden . In Folge
seiner Proteste und Bitten habe man ihn im Jahre 1874
reactivirt . Seine definitive Anstellung habe er erst im Herbst
1871 thatsächlich erhalten , jedoch sei bestimmt , baß dieselbe
vom 1 . Oktober 1868 an gerechnet werden sollte . Danach
habe er am 1. Mai 1875 auch seine erste Akterszulage er¬
halten , indem ihm nur die 1 ^ Jahre der Pensionirung ab¬

gerechnet seien . Bei der zweiten Altcrszulage , welche ihm
erst zum 1 . Mai 1883 zugesichert sei , habe man ihm nach
einer Entscheidung des Staatsministeriums auch noch weitere
Jahre der Dispositionsstellung abgerechnet , hierbei aber glaube
er sich nicht beruhigen zu können.

Der Ausschuß habe die Sache geprüft und werde be¬

antragt :
der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen

Staatsregierung zur Berücksichtigung empfehlen.
Reg .- Com . Flor : Es handle sich hier um die Frage,

ob bei Bewilligungen von Alterszulagen für Lehrer auch die
9*
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Zeit in Anrechnung kommen dürfe , während welcher dieselben

zur Disposition gestellt oder pensionirt gewesen seien . Die

Staatsregierung habe diese Frage mit Recht verneint , weil

es im Gesetz heiße , nach so und so langer Dienstzeit seien

Alterszulagen zu bewilligen . Als Dienstzeit könne aber nicht

die Zeit angesehen werden , wo der Staat auf die Dienste
des betr . Lehrers , sei eS , weil er zur Disposition gestellt

oder pensionirt gewesen sei , habe verzichten müssen . Die

Altcrszulage sei keine Prämie für ein hohes Lebesaller,

sondern werde gegeben für dem Staate längere Zeit hindurch

geleistete Dienste . Bei der Verleihung der ersten Alters¬

zulage an den Lehrer Steenken sei beim Oberschulcolleg ein

Jrrthum vorgekommcn , dieselbe sei nämlich 3 Jahre zu früh

verliehen , selbstredend könne dies nicht zur Folge haben , daß

auch in Bezug auf die Bewilligung der zweiten Alterszulage

derselbe Jrrthum begangen werden müsse . Er stelle deshalb

den Antrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tages¬

ordnung übergehen.

Dem Ausschußantrag werde mau nur dann zustimmen

können , wenn man die von der Staatsregierung bei Ver¬

leihung von Alterszulagen stets befolgten Grundsätze für un¬

richtig halte ; sonst laufe man Gefahr , Hoffnungen zu er¬

wecken , die schon der Conscquenzen wegen schwerlich erfüllt

werden könnten . Daher bitte er den Antrag der Regierung

anzunehmen.

Berichterstatter Abg . Wallroth : Er bitte dem An¬

träge des Ausschusses zuzustimmen , allerdings sei derselbe

lediglich durch Billigkeitsrücksichten geleitet worden und ver¬

kenne keineswegs , daß der Petent nach dem Gesetz keinen

rechtlichen Anspruch auf Erfüllung seiner Bitte habe.

Abg . Ramien : Er stimme dem was der Herr Vor¬

redner gesagt vollständig bei . Man solle bedenken , Daß Las

Oberschulcolleg die Sache doch erst geprüft habe , ehe es die

erste Alterszulage bewilligt und werde es sehr hart sein,

wenn die Sache setzt ganz anders behandelt werde , als wie

es zuerst verfügt sei. Daher bitte er dem Ausschußantrag

zuzustimmen.

Abg . Borgmann : Er theile zwar die Ansicht des

Herrn Regierungs - Commissars in der Beziehung , daß die

Alterszulagen keine Prämien für ein höheres Lebensalter,

sondern für ein höheres Dienst alter seien , damit könne aber

principicll nicht ausgeschlossen sein , daß bei Bemessung der

Alterszulagen auch die wegen Krankheit in der Stellung zur

Disposition oder auf Wartcgeld verbrachten Jahre in An¬

rechnung kämen . Wenn ein Schullehrer nachweislich im

Dienste und in Folge des Dienstes seine Gesundheit verliere

und znm Unterrichten nicht im Stande sei , würde es eine

Unbilligkeit , ja ein Unrecht sein , wenn demselben dann die

Alterözulagen nicht weiter zukommcn oder falls er nach Besse¬

rung wieder dienstliche Verwendung finde , die Zwischenzeit

der Krankheit nicht angerechnet werden solle . Weil diese

Frage eben so principicll zugespitzt sei, müsse er sich für den

Ausschußantrag erklären und bitte auch den Landtag dies

zu thun.

Abg . Herrn : Er wolle darauf Hinweisen , daß doch

nach dem Civilstaatsdienergcsetze bei Pcnsionirungen in Betreff

der Berechnung der Dienstjahre die Zeit einer etwaigen

Dispositionsstellung auch mit in Anrechnung gebracht werde.

Reg .- Com . Flor : Schon vorhin habe er bemerkt , daß

das Oberschulcolleg sich bei der Ertheilung der ersten Altcrs¬

zulage geirrt habe , daß deshalb aber doch nicht bei der

zweiten Alterszulage der Jrrthum wiederholt werden müsse.

Er bitte dringend hier keine Billigkeitsrücksichten walten zu

lassen , welche nur zu Unbilligkeiten gegen andere Lehrer

führen könnten . Wenn der Abg . Borg mann  darauf hin-

gewiescn habe , daß die Krankheit , welche zur Dispositions¬

stellung geführt habe , eine Folge des Dienstes sein könne,

so sei das richtig , aber cs sei dies doch durchaus nicht noth-

wendig der Fall und lägen Anhaltspunkte dafür nicht vor.

— Dem Abg . Hcnn  habe er zu erwidern , daß das Civil-

staatsdienergesetz allerdings bestimme , daß bei Versetzungen

in den Ruhestand hinsichtlich der Berechnung der Dienstjahre

die Zeit einer etwaigen Disposilionsstellung mit in Anrechnung

kommen solle , aber dies beweise gerade , daß in dem vor¬

liegenden Falle die Zeit der Dispositionsstellung nicht mit¬

gerechnet werden könne . Denn wenn an sich schon unter

„Dienstzeit , Dienstjahre " die Zeit einer Dispositionsstellung

mit begriffen sei , so wäre es ganz überflüssig gewesen , dies

im Civilstaatsdieuergcsetz noch besonders zu bestimmen . Uebri-

gens sei die angezogene Bestimmung des Civilstaatsdiener-

gesetzes eine singuläre und deshalb einer analogen Aus¬

dehnung nicht fähig , zumal für den vorliegenden Fall , da in

Betreff der Bewilligung von Alterszulagen das Civilstaats-

dienergesetz keine Bestimmungen enthalte , diese vielmehr im

Schulgesetz ständen und deshalb lediglich aus dem Schul¬

gesetz zu interpretiren seien.

Abg . Deeken : Es scheine ihm bedenklich nach den

vom Herrn Regierungs - Commissar gegebenen Erklärungen

dem Anträge des Ausschusses znzustimmen , denn cg würde

damit ein Princip , welches die Staatsregierung befolge,

durchbrochen werden und das dürfe so beiläufig in einem

einzelnen Falle nicht geschehen . Wenn der Abg . Henn  auf

die Bestimmungen des Civilstaatsdicnergcsetzes hingewiesen

habe , wonach bei Penstonirungen die Zeit der Dispositions-

stcllung hinsichtlich der Anrechnung der Dienstjahre in Be¬

tracht komme , so sei eine analoge Ausdehnung in Beziehung

auf die bei Bewilligung von Alterszulagen in Betracht

kommende Dienstzeit nicht zulässig und vor allem , wenn , wie

im vorliegenden Falle , bei Ertheilung der ersten Alterszulage

ein Jrrthum vorgekommen sei, so sprächen auch nicht einmal

Billigkeitsgründc für eine weitere crfrühte Ertheilung der-
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selben. Sein Hauptbedenken sei, daß man mit der Annahme
des Ausschußantrags ein Pn 'ncip durchbrechen werde, er bitte
deshalb dem Anträge des Herrn Regierungs-Commissars zu¬
zustimmen.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen und
damit der Regierungsantrag abgelehnt.

Auf Wunsch wird HL IX. der Tagesordnung vor
HL VIII. zur Bcrathung verstellt.

IX. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über
die Vorlage der Staatsregierung , betr. Neubau der alten
Wagenremisc in Oldenburg. (Aul. 53 S . 260.)

Berichterstatter Abg. Tantzen : Die zum vorbchaltcnen
Krongute gehörige sogenannte alte Wagenremise an der
Mühlenstraße sei einem Neubau unterzogen worden und
habe der vorige Landtag auf den Antrag der Staatsregierung
sich mittelst Schreibens vom 18. Februar 1879 einverstanden
erklärt, daß die Kosten des Neubaues aus den vorhandenen
oder künftig entstehenden Krongutscapitaliendes Herzogthums
entnommen würden. Die anfänglich auf 12 600 ver¬
anschlagten Kosten seien aber überschritten worden, indem in
Folge späterer Entschließung statt des einstöckigen Baues ein
zweistöckiges Gebäude mit einem Auszug für Wagen in die
zweite Etage errichtet worden. Der mittlerweile ausgeführte
Bau habe einen Kostenaufwand von 21 156,26 ^ erfordert.
Obschon der vorige Landtag der Staatsregierung die Er¬
mächtigung zur Entnahme der Baukosten aus den Kronguts-
capitalien ohne Beschränkung auf eine bestimmte Summe
ertheilt, habe sich die Staatsregierung doch veranlaßt ge>
sehen, die Genehmigung des Landtags zu dieser Ileberschrei-
tung der Kosten des Neubaues einzuholcn. Da man im
Ausschüsse durchaus keine Veranlassung gesunden habe, diese
Genehmigung zu versagen, werde beantragt:

der Landtag wolle dem Anträge der Staatsrcgierung:
der Landtag wolle sich damit einverstanden er¬
klären, daß die Kosten des Neubaues der sogen,
alten Wagenremise zum Betrage von 21 156,26 ^
aus den setzt vorhandenen und den künftig ent¬
stehenden Capitalien des vorbehaltcnen Kronguts
des Herzogthums entnommen werden,

seine Genehmigung ertheilen.
Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
VIII. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Vor¬

anschlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums
Lübeck für die Jahre 1882, 1883 und 1881. (Aul. 61
S . 273.)

Der Bericht ist schriftlich erstattet, auf eine Verlesung
desselben wird verzichtet.

Zu Z. 5:
Reg.-Com. Mutzenbecher II . : Nachdem der Landtag

in der 7. Sitzung sich damit einverstanden erklärt habe, daß
mit Rücksicht auf eine Heranziehung der Hohenhorster Grund¬
besitzer zu den Gnissauer Kirchenlasten den betreffenden Grund¬

besitzern ein Canonerlaß zum Betrage von jährlich 300 ^
zu gewähren sei, komme bei H. 5 der Einnahmen «von in
Erbpacht gegebenem Staatsgut " jährlich eine Summe von
300 ^ in Wegfall und werde deshalb beantragt:

die Einnahme von in Erbpacht gegebenem Staatsgut
ist mit Rücksicht auf den in Aussicht genommenen
Eanvnerlaß für die Hohenhorster Parzellisten wegen
Heranziehung der letzteren zu Kirchenabgaben um
jährlich 300 ^ zu ermäßigen.

Berichterstatter Abg. Nathan : Er erkläre sich hiermit
Namens des Ausschusses einverstanden.

Die Abstimmung über diesen Antrag wird einstweilen
ausgesetzt.

Zu s - 10:
Berichterstatter Abg. Nathan : Die in K. 10 von

der Gesammteinnahme des Capitels I. in Abzug gebrachte
Summe sei nach dem zur Zeit bestehenden Quotenverhältniß
berechnet und sei deshalb bis nach der Erledigung der
Quotcnfrage der Beschluß hierüber auszusetzen.

Zu Z. 12 bemerkt der Berichterstatter Abg. Nathan,
daß auch  hier eine Aussetzung stattzufinden habe bis nach
der definitiven Annahme der Vorlage, betr. Abänderung der
Gcbührentare.

Die Anträge HL 1 bis 8 inc!., sowie der von dem
Regier»ngs-Commifsar zu Z. 5 gestellte Antrag werden ohne
Debatte in einer Abstimmung angenommen.

Zu Z. 16 bemerkt der Präsident,  cs sei zwar im
Vorberichte gesagt, daß der Ausschuß sich damit einverstanden
erklärt habe, die Staatsregierung zu ermächtigen, für das
Jahr 1882 wegen der außerordentlichungünstigen Ernte
47 000 ^ an Einnahme aus der Einkommensteueraussallen
zu lassen und ihr die Befugniß zuzusichern, je nach dem Stande
der Finanzen eine Ermäßigung der Einkommensteuer eintreten
zu lassen, doch sei eS vielleicht nothwendig, dies ausdrücklich
im Anträge 9 zu sormuliren, so daß derselbe lauten würde:

der Landtag wolle dem Z. 16, wie er sich in der
Vorlage zeigt, seine Zustimmung ertheilen und sich
damit einverstanden erklären, daß die Staatsregierung
ermächtigt sei, je nach dem Stande der Finanzen im
Lause der Finanzperiode eine Ermäßigung der Ein¬
kommensteuer auch für die beiden letzten Jahre ein¬
treten zu lassen.

Der Berichterstatter Abg. Nathan  erklärt sich hiemit
einverstanden.

Die Anträge HL 9—11 incl. werden ohne Debatte
angenommen.

Zu Z. 1 der Ausgaben bemerkt der Berichterstatter,
daß hier aus demselben Grunde wie bei Z. 10 der Ein¬
nahmen eine Beschlußfassung auszusetzen sei.

Desgleichen wird bei Z. 11 der Ausgaben der Beschluß
ausgesetzt, da der Landtag der Vorlage, betr. die Aufhebung
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der sogen . Armenfeuerung , seine definitive Zustimmung noch
nicht ertheilt habe.

Zu Z. 17 der Ausgaben (zur Deckung der Garantie für
die Eutin -Lübecker Eisenbahn -Prioritätsanlcihc ) wird gleich¬
falls die Beschlußfassung ausgesetzt , da nach der Erklärung
des Berichterstatters  dem Ausschüsse von dem Rcgierungs-
Commissar die Mittheilung geworden , daß zu dieser Positiv»
noch eine besondere Vorlage an den Landtag gelangen werde.

Die Anträge Ja . 12 bis 20 incl . werden ohne Debatte
angenommen.

Der Antrag Jsi 21 , dem auf Vorschlag des Präsi¬
denten  unter Zustimmung des Ausschusses folgender , von
der Fassung des Berichts redactionell abweichender Wortlaut
gegeben:

zu Z. 18 jährlich 1240 ^ in den Voranschlag ein¬
zustellen,

wird angenommen und die Regierungsvorlage , welche 2240
pro Jahr in Aussicht genommen , abgelehnt.

Die Anträge Ja 22 und 23 werden angenommen.
Zn Antrag Jo . 24:

der Landtag wolle beschließen:
1 . von der Position 21 — Schulwesen - - gehen

ad 300

2 . die Staatsregierung zu ersuchen , sich damit ein¬
verstanden zu erklären , daß die Zahlung der
ersten Alterszulage der Volksschullehrcr für die
Finanzperiodc 1882/84 auf die Landescasse über¬
nommen und zu dem Ende die Position § . 21
um jährlich 8000 -/A erhöht werde , und ferner
Las Ersuchen an die Staatsregierung zu stellen,
auch das zur Ausführung dieser Maßregel Er¬
forderliche im Entwurf des Finanzgesetzes zu
bemerken,

3 . Annahme der Position mit
1882 1883 1884

79 624,35 F/l 79 524,35 ^ 79 224,35 ^
Reg .- Com . Mutzenbecher H . : Was die Ziffer 2

dieses Antrags anlange , so könne er die Erklärung abgeben,
daß die Staatsregierung damit einverstanden sei und das
Erforderliche veranlassen werde.

In Betreff der Ziffer 1 dagegen , wonach von dem
Beitrag zu den Kosten des Oldenburger Seminars mit
5300 ^ eine Summe von 300 ^ abgesetzt werden solle
und zwar nach der im Berichte gegebenen Begründung , weil
sich eine cvnforme Budgetirung empfehle , so habe er zu er¬
klären , daß hier durchaus correct Seitens der Staatsregierung
verfahren worden sei , es handle sich um 2 völlig getrennte
Casscn , das Herzogthum veranschlage seine Einnahmen nicht
zu hoch und das Fürstenthum andererseits seine Ausgaben
mindestens genügend.

Berichterstatter Abg . Nathan : Es scheine ihm doch
durchaus in der Ordnung zu sein , daß nur das bewilligt

werde , was gefordert werde . Das Herzogthum habe hier
einen Beitrag von 5000 ^ gefordert und scheine dies auch
vollständig zu genügen . Er glaube nicht , daß durch die
Absetzung der 300 ^ irgendwie ein Nachtheil entstehen werde.

Reg .-Com . Mutzenbecher II . : Daß dadurch kein
Nachtheil entstehe , gebe er zu , aber er müsse betonen , daß
es durchaus incorrect gehandelt sei , so vorzngehcn . Es
frage sich , wieviel Seminaristen daS Oldenburger Seminar
besuchen würden und da halte er es für durchaus richtig,
wenn das Herzogthum seine Einnahme hieraus nicht zu hoch
und das Fürstenthum seine Ausgaben genügend hoch ver¬
anschlage.

Abg . Jken : Er müsse dem Herrn Regierungs -Com-
miffar dahin Recht geben , daß es richtiger sei , 5300 ^
statt 5000 c/A in den Voranschlag einzustellen , da es sich
von vorne herein mit Sicherheit gar nicht bestimmen lasse,
wie viel zur Ausgabe kommen werde . Uebrigens müsse er
seine Verwunderung darüber aussprechen , daß gerade eine
solche Position bcknappt werden solle , da bekanntermaßen die
Finanzverhältnisse des Eutiner LändchenS ja überaus glän¬
zend seien und ihm unsererseits die Mitbenutzung des Semi¬
nars in zuvorkommender Weise eingeräumt werde.

Berichterstatter Abg . Nathan : Der Herr Vorredner
habe die Sache nicht richtig aufgefaßt . Es liege ein con-
tractliches Vcrhältniß vor,  wonach für jeden Seminaristen,
der das Oldenburgische Seminar besuche , seitens des Fürstcn-
thums eine bestimmte Summe zu bezahlen sei . Das Fürsten¬
thum habe nicht das Streben , dem Herzogthum weniger zu
gewähren als ihm zukomme , cs richte sich die Summe einfach
nach der Zahl der Seminaristen.

Abg . Tantzen : Die ganze Sache scheine ihm recht
unwesentlich zu sein , cs sei ja ganz gleichgültig , ob 5300
oder 5000 angesetzt würden . Der Ausschuß habe sich
mit der Absicht des Herrn Vorredners , 300 -/A abzusetzen,
einverstanden erklärt , weil 5000 ^ vermuthlich ausreichend
sein würden.

Abg . Barnstedt : Er könne auf das Wort verzichten,
da er nur dasselbe habe anführen wollen , was der Abg.
Tantzen  vorgebracht.

Abg . Jken : Ein wirkliches Recht der Mitbenutzung
des Seminars stehe dem Fürstenthum Eutin durchaus nicht
zu . Er wolle einer solchen übrigens auch keineswegs ent¬
gegentreten , aber doch darauf Hinweisen , daß das Herzogthum
in dieser Beziehung , so lange der hier bestehende Lehrermangel
andauere , vielfache Nachtheile davon gehabt habe . Er wieder¬
hole , daß dem Fürstenthum ein Recht nicht zustehe und der
Herr Berichterstatter aus dem Entgegenkommen des Herzog¬
thums keine Pflicht herleiten dürfe , sonst werde die Gemäch¬
lichkeit nachgerade aufhören.

Ziffer 1 des Äusschußantrags wird abgelehnt , danach ist
der Betrag von 5300 ^ als eingestellt zu betrachten.

Ziffer 2 des Antrags wird angenommen.
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Somit fällt Ziffer3 fort und erhöht sich die Gesammt-
summe des §. 21 um jährlich 8000 so daß in den
Voranschlag eingestellt sind:

1882 1883 1884
79 924.35 79 824.35 79 524,35

Antrag M 25:
der Landtag wolle

1. dem Z. 22 der Ausgaben sich zustimmend er¬
klären,

2. das Ersuchen an die Staatsregierung richten,
eine thunlichste Vermehrung der Hebungstagc
hcrbeizuführen.

Reg.-Com. Mutzenbecher n. : Er könne erklären,
daß die StaatSregierung im Falle der Annahme des Ausschuß-
antrages gerne bereit sein würde, an eine Prüfung dieser
Forderung heranzutreten.

Abg. Tantzen : Im Ausschüsse habe man allgemein
anerkannt, daß hier ein Bedürfniß vorliege, die Hebungslage
der Amtseinnehmer, die jetzt nur zweimal wöchentlich statt¬
fänden, thunlichst zu vermehren.

Abg. Wallroth : Es sei richtig, daß nur zwei Hcbungs-
tage in der Woche angesetzt seien, er halte dies aber auch
für ausreichend. Der Amtseinnchmer in Eutin müsse außer
den beiden dort abzuhaltenden Hebungstagen jeden Mittwoch
einen solchen in Ahrensböck wahrnehmen, er habe also allein
für Hebungen drei Tage besetzt.

Abg. Tantzen : Er müsse doch darauf Hinweisen, daß
im Herzogthum in dieser Beziehung ein ganz anderes Ver¬
fahren herrsche, hier seien täglich  Hebungstage und sei dies
eine werthvollc Einrichtung für das Publikum.

Abg. Wallroth : Durch die geringere Zahl der
Hebungstagc entständen dem Publikum weniger Unbequemlich¬
keiten, als geglaubt werde, da es vielfach üblich sei, die fälli¬
gen Gelder durch die Gemcindedieneroder sonst gelegentlich
an die Einnehmer zu zahlen.

Reg.-Com. Mutzenbecher 1l. : Er wolle darauf Hin¬
weisen, was schon der Abg. Wallroth  hervorgehoben, daß
der Hebungsbeamtc in Eutin schon3 Hebungstage wahrzu¬
nehmen habe. Sodann seien die Verhältnisse im Fürstenthum
insofern schwieriger, als der Hebungsbeamtc dort nicht in der
Lage sei, sich einen Schreiber halten zu können, daß vielmehr
der Beamte stets persönlich zu heben habe; der Hcbungs-
beamte zu Eutin könne auch schon deshalb nicht täglich heben,
weil demselben dann nicht in den Wintermonaten die nöthige
Zeit bleibe, um die Hebungsregister für die Holzkaufgelder
rechtzeitig herzustellen. Uebrigens werde, wie schon gesagt,
die Staatsregierung die Sache gern in Erwägung ziehen.

Abg. Capell : Er müsse sich entschieden für die im
Ausschüsse ausgesprochene Ansicht in Betreff der Nothwendig-
keit, eine Vermehrung der Hebungstage herbeizuführen, aus-

sprechcn. An eine Ueberlastung des betreffenden Beamten
könne er nicht glauben.

Abg. Wallroth : Er habe noch zu bemerken, daß
seine Aeußerungen sich nur auf Eutin, nicht auch aus Schwar¬
tau bezogen hätten.

Abg. Jken : Er stehe ganz auf dem Standpunkte des
Ausschusses und könne er wie dieser nur 2 Hebungstage
nicht für ausreichend ansehen. In Jever habe man 4 Hebungs¬
tage und außerdem sei der Sonnabend für die Feldhüter be¬
stimmt, er halte es für sehr wichtig, daß an jedem Wochen¬
tage Hebung statlfände.

Berichterstatter Abg. Nathan : Der Antrag habe nur
eine „thunlichste" Vermehrung der Hebungstage beabsichtigt.
Daß der Amtseinnehmer am Mittwoch nach Ahrensböck zu
fahren habe, sei ihm nicht unbekannt, aber es seien doch noch
andere Tage in der Woche frei, so Montag , Donnerstag
und Sonnabend. Das Bedürfniß nach einer Vermehrung
sei nicht zu bestreiten und eine Ausdehnung der Hebungstage
werde sicher im Fürstenthum mit großer Befriedigung aus¬
genommen werden.

Ziff. 1 und 2 des Antrags M 25 werden angenommen.
Die Anträge M 26 bis 31 incl. werden ohne Debatte

angenommen. Desgleichen Antrag .4L 32.
Zu Antrag M 33:

der Landtag wolle die Staatsregierung ermächtigen,
beim Wegfall einer Obcrförsterstelle von dem zur Er¬
sparung kommenden Gehalte den Betrag von 2400
in der Weise zu verwenden, daß die Gehalte der
Oberförster um je 100 ^ und die Gehalte der
Revierbeamten um je 400 erhöht werden könnten,

erhält das Wort:
Abg. Capell : Er sei mit diesem Anträge ganz ein¬

verstanden, nur wünsche er das Wort „Revierbeamte" Präci-
sirt zu haben und frage er deshalb, wie weit dieser Begriff
gehe, ob er bloß die Förster oder auch die Forstaufseher re.
mit umfasse.

Abg. Nathan : Das Regulativ fasse Förster und
andere Forstbcamte unter den Begriff Revierbeamte zusam¬
men, die Förster als solche seien besonders nicht aufgeführt.

Abg. Tantzen : Man habe hier den Ausdruck„Revier¬
beamte« mit Vorliebe gewählt, weil andernfalls die Förster
günstiger gestellt werden würden, als es im Herzogthum der
Fall sei. Augenblicklich seien dieselben dort zwar etwas
niedriger gestellt als hier, sie würden aber durch eine Zulage
diese überholt haben.

Abg. Capell : Es sei durchaus nicht seine Absicht,
daß die Förster allein die Zulage erhalten sollten, er fürchte
nur, daß später der Ausdruck„Revierbeamte" Mißverständ¬
nisse Hervorrufen könnte.

Reg.-Com. Mutzenbecher It . : Im Gesetz heiße es:
10 Revierbeamte, und in Klammer beigefügt: Förster, Forst¬
aufseher, Forstwärter. Die Staatsregierung wünsche mit dem
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Anträge die Ermächtigung zu erhalten , Zulagen allen Revier-

beamten gewähren zu dürfen . Wenn er den Abg . Ca pell

richtig verstanden habe , so wünsche dieser doch wohl nur zu

empfehlen , daß die Gehalte der höher gestellten erhöht wür¬

den , nicht aber , daß die unteren ganz und gar ausgeschlossen
würben.

Abg . Capell : Er wolle nochmals erklären , baß er

durchaus mit der Absicht der Regierung einverstanden sei , er

habe nur eine Namensänderung gewünscht , man müsse das

Kind doch beim richtigen Namen nennen.

Rcg .-Com . Mutzenbecher II . : Die Staatsregierung

handle durchaus correct , wenn sie sich an den Ausdruck des

Regulativs anschließe.

Abg . Crrpell : Er habe noch einen Punkt zu erwäh¬

nen , cs müsse doch wohl statt je 400 ^ heißen bis zu
400 ^

Berichterstatter Abg . Nuthan : Im Ausschuß sei man

der Ansicht gewesen , daß es gleichbedeutend sei , ob man sage

»je 400 c/A " oder bis zu 400

Reg .- Com . Mutzenbecher II - . Er stimme dem Be¬

richterstatter  vollständig bei , wenn die Regierung ermäch¬

tigt werde , je 400 ^ zu geben , so sei sie auch ermächtigt,

200 zu bewilligen.

Der Antrag M 34 wird angenommen.

X . Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den

Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck , betr.

die Aufhebung des tz. 16 lit . 6 . der Landesherrlichen Ver¬

ordnung vom 4 . October 1836 über das Aufgebot und die

Trauung künftiger Eheleute und des K. 3 der Landesherr¬

lichen Verordnung vom 27 . September 1815 , betr . die Ein¬

richtung des Vormünder - und Pupillenwescns . ( Anl . 60

S . 273 .)

Berichterstatter Abg . Westphul : Nach den Bestim¬

mungen der landesherrlichen Verordnungen aus den Jahren

1836 und 1815 sei bestimmt , daß zur Sicherstellung der Be¬

vormundung Unmündiger , deren noch lebende pnrons sich

wieder verhcirathen wolle , der betreffende Prediger nicht eher

solle proclamiren ober copuliren dürfen , als bis ihm durch

obrigkeitliches Attest nachgcwiesen worden , daß dem Unmün¬

digen ein Vormund bestellt sei und bezüglich des Vermögens

des verstorbenen Ehegatten Auseinandersetzung gehalten sei.

Neuerdings nach Einführung des Gesetzes vom 10 . Januar

1879 , betr . daö eheliche Gürerrecht re., seien Zweifel entstan¬

den über die Gültigkeit dieser Bestimmungen . Zur Klar¬

stellung dieses gegenwärtigen ungewissen Rechtszustandes solle

der Gesetzentwurf dienen und empfehle der Ausschuß dessen

Annahme.

Der Nusschußantrag:

den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen,

wird genehmigt.

XI . Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung

des Gesetzentwurfs , betr . die Remuncrirung des Vorsitzenden

des Secamts in Brake . ( Anl . 7 S . 11 .)

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung angenommen.

XII . Bericht dcö Justizausschusses zur zweiten Lesung

des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck,

betr . die Ausübung der Jagd . ( Anl . 29 S . 67 .)

Hierzu ist ein Regicrungsantrag eingegangcn:

Wiederherstellung des Artikels 15 nach der Fassung der

Regierungsvorlage.
Der Antrag wird abgelehnt.

Der Berichterstatter Abg . Deeken  macht auf eine im

Abklatsch geschehene Auslassung aufmerksam , beim Artikel 12

sei einzuschalten:
<1) vom 1 . bis 15 . September auf Hasen.

§. 4 wie im Entwurf.

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung angenommen.

Hicmit ist die Tagesordnung erledigt.

Nächste Sitzung : Freitag , den 9 . December , Vormittags

10 Uhr.

Tagesordnung:

1. Mündlicher Bericht des Ververwaltungsausschusses

zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für

das Fürstenthum Birkenfeld , betr . Abänderung der

Instruction für die Erhaltung und Fortführung des

Katasters.

2 . Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des

Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstcnthum Lübeck,

betr . Aufhebung der sog . Armenheuerung.

3 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses zur zweiten

Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürsten¬

thum Birkenfeld , betr . Abänderung des Gesetzes vom

1. Mai 1865 , betr . die Einführung einer Einkom¬

mensteuer.

4 . Bericht desselben Ausschusses , betr . Ausscheidung von

Stückländereien zu Roddens als Krongut.

5 . Desgleichen des Verwaltungsausschusses über den Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Hcrzogthum Oldenburg,
betr . das Moordrcnnen.

6 . Desgleichen über die Vorlage der Staatsregicrnng,

betr . Grcnzregulirung zwischen den Gemeinden Land¬

gemeinde Oldenburg , Wardenburg und Edewecht.

7 . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusseö zur

zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das

Fürstenthum Lübeck, betr . die Feststellung gleichmäßiger

Umzungstermine.

8 . Desgleichen des Justizausschusses zur zweiten Lesung

des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum

Lübeck , betr . Abänderung der Gebührentare für bürger¬

liche Rechtssache » und Strafsachen.
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9. Desgleichen des Verwaltungsausschusses über die Vor¬
lage der Staatsregicrung, betr. den Gesetzentwurf
über die Zeit und Dauer der Schulpflichtigkeit im
Fürstenthum Birkenfeld.

10. Desgleichen des Finanzausschusses über die Vorlage
der Staatsregicrung, betr. Erhöhung der Position1
des§. 48 des Voranschlags der Ausgaben des Herzog¬
thums Oldenburg, betr. Vergütung des Hafenmeisters
zu Elsfleth.

11. Bericht des Verwaltungsausschusscs über den Entwurf
eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr.
Ergänzung und Aenderung der Deichordnung vom
8. Juni 1853.

12. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den
Antrag des Abgeordneten Rüdebusch,  betr . Auf¬
hebung des Brückengeldes der Brücke über die Hunte
bei Dehland.

Der Präsident  theilt zum Schluß mit, daß geäußerten
Wünschen gemäß morgen Mittag 12 Uhr im Landtagsgebäude
eine Besprechung in Betreff der Geschäftsvertheilung statt¬
finden werde.

Schluß der Sitzung Nachmittags1>/i Uhr.

Der Berichterstatter:
Mrsckerjsn.

Berichte. XXI.  Landtag. 10



über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Zehnte Sitzung.
Oldenburg , den 9 . December 1881 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : ,1. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffcs zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
für das Fürstenthum Birkenfeld , betr . Abänderung der Instruction für die Erhaltung und Fort¬
führung des Katasters vom 12 . November 1845 . (Anl . 18 S . 38 .)

2 . Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürsten¬
thum Lübeck, betr . die Aufhebung der sog. Armenfeuerung . (Anl . 24 S . 50 .)

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für
das Fürstenthum Birkenfeld , betr . Abänderung des Gesetzes vom 1. Mai 1865 , betr . die Ein¬
führung einer Einkommensteuer . (Anl . 13 S . 16 .)

4 . Bericht des Finanzausschusses , betr . Ausscheidung von Stückländereien zu Roddens als Krongut.
(Anl . 19 S . 42 .)

5 . Bericht des Verwaltungsausschusses über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg , betr . das Moorbrennen . ( Anl . 31 S . 81 .)

6 . Desgleichen über die Vorlage der Staatsregierung , betr . Grenzregulirung zwischen den Ge¬
meinden : Landgemeinde Oldenburg , Wardenburg und Edewecht . ( Anl . 48 S . 248 .)

7 . Mündlicher Bericht des Verwaltungöausschuffes zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
für das Fürstenthum Lübeck, betr . die Feststellung gleichmäßiger Umzugstermine . (Anl . 2 S . 1.)

8 . Mündlicher Bericht des Justizausschusscs zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für
das Fürstenthum Lübeck, betr . Abänderung der Gebührentarc für bürgerliche Rechtssachen und
Strafsachen . ( Anl . 57 S . 265 .)

9 . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses über die Vorlage der Staatsrcgierung , belr.
den Gesetzentwurf über die Zeit und Dauer der Schulpflichtigkeit im Fürstenthum Birkenfeld.
(Anl . 64 S . 303 .)

10 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der Staatsregierung , betr . Erhöhung
der Position 1 des Z. 48 des Voranschlags der Ausgaben des Herzogthums Oldenburg , Ver¬
gütung des Hafenmeisters zu Elsfleth . (Anl . 67 S > 317 .)

11 . Bericht des Verwaltungsausschusses über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg , betreffend Ergänzung und Aenderung der Deichordnung vom 8 . Juni 1855 . ( An¬
lage 51 S . 253 .)

12 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über den Antrag des Abgeordneten Rüdebusch,
betr . die Aushebung des Brückengeldes der Brücke bei Dehland über die Hunte.
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Vorsitzender: Präsident Roggemann.
Am Ministertische: Die Regierungscommissare Geh.

OberregierungsrachSteche , Oberregierungsrath Mutzen-
becher,  Ministerialrath Flor,  Regierungsrath Mutzen-
becher, Finanzrath Bucholtz.

Der Schriftführer Abg. Meyer  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  thcilt mit, daß der Abg. Rüdebusch
wegen Krankheit bis zum !3. d. M>, die Abg. Mettcker
und Westphal  wegen dringender Geschäfte für die heutige
Sitzung beurlaubt seien.

Sodann verlieft der Präsident  folgende Eingänge:
1. Schreiben des Großherzoglichcn Staatsministeriums

vom 7. Decemberd. I ., betreffend Bewilligung von
12 000 ^ für das Jahr 1882 zu §. 8 des Aus¬
gabenvoranschlags des Großherzogthums(Kosten be¬
sonderer statistischer Ermittelung).

An den Finanzausschuß.
2. Schreiben desselben vom7. Decemberd. I , betreffend

nochmalige Erwägung des abgclehnten Gesetzentwurfs
für das Großherzogthum, betr. Zusatz zu Artikel 29
des Civilstaatsdienergesetzes.

An den Jnstizausschuß.
3. Schreiben desselben vom7. Decemberd. I ., betreffend

Gewährung eines Zuschusses von 40 "/, der Baukosten
einer Chaussee von Delmenhorst über Adelhaide bis
zur Landesgrenze.

An den Finanzausschuß.
4. Petition der Gemeinden Damme und Neuenkirchen,

betreffend Wiederherstellung eines selbständigen Amts
Damme.

An den Petl'tt'onsausschuß.
Z. Desgleichen der Gemeindevorsteher der Gemeinden

Reuende und Bant, betreffend authentische Interpre¬
tation des Art. 76 der revidirten Gemeindeordnung.

An den Verwaltungsausschuß.
Gegen die Verweisung der Eingänge werden Erinne¬

rungen nicht vorgebracht.
Es wird hiernach zur Tagesordnung übergegangen:
I- Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses zur

zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstcn-
thum Birkenfeld, betr. Abänderung der Instruction für die
Erhaltung und Fortführung des Katasters vom 12. November
1875. (Anl. 18 S . 38.)

(Berichterstatter Abg. Wagner .)
Neue Anträge sind nicht eingegangen und wird der

Ausschußantrag:
der Landtag wolle den von der Staatsregierung vor¬
gelegten Gesetzentwurf auch in zweiter Lesung unver¬
ändert annehmen,

genehmigt.

II. Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung
des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck,
betreffend die Aufhebung der sog. Armenfeuerung. (Anl. 24
S . 50.)

(Berichterstatter Abg. Nathan . )
Der Gesetzentwurf wird dem Anträge des Ausschusses

gemäß auch in zweiter Lesung unverändert angenommen.
III. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zur zwei¬

ten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum
Birkenfeld, betr. Abänderung des Gesetzes vom 1. Mai 1865,
betr. die Einführung einer Einkommensteuer. (Anl. 13 S . 16.)

(Berichterstatter Abg. Keller.)
Der Berichterstatter  ergänzte zur Vermeidung von

Zweifeln den Ausschußantrag dahin, daß derselbe lautete:
unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs in zweiter
Lesung, und zwar einschließlich des 8- 3-

Dieser Antrag wurde angenommen.
IV. Bericht des Finanzausschusses, betr. Ausscheidung

von Stückländereien zu Roddens als Krongut. (Anl. 19 S . 42.)
(Berichterstatter Abg. Barnstedt .)

Der Ausschuß beantragt:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die Stückländereien zu Roddens, nach der Mutter¬
rolle der Gemeinde Langwarden Flur 22 Parcellen 55,
54, zum Theil 97/53, 52, 51, 50, 49, 29, 28, im
Ganzen zur Größe von 52 llu 86 u 87 gw, als
Krongut vom 1. Mai 1882 anfangend, nach Maß¬
gabe der in der Vorlage entwickelten Vorschläge vom
Staatsgute ausgeschieden werden, so zwar, daß das
Herzogthum Oldenburg die Gewähr wegen der aus
diesen Ländereien haftenden Hypothek übernimmt und
auf Verlangen des Großherzogs diese Gewährleistung
in einem Gesetze ausgesprochen werden soll.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
V. Bericht des Vcrwaltungsausschuffes über den Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr.
das Moorbrennen. (Anl. 31, S . 81.)

(Berichterstatter Rüdebüsch.)
Abg. Borgmann : Er sähe sich veranlaßt zu bean¬

tragen, daß der Gesetzentwurf wieder an den Ausschuß zu¬
rückverwiesen würde. Aus der Vorlage der Regierung ließe
sich durchaus nicht erkennen, welche Stellung der Moorvogt
haben solle, welche Functionen von ihm vorzunehmen seien,
wie hoch sich seine Gebühren annähernd stellen würden.
Wenn die Vorlage angenommen würde, habe die Regierung
vollständig freie Hand, was sie thun und einführen wolle,
und das erscheine ihm doch mehr als bedenklich.

Nach Artikel 60 des Staatsgrundgesetzessei das Eigen¬
thum unverletzlich und nach8- 2 dieses Artikels dürfe das-

10 *
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selbe nur aus Rücksichten des gemeinen Besten auf Grund
eines Gesetzes und nach vorgängiger gerechter Entschädigung
entzogen oder beschränkt werden. Wenn nun die Bewohner
der Moorgegenden die Erlaubniß zum Moorbrennen jedesmal
erst vom Moorvogt holen sollten, so läge darin eine arge
Beschränkung des Eigenthumsrechts, die in keinem Fall ge¬
rechtfertigt erscheine. Wie bedenklich und einschneidend eine
solche Beschränkung nicht bloß sein könne, sondern auch wirk¬
lich sein würde, könne man sich am besten an einem Beispiele
vergegenwärtigen. Es hättenz. D. viele kleine Leute aus
der Gemeinde Edewecht, namentlich aus Scheps, Moor--
ländereien zur Ausnutzung mit Buchweizenbau in den Ge.
meinden Altenoythe und Bösel gepachtet, die oft zwei bis
drei Stunden von ihrem Wohnorte entfernt lägen. Sollten
nun diese Pächter in jedem einzelnen Falle erst bei den
Moorvögten in Altenoythe oder Bösel um Erlaubniß zum
Brennen nachsuchcn müssen, dann käme eine solche Vorschrift
in den meisten Fällen dem Verbote des Brennens gleich.
Man müsse sich nämlich vergegenwärtigen, daß das Moor¬
brennen nicht immer möglich, sondern vollständig von den
Witterungsverhältnissen abhängig sei; wenn das Land gehörig
bearbeitet wäre, müsse längere Zeit trockenes Wetter bestehen,
damit das Moorland den nöthigen Grad der Trockenheit
erhalte; sodann wäre für den Tag des Brennens Sonnen¬
schein zum Vorwärmen und etwas Wind nothwendig. Alles
dies lasse sich unmöglich lange vorher bestimmen. Solle nun
ein solcher Moorpächter erst den weiten Weg machen, um
sich die Erlaubniß zum Brennen zu holen, so wäre ihm da¬
durch nicht bloß die Arbeit erschwert, sondern oft auch un¬
möglich gemacht, da inzwischen ein Umschlag in der Witterung
eintreten könne. WaS von diesen Pächtern gelte, gelte mehr
oder weniger von jedem Moorbesitzer, der sich mit der Brand-
cultur abgebe. Diese Brandcultur aber bilde für die betreffen¬
den Gegenden zu sehr eine Existenzfrage, als daß man so
leicht über die Vorlage Weggehen dürfe. Er sähe sich deshalb
genöthigt, einen dahingehenden Antrag zu stellen, daß die
Vorlage zur nochmaligen Prüfung an den Anschuß verwiesen
würde und bäte den verehrten Landtag, sich mit ihm einver¬
standen zu erklären.

Der Antrag des Abg. Borgmann  ist genügend unter¬
stützt und wird mit zur Berathung gestellt.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Der Bericht¬
erstatter Rüdebusch,  welcher krankheitshalber der heutigen
Sitzung nicht beiwohnen und den Ausschußantrag vertreten
könne, habe ihn gebeten, den Bericht zu erstatten.

Er (Redner) hätte gewünscht, daß zuvor vom Minister-
tischc aus eine Aufklärung der Sachlage gegeben wäre; da
dies nicht der Fall, so wolle er jetzt dem Landtage die nöthige
Auskunft ertheilen.

Im Ausschüsse sei der Regierungs-Commiffar Obcr-
cammerrath Rüder  befragt worden; derselbe habe die Be¬
denken, welche man wegen einer zu großen Belastung des

Publikums gehegt, durch die Versicherung zerstreut, daß die
Staatsregierung darauf bedacht sein würde, die zu Moor¬
vögten geeigneten Persönlichkeiten nach der Maßgabe aus¬
zusuchen, daß den Moorbesttzern weite Wege möglichst erspart
würden; dieser Zweck sollte auch dadurch erreicht werden,
daß die wiederholte  Einholung der Erlaubniß nicht ver¬
langt würde, vielmehr es genüge, wenn der Betreffende die
Größe des zu brennenden Grundstücks angäbe. Auch die
Gebühren sollten ganz billig berechnet werden; etwa 50 A>
wären in Aussicht genommen, doch wisse er nicht, ob nicht
eine weitere Heruntersetzung der Kosten beabsichtigt würde.
Um die Bedenken des Abg. Borgmann  völlig zu zerstreuen,
wäre es ihm lieb, wenn vom Ministcrtische aus eine Er¬
klärung abgegeben würde.

Oberregierungsrath Mutzenbecher : Er habe nur zu
bemerken, daß der Vertreter der Vorlage, der Obercammer¬
rath Rüder,  augenblicklich in Dienstgcschäften verreist sei.
Er selbst sei nicht in der Lage, nähere Auskunft geben zu
können.

Abg. Borgmann : Durch die Erklärungen des Herrn
Negierungs-Kommissars und des Herrn Berichterstatters sei
die Vorlage in ihrer gegenwärtigen Form um nichts annehm¬
barer geworden. Die von dem Regierungs- Commiffar
Rüder  im Ausschuß gegebenen Erklärungen und Ein¬
schränkungen seien eben nirgends schriftlich zum Ausdruck
gekommen und könnten in Abwesenheit dieses Herrn auch
jetzt nicht weiter erörtert werden. Die Vorlage bleibe also
in ihrer unbestimmten Fassung, wonach die Regierung un¬
umschränkte Vollmacht habe, stehen und müsse er deshalb
seinen Antrag aus Rückverweisung an den Ausschuß aufrecht
halten. Er bitkte nochmals um Annahme seines Antrags.

Der Antrag des Abg. Borgmann,  dahin formulirt:
der Landtag wolle beschließen, daß der Gesetzentwurf,
betr. das Moorbrennen(Anl. 19, S . 42) zur noch¬
maligen Prüfung an den Ausschuß zurückverwiesen
wird,

wird angenommen.
VI. Bericht des Verwaltungsausschusses über die Vor¬

lage der Staatsregierung, betr. Grenzregulirung zwischen den
Gemeinden Landgemeinde Oldenburg, Wardenburg und Ede¬
wecht. (Anl. 48, S . 248.)

(Berichterstatter Wirken.)
Regicrungsrath Mutzenbecher : Die Gründe für und

gegen die Zweckmäßigkeit der im Regicrungsentwurf vorge¬
schlagenen Grenzen seien in dem Schreiben der Staats-
rcgierung schon genügend vorgetragen; dieselbe verkenne
keineswegs, daß die Interessen der Gemeinden  in dem
Ausschußantrage ihren Ausdruck gefunden hätten; wenn sie
trotzdem sich der Auffassung des Ausschusses nicht anschließen
könne, so sei der Umstand maßgebend, daß es im Interesse
der Colonie  läge , wenn eine einheitliche Regulirung ge-
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plant würde ; nur so sei es möglich , aus der Colonie später
eine Ortsgemeinde zu bilden . Die Staatsregierung läge
ferner deswegen Werth daraus , daß die Colonie einer  Ge¬

meinde zugewiescn würde , weil hierdurch die spätere Her¬
stellung einer selbständigen Schulacht ermöglicht werde . Zwar
wäre gegen diesen letzten Grund eingcwendet , daß die Bil¬
dung einer eigenen Schulacht noch lange nicht ins Auge ge¬
faßt werden könne ; doch sei hiergegen zu bemerken , daß bei
stetiger Fortentwickelung der Colonie in nicht allzuferner Zeit
ein Bedürfniß nach dieser Organisation eintreten würde.

Abg . Wittömüller : Er empfehle den Antrag des
Ausschusses und zwar deshalb , weil er die Einigung der
Gemeinden über die Grenzfrage für das entscheidende Moment
ansähe ; da diese einverstanden wären , so liege kein Grund
vor , denselben eine Grenzregulirung aufzudringen , die ihnen
beiden nicht lieb sei . Wenn der Regierungs - Commissar ge¬
sagt habe , daß für die Zukunft doch auf die Herstellung
einer selbständigen Schulacht Rücksicht genommen werden
müßte , so habe er hiergegen zu erwidern , daß neue Colonien
in sich selbst nicht lebensfähig seien , daher eine selbständige
Gestaltung ihrer Verhältnisse noch lange nicht in Aussicht
genommen zu werden brauche . Er glaube nichts weiter
hinzufügen zu brauchen und bäte nochmals dringend um
Annahme des Antrags.

Abg . Borgmattn : Was die Bildung einer eigenen
Schulacht betreffe , so stehe der Ausschußantrag dem nicht
entgegen , da die Möglichkeit nicht ausgeschlossen sei, daß eine
Schulacht aus zwei verschiedenen Gemeinden errichtet würde.

Hier im Herzogthum sei die Herstellung einer Schulacht von
der Gemeindcbildung unabhängig , anders wie im Fürsten¬
thum Lübeck , wo die politische Gemeinde und die Schul¬
acht in einem innigen Zusammenhang ständen . Er halte
die Theilung der Colonie übrigens auch aus dem Grunde
wünschenswerth , weil dann die Armenlast , welche die Colonie

event . verursache , auf beide Gemeinden vertheilt würde . Bei
dieser Gelegenheit wolle er übrigens nicht unerwähnt lassen,
daß cs nach seiner Ansicht eigentlich Sache des Staats sein
sollte , in Verarmungs - resp « Unlerstützungsfällen für solche
Colonien einzutreten ; dieselben würden auf Staatsgründen
angelegt , die desf . Colonate zu Gunsten der Staatskasse ver¬
kauft , aber die event . Armenunterstützung der Colonisten aus
die Muttergemeindcn abgewälzt , was an sich nicht zu
billigen sei.

Abg . Tantzen : Wenn der Abg . Borgmann  gesagt
habe , daß etwaige Armenlasten der auf Staatsgrunb ange¬
legten Colonien von dem Staat zu übernehmen seien , so
müsse er sich entschieden hiergegen aussprechen , da die Ge¬
meinden den Vortheil von der Anlegung der Colonien hätten.
Der Staat habe schon genug für die Colonisation gethan
und außerordentliche Summen für dieselben verwendet ; wenn
nun sogar die Ansicht aufgestellt würde , daß die Staatscaffe

etwa entstehende Armcnlastcn tragen müsse , so weise er diese
Auffassung entschieden zurück.

Abg . Borgmann : Die Ansicht des Abg . Tantzen,
daß die Colonien ein Vorthcil der Gemeinden seien , könne
er durchaus nicht theilen . Es liege ganz in der Natur der
Sache , daß die jungen Colonien in den ersten Jahren ihrer
Entwickelung nicht immer voll und ganz für sich sorgen
könnten , zumal wenn noch Mißernten oder sonstige ungünstige
Confuncturen einen nachtheiligen Einfluß ausübten . Die hier
in Frage kommenden Colonien würden im Interesse des
ganzen Staats gegründet und sollte deshalb vorkommenden
Falls eine staatliche Unterstützung ganz in der Natur der
Sache begründet liegen.

Abg . Tantzen : Nur soweit sei er mit dem Vorredner
einverstanden , daß die Beschlußfassung der Gemeinden berück¬
sichtigt werden müsse ; dagegen könne er die andere Auf¬
fassung des Abg . Borgmann  nicht theilen . Wenn es klar
zu Tage läge , daß durch die Colonie ein Proletariat ge¬
schaffen würde , so müsse man von der Colonisation überhaupt
adsehen ; denn warum Millionen ausgeben , wenn doch kein
Nutzen hieraus gezogen würde ? Trotz der vielen Lasten
aber , die dem Staat jetzt schon aufgebürdet seien , noch dazu
überzugchen , ihn zum Armenpfleger zu machen , hierzu läge
kein genügender Grund vor.

Abg . Borgmann : Von dauernder Unterstützung habe
er nicht gesprochen ; nur für die erste Entwickelung der
Colonie würde er in besonderen Fällen eine Subvention des
Staats für durchaus gerechtfertigt halten.

Der Antrag 1 des Ausschusses wird angenommen.
Antrag 2.
Abg . Windmüller : Im Namen des Ausschusses

bäte er um folgende Berichtigung . Im Antrag 2 , Abklatsch
S . 164 , Zeile 4 von unten sei gesagt worden »auf an¬
liegender Karte " ; da dieser Ausdruck aber nicht für ein Ge¬
setz paffe , so wäre cs wohl richtiger , hierfür die Worte „ auf
der Flurkartc " zu setzen ; er stelle den Antrag:

zu Antrag 2 Art . 2 muß in Zeile 12 » anliegender"
gestrichen und dafür „ der Flur " gesetzt werden.

Der Antrag 2 mit der nachherigen Berichtigung wird
angenommen.

Die Anträge 3 und 4 werden einzeln ohne Debatte

genehmigt.
Anträge zur zweiten Lesung sind bis zum 18 . d. Mts .,

Abends 8 Uhr , einzureichen.

Der Präsident : In Bezug auf den soeben angenom¬
menen Gesetzentwurf sei dem Landtage eine Petition der
Schulacht Westerholt zugegangen , die an den Verwaltungs¬
ausschuß verwiesen sei und jetzt dem Landtage mit dem An¬
träge vorgelegt würde:

der Landtag wolle über die vorliegende Petition zur
Tagesordnung übergehen.

Er stelle diesen Antrag zur Berathung.
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Abg . Windmüller : Die Petition habe im Vorzimmer

ausgelegen , und beantrage die Schulacht Westerholt eine
AenLerung der Grenze so zwar , daß die Dampfziegclci
Mosleshöhe mit in ihr Gebiet eingeschlossen würde ; hier¬
durch hoffe sie eine Verminderung ihrer sehr hohen Schul¬
lasten zu erreichen . Da es jedoch zweifelhaft wäre , ob die

Ziegelei dauernd dort betrieben und danach die gewünschte
Grcnzregulirung von bleibendem Werthe für die Schulacht
Westerholt sein würde , da ferner die Einigung der Gemeinden
Oldenburg und Wardenburg als Hauptgrund für die An¬
nahme der im Ausschußantrage festgesetzten Grenzen hinzu¬
käme , so habe der Verwaltungsausschuß geglaubt , die Petition

nicht weiter berücksichtigen zu dürfen und stelle den Antrag,
über dieselbe zur Tagesordnung überzugehen.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

VII . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes

zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das
Fürstenthum Lübeck , betr . die Feststellung gleichmäßiger Um¬

zugstermine . ( Anl . 2 S . 1 .)
(Berichterstatter Abg . Capell .)

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle dem Gesetzentwürfe , sowie er in
der ersten Lesung angenommen , auch in der zweiten

Lesung seine verfassungsmäßige Zustimmung crtheilen,
wird genehmigt.

VIII . Mündlicher Bericht des Justizausschusses zur

zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstcn-
thum Lübeck , betr . Abänderung der Gebührentare für bürger¬

liche Rechtssachen und Strafsachen . ( Anl . 57 S . 265 .)
(Berichterstatter Abg . Wallroth .)

Verbefferungsanträge sind nicht eingegangen und wird
der Ausschußantrag:

Annahme des Gesetzentwurfs , wie derselbe auS erster

Lesung hervorgegangen ist,
angenommen.

IX . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes

über die Vorlage der Staatsregierung , betr . den Gesetzentwurf
über die Zeit und Dauer der Schulpflichtigkcit im Fürsten¬
thum Birkenfeld . (Anl . 61 S . 303 .)

Berichterstatter Abg . Schüler : Im Namen des Ver -^
waltungsausschuffes habe er die Ehre , über die Vorlage der
Staatsregierung , betr . den Gesetzentwurf über die Zeit und
Dauer der Schulpflichtigkeil im Fürstenthum Birkenfeld,
Bericht zu erstatten . Um seiner Aufgabe völlig gerecht zu
werden , halte er es für nöthig , den Versuch zu machen , die

Herren , die mit den dortigen Verhältnissen nicht vertraut,
durch ein paar Worte mit denselben bekannt zu machen.

Im Unterschiede von den landwirthschaftlichen Verhält,

uissen im Herzogthum Oldenburg kenne man in Dirkenfeld
keinen Großgrundbesitz . Die dortige Bevölkerung arbeite
nur mit Kühen , selten mit ein paar Ochsen , noch seltener mit

Pferden , und könne nur dann vorwärts kommen , wenn sie
großen Fleiß aufwende und sparsam zu Werke ginge ; nur
hierdurch könne sie erreichen , im Laufe der Jahre zu dem

ererbten Besitz ein paar neue Parzellen hinzu zu erwerben,
und habe sich mit Rücksicht auf die Nothwendigkeit , billig
daö Land zu bebauen , dort die Sitte eingebürgert , nur mit
den Leuten des Hauses die Feldarbeit zu besorgen . Zu
diesem Zwecke würden auch die Kinder herangezogcn , ihre
Arbeitskraft ausgebeutet , und wäre dann jedesmal die Folge
davon , daß in den Sommermonaten die Fortschritte der

Schüler und Schülerinnen ganz unbedeutende wären . Hier¬
gegen müßten Maßregeln ergriffen werden und wäre nur
dadurch etwas zu erreichen , Laß eine strengere Disciplin ein¬
geführt würde . Obgleich im Sommer nur des Morgens

von 7 — 12 Uhr Schule abgehalten , die ganzen Nachmittage
von Unterrichtsstunden freigelassen würden , obgleich ferner
die Ferien so gut lägen , daß die Kinder zu jeder Erntezeit
während der Heu - , Korn - und Kartoffelernte von den Eltern

den ganzen Tag über beschäftigt werden könnten , so würde
trotzdem der Mißbrauch betrieben , die Kinder auch zu anderer
Zeit vom Schulbesuche fern zu halten . Schon 20 Jahre
wohne er in Nohfelden und habe er beobachtet , Laß , wenn

die sog . Kartoffelferien gesetzlich beendigt waren , regelmäßig
der Wiederbeginn der Schule dadurch weiter hinausgeschoben
wurde , daß die Schulräume , welche nicht in Ordnung waren,

jetzt erst nach Ablauf der Ferien einer Reparatur unterzogen
wurden . Die Geistlichen und Lehrer , welche den Schul¬
vorstand bildeten , ständen dem Nichterscheinen der Kinder
machtlos gegenüber , da die etwa über die Eltern verhängten
geringen Geldstrafen von denselben mit Rücksicht darauf,
daß die Arbeitskraft der Kinder ihnen vollen Ersatz böte,
gern bezahlt würden.

Er glaube durch diese wahrheitsgetreue Schilderung be¬
wiesen zu haben , daß die Arbeitskraft der Kinder im Sommer
übermäßig angestrengt würde , und hielte den vorliegenden
Gesetzentwurf für sehr geeignet , hierin eine Besserung ein-
trcten zu lassen . Zwar habe der Pastor Wallrig  sich dahin
ausgesprochen , daß durch die Einführung dieses Gesetzes die
Landbevölkerung sehr bedrückt , das heilige Recht der Eltern
auf ihre Kinder geschmälert würde ; allein mit dem heiligen
Recht der Eltern  auf die Kinder habe er im Herzen wohl

^gemeint das heilige Recht der katholischen Kirche, welche
Werth darauf lege , daß in den Schulen so wenig wie mög¬

lich gelernt werde.
Er komme zu dem Schluffe , dringend darum zu bitten,

den neuen Schulentwurf anzunehmcn : in einer Zeit , wo
Rohheit und Verwilderung einerseits , Aberglaube andererseits
immer mehr um sich griffen , trete die zwingende Nothwendig-
kcit an Jeden heran , zu verhindern , daß die Kinder zu früh¬

zeitig in das Leben hinausgeführt würden . Das mit dem
Gesetz erstrebte Gute müsse angenommen werden , dieses sei
die Pflicht Aller , die für die körperliche und sittliche Aus-



79

bildung unserer Mitmenschen oder richtiger Nachkommen ein-
treten wollten.

Abg . Borgmann : Er habe sich das Wort erbeten,
nicht um zur Sache selbst zu sprechen , sondern um die
Bemerkung des Herrn Berichterstatters mit aller Entschieden¬
heit zurückzuweisen , daß die Katholiken in der Erziehung auf
eine möglichst geringe Schulbildung Werth legten . Er (Red¬
ner ) sei Katholik und müsse die von dem Vorredner hin-
geworfenc Behauptung auf das bestimmteste zurückweisen.
Sowohl hier im Herzogthum , als überall im katholischen
Deutschland träten die Katholiken für die Förderung einer
wahren Bildung ein und ständen seines Wissens in keiner
Beziehung hinter den übrigen Confessionen zurück ; er be¬
tau « lebhaft die ungerechtfertigte Behauptung des Vorred¬
ners und müsse ihn dringend bitten , den confessionellen Frie¬
den , der in unserm Lande gottlob ungetrübt bestände , nicht
zu stören.

Berichterstatter Abg . Schüler : Er sei weit entfernt
davon , den confessionellen Frieden stören zu wollen ; er habe
nur den Widerspruch des Pastoren Wallrig  gegen die neue
Schulorganisation hervorgehoben . Daß die ganze Neuerung
unnützes Zeug sei , wären die eigenen Worte dieses Geist¬
liche» ; er ( Redner ) würde diese Aeußerung nicht haben fallen
lassen , wenn er sich nicht auf das Zcugniß zweier anwesenden
Abgeordneten berufen könnte.

Abg . Wagner : Er sei nicht der Ansicht des Herrn
Vorredners , daß durch den neuen Gesetzentwurf ohne Weiteres
eine Besserung der Birkenfelder Schulverhältniffe herbeigeführt
werden würde ; dieselbe könne nur dann eintrcten , wenn zu¬
nächst die Schulinspection nach anderem Muster , etwa nach
preußischem Muster mit seinem Institut der Kreisschulinspec¬
toren eingerichtet und die Schuldisciplin strenge gehandhabt
würde . Wenn die Bestimmung des alten Gesetzes , wonach
Kinder erst dann aus der Schule entlassen werden dürfen,
wenn sie bei der Jahresprüfung die nöthigen Kenntnisse er¬
langt haben , wirklich angewendet werden würde , so müßte
in erster Linie in Frage kommen , ob cs der Schüler an dem
nöthigen Fleiße nicht habe fehlen lassen , ob die Eltern das
ihrige gethan , um den Kindern weiter zu helfen und endlich
ob der Lehrer seine Schuldigkeit gethan habe . Gewiß würde
es ein großer Sporn für die Schüler sein , die Schulzeit
besser auszunutzen , wenn hier einmal ein Erempel statuirt
und ein Kind , das sich die nöthigen Kenntnisse nicht an¬
geeignet habe , auf ein Jahr länger in der Schule zurück¬
behalten würde . Ihm (Redner ) sei in 20jähriger Erfahrung
nicht ein solcher Fall bekannt geworden . Er wolle keinen
hierauf gehenden Antrag stellen , da er mit demselben jedenfalls
nicht durchdringen würde , doch sei er überzeugt , daß nur,
wenn diese Voraussetzungen erfüllt , das neue Gesetz von
Werth wäre . Ein großer Uebelstand wäre die allzu lange
Ausdehnung der Ferien in Birkenfeld ; wenn hier eine Ver¬
kürzung einträte , so würden viel größere Erfolge in der

Ausbildung der Schüler erreicht werden . Er bäte , zunächst
die bestehenden Schulgesetze vollkommen auszunutzen , ehe
zur Einführung neuer Gesetze übergegangen würde.

Ministerialrath Flor : Ihm seien die Verhältnisse in
Birkenfeld nicht genau bekannt . Wenn wirklich solche Män¬
gel , wie der Abg . Wagner  ausgeführt , dort hervorgetrcten
wären , so würde die Staatsregierung gern bereit sein , für
Abhülfe zu sorgen.

Abg . Henn : Im Provinzialrathe habe er für die Vor¬
lage der Staatsregierung gestimmt und werde er hier im
Landtage dasselbe thun . Der beste Beweis für die Zweck¬
mäßigkeit des Gesetzes wäre die Thatsache , daß im Herzog¬
thum sowie in Preußen schon seit Jahren die Schulverhält¬
nisse nach gleichen Grundsätzen mit Erfolg geregelt seien.
Wenn die Vorschläge des Abg . Wagner,  die Ferien abzu¬
kürzen und die Schulgesetze strenger zu handhaben , ausgeführt
würden , so würde die Bevölkerung mehr belästigt und bedrückt
werden , als dies durch das vorliegende Gesetz geschehe.

Der Ausschußantrag:
der Landtag wolle den von der Staatsregierung vor¬
gelegten Gesetzentwurf annehmen,

wird genehmigt.

Anträge zur zweiten Lesung stnd bis morgen Abend
8 Uhr einzureichen.

X . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Vorlage der Staatsregierung , betr . Erhöhung der Position 1
des § . 48 des Voranschlags der Ausgaben des Herzogthums
Oldenburg , Vergütung des Hafenmeisters zu Elsfleth . ( Anl . 67
S . 317 .)

Berichterstatter Tantzerr : Die Staatsregierung bean¬
trage im Schreiben an den Landtag vom 17 . Nov . d. I.
die Erhöhung der Position 1 des § . 48 des Voranschlags
der Ausgaben des Herzogthums für 1882/84 um jährlich
150 Es handle sich hier um das Gehalt des Hafen¬
meisters von Elsfleth , welches nach dem Regulativ 300
betrüge ; außer dieser Vergütung habe der Hafenmeister bis
vor einigen Jahren als Vorsteher der Elsflether Lootsen-
Gesellschaft 10 °/„ des Verdienstes dieser Gesellschaft bezogen.
Als jedoch diese Nebeneinnahme in Folge des erheblichen
Rückgangs des Verdienstes der Gesellschaft aus Billigkeits¬
rücksicht gegen dieselbe gestrichen sei , habe der XVIII . Land¬
tag auf Antrag der Regierung die Zahlung einer außerregu¬
lativmäßigen Vergütung von 180 jährlich aus der Hafen-
caffe bewilligt und sei diese Summe wie schon in den früheren,
so auch in den Voranschlag von 1882/84 wieder eingestellt.
Jetzt beantrage die Staatsregierung eine neue Erhöhung von
150 mit der das Gehalt des Hafenmeisters sich auf
630 ^ stellen würde . Der Ausschuß habe in Anbetracht
dessen , daß der Hafenmeister trotz seines Alters von 73 Jah¬
ren seinen Dienst noch pünktlich und mit großem Eifer wahr¬
nehme , daneben aber eine andere lohnende Beschäftigung nicht
verrichten könne , unter Berücksichtigung der von der Staats-
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regierung angeführten Motive den Antrag zu stellen kein Be¬

denken gefunden:
der Landtag wolle die Erhöhung:

1 . der Vergütung des Hafenmeisters zu Elsfleth um
150 ^ jährlich,

2 . der Position 1 des § > 48 des Voranschlags der

Ausgabe des Herzogthums für 1882/84 und dem¬
zufolge der Gesammtsumme des § . 48 um jähr¬
lich 150

genehmigen.
Bei diesem Anträge habe jedoch der Ausschuß nicht stehen

bleiben zu sollen geglaubt ; in der Erwägung , daß durch die

eingetretene Verringerung des Verkehrs einerseits , durch dip

Anlage der Kaimauer andererseits die Thätigkeit des Hafen¬

meisters sicherlich bedeutend reducirt sei , in der weiteren Er¬

wägung , ob es nicht richtiger sei , hier dasselbe Verfahren

wie bei verschiedenen anderen Hafenplätzen des Herzogthums

einzuschlagen , nämlich die hier einschlagendcn Geschäfte von

einem gegen Gebühren -Bezüge angestcllten Mann wahrnchmen

zu lassen , sei der Ausschuß zur Stellung des zweiten An¬

trags gekommen:
der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregierung

ersuchen , bei etwa eintretender Vacanz der Hafen¬

meisterstelle in Elsfleth zu erwägen , ob die Verrich¬
tungen des Hafenmeisters nicht von einem gegen die

üblichen Gebühren -Bezüge angestellten Mann wahr¬

genommen werden können und damit die Hafenmeister¬

stelle zu Elsfleth in Wegfall kommen kann.

Abg . Groß : Außer der von der Eisenbahndircction

angelegten Kaimauer beständen die Schifffahrtsanlagen in

Elsfleth in der von der Staatsregierung gebauten Weser-

kaje mit Dampfschiffanleger und in Schiffsliegeplätzen , sog.

Duc d' Alben , welche letztere sich von dem Eisenbahnhafen

bis zur Sägerei von Heye  eine halbe Stunde stromabwärts

erstreckten . An diese legten auch viele Schiffe der Reparatur

wegen an und erschienen dieselben , da sie keine Ladung an¬

brächten oder mitnähmen , nicht in den Verkchrslisten . Es

gehöre nicht allein ein seemännisch gebildeter , sondern auch

ein mit Autorität ausgcstattcter Mann , ein angestellter Hafen¬

meister dazu , um diesen allerdings augenblicklich nicht bedeu¬

tenden Schiffsverkehr zu beaufsichtigen und wäre es deshalb
durchaus unthunlich , wenn man den Hafenmeister in die

Stellung eines Siclrichters herunterdrücken wolle . Zudem

seien die Geschäftsleute Elsfleths bemüht , den Schiffsverkehr

wieder mehr dorthin zu ziehen und zeige das laufende Jahr

bereits einen Erfolg ihrer Bestrebungen . Wie dcprimirend

würde es für diese sein , wenn die Vertretung des Landes

die Ansicht ausspräche , daß der Verkehr Elsfleths sich nicht

wieder heben würde und die Staatsregierung ihre Hand von

Elsfleth zurückziehen müsse . Er bäte deshalb den Ausschuß

dringend , den Antrag zurückzuziehen , event . ersuche er den

Landtag um Ablehnung des Ausschußantrages.

Abg . Jken : Er sei für den Antrag des Ausschusses
und möchte darauf aufmerksam machen , daß in diesem ja nicht

die Aufhebung der Hafcnmeisterstelle überhaupt , sondern nur

zu Besten der Staatscasse befürwortet werde . Er glaube,

daß sich immer leicht ein ausgedienter Seemann finden würde,

der mit den von den Schiffern zu beziehenden Gebühren

vollständig zufrieden wäre . Die Einrichtung , wie sie z. B.

in Hooksiel bestände , wo der Hafenmeister keine Vergütung

aus der Staatscasse , sondern nur Anweisegclder bezöge , passe

ebenso gut für Elsfleth.
Geh . Oberregierungsrath Steche : Die Staatsrcgie-

rung würde selbstredend , wenn der Antrag des Ausschusses

angenommen werde , die im Anträge 2 gestellte Frage in Er¬

wägung ziehen , doch zweifle er , daß die Erwägung dahin

ausfallen würde , daß der Hafenmeister nur auf Gebühren

gesetzt würde . Derselbe habe keine andere Gebührcn - Ein-
nahme , als einen Antheil am Verdienst der Elsflether Lootsen,

und dieser Verdienst sei seit mehreren Jahren so gering ge¬

wesen , daß der Hafenmeister dafür eine Entschädigung aus

der Hafencasse erhalte . Es müßten daher erst neue Gebühren

gesetzlich eingesührt werden.
Was die Hafcnmeisterstelle zu Hooksiel betreffe , so irre

der Abg . Jken,  wenn er sage , daß der dorüge Hafenmeister

keine Vergütung bekomme ; derselbe erhielte ebenso gut seine

Vergütung wie der Hafenmeister von Ellenserdamm und
Varel . Wenn dies bei den übrigen Sielen nicht der Fall
wäre , so erkläre sich dies dadurch , daß dieselben keine Staats¬

anstalten seien.

Abg . Groß : Er wolle zu dem Vorhingesagten noch

hinzufügen , daß die Haseneinnahmen von Elsfleth auf 1300

veranschlagt seien ; die Schiffe also für Benutzung der An¬

lagen und die Beaufsichtigung des Hafenmeisters zahlten.
Er glaube nicht , wie von dem Herrn Regierungs-

Commissar schon ausgesprochen , daß die Hasenmcisterstelle

zum Wegfall gebracht werden könne und wenn deshalb der

Antrag des Ausschusses in dieser Beziehung nicht gefährlich

sei , bitte er doch nochmals um Zurückziehung event . Ablehnung

desselben , da das Hauptmotiv für die Ablehnung des Antrags

das entmuthigende Gefühl sei , welches die Elsflether be¬

schleichen würde , wenn der Landtag — und dies würde er

durch Annahme des Antrags lhun — die Möglichkeit der

Wiederbelebung des Verkehrs in Zweifel zöge . Wie Elsfleth

mit seiner in Deutschland eine so bedeutende Stelle ein¬

nehmenden Rhederei mit Hooksiel gleichgestellt werden könne,

sei ihm nicht begreiflich.

Abg . Hlnrße : Bei dem lebhaften Schiffsverkehr in

Elsfletb sei cS ein dringendes Bedürfniß , die Hafenmeister-

stclle wie bisher beizubchalten und könne er sich mit der

Ansicht des Abg . Groß  in allen Punkten nur einverstanden
erklären.

Geh . Oberregierungsrath Steche : Betreff der von der

Eisenbahn - Verwaltung kürzlich erbauten Kaje wolle er noch
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bemerken, daß allerdings Schiffe an dieselbe anlegtcn. Hier¬
durch werde jedoch die Thätigkeit des Hafenmeisters nicht
vermindert, da letzterer auch diesen Schiffen eine Stelle an¬
weisen müsse.

Abg. Hoyer : Bisher habe er sich dem Anträge2
des Ausschusses angeschlossen, weil er nicht so unterrichtet
gewesen wäre, wie er es heute sei; nachdem er aber vom
Herrn Regierungs-Commissar und dem Abg. Groß erfahren,
wie die Verhältnisse dort wirklich lägen, sähe er sich ver¬
anlaßt, gegen den Antrag zu stimmen, zumal er jeden ent-
muthigcnden Einfluß aus die Clsflether znrückgedrängt zu
wissen wünsche.

Schluß der Debatte.
Abg. Tantzer » (als Berichterstatter): Cs habe durch¬

aus nicht in der Absicht des Ausschusses gelegen, eine Ent-
muthigung in Elsfleth Hervorrufen zu wollen. Allerdings
wäre ein tüchtiger Mann in Elsfleth nöthig, nur das er¬
scheine fraglich, ob ein Mann an einem Platze, wo wenig
Verkehr herrsche, als Civilstaatsdicner eingestellt sein müsse,
hiervon habe er sich auch nicht im Gange der Debatte über¬
zeugen können.

Da er von Seiten des Ausschusses nicht dazu autorisirt
worden sei, den Antrag zurückzunehmcn, so müsse er, da es
ihm unfaßlich sei, daß derselbe entmuthigend wirken könne,
die Annahme des Ausschußantrages befürworten.

Hierauf wird der Antrag1 angenommen, der Antrag2
abgelehnt.

XI. Bericht des Verwaltungsausschuffcs über den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr.
Ergänzung und Acndernng der Deichordnung vom8. Juni
1855. (Anl. 51, S . 253.)

Auf Verlesung des Berichts wird verzichtet und in die
Einzelberathung des Gesetzentwurfs cingetrcten.

Der Antrag1 des Ausschusses lautet:
den Artikel1 des Entwurfs im Eingänge so zu fassen:

„Für die besonderen Eielgcnoffenschaften(Art. 5,
§. 2 und Art. 311 ff.) einschließlich der in der Moor¬
riemer Sielacht bestehenden Verlathachten kann
u. s. w."

Geh. Obcrregierungsrath Steche : Wenngleich er sach¬
lich gegen den Zusatz nichts cinzuwenden habe, so möchte
er sich doch erlauben, darauf hinzuweisen, daß derselbe über¬
flüssig, eS also nicht erforderlich sei, von der Fassung der
Vorlage abzugehen. In der Moorricmer Vogtei hätten
früher7 kleine Sielachten bestanden, dieselben hätten, da die
Abwäfferungsanstalten nicht genügt, im Jahre 1838 einen
Vertrag geschloffen, in dem sie sich verpflichteten, einen ge¬
meinschaftlichen Canal von Moorhauscn bis nach Elsfleth
zu bauen, mit der Bestimmung, die einzelnen Sielachten als
Verlathachten aufrecht zu erhalten; die Ausführung dieses
Plans habe sich verzögert und sei erst im Jahre 1845 der
Canal in Angriff genommen. Nach Art. 1 Z. 2 der Deich-

Berichte« XXI. Landtag.

ordnung vom Jahre 1855 würden nun die obigen Bestim¬
mungen aufgehoben sein, wenn nicht die Aufrechterhaltung
derselben ausdrücklich bestimmt wäre. Nur dieses hätte durch
Art. 300, soweit er sich auf die Moorriemer Canalacht,
wie sie damals noch genannt sei, beziehe, erreicht werden
sollen; da von einer anderweiten Sonderstellung dieser Siel¬
acht, wie sic jetzt auch richtig im Ausschußbcricht genannt
sei, nirgends die Rede wäre, so halte er den Zusatz des
Ausschußantragcs für nicht erforderlich.

Berichterstatter Abg. Wenke : Wenn der Herr Re¬
gierunĝ Commiffar behauptet habe, daß die besondere Er¬
wähnung der Moorricmer Sielacht überflüssig sei, so müsse
er dagegen bemerken, daß durch die Sonderstellung dieser
Sielacht in der Deichordnung eine besondere Erwähnung
derselben auch in diesem Gesetze wohl gerechtfertigt erscheine.

Geh. ObcrregierungsrathSteche : Hiergegen wolle er
nur darauf aufmerksam machen, daß im Art. 300, wo allein
die Moorrimer Canalacht speciell erwähnt sei, nur von
Sielscheidungen lm weiteren Sinne die Rede sei. Die be¬
zügliche Bestimmung über die Canalacht habe nur bezwecken
wollen, daß daö durch Vertrag vom Jahre 1838 festgesetzte
in dieser Beziehung wie überhaupt durch die Deichordnung
nicht geändert würde. Die Moorriemer Sielacht stände in
keiner Weise anders wie die übrigen Sielachten.

Berichterstatter Abg. Wenke : Er lege trotzdem Werth
darauf, daß dieser Zusatz in das Gesetz ausgenommen würde;
im klebrigen stände er mit dem Herrn Rcgierungs-Commissar
auf demselben Standpunkte.

Der Antrag 1 wird angenommen; der Artikel1 mit
der beschlossenen Aenderung wird genehmigt.

Ferner werden die Artikel2, 3, 4 und5 dem Ausschuß-
antrage2 gemäß angenommen.

Der Antrag 3:
die Bestimmung unter Ziffer 1 im Z. 1 des Art. 6
zu streichen,

wird zur Berathung verstellt.
Geh. Oberregierungsrath Steche : Die Staatsregierung

lege kein entscheidendes  Gewicht auf die Beibehaltung der
Ziffer 1 deö Z. 1 des Art. 6; es sei ja möglich, daß auch
in kleinen  Genossenschaften der gewählte Vorstand die Lei¬
tung der Wahlen recht gut übernehmen könne, doch mache
er darauf aufmerksam, mit welchen Schwierigkeiten die Lei¬
tung der Wahlen verknüpft sei. Zunächst sei im Art. 48
Z. 2 der Deichordnung bestimmt worden: „Bei der Abstim¬
mung entscheidet die nach der Jückzahl (Art . 37) zu be¬
rechnende relative Stimmenmehrheitder erschienenen Genossen
und sind diejenigen als gewählt anzuschen, auf welche danach
die meisten Stimmen gefallen sind."

Da diese also zu Grunde gelegt werden müßte, in
neuester Zeit aber die Kataster nach Hectarcn umgerechnet
seien, so wäre es keine leichte Arbeit für den Wahlvorsteher,
diese wiederum nach der Jückzahl umzurechnen.

11
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Sodann würde in der Anlage der Deichordnung
Art . 8 vorgeschrieben:

Z . 1 . Nachdem die Versammlung eröffnet und die
etwaigen Vorverhandlungen beendigt sind , werden die Namen
der stimmberechtigten Genossen nach dem Verzeichnisse einzeln
aufgerufen , wobei jeder Anwesende seinen Stimmzettel an
den Vorsitzenden abzugeben hat.

ß . 2 . Der Vorsitzende notirt , ohne den übergebenen
Stimmzettel zu öffnen , auf der Rückseite das Stimmgewicht

des Genossen und gicbt dem gehörig legitimirt Erschienenen
den Stimmzettel zurück , welchen dieser sodann , nachdem er

ras Stimmgewicht richtig notirt befunden , in die Wahlurne
wirft.

Man sähe hieraus , wie complicirt das Verfahren wäre,
und nur aus Rücksicht hierauf habe die Staatsregierung dem
Vorstande der Siclacht die Einberufung der Genvfsenver-
sammluug zur Neuwahl von Ausschußmitgliedern und die
Leitung des WahlvcrfahrcnS übertragen wollen.

Wenn trotzdem der Landtag glaube , daß auch selbst¬
gewählte Genossen das Wahlverfahren leiten könnten , so
müsse er um folgende Aenderung bitten : In Anlage H.. der
Deichordnung Art . 13 § § , 1 und 2 heiße es : Innerhalb
8 Tagen nach der Wahl kann das Wahlprotokoll mit der
Abstimmungsliste von jedem Stimmberechtigten eingesehen
werden.

Binnen gleicher Frist müssen etwaige Beschwerden über

das Verfahren bei dem Vorstande eingebracht werden , dem
darüber die Entscheidung zusteht.

Da jedoch die Entscheidung nicht dem selbstgewählten
Vorstande übertragen werden , dieser nicht über sein eigenes
Verfahren urtheilen könne , so stelle er für den Fall , daß der

Ausschußantrag angenommen werden sollte , den Zusatzantrag:
im Art . 6 ist unter Ziffer 1 zu setzen:

über Beschwerden über das Verfahren bei der
Wahl von Ausschußmäunern ( Art . 13 Z. 2 der

Anlage zur Deichordnung ) in erster Instanz zu
entscheiden.

Berichterstatter Abg . Wenke ; Der Herr Regierungs-
Commissar habe angeführt , daß die Leitung der Wahlen so
schwierig sei ; dies sei jedoch nicht der Fall , wenigstens nicht

in den kleineren Genossenschaften . Er selbst habe schon an
einem Nachmittage im Aufträge des Amtmannes , ohne große

Schwierigkeiten dabei gefunden zu haben , 3 bis 4 Wahlen
abgehalten , und bitte er darum , den Antrag des Ausschusses
anzunehmen . Gegen den vom Regierungs - Commissar ein-
gebrachten Antrag habe er nichts einzuwenden.

Der Ausschußantrag sowie der Antrag des Regierungs-
Commissars werden angenommen.

Antrag 4:

im Art . 6 Z. 1 Ziffer 2 nach dem Worte „ Ausschuß"

einzuschalten „ beziehungsweise die Genossenvcrsamm-
lung " .

Geh . Oberregierungsrath Steche : Die Staatöregie¬
rung sei mit dem Ausschußantrage einverstanden ; nur durch

ein Versehen sei bei der Ausfertigung dieser Passus aus¬
gelassen worden.

Der Antrag 4 wird genehmigt ; die Ziffer 2 des Z. 1
des Art . 6 wird in der beschlossenen Fassung angenommen.

Ziffer 3 — 7 des Z . 1 des Art . 6 werden ohne Debatte
angenommen.

Zu Ziffer 8 stellt der Ausschuß den Antrag:

die im Art . 6 Z . 1 Ziffer 8 enthaltene Bestimmung
mit der Aenderung , daß in der vorletzten Zeile vor
den Worten „ das Enteignungsvcrfahren " einzuschaltcn

ist : „ wenn ein förmliches Enteignungserkenntniß er¬
forderlich wird, " anzunehmen.

Geh . Oberregierungsrath Steche : Die Ziffer 8 des
Z. 1 des Art . 6 gäbe dem Vorstande der Sielacht die Be-
fugniß , „über die Notwendigkeit und den Umfang einer
vom Vorstande beantragten Enteignung ( Art . 141 und
Art . 145 Z. 1 ) und über die etwaige Zulässigkeit des so¬

fortigen Angriffs oder der sofortigen Benutzung eines Grund¬
stücks gemäß Art . 149 zu erkennen , auch das Enteignungs-
Verfahren ( Art . 142 , 143 , 144 ) zu leiten . "

Der Ausschuß habe hieraus folgern zu können geglaubt,
daß auch das Vergleichsverfahren deö Art . 144 damit habe

beseitigt werden sollen ; dieses fei nicht der Fall und gehe
auch s. E . nicht aus den Worten hervor ; sachlich habe er
gegen den Auöschußantrag nichts einzuwenden.

Berichterstatter Abg . Wenke : Auch bei gütlichem Ver¬
fahren fände eine Enteignung statt ; der Besitzer des frag¬
lichen Grundstücks träte dasselbe zwar freiwillig ab , aber
nur , weil er wisse , daß er die Abtretung doch nicht verhin¬
dern könne . Er ( Redner ) bäte deshalb um Annahme des

Antrags.
Der Antrag 6 des Ausschusses wird angenommen und

damit die Ziffer 8 mit der beschlossenen Aenderung genehmigt.
Sodann wird der 8 . 1 des Art . 6 mit den beschlossenen

Aenderungen angenommen.

Gemäß dem Ausschußantrage 7 wird der 8 - 2 des
Art . 6 unverändert , sodann der Antrag 8 des Ausschusses
ohne Debatte angenommen . Ziffer 3 des Art . 7 wird mit
der beschlossenen Aenderung genehmigt.

Ferner werden ohne Debatte angenommen die ZZ . 1,
2 , 4 , 5 , 6 , 7 , 8 , 9 , 10 , 11 des Art . 7 , sodann der Art . 7

mit der zu Ziffer 3 beschlossenen Aenderung , der Art . 8,
der Art . 9 mit der im Anträge 9 beantragten Aenderung,
die Art . 10 und 11.

Gleichfalls wird der Schlußantrag des Ausschusses:
der Landtag wolle dem vorliegenden Gesetzentwürfe
mit den beschlossenen Aenderungen seine verfassungs¬

mäßige Zustimmung ertheilen,
angenommen.
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Anträge zur zweiten Lesung sind bis zum 15. d. M>,
Abends8 Uhr, einzureichen.

XU. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über
den Antrag des Abg. Nüdebusch,  betr. die Aufhebung deS
Brückengeldes der Brücke bei Dehland über die Hunte.

Der Präsident : Der augenblicklich durch Krankheit
verhinderte Abg. Rüdebusch  habe dringend gewünscht, bei
der Derathung über seinen Antrag zugegen zu sein. Falls
kein Widerspruch sich erhöbe, würde er dem Wunsche des
Abg. Rüdebusch  gemäß die Verhandlung über diesen Antrag
bis auf Weiteres aussetzen.

Da kein Widerspruch sich erhebt, wird der Gegenstand
von der heutigen Tagesordnung abgcsetzt.

Der Präsident  setzt sodann die nächste Sitzung auf
den 13. d. M-, Morgens 10  Uhr, an, mit der Tagxsord-
nung:

1. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses über
den Vertrag zwischen Preußen, Bremen und Olden¬
burg, betr. Einrichtung eines Fischlaichschonrevicrsin
der Weser. (Aul. 32 S . 83.)

2. Bericht des ZustizauöschuffeS zur zweiten Lesung des
Gesetzentwurfes, betr. Errichtung einer Bodencredit-
Anstalt für das Herzogthnm Oldenburg. (Anl. 43
S . 213.)

3. Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der
Staatsregierung, betr. die vorgckommcncn Verän¬
derungen im Bestände des Staats- und Kronguts
während der Zeit vom 1. October 1878 bis 1. Ok¬
tober 188t. (Anl. 70 S . 353.)

4. Bericht des Finanzausschusses, betr. Schreiben der
Staatsregierung vom 5. November 1881, betr. Ver¬
wendungen von Staatsgutscapitalien der Fürsten-
thümer Lübeck und Birkenfeld. (Anl. 50 S . 251.)

5. Bericht des Verwaltungsausschusses über die Petition
des Gemeinderaths der Gemeinde Neuende, betr. den
von der Gemeinde Neuende geleisteten Beitrag zur
Quote der Amtsverbandscaffe des Amtsverbandes

Jever aus den Jahren 1876/77 bis 1880/81 von
dem Einkommen der Domänen des Königlich Preu¬
ßischen Marine-Fiscus.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Vorlage der Großherzoglichen Staatsregierung, betr.
den Voranschlag der Einnahmnn und Ausgaben der
Staatsgutscapitaliencasse des Herzogthums Oldenburg
für die Finanzperiode 1882/84. (Anl. 72 S . 412.)

7. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Landescasse-
Rechnungcn des Fürstenthums Lübeck für die Jahre
1876, 1877 und 1878. (Anl. 58 S . 268.)

8. Bericht des Verwalmngsansschuffes, betr. den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck über
die Errichtung und Erhaltung des Katasters. (Anl. 66
S . 310.)

9. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Rechnungen
der Krongutscasse des Herzogthums Oldenburg für
die Jahre 1878, 1879 und 1880. (Anl. 46 S . 247.)

10. Desgleichen über die Rechnungen der Centralcasse
des Großhcrzogthums Oldenburg für die Finanz-
Periode 1876/78. (Aul. 10 S . 14.)

11. Desgleichen über die Rechnungen der Landescaffe
des Herzogthums für die Finanzperiode 1876/78.
(Anl. 11 S . 15.)

12. Desgleichen, betr. Voranschlag der Einnahmen und
Ausgaben des Fürstenthums Dirkenfeld für die Jahre
1882, 1883 und 1884. (Anl. 69 S . 338.)

13. Bericht des Ausschusses für den Entwurf eines Ge¬
setzes für das Großenherzvgthum, betr. LasDeitragö-
verhältniß zu den Gesammtausgaben des Großherzvg-
thums. (Anl. 68  S . 317.)

Schluß der Sitzung 12V4 Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter:

Müller.

11*
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Vorsitzender : Präsident Roggemann.

Am Ministertische : Die Herren Regierungs -Commissare:
Oberregierungsrath Mutzenbecher  und Oberfinanzrath
Heumann,  später Se . Erccllenz Minister Ruhstrat,  Herr
Minister Tappenbeck  und die Herren Regierungs -Com-
missare Oberfinanzrath vr . Janßen  und Ministerialrath
Flor.

Der Schriftführer Abg . Groß  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung , dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  theilt hierauf mit , daß der Abg.
Ahlhorn  die auf ihn gefallene Wahl als Vizepräsident des
Landtags für die Dauer dieser Session dankend annehme , so¬
dann daß die Abgeordneten Ahlhorn und Huchting  um
weiteren Urlaub bis zum 21 . d. M . gebeten hätten.

Der Urlaub wird bewilligt.

Folgende Eingänge werden verlesen:

1 . Petition des I . H . P und zu Hasport und Genossen,
betr . Repartition der Wegelast.

An den Petitionsausschuß.
2 . Desgleichen der Gemeindevorstände und Gemcinde-

räthe im Amtsgerichtsbezirk Ahrensböck , betr . Erweite¬
rung der Lokalitäten des Amtsgerichts Ahrensböck.

An denselben Ausschuß.
3 . Desgleichen des Grenzaufschers a . D . C . Faß zu

Horumersiel , betr . ungerechtfertigte Dienstentlassung.
An denselben Ausschuß.

4 . Desgleichen der Blankenburger Sielacht , betr . staat¬
liche Beihülfe zu den Kosten eines Entwäfferungs-
kanals.

An den Finanzausschuß.

Einwendungen gegen die Vertheilung derselben werden
nicht erhoben.

Der Präsident : Von dem Herrn Minister des
Innern sei ein Schreiben an den Landtag unter dem
9 . December d . I . eingegangen , worin mitgetheilt werde,
daß die Staatsregicrung eine Verlängerung des Landtags
bis zum 1 . Februar k. I . und eine Vertagung desselben vom
21 . d. M . bis zum 18 . Januar k. I . unter der Voraus¬
setzung in Aussicht genommen habe , daß vom Landtage die
Bestimmung getroffen werde , daß der Eisenbahnausschuß
bereits am 4 . Januar k. I . und der Justizausschuß am
11 . Januar k. I . seine Geschäfte wieder aufnehme.

Er habe in Bezug auf dieses Schreiben mit den Herren
Vorsitzenden des Eisenbahnausschusses und des Justizaus¬
schusses Rücksprache genommen , dieselben seien jedoch beide
nicht in der Lage gewesen , eine Erklärung darüber abgebcn
zu können , ob die Ausschüsse so lange Zeit , wie vorgesehen,
nöthig hätten , um ihre Geschäfte so zu fördern , daß die be¬
stimmt formulirten Anträge dem am 18 . k. M . versammelten
Landtage sofort vorgelegt werden könnten . Danach halte er

es für zweckmäßig , wenn der Landtag sich mit der Vertagung
und ferner damit einverstanden erkläre , Laß den Vorsitzenden
des Eisenbahnausschusses und des Justizausschusses die Be¬
stimmung des Tages , an welchem die gedachten Ausschüsse
nach Neujahr Zusammenkommen sollten , zu überlassen sei . Er
werde , falls der Landtag seine Zustimmung erkläre , dem Groß-
herzoglichen Staatsministerium in diesem Sinne antworten.

Der Landtag erklärte sich mit dem Vorschläge des Präsi¬
denten einverstanden.

Darauf wird in die Tagesordnung eingetreten.

I . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses über
den Vertrag zwischen Preußen , Bremen und Oldenburg,
betr . Einrichtung eines Fischlaichschonreviers in der Weser.
(Anl . 32 S . 83 .)

Dieser Gegenstand wird auf Antrag von der heutigen
Tagesordnung abgesetzt.

II . Bericht des Jnstizausschusses zur zweiten Lesung
des Gesetzentwurfs , betr . Errichtung einer Bodencredit -Anstalt
für das Herzogthum Oldenburg . ( Anl . 43 S . 213 .)

Hierzu sind verschiedene Anträge eingegangen , zunächst
von dem Herrn Regierungs - Commissar zu Art . 8 § . 2:

Wiederherstellung des Artikels nach der Fassung der
Regierungsvorlage,

und für den Fall der Ablehnung dieses Antrags den even¬
tuellen Antrag:

den in erster Lesung eingeschalteten Worten : » und
der darauf eingetragenen Schulden « die ferneren
Worte hinzuzufügen : „und der capitalisirten sonstigen
Lasten " .

Reg . - Com . Heumann : Schon bei der ersten Lesung
des Gesetzentwurfs habe er sich dahin ausgesprochen , daß die
Fassung des Art . 8 der Regierungsvorlage klar genug gefaßt
sei und keine Direktion jemals in Zweifel darüber sein könne,
daß bei Erwägung der Frage , was können wir in sicherer
Weise noch auslcihen , die auf der Stelle haftenden Schulden
bei der Berechnung des Werthes in Abzug zu bringen seien.
Für den Fall jedoch , daß der Antrag aus Wiederherstellung
des Art . 8 Z . 2 nach der Fassung der Regierungsvorlage
abgelehnt werden sollte , müsse der von ihm eingebrachte
Zusatzantrag angenommen werden , da nicht nur die ein¬
getragenen Schulden , sondern ebenso auch alle capitalisirten
sonstigen Privatlasten abgezogen werden müßten . Zunächst
bitte er jedoch den Antrag auf Wiederherstellung des Artikels
nach der Fassung der Regierungsvorlage annehmen zu wollen.

Berichterstatter Abg . Deeken : Der Ausschuß habe die
Aenderung des Artikel 8 § . 2 für die erste Lesung behufs
Erreichung einer größeren Deutlichkeit beantragt , nach den
vom Herrn Regierungs -Commissar abgegebenen Erklärungen
und der Berathung in der ersten und zweiten Lesung jedoch
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glaube er, daß die Sache nunmehr außer allem Zweifel ge¬
stellt sei und könne er sich mit der Beibehaltung der ursprüng¬
lichen Fassung des Artikels wohl einverstanden erklären, und
gebe er jetzt anheim, für den Antrag des Regierungs-Com-
missarS vvtiren zu wollen.

Der Antrag des Regierungs-Commissarü wird angenom¬
men und damit der eventuelle Antrag desselben erledigt.

Es liegen ferner 2 Anträge des Abg. Tantzen  zu
diesem Gesetzentwürfe vor. Antrag1 lautet:

dem Art. 26 Abs. 1 werde nachgefügt:
»diese Vereinbarung ist zu treffen, sobald der Re-
servcfonds zur Höhe von 5°/g des gesammien Dar-
lehncapitals angewachsen ist."

Abg. Tantzen : In dem Art. 26 sei bestimmt, daß
die nach Deckung der Verwaltungskosten sich ergebenden
Geschäftsübcrschüsse bis auf weitere Vereinbarung mit dem
Landtage zur Ansammlung eines Reservefonds dienen sollten.
Der Zeitpunkt, wo diese Vereinbarung stattfinden solle, sei
in dem Gesetz nicht firirt. Er halte letzteres nun für sehr
wünschenswerth und habe er sich erlaubt, zur zweiten Lesung
noch einen Antrag einzubringen, welcher dahin gehe, daß
diese Vereinbarung zu treffen sei, sobald der Reservefonds
zur Höhe von 5"/, des gesammte» Darlehncapitals angewachsen
sei. Auch in den Motiven sei zum Art. 26 die Frage auf¬
geworfen, ob cs nicht vorzuziehen sei, schon jetzt zu bestim¬
men, ob der Reservefonds, wenn er eine bestimmte Höhe
erreicht, nicht zu schließen sei und die dann sich ergebenden
Ueberschüffe in die Landescasse zu fließen hätten. Eine solche
endgültige Regelung schon jetzt eintreten zu lassen, halte er
nicht wünschenswerth, wohl aber wünsche er den Zeitpunkt
zu firiren, wo der Landtag wieder mit dieser Angelegenheit
sich befassen müsse. Wenn dann der Reservefonds die er¬
wähnte Höhe erreicht habe, könne der Landtag immer noch
beschließen, ob die sich ergebenden Ueberschüffe in die Landes-
cassc fließen oder anderweite Verwendung finden sollten. Er
bitte, diesen Antrag anzunchmen.

Berichterstatter Abg. Borgmann : Der Ausschuß
könne sich mit diesem Anträge nur einverstanden erklären und
sei derselbe früher nur deshalb nicht zu einem ähnlichen
Anträge gekommen, weil man nach den in den Motiven ab¬
gegebenen Erklärungen der Staatsregierung geglaubt hahe
annehmen zu dürfen, daß dieselbe seiner Zeit, wenn der
Reservefonds diese Höhe erhalten würde, bestimmt desfällige
Vorschläge dem Landtage von selbst unterbreiten würde, indcß
müsse er anerkennen, daß cs eorrecter sei, wenn schon jetzt
eine Bestimmung ins Gesetz ausgenommen würde, wodurch
wenn auch nicht die Grenze des Reservefonds firirt, doch
der Zeitpunkt sestgestellt werde, wann dieser Gegenstand
zwischen Regierung und Landtag wieder verhandelt werden solle.

Der Antrag 1 wird angenommen.

Antrag 2:
Art. 30 werde als Art. 29 und Art. 29 als Art. 30
in das Gesetz eingestellt.

Abg. Tantzen : Dieser Antrag habe lediglich eine for¬
melle Bedeutung. Es scheine angemessen, den Art. 29 des
Entwurfs, welcher die Bestimmung des Zeitpunktes, mit
welchem das Gesetz in Kraft und die zu errichtende Boden-
credit-Anstalt ins Leben trete, dem Ministerium überlasse,
den Abschluß des Gesetzes bilden zu lassen. Er bitte seinen
darauf bezüglichen Antrag anzunehmen.

Abg. Deeken : Auch im Ausschüsse habe man diese
redactionclle Aenderung schon in Betracht gezogen und dem¬
entsprechend Len Ausschußantrag formulirt.

Der Antrag2 wird hierauf angenommen.
Endlich erklärte der Landtag sich einverstanden mit der

Berichtigung der in dem gedachten Gesetzentwürfe befindlichen
Druckfehler in Gemäßheit der Schlußbcmerkung des Aus¬
schußberichtes zu dieser Gesetzesvorlage und nahm sodann
den ganzen Gesetzentwurf mit den beschlossenen Aenderungen
an, und ist damit der Ansschußantrag1 erledigt.

Antrag2 des Ausschusses lautet:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß das Staatsministerium einem  ständigen, durch
die Verwaltung der Bodcncredü-Anstalt erforderlich
weidenden Beamten nach seinem Ermessen Staats-
dicner-Rechte ertheilen könne.

Rcg.-Com. Heumann : Er bitte diesen Antrag nicht
so, wie er gestellt sei, annehmen zu wollen, sondern in einer
weiteren Fassung, falls er nicht so, wie ihn die Staats¬
regierung früher gestellt, angenommen werde. Der frühere
Antrag der Staatsregierung sei zwar abgelehnt, indeß vom
Ausschüsse insoweit wieder ausgenommen worden, daß einem
Beamten die Staatsdicnerqualität verliehen werden könne.
Wenn die Staatsrcgicrung so bereitwillig auf die aus dem
ganzen Lande erhobenen Wünsche und Anträge cingegangen
sei, so habe sie geglaubt, doch wohl so viel Vertrauen zu
besitzen, daß es ihr überlassen werde, die Zahl der mit
Staatsdienerqualität zu beleihenden Personen zu bestimmen.
Die zu schaffende Anstalt sei so bedeutend, es handle sich um
so viele Capitalien und wiederum um so vielfache Verhält¬
nisse und Manipulationen, daß es durchaus erforderlich sei,
die nöthige Zuverlässigkeit der Beamten sich zu verschaffen
und dies geschähe durch Verleihung der Civilstaatsdicucrrcchte
an die Beamten der Anstalt. Außerdem komme aber auch
der finanzielle Standpunkt insofern in Betracht, als man
gezwungen sei, den nur cngagirtcn oder auf Kündigung an-
gestellten Beamten ein höheres Gehalt zu bieten, als cs der
Fall sein würde, wenn man ihnen Staatsdienerqualität ver¬
leihen könnte. Wenn nun,  wie der Ausschußantrag beab¬
sichtige, nur Einer  Staatsdiencrrechtc erhalten dürfe, wer
das denn sein solle? Würde die Anstalt, und er nehme das
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hier einmal an , selbständig gemacht , so seien außer dem
Direktor ein Caffenbeamter und ein Buchhalter unbedingt
nothwendkg , das seien beide durchaus wichtige Persönlichkeiten,
und würde man in Verlegenheit kommen , welchem von diesen
beiden man die Staatsdienerqualität beilegen solle , im Inter¬
esse der Anstalt liege cs , beiden diese Rechte zu verleihen.
Er stelle daher den Antrag:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß das Staatsministerium drei  ständigen , durch
die Verwaltung der Bodencredit - Nnstalt erforderlich
werdenden Beamten nach seinem Ermessen Staats¬
dienerrechte erthcilen könne.

Man dürfe von vornherein annehmen , daß die Staats¬
regierung nicht darauf versessen sein werde , möglichst Vielen
die Staatsdienerqualität zu verleihen , es werde das nur im
Nothsalle geschehen , wie man auch in Betreff der Ersparungs-
casse nur aus Noth Len Gehülfen die Stellung eines Staats-
diencrs habe verleihen müssen . DaS gleiche Zutrauen , welches
man damals für die Ersparungscasse gehabt , bitte er auch
hier für diese den Interessen des ganzen Landes dienende
Anstalt zeigen zu wollen.

Berichterstatter Abg . Borgmairn : Der Ausschuß sei
von dem Gedanken ausgegangen , daß die Anstalt doch nicht
so rasch eine solche Ausdehnung erlangen werde , daß es
nöthig sein werde , mehreren  Beamten die Staatsdiener¬
qualität zu verleihen . Daraus , daß die Anstalt ja in Ver¬
bindung mit anderen Anstalten ins Leben treten solle , gehe
hervor , daß die Staatsregierung selbst eine so rapide Ent¬
wickelung der Anstalt nicht erwarte . Unter allen Umständen
dürfe es deshalb für ausreichend angesehen werden , wenn
der Großh . Staatsregierung für die Anstellung nur eines
Beamten diese gewünschte Berechtigung ertheilt werde ; bis
zum nächsten Landtage würde sie daun gewiß schon fertig
werden . Welchem der Beamten die Regierung die Rechte
eines Staatsdieners verleihen wolle , habe man ihr ganz
überlassen.

Der Antrag des Regierungs -Commissars wird abgelehnt;
der Antrag 2 des Ausschusses angenommen.

Der Präsident : Der Abg . Wallroth  habe noch
das Wort zu dem soeben beschlossenen Gesetzentwurf erbeten
und werde er ihm dasselbe ertheilen , falls dagegen sich kein
Widerspruch erhebe.

Widerspruch wurde nicht erhoben.
Abg . Wallroth : Ohne förmlich interpelliren zu wollen,

erlaube er sich an die Großherzogliche Staatsregierung die
Anfrage : wie dieselbe sich voraussichtlich stellen werde gegen¬
über einem etwaigen Anträge aus der Mitte des Landtags
auf demnächstige Vorlegung eines Gesetzentwurfs , betr . Aus¬
dehnung der für das Herzogtum voraussichtlich in Bälde
gesetzlich constituirten Bodencredit -Anstalt auf das Fürstsnthum
Lübeck , event . Errichtung eines gleichartigen Instituts für
das Fürstenthum . Dazu bemerke er : für ersteres , Ausdehnung

des Instituts auf das Fürstenthum in der Weise , daß die
dortigen Grundbesitzer an der Anstalt theilnehmen könnten,
sei Sympathie vorhanden und ein dahin gehender Antrag in
Aussicht zu stellen , obwohl nicht verkannt werde , daß Hinder¬
nisse , insbesondere wegen der getrennten Finanzwirthschaft
des Fürstenthums und des Herzogthums , hiergegen sich auf¬
werfen könnten ; dagegen werde wohl von einem Anträge auf
Errichtung einer selbständigen gleichartigen Anstalt für das
Fürstcnthum abgesehen werden.

Reg . - Com . Heumann : Er könne hierauf nur er¬
widern , daß die Staatsregierung diese Frage allerdings noch
gar nicht in Erwägung gezogen Habe , jedoch aus einen darauf
bezüglichen Antrag hin gerne bereit sein werde , die Sache
einer eingehenden Prüfung zu unterziehen , wobei er jedoch
gleich bemerken müsse , daß sich einer Ausdehnung  dieses
Instituts auf das Fürstenthnm wegen der vollständigen
Trennung beider Cassen , derjenigen des Herzogthums und
des Fürsteuthnms , unnbersteigliche Hindernisse entgegenstellen
würden.

III . Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage
der Staatsregierung , betr . die vorgekommenen Veränderungen
im Bestände des Staats - und Kronguts während der Zeit
vom 1 . October 1878 bis 1 . October 1881 . ( Anl . 70,
S . 353 .)

Berichterstatter : Abg . Hoper.
Die Ausschuß -Anträge 1 — 4 incl . werden ohne Debatte

in einer  Abstimmung angenommen.
IV . Bericht des Finanzausschusses , betr . Schreiben der

Staatsregierung vom 5 . November 1881 , betr . Verwendun¬
gen von Staatsgutscapitalien der Fürstenthümer Lübeck und
Birkcnfeld . (Anl . 50 , S . 251 .)

Berichterstatter : Abg . Nathan.
Die Seitens des Ausschusses gestellten Anträge — 4 incl.

werden ohne Debatte zusammen angenommen.
V . Bericht des Verwaltungsausschuffes über die Pe¬

tition des Gemeinderaths der Gemeinde Neuende , betr . den
von der Gemeinde Ncuende geleisteten Beitrag zur Quote
der Amtsvcrbandscaffe des Amtsverbandes Jever aus dem
Jahre 1876/77 bis 1880/81 von dem Einkommen der Do¬
mänen des Königlich Preußischen Marine -Fiscus.

Der Antrag des Ausschusses lautet:
der Landtag wolle die Petition dem Großherzoglichen
Staatsministerium zur 'Prüfung übergeben.

Reg .-Com . Mutzenbecher I . : Die Staatsregierung
sei für den Fall , daß der vom Ausschüsse gestellte Antrag
angenommen werde , gerne zu einer weiteren Prüfung der
Sache bereit , selbstredend jedoch nicht in der Weise , daß die
abgegebenen Entscheidungen  in Frage gestellt werden
könnten , aus diesen seien Rechte und Verpflichtungen definitiv
erwachsen , sondern nur nach der Seite , ob den bei dieser
Angelegenheit zu Tage getretenen Härten sich in anderer
Weise werde abhelsen lassen.
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Berichterstatter Abg . Müller : Der Ausschuß erkläre

sich hiermit durchaus einverstanden.
Der Antrag wird angenommen.

VI . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Vorlage der Staatsregierung , betr . den Voranschlag in Ein¬

nahmen und Ausgaben der Staatsgutscapitakiencasse des

Herzogthums Oldenburg für die Finanzperiode 1882/84.

(Anl . 72 , S . 412 .)

Der Ausschuß beantragt:
1.

der Landtag wolle dem Voranschläge der Einnahmen

und Ausgaben der Staatsgutscapitaliencasse des Hcr-

zogthums Oldenburg für die Finanzperiode 1882/84

seine Zustimmung ertheilen.
2.

der Landtag wolle das Schreiben Großherzoglichcn
Staatsministeriums vom 24 . November 1881 für

erledigt erklären.

Berichterstatter Abg . Hoyer : Die ganze Sache liege

so einfach und klar und sei in der Vorlage so vollständig

und eingehend begründet , daß er Namens des Ausschusses,

um Wiederholungen zu vermeiden , nur die Annahme der

Anträge empfehlen könne.

Reg . - Com . I) r . Janßen : Er wolle sich die Frage

erlauben , ob das Schreiben der Großhcrzoglichen Staats¬

regierung vom 3 . Deccmber 1881 ( Anlage 82 , S . 479 ) ,

worin beantragt werde , die zu Z. 5 der Ausgaben jährlich

ausgeworfenen 6000 ^ ans jährlich 9000 zu erhöhen

und andererseits die Möglichkeit der Deckung dieser Mehr¬

ausgaben vorgestcllt werde , Seitens des Ausschusses noch

keine Berücksichtigung habe finden können?

Nach einer Bemerkung des Berichterstatters Abg . Hoher

dahin , daß ihm dieses Schreiben erst nach Fertigstellung des

Berichtes zu Händen gekommen sei , daß jedoch einer Annahme

des Antrags der Regierung keine Bedenken cntgegenständcn,

wird nach einigen unwesentlichen Erörterungen auf Antrag

dieser Gegenstand einstweilen verlassen , um inzwischen den

darauf bezüglichen Antrag zu formuliren.

VII . Bericht des Finanzausschusses , betr . die Landes-

caffe - Rechnungen des Fürstenthums Lübeck für die Jahre

1876 , 1877 und 1878 . ( Anl . 58 , S . 268 .)

Berichterstatter Abg . Nathan.

Der Ausschuß beantragt:

der Landtag wolle die Voranschlags - Ueberschreitung

von 84 843,15 pro Finanzperiode 1876/78 nach¬

träglich genehmigen.

Dieser Antrag wird ohne Debatte genehmigt.

VIII . Bericht des Verwaltnngsausschuffes , betr . den

Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck über

die Errichtung und Erhaltung des Katasters . ( Anl . 66,

S . 310 .)

Berichterstatter : Abg . Capell.

Angenommen wurden die Artikel 1— 22 incl . der Re¬

gierungsvorlage.
Zu Art . 23 erhält daS Wort:

Abg . Weftphal : Der Provinzialrath habe zu Art . 5,

Z . 2 und 6 beantragt , daß die in diesen Fällen entstehenden

Gebühren nicht den Besitzern , sondern der Landescaffe zur

Last fallen sollten . Dieser Ansicht habe Redner beigestimmt,

weil er es für durchaus unzulässig halte , daß die Grund¬

besitzer , denen beispielsweise ohne ihre Schuld durch Sturm-

fluthen die Grenzen verändert würden , zu diesem Schaden

auch noch die Kosten der Fortschreibung tragen sollten ; ebenso

halte er es für unzulässig , daß die Grundbesitzer , die ihre

Grundstücke unter Kostenaufwand verbessert , noch dazu die

durch Abschätzung und Vermessung ( was beides lediglich im

Interesse des Staates geschehe ) entstehenden Kosten tragen

sollten . Er wolle von einem Antrag absehen und habe er

dies nur erwähnt , um sein den Ausschußantrag ablehnendes

Votum zu motiviren.
Der Artikel 23 mit der im Ausschußantrage enthaltenen

Nach fuge:

6 ) durch Artikel 5 , Ziff . 2 und 6 dieses Gesetzes , doch

erstreckt sich hier die Gebührenfreiheit nicht auf die

baaren Auslagen im Sinne des Art . 6 des Gcbühren-

gesetzes vom 26 . December 1872

wird angenommen , desgleichen die Artikel 24 — 34 einschl .,

endlich der ganze Gesetzentwurf mit der beschlossenen Aendcrung.

IX . Bericht des Finanzausschusses , betr . die Rechnungen

der Krongutscassc des Herzogthums Oldenburg für die Jahre

1878 , 1879 und 1880 . ( Anl . 46 , S . 247 .)

Berichterstatter : Abg . Jken.

Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle die Rechnungen der Krongutscassc

für die Jahre 1878 , 1879 und 1880 als unbean¬

standet an die Großherzogliche Staatsregierung zurück-

gclangen lassen,

wird ohne Debatte genehmigt.

X . Bericht deS Finanzausschusses über die Rechnungen

der Centralcasse des Großhcrzcgthums Oldenburg für die

Finanzperiode 1876/78 . ( Anl . 10 , S . 14 .)

Berichterstatter Abg . Jken : Er erlaube sich nachträglich

eine sachliche Berichtigung zu machen , betr . die im Berichte

bezeichncten Wagegelder rc . , der Betrag derselben sei dort

angegeben auf 80 823,95 im Ganzen auf 364 623 . 95

Die letztere Summe beziehe sich aber nicht bloß auf die

Wartcgeldcr , sondern auf die Ausgaben im Ganzen , es sei

also hinter dem Worte „ im Ganzen " einzuschalten „ betragen

die Ausgaben " . Ferner habe der Herr Rcgierungs - Commiffar

bemerkt , daß eine sachliche Berichtigung in Betreff der drei

ersten Zahlen stattzufiiidcn habe , indem cs sich hier nicht um

Mehreinnahmen  handle.

Reg .-Com . Heumann : Eine sachliche Berichtigung

sei nicht erforderlich , er habe nur bemerkt , daß die drei ersten
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Zahlen nicht Mehreinnahmen enthielten, sondern nur das ge-
sammte Vermögen der Ccntralcaffe umfaßten.

Die Anträge des Ausschusses werden angenommen.
XI . Bericht des Finanzausschusses über die Rechnungen

der Landescaffe des Herzogthums für die Finanzperiode
1876/78. (Anl. 11, S . 15.)

Berichterstatter: Abg. Jkcn.
Die Anträge 1 und 2 werden ohne Debatte in einer

Abstimmung angenommen.
Es wird sodann auf den vorhin verlassenen Gegenstand

HL VI. der Tagesordnung zurückgegangen.
Zu Z. 3. der Ausgaben:
Abg. Borgmann : Die Position 3, Ziff. 2 der Aus¬

gaben der Staatsgutscapitaliencaffe pro 1882/84 beziehe sich
ans den Betrieb des Dampfpfluges, der bekanntlich zu Forst-
culturzwccken angeschafft sei. Er hätte nun gerne vom Aus¬
schüsse resp. von dem Berichterstatter desselben gehört, welches
die bisherigen Erfolge und Leistungen des Dampfpflugcs ge¬
wesen seien. Er wolle dies namentlich aus dem Grunde
gerne wissen, weil er im Laufe deö Sommers Gelegenheit
gehabt habe, in der Gegend von Meppen und Lingen Dampf-
pflugculturen zu sehen, die ein negatives Resultat ergeben
hätten, indem die gemachten Anpflanzungen, statt fröhlich zu
gedeihen, vollständig abgestorben wären. Er wolle hierauf
namentlich noch aus dem Grunde Hinweisen, weil in den
letzten Jahren so bedeutende Flächen aus den gecheckten
Marken der Forstcultur überwiesen seien, so betrügen allein
die Flächen, welche zufolge des heute schon behandelten Nach¬
weises über die Veränderungen im Bestände des Staats¬
und Kronguts in dem Jahre 1881 der Forstverwaltungaus
den Marken des Münsterlandes überwiesen seien, reichlich
1700 Hectar, für die minder oder mehr die Dampspflug-
cultur auch wohl in Aussicht genommen sein dürfte. Eine
Mittheilung über die bisherigen Erfolge dieser Cultur zu
Forstzweckcn müßte deshalb von großem allgemeinem In¬
teresse sein.

Berichterstatter Aba. Hoher : Auf die Anfrage des
Abg. Borg mann  könne er erwidern, daß der Herr Regie-
rungs-Commissar bei der Berathung des Landesmeliorations-
fonds dem Ausschüsse über die Verwendung des Dampf¬
pfluges sehr günstig berichtet habe und daß die erzielten
Resultate trotz der Ungunst der Witterung recht befriedigend
ausgefallen wären. Wie ihm bekannt, bezwecke der Dampf¬
pflug eine tiefere Aufwühlung des Erdreichs, um insbesondere
die sogenannte Ort oder Uur zu durchbrechen und an die
Oberfläche zu bringen. Bekanntlich bestehe dieser Uur auS
den unlöslichen Cisenoryden, als Brauneisenstein, Raseneisen-
steiu u. s. w., bilde eine harte feste Schicht, welche von den
Pflanzenwurzeln nicht durchbrochen werden könne und sich
ebensowenig von den pflanzlichen Organismen asfimiliren
lasse. Es würden aber diese Eisenverbindungcn durch Humus-

Berichte. XXI. Landtag.

saure oder kohlensaure Wasser in lösliche Eisenorydulsalze
verwandelt, welche als solche von den Pflanzen ausgenommen
werden könnten. Der Dampfpflug werfe nun,  soviel er
wisse, die harten Eisen- Erdschichten an die Oberfläche, wo
sie durch atmosphärische und andere Einflüsse unschädlich ge¬
macht würden und wirke derselbe somit nicht nur in chemischer,
sondern auch in mechanischer Beziehung durch Auflockerung
des Bodens in vortheilhafter Weise, wie es die Erfahrung
bestätigt habe.

Die AZ. 1—5a, cinschl. der Einnahmen wurden ange¬
nommen, desgl. die KZ. 1—6 einschi. der Ausgaben, sowie
die Anmerkungen1 und 2 der Ncbenanlage zu Anlage 72.

Ferner wurden angenommen:
a) Ausschußantrag 1:

der Landtag wolle dem Voranschläge der Ein¬
nahmen und Ausgaben der Staatsgutscapitalicn-
casse des Herzogthums Oldenburg für die Finanz¬
periode 1882/84 seine Zustimmung ertheilcn;

h) der nachträglich Angebrachte Ausschußantrag 3:
der Landtag wolle mit den in dem nachträglichen
Schreiben Großherzogl. Staatsministeriums vom
3. December 1881 beantragten Aenderungen sich
einverstanden erklären;

o) Ausschußantrag 2:
der Landtag wolle das Schreiben Großherzogl.
Staatsministeriums vom 24. November 1881
für erledigt erklären.

XII . Bericht des Finanzausschusses, betreffend Voran¬
schlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums Birken¬
feld für die Jahre 1882, 1883 und 1884. (Anl. 69, S . 338.)

Die ZA. 1—19 incl. der Einnahmen (Nebenanlage zu
Anlage 69) , jedoch mit Ausnahme des Z. 4 werden ange¬
nommen.

Zu §. 4 der Einnahmen wird nachträglich Seitens des
Ausschusses der Antrag gestellt:

der Landtag wolle den Z. 4 der Einnahmen unter
der Voraussetzung annehmen, daß die Quote dieselbe
bleibe.

Derselbe wird angenommen, desgleichen der nachträgliche
Ausschußantrag 8:

der Landtag wolle den Z. In der Ausgaben unter
der Bedingung annehmen, daß die Quote für das
Fürstenthum Birkenfeld dieselbe bleibe.

Die ZZ. 2—18 der Ausgaben werden gleichfalls ange¬
nommen.

Zu Z. 19 bemerkt der Abg. Wagner,  daß hier ein
Jrrthum in der Bezeichnung vorliege, cs dürfe nicht heißen
„Zuschuß zum Betriebe der Zweigbahn von Stadt Birken¬
feld nach der Natron Bahnhof Birkenfeld--, da es sich hier
um einen Zuschuß für die Unterhaltung einer Straße,  welche
die Stadt Birkenfeld vom Staate übernommen habe, handle.

Die 88- 19—29 werden genehmigt.
12
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Zu 8 . 30:
Reg . - Com . Flor : Zu der Position § . 30v „ für bau¬

liche Aenderungen im Nebengebäude am Gymnasium 2000
möchte er eine kurze Bemerkung dahin sich erlauben , daß die
Summe von 2000 für den Umbau  eines hinter dem
Gymnasium befindlichen Stalls vorgesehen sei, und daß die¬
selbe hierzu auch genüge . Nun habe aber der Ausschuß zu
8 - 31 den Bau einer Turnhalle für bas Birkenfelder Gym¬
nasium nach dem Plan M 3 empfohlen , derselbe stimme
aber nicht mn dem von der Staatsregierung aufgestellten
Plan und zwar würde die Befolgung des Plans M . 3 zur
Folge haben , daß der fragliche Stall , dessen Umbau man
beabsichtigt habe , ganz werde abgerissen und an einer anderen
Stelle wieder aufgebaut werden müssen , wozu dann die
Summe von 2000 nicht ausrcichcn werde . Es sei dies
bei den Verhandlungen im Ausschuß übersehen worden,
übrigens seien auch die Abgeordneten aus dem Fürstenthum,
wie er vernommen , auf diesen Punkt aufmerksam geworden
und beabsichtige der Abg . Henn,  wie derselbe erklärt habe,
dicserhalb noch einen Antrag zu stellen , weshalb regierungs¬
seitig von einem Anträge abgesehen werde.

Aus ZweckmäßigkeitSglünden wird der § . 31 vom
Präsidenten  zugleich mit znr Debatte gestellt.

Abg . Schüler : Er müsse sein Befremden darüber
aussprechen , Laß man dem Provinz,alrathe hierüber auch
nach Annahme des Plans M 3 keine Mittheilnng gemacht
habe . Die Nothwcndigkeit der Ausgabe zu 30o erkenne er
vollständig an , zumal er mit dem Direktor des Gymnasiums
darüber gesprochen und erfahren habe , daß bei der unvorher¬
gesehenen Frequenz deS Gymnasiums ein Umbau des Stalles
ein dringendes Bedürfniß sei.

Berichterstatter Abg . Keller : Er beantrage nachträglich
zu § . 31:

der Landtag wolle zu Z. 31 16 000 für den Bau
einer Turnhalle in Birkcnfeld bewilligen und dabei
den Wunsch aussprechen , es möge die Turnhalle nach
Plan 3 mit dem Gymnasium parallel laufend gebaut
werden.

Abg . Schüler : Er bitte die vom Ausschüsse bean¬
tragte Position von 16 000 ^ für Erbauung einer Turn¬
halle in Birkenfeld um 1000 ^ zu verkürzen . Die vom
Provinzialrathe festgesetzte Summe von 15 000 werde
doch wohl als hinreichend erachtet werden müssen , weil die
Mitglieder des Provinzialrathcs besser beurtheilen könnten,
was man mit dieser Summe bei der Nähe und Billigkeit
des Materials erreichen könne , als die Mehrzahl der hiesigen
Landtagsabgeordneten . Die Annahme dieser Summe von
15 000 ^ habe schon im Provinzialrathe große Schwierig¬
keiten gekostet und verdanke das Resultat der dortigen Ab¬
stimmung seine Entstehung nur einem kleinen politischen
Schachzuge des Vorsitzenden . Erstens habe nämlich ein
Mitglied , das sehr dagegen gewesen sei, gefehlt , sodann habe

der Vorsitzende diesen Gegenstand der Tagesordnung anderen
vorgcstellt und schließlich bei der Abstimmung sei es vorge¬
kommen , daß ein Mitglied — wie es ihm ( Redner ) neulich
bei der Abstimmung über die Bodencredit - Anstalt gegangen
sei — irrthümlich gegen seine Meinung gestimmt habe . Er
bitte dringend die Summe von 15 000 stehen zu lassen,
da man eines Prachtbaues nicht bedürfe und im ganzen
Ländchen so schon genug Erbitterung herrsche über die
stete  Bevorzugung der Stadt Birkenfeld . Um nur ein
Beispiel anzuführeu , so sei vor nicht langer Zeit um die
6 bis 8 Minuten betragende Abkürzung des Zufuhrwcgs
zum Birkenfclder Bahnhof eine Ausgabe von 5 bis 6000
gemacht und nur in Folge des Neubaues dieser Chaussee
hätte sich die Durchschnittssumme der Verwaltungskosten der
Birkenfelder Straße zum Bahnhof auf die Höhe von 3300
belaufen können , wie solche der Provinzialrath für Uebcr-
nahme der Chausseen von Seiten der Stadt Birkenfeld als
jährliche Vergütung bewilligt habe . Herr Baurath Meyer
habe später noch herausgeklügelt , daß riese Summe noch
500 mehr betrage und sei so der Betrag auf 3800
erhöht worden.

Er bitte nochmals bei der vom Provinzialrath festgesetz¬
ten Summe stehen zu bleiben und beantrage er:

der Landtag wolle bei Erbauung der Turnhalle in
Birkenseld die Summe von 15 000 festsetzen.

Rcg .- Com . Flor : Die Staatsregicrung hätte zwar
etwas mehr wie 16 000 gewünscht , da indessen der Aus¬
schuß sich zur Empfehlung einer höheren Summe nicht habe
verstehen wollen , beabsichtige dieselbe den Versuch zu machen,
ob für die gedachten 16 000 ^ die Herstellung möglich sei.
Er müsse aber dringend bitten bei dieser Summe stehen
bleiben zu wollen , da die vom Ausschuß mehr beantragten
1000 nicht für den eigentlichen Bau , sondern für An¬
schaffung von Geräthschaftcn und Planirung , woran man
im Provinzialrathe nicht gedacht habe , verwandt werden
sollten.

Abg . Tantzen : Die Verbindung des 8 - 31 und 30o
sei ihm , müsse er aufrichtig gestehen , nicht ganz klar ge¬
worden , weder der Herr Berichterstatter noch der Herr Re¬
gierungs - Kommissar hätten im Ausschüsse auf den Umstand
aufmerksam gemacht , daß durch Befolgung des Plans 3
eine Erhöhung der Position 30 v in Frage kommen könne.
Durch die nachträgliche Acnderung des Ausschußantrags
Seitens des Herrn Berichterstatters seien allerdings die
Schwierigkeiten gehoben.

Die Höhe der Summe habe man im Ausschüsse ein¬
gehend berathen und habe man anfänglich nur 15 000 ^
empfehlen wollen , habe sich jedoch schließlich dazu verstehen
müssen noch 1000 für Gcräthc und Planirung zu bean¬
tragen . Nach den vorliegenden Anträgen werde die Staats¬
regierung im Fall der Annahme derselben für den Gesammtbau
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beim Gymnasium aus Z. 30o 2000 ^ und aus 8- 3b
16 000 im Ganzen also 18 000 ^ zur Verfügung
haben, und mit dieser Summe würde auszukommen sein.

Abg. Herrn : Er müsse sich für den Ausschußantrag
aussprechen. Der Provinzialrath habe allerdings nur 15000^
bewilligt, doch habe die Staatsregierung, die ja anfänglich
20 000 ^ beansprucht habe, sich schließlich damit einver¬
standen erklärt, wenn zu den bewilligten 15 000 ^ noch
1000 für Verlegung und Planirung des Turnplatzes
und für Anschaffung neuer Geräthe bewilligt würden. Dies
zu bewilligen halte er für durchaus gerechtfertigt. Was die
Ausführungen des Abg. Schüler darüber anlange, daß der
Provinzialrathsbcschluß nur durch einen besonderen Kunst¬
griff des Vorsitzenden zu Stande gebracht worden sei, so
müsse er das entschieden bestreiten. Der Abg. Schüler sei
sodann noch auf alte Zeiten zu sprechen gekommen und habe
unter anderem betont, daß der Stadt Birkenfeld immer alles
zugewandt worden sei, so habe man, um einen Umweg von
6 bis 7 Minuten zu sparen, eine Straße nach dem Bahnhof
Birkenfeld gebaut, die über 6000-̂ gekostet habe. Das sei
allerdings richtig, doch scheine Vorredner über diesen Fall
nicht hinreichend instruirt zu sein. Nach Erbauung der
Rhein-Nahe-Eisenbahn hätten zu den neuangelegten Bahn¬
höfen natürlich auch Zufuhrwegc gebaut werden müssen, so
seien nicht allein in Birkenfeld, sondern auch in Kronweiler
und Oberstein solche angelegt und habe letztererz. B. über
20000«^ gekostet. Wäre damals der neue Zufuhrwcg nach
Bahnhof Birkenfcld nicht gebaut worden, so würde sich die
Entschädigung, die jetzt der Stadt staatsseitig für Ueber-
nahme und Unterhaltung der alten Bahnhofstraße jährlich
gezahlt werde, da diese Strecke dann noch länger wäre, be¬
deutend höher und vielleicht auf 5000 statt auf 3800^
jährlich stellen.

Abg. Schüler : Er müsse nochmals auf die Provinzial-
rathssitzung zurückkommen und halte er seine Behauptung
von vorhin aufrecht. Die Sache sei so gewesen: ein ent¬
schiedener Gegner der Vorlage sei für den Vormittag des
letzten Sitzungstages beurlaubt gewesen, ebenso seien Keller
und er (Redner) , beide Anhänger der Vorlage, für den
Nachmittag beurlaubt gewesen, dabei habe der Vorsitzende
die Sitzung schon auf den Vormittag verlegt. Es sei dies
doch sozusagen ein politischer Schachzug gewesen, indem
hierdurch mehrere Stimmen zu Gunsten der Vorlage ge¬
wonnen seien.

Was den Zustreckeweg angehe, so habe der Abg. Henn
gerade das, was er vorgebracht, bestätigt, und die Chaussirung
einer kurzen Strecke eines bereits vorhandenen(bisher als
Zufnhrweg von der Stadt Birkenfeld benutzten) Weges hätte
doch niemals annähernd so viel kosten können, als die neue
Anlegung einer Straße, zu welcher das betreffende Terrain
erst hätte gekauft werden müssen.

Abg. Wagner : Er wolle nur bemerken, daß er mit
dem Abg. Schüler übereinstimme.

Abg. Henn : In Bezug auf die Erbauung der Turn¬
halle habe er nur noch hinzuzufügen, daß bei Errichtung
des Gymnasiums in Birkenfeld der Provinzialrath einstimmig
beschlossen hätte, den Betrag von jährlich 21000 ^ aus
der Staatskasse zur Verfügung zu stellen. Das Gymnasium
habe sich jedoch seit den wenigen Jahren seines Bestehens
so gehoben und sei die Einnahme aus Schuldgeldern so ge¬
stiegen, daß der Betrag, welcher jetzt für die Erbauung einer
Turnhalle verlangt werde, durch die Minderausgaben voll¬
ständig gedeckt werde, daß also mit andern Worten der Be¬
trag für die zu erbauende Turnhalle durch das Gymnasium
bereits erspart worden sei. Die Staatsregierung werde dies
bestätigen können.

Angenommen wurde 8> 30 der Ausgaben der Regie¬
rungsvorlage.

Angenommen wurde der genügend unterstützte Antrag
des Abg. Schüler.

Der nachträgliche Ausschußantrag zu §. 31 der Aus¬
gaben wurde ebenfalls angenommen.

Abgelehnt wurde der §. 31 der Ausgaben der Regie¬
rungsvorlage und ist hiernach die vom Ausschüsse beantragte
Summe von 16 000 definitiv eingestellt.

Die ZA. 32—35 cinschl. der Regierungsvorlage werden
ohne Debatte angenommen.

Zu Z. 36 der Regierungsvorlage stellt der Ausschuß
nachträglich folgenden Antrag:

nachträglich beantragt der Finanzausschuß, daß bei
„Verwaltung der indirekten Steuern" 8>36 der Re¬
gierungsvorlage noch 400 ^ als Zulage für den
Steuerreceptor in Oberstein zugesetzt werde

wodurch das Schreiben Großh. Staatsministeriums vom
5. d. M. — osi Anl. 83 — als erledigt anzusehen ist.

Derselbe wird ohne Debatte genehmigt.
Die ZK. 37—40 cinschl. werden ebenfalls ohne Debatte

angenommen.
Zu 8- 41:
Abg. Schüler : Da aus dem Wortlaut des §. 41

hervorzugehen scheine, was ihm übrigens auch von anderer
Seite bestätigt sei, daß das Großherzogliche Staaisministcrium
beabsichtige, das Amtsgericht Nohfelden eingehen zu lassen,
so erlaube er sich den Antrag zu stellen:

in Erwägung, daß Großh. Staatöregierung in Aus¬
sicht genommen hat, das Amtsgericht Nohfelden ein-
gehen zu lassen und eventuell das dortige geräumige
Amthaus zum größten Theil disponibel wird, ersucht
der Landtag Großh. Staatsregierung, die Bürger¬
meisterei Nohfelden in das jetzige Amtsgerichtsgebäude
zu verlegen.

12 *
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Zur Begründung desselben habe er zu bemerken: Vor
einigen Jahren sei die Bürgermeisterei Neukirchen eingezogen
und mit Nohfelden vereinigt, und der Sitz rcsv. die Woh¬
nung des zeitigen Bürgermeisters für die Eisenbahnstation
Türkismühlc festgesetzt worden. Nach dem Wortlaut des be¬
treffenden Gesetzes könne die Regierung den Wohnsitz be¬
stimmen.

Das Amthaus in Nohfelden sei groß und stattlich, biete
auch für den Fall, daß für die in Nohfelden abzuhaltenden
Gerichtstage noch Räumlichkeiten reservirt werden sollten,
noch hinlänglich Raum für die Bürgermeisterei. Nohfelden
sei von Türkismühle nur ^ Stunde entfernt, dieser Weg
sei also nicht weiter, wie cs in jeder großen Stadt von
einer entfernten Wohnung zur andern verkomme. Auch habe
der Staat das größte finanzielle Interesse an der vorgc-
schlagenen Benutzung des Amtsgerichtsgcbäudes, da die von
dem Bürgermeister zu zahlende Micthe nicht unerheblich sei.

Der genügend unterstützte Antrag des Abg. Schüler
wird angenommen, desgleichen die ZK. 41—64 incl., sowie
die unter Ziffer 1, 2 und 3 dem Voranschläge beigegebencn
Bemerkungen.

XU. Bericht des Ausschusses für den Entwurf eines
Gesetzes für das Großherzogthum, betr. das Beitragsverhältniß
zu den Gesammtausgaben des Großherzogthums. (Anl, 68
S . 317.)

Die Berichte der Majorität und der Minorität des
Ausschusses sind schriftlich erstattet, auf eine Verlesung der¬
selben wird verzichtet.

Die Majorität beantragt:
der Landtag wolle dem vorgclegten Gesetzentwürfe
seine verfassungsmäßige Zustimmung ertheilen.

Die Minorität beantragt:
Antrag 1:

der Landtag wolle den unter Anlage Nebenanlage6
von der Staatsregierung vorgelegten Gesetzentwurf
ablehnen.

Antrag 2:
der Landtag wolle dem unter Anlage 68 Neben¬
anlage 6 vorgelegten Gesetzentwürfe folgende Fassung
geben:

Einziger Artikel.
Zu den Gesammtausgaben des Großherzogthums
haben für die Jahre 1882 bis 1887 einschließlich
beizutragen:

das Herzogthum Oldenburg 77 °/g,
„ Fürstenthum Lübeck 15 „
„ „ Birkenfeld 8 „

Der Berichterstatter der Minorität Abg. Westphal:
Sollten einige Fehler in dem von ihm angefertigten Berichte
sein, so bitte er dabei berücksichtigen zu wollen, daß er bei
der Ausfertigung desselben sehr von der Zeit gedrängt worden

sei. Nach der Abgabe dieses Berichtes habe er noch das
Staatsgrundgesetz zur Hand genommen und dann zu seiner
Freude gefunden, daß die in dem Berichte ausgestellten Be¬
hauptungen dadurch lediglich bestätigt seien.

Nach Artikel 179 des Staatsgrundgesetzcs habe die
Sonderung des Domanialvermögens in Krongut und Staats¬
gut mit Einverständniß des Großherzogs und des Landtags
stattgefunden und liege diese Vereinbarung in Anlage I. dem
Staatsgrundgesetze bei. In dieser Anlage finde man aber
weder Erbpacht noch ständige Gefälle als zum Domanial-
vermögen gehörig aufgeführt.

Im Artikel 180 §. 3 heiße cs weiter: „Das Domanial-
vermögen(Staatsgut , Krongut) ist bei Festsetzung" :c , hätten
die Gesetzgeber noch andere Gegenstände hinzugefügt haben
wollen, so wären diese auch wohl innerhalb der Klammern
mit anzuführcn gewesen. Weiter heiße es im §. 3 : „Das
Domanialvermögen ist bei Festsetzung des Beitrags aus jedem
dieser drei Landestheile zu den Gesammtausgaben des Groß-
herzogthums zu berücksichtigen." Demnach seien also Erbpacht
und ständige Gefälle nicht in Anrechnung zu bringen. Schließ¬
lich heiße es im Artikel 181 H. 1 : „Das Staatsgut ist in
seinen wesentlichen Bestandthcilen zu erhalten und auf eine
das nachhaltige Einkommen sichernde Weise zu benutzen.
Beschwerungen mit Schulden find nur mit Bewilligung des
Landtags zulässig." Seines Wissens aber habe der Landtag
niemals ausdrücklich bewilligt, daß Schuldzinsen vom Ertrage
des Domanialvermögens, soweit sie dieses nicht selbst be¬
träfen, getragen würden, dies dürfe also auch nicht geschehen.
Wenn das Staatsgut wirklich mit Schulden belastet sei,
hätten diese zur Sicherung des nachhaltigen Einkommens des
Staatsguts aus den nach Abzug der Schuldzinsen und der
Centrallasten noch übrig bleibenden Erträgen getilgt werden
sollen.

Reg.-Com. Heumann : Er hätte erwartet, Laß aus
der Versammlung einer der Abgeordneten dem Berichterstatter
der Minderheit geantwortet hätte; da das aber nicht der
Fall sei, wolle er demsclbeu doch einige Worte erwidern,
zumal es doch nicht die Absicht sein könne, die Einwendungen,
die der Abg. Westphal soeben vorgetragen, und die Be¬
denken, welche der Minderheitsbericht gegen die Anträge der
Staatsregierung vorgebracht habe, einfach nur durch Still¬
schweigen zu erledigen.

Zunächst könne er nun der Minderheit des Ausschusses
versichern, daß das Staatsministerium bei Inangriffnahme
der Quotenvorlage von vornherein von dem Wunsche beseelt
gewesen sei, es möchte in Betreff des Beitrags zu den Ge¬
sammtausgaben bei dem jetzt seit 12 Jahren bestehenden
Verhältnisse sein Verbleiben behalten können, daß aber bei
der staatsgrundgesetzlichenVorschrift der Berücksichtigung der
Veränderungen in Steuerkraft und Domanialvermögendiesem
Wunsche in Anbetracht der ermittelten, seit der letzten Quoten-
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Verkeilung eingetretenen Aenderungen leider nicht habe nach¬

gegeben werden können.
Was sodann die vom Berichterstatter der Minderheit

heute aus dem Staatsgrundgesetze gegen die Anrechnung der
domanialen Gefälle entnommenen , sowie die sonstigen im
Bericht enthaltenen Einwände betreffe , so stellten diese in
verschiedenen Punkten die Grundsätze wieder in Frage , welche

nach langen Untersuchungen von den beiden gesetzgebenden

Faktoren , dem Landtag und der Staatsregierung , als die
maßgebenden festgestellt und fcstgehalten seien . Eine Be¬
seitigung dieser Grundsätze werde nicht zugegeben werden
können , da man sonst für die Quotenfrage wieder allen festen
Boden verlöre.

Was nun die einzelnen Einwände betreffe , so sei die
Minderheit zunächst der Ansicht , daß Erbpachten und ständige

Gefälle nicht zum Domanialverinögen der einzelnen Landes-
theile gehörten und deshalb auch nicht bei der Quotcnfrage
in Berechnung gezogen werden dürften . Diese Ansicht wider¬
streite sowohl dem seit Beginn aller Quoten -Verhondlungen

festgehaltenen Verfahren , als auch den zur Anwendung zu
bringenden rechtlichen Grundsätzen . Unstreitig bildeten diese
Gefälle domaniale Einnahmen und müßten sie als solche
nach den Bestimmungen des Staatsgrundgcsetzis mit berück¬

sichtigt werden . Früher seien dieselben allerdings theils
steuerlichen , theils domanialen privatrechtlichen Charakters ge¬
wesen und sei damals für die Quotenfrage denn auch das¬

jenige , was steuerlich gewesen , auszuschciden gesucht . Später

aber habe die Gesetzgebung selbst alle Zweifel gelöst und
beseitigt . Die Grundsteuer - Rcgulirungsgesetze sowohl für

das Herzogthum , als für das alte Fürstenthum Lübeck , als
für die neu erworbenen Theile hätten gewisse Arten und
Theile der fraglichen Gefälle als steuerlich ausgeschieden , die
übrigen für domanial erklärt und diese letzteren bildeten da¬

nach jetzt einen Thcil des Ertrages des gesammten Domanial-
vermögens uud kämen als solche bei der Quotenfrage zur
Anrechnung . Daß Lies auch gar nicht anders sein könne,
werde die Minderheit selbst zugeben müssen , wenn sie erwäge,
daß diese domanialen Gefälle ablösbar  seien und daß da , wo

und soweit wie die Ablösungen vorgenommcn und die Ab¬
lösungscapitalien in die betreffenden Staatsgutscapitaliencaffcn

und Landescassen geflossen seien , diese Capitalien in ihren
Zinsen unzweifelhaft der Provinz bei der Quotenfrage an¬
zurechnen seien . Wenn beispielsweise im Herzogthum alle
solche Gefälle abgclöst und an deren Stelle Capitalvermögen
getreten wäre , im Fürstenthum Lübeck aber noch gar keine
Ablösungen stattgehabt hätten , so würde es gewiß auch die

Minderheit als eine Ungerechtigkeit gegen das Herzogtum
empfinden , wenn lediglich der Ablösung wegen bei ihm die

Gefälle in Form der Zinsen ungerechnet würden , beim Fürsten¬
thum Lübeck aber nicht . Ohne Berücksichtigung blieben aber
auch bei der Quotenfrage die aus diesen Gefällen den Grund¬
besitzern erwachsenden Lasten nicht , denn bei der Veranlagung

zur Einkommensteuer , deren Erträge ja den Maßstab für die

Steuerkraft bildeten , würden sie vom Einkommen abgezogen,
und die einzelne Provinz bringe die Einkommensteuer , die
ihr hier ungerechnet werde , eben nur so auf , wie sie mit

Steuern , Abgaben , Gefällen und Schulden belastet sei.

Was sodann der Minderheitsbericht wegen der Tragung
der Vermessungskosten vorbringe , sei für die jetzige Quoten¬
frage ohne Einwirkung . Ucbrigens seien auch die Angaben
nicht ganz richtig . Zunächst hätten die Vermeffungskosten
nach den darüber in der Zeitschrift für Oldenburgische Ver¬
waltung und Rechtspflege enthaltenen Angaben im Fürsten¬

thum Lübeck nur ca . 3 ^ L Hectar , also bei reichlich
54 000 Hektaren , die das ganze Fürstenthum groß sei , nur
ca . 162 000 betragen , und werde die Angabe von
260 000 ^ wohl nur auf einem Schreibfehler beruhen.
Sodann habe die Lübecker Landescasse nach dem Gesetz vom
20 . December 1875 nicht 22 , sondern 28 °/g zu den Kosten der

Specialvermessungen beizutragen gehabt , die Grundbesitzer
also nicht 78 , sondern nur 72 "/g , und daneben seien die

generellen Kosten des Reclamations - und Revisionsverfahrens,
der Anfertigung und des Abschlusses der Register und der
Leitung und Controls der Arbeiten zu Lasten der Landescasse

geblieben . Wenn aber der Minderheitsbericht anführe . Laß
im Herzogthume die Vermessungskosten sämmtlich aus der
Landescasse bestritten seien , so komme dem gegenüber in

Betracht , daß im Herzogthume die Abschätzungskosten in
soweit nicht aus der Landescasse gezahlt seien , als die Tage¬

gelder und Transportkosten der Bezirks - , Amts - und Ge-
meindeabschätzer wie der Ortsanweiser von den einzelnen
Gemeinden hätten getragen werden müssen . Auch dürfe
man dann doch nicht vergessen , daß die Grundsteuer im

Herzogthume 8 °ft <, °/g des geschätzten Grundsteuerreinertrages
betrage , im Fürstenthum Lübeck aber nur 3 f̂tg °/g , und daß
in letzterem eine Gebäudesteuer überall nicht an den Staat
entrichtet zu werden brauche . Bei so viel höherer Belastung

der Grundstücke des Herzogthums sei es doch auch wohl
motivirt gewesen , wenn die Kosten der Grundsteuerregulirung
in höherem Grade auf die Landescasse genommen seien.

Wenn ferner die Minderheit gegen die Meinung von
einer muthmaßlich minder scharfen Veranlagung der Ein¬

kommensteuer im Fürstenthum Lübeck anführe , daß dort die
Naturalleistungen bei der Veranlagung zur Einkommensteuer
nicht berücksichtigt würden , so sei darauf zu erwidern , daß

die Grundsätze der Veranlagung zur Einkommensteuer in
allen drei Landestheilen dieselben seien und in gleicher Weise

überall gehandhabt würden und daß in der That auch in
Lübeck die Naiurallasten ebenso wie anderwärts bei der Er¬

mittelung des steuerbaren Einkommens berücksichtigt würden.
Wenn endlich die Minderheit es nicht für richtig halte,

daß bei der Feststellung der Quoten die Schuld zinsen

vom Ertrage des Domanialvermögens in Abzug gebracht
wurden , so sei auch solcher Abzug nicht nur ebenfalls von



94

jeher vorgenommen , sondern es sei auch diese Frage schon

früher näher erörtert und gegen die jetzige Ansicht der Lübecker

Minderheit entschieden . Die Minderheit selbst aber werde

in dieser Frage wohl nicht so weit gehen , wie es nach dem

Berichte scheinen könne , nach welchem sämmtliche Schulden

unberücksichtigt bleiben müßten . Er erinnere z. B . nur an

die zum Erwerb der Bentinck ' schen Besitzungen oder für

Bedeichungen von Groden contrahirtcn Schulden . Gewiß

würde auch die Minderheit es nicht als gerecht erkennen,

wenn nun zwar wohl die Pacht - und Forsterträge aus den

erworbenen Bentinck ' schen Besitzungen und die höheren

Pachten aus den bcdeichten Groden angerechnct , nicht aber

dagegen die Zinsen der zu deren Erzielung gemachten Schul¬

den abgerechnet würden . Eigentümlich sei cs , daß bei der

Quotenverhandlung vom Jahre 1864 , als damals die Birken¬

felder Abgeordneten die Nichtbcrücksichtigung oder die Be¬

schränkung der Berücksichtigung der Schuldzinscn verlangten,

die damaligen Lübecker Abgeordneten anderer Ansicht gewesen

seien ; damals freilich hätte das Fürstenthum Lübeck noch

viele Schulden gehabt , während es jetzt schuldenfrei sei.

Daß die Abgeordneten aus dem Fürstenthum Lübeck

deshalb die Bewilligung von Verwendungen für das Herzog¬

tum sollten versagen können , weil dieselbe nachteilige Folgen

für die Quote des Fürstenthums haben könne , Lei nicht an¬

zunehmen.

Die übrigen Klagen und die Aeußerungen des Mindcr-

heitsberichtes wegen unwirtschaftlichen Verfahrens im Herzog¬

tums würden einer weiteren Erörterung um so weniger

jetzt bedürfen , als sie für die Entscheidung der vorliegenden

Quotcnfrage ohne Bedeutung seien . Ebenso werde zur Zeit

davon abgesehen werden können , die Berechnungen des

Minderheitsberichtcs einer Prüfung zu unterziehen und werde

Redner sich in dieser Beziehung das Weitere für den Fall

zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs Vorbehalten dürfen,

daß auf diese Berechnungen wirklich etwas ankommen sollte.

Abg . Nathan : In Betreff der Gesetzesvorlage , welche

auf Nebenanlage 0 . zu Anlage 68 an den Landtag gekommen,

werde er , ohne sich auf eine Beleuchtung der Zahlengruppen

cinzulassen , indem bekanntlich solche Zahlengruppirungen viel¬

fache Verschiebungen zulicßcn , sich darauf beschränken einige

Momente , welche wesentlich die Gesctzesvorlage herbeigeführt

hätten , einer Beurteilung zu unterwerfen und an der Hand

des gewonnenen Resultats zu beweisen suchen , daß die Vor¬

lage weder billig , noch gerecht , noch politisch zutreffend sich

zeige . Der Gesetzentwurf verdanke seinem Ursprung haupt¬

sächlich der Erhöhung der Einkommensteuer um 25 °/g , diese

Einkommensteucrerhöhung sei durch die Finanzwirthschaft des

Herzogthums notwendig geworden ; seit einer Reihe von

Jahren würden alljährlich aus den laufenden Einnahmen

außerordentliche Ausgaben verwandt , so für Kanalbauten,

schon 1878 seien hierfür 1 400 000 ^ verausgabt und im dies¬

jährigen Voranschläge seien 10 000 vorgesehen , ebenso

seien für die Oberahnschen Felder sicher 1 000 000 ^ ge¬

braucht , in dem diesjährigen Budget fänden sich wieder

45 000 hierfür , ferner zur Unterstützung der verschiedenen

Chausseebauten , thcils dem Gemeinde -, theils dem Amtsver-

bande für dieses und die beiden folgenden Jahre 150 000 ^

alljährlich gewährt , somit zusammen 205 000 Die

Chaussee diene fast mehr noch der Zukunft als der Gegen¬

wart , deshalb wäre eine Anleihe wohl angezeigt , damit nicht

die vorbenannten 150 000 ^ aus den laufenden Einnah¬

men entnommen würden . Zu den vorher bezeichnet « ,

205 000 ^ könnten noch als Einnahmen hinzugchen die sich

bei der Einkommensteuer alle Jahr findenden Mehreinnahmen

von 2 "/g . Rechne man die Einkommensteuer nur mit

800 000 so ergebe sich hieraus eine jährliche Mehrein¬

nahme von 16 000 somit im Ganzen 221 000Eine

weitere Mehreinnahme finde man für das Herzogtum auch

darin , daß bei der Centralkasse an Einnahmen für Eingänge

vom Reich aus Zolleinnahmen 500 000 ^ vorgesehen seien,

in Wirklichkeit jedoch wohl 540 000 ergeben würden und

die fernere Einnahme für Stempelgebühr , mit 60 000 ^

vorgesehen , wahrscheinlich 70 000 betragen würde , und

somit auch hier bei der Centralkaffe ein Plus von 50 000

wovon der größte Theil Oldenburg zufalle , sich endgültig

zeige . Aus Vorstehendem müsse er den Schluß sich bilden,

daß die Einkommensteuererhöhung um 25 "̂ sich wesentlich

vermindern lasse und es demnach für das Fürstenthum Lübeck

weder billig noch gerecht sei , zur Centrallast um 1 "/y mehr

herangezogen zu werden ; auch nicht Politisch zutreffend halte

er diese Maßregel , die gegenwärtige Quote bestehe seit 12

Jahren , die Zeit hätte hierin Ruhe und man könne sagen

Zufriedenheit bei den einzelnen Theilen des Großherzogthums

herbeigeführt . Durch die Erhöhung werde sicher Unzufrieden¬

heit und ebenso Zweifel an die Unparteilichkeit dieses hohen

Hauses wachgerufen und alles dieses , um 7920 ^ dem

Budget des Herzogthums zuzuführen , welches mit über

5 Millionen in Einnahme und Ausgabe abschließe , ein Tropfen

gleichsam in einem großen Wassergefäß . Er bitte um An¬

nahme des Antrags der Minorität , die Macht der Entschei¬

dung liege in der Hand der Oldenburgischen Abgeordneten.

Reg .- Com . Heumann : Da der Abgeordnete Nathan

sich auf eine Erklärung berufe , welche Redner als Regierungs-

Commissar demselben gegenüber gemacht haben solle , so sehe

er sich geuöthigt zu erwidern , daß solche Aeußerung doch wohl

nicht ganz richtig aufgefaßt sein werde . Er habe nicht ge¬

sagt , daß es dann bei der bisherigen Quotenvertheilung ge¬

blieben sein würde , wenn der Einkommensteuerzuschlag von

25 "/g für das Herzogthum hätte beseitigt werden können,

sondern nur , daß dies vielleicht dann der Fall gewesen sein

würde , wenn der finanzielle Zustand des Herzogthums nicht

so ungünstig sich gestaltet hätte , daß man des Zuschlags nicht

hätte entbehren können.

Wenn sodann der Abg . Nathan  von entbehrlichen AuS --
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gaben des Herzogthums und solchen Ausgaben gesprochen
hätte , welche , wie die Kosten für den Durchschlag nach den
Obcrahnschen Feldern , Kanalbauten , Chauffeebauzuschüffe die
ungünstige Finanzlage des Herzogthums herbeiführten , so
dürfe er nur darauf aufmerksam machen , daß dem gegenüber
ja auch 617 000 des Vermögens des Herzogthums mit
verwandt werden sollten . Und was endlich die Ausführungen
des Herrn Abgeordneten über die Beseitigung des Dcficits
des Herzogthums anlauge , so habe er ( Redner ) zwar mit

Interesse die guten Rathschläge gehört , aber er könne doch
nur darauf erwidern : «Die Botschaft hör ' ich wohl , allein
mir fehlt der Glaube " .

Berichterstatter Abg , Westphal : Gegen das Staats-
grmidgesetz könne seines Erachtens nichts vereinbart werden.
Die Ablösungsgelder könnten ja in eine für sich bestehende
Casse geführt werden.

Bei der Berechnung der Vermessungskosten habe er sich

nach den in den früheren Voranschlägen aufgcführteu Sum¬
men gerichtet und gebe er zu , daß die Summe von 260000 -^
wohl etwas zu hoch gegriffen sei , daß aber die von dem

Regierungs Commiffar angegebene Summe von 160 000 ^ !
richtig sei , erlaube er sich zu bezweifeln . Da er selber Mit¬

glied des Einkommensteiierschätzungsausschusses sei , könne er
mit Bestimmtheit behaupten , daß bei den Einschätzungen der

Einkommensteuer keine Naturalleistungen in Abzug kämen.

Berichterstatter der Mehrheit Abg . Propping : Die
Vorlage der Großherzoglichcn Staatsregierung sei mit einer
solchen Sorgfalt ausgearbeitet und begründet , dieselbe hänge
in ihren einzelnen Theilen so innig zusammen , daß er es
nicht für thunlich halten könne , einzelne Punkte daraus be¬
sonders hervorzuheben und zu beleuchten . Die angeführten

Zahlen und die verschiedenen Erwägungen führten trotz aller
Fürsorge , die man für das Fürstenthum Lübeck habe , zu dem

von der Großherzoglichen Staatsregierung vorgeschlagenen
Beitragsverhältniß , wenn nicht etwa die von der Minderheit

gemachten Einwendungen stichhaltig seien . Dies sei aber nicht
der Fall , dieselben seien nicht nur früher , sondern namentlich

auch heute so gründlich und überzeugend widerlegt worden,

daß er bei der vorgerückten Tageszeit sich enthalten wolle,
näher darauf einzugehen.

Es liegt ein genügend unterstützter Antrag des Abg.
Wallroth  auf namentliche Abstimmung vor . Derselbe wird
angenommen.

Der Antrag der Mehrheit wird mit 26 gegen 4 Stim¬
men angenommen . (Beurlaubt und abwesend sind die Ab¬

geordneten : Ahlhorn , Huchting , von Hammel und
Rüdebusch .)

Für den Antrag stimmen die Abgeordneten : Barnstedt,
Boedecker , Borgmann , de Cousser , Deeken , Groß,

Haase , Hemmen , Henri , Hoher , Jken , Keller,
Krcpmborg , Mettcker , Meper , Müller , Propping,

Ramien , Roggemann , Schüler , von Seggern,
Tantzen , Wagner , Wenke , Wilken , Windmüller.

Gegen den Antrag stimmen die Abgeordneten : Capell,
Nathan , Wallroth , Westphal.

Die Minoritätsanträge sind damit als abgelehnt anzu¬
sehen.

Anträge zur zweiten Lesung sind bis zum 14 . d. M .,
Abends 8 Uhr , einznbringen.

Nächste Sitzung : Mittwoch den 14 . December 1881,
Vormittags 10 Uhr.

Der Landtag erklärte sich damit einverstanden , daß der
Bericht des Gesammtvorstandes des Landtags , betr . Gehalts¬
erhöhung des Landtags - Registrators Schwencke , bereits auf
die morgige Tagesordnung gesetzt werde.

Tagesordnung:

1 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Vorlage der Großherzoglichen Staatsregierung , betr.
die Nachweisungen über die Einnahmen und Aus¬

gaben , sowie den Bestand der Staatsgutscapitalien-
caffen des Herzogthums Oldenburg und der Fürsten-
thümcr Lüdeck und Birkenfeld für die Finanzperiode
1876/78 . ( Anl . 42 S . 181 .)

2 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . den

Entwurf eines Gesetzes für das Großherzogthum,
betr . einen Zusatz zum Gesetze vom 30 . Mai 1876,

betr . Verkündigung eines Gehaltsregulativs für den
staatlichen Schuldienst und das Bau - , Vermessungs¬
und Forstwesen des Großherzogthums . ( Anl . 59
S . 268 .)

3 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die
Landescaffe - Rcchnungen des Fürstenthums Birkenseld
pro 1876/78 . ( Anl . 74 S . 425 .)

4 . Bericht des Finanzausschusses , betr . einen vom Staats¬

ministerium vorgelegten Vertrag zwischen dem Staate

und der evangelischen Kirche im Fürstcnthum Birken-
feld . ( Anl . 63 S . 289 .)

5 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . Peti¬
tion von Eingesessenen der Gemeinde Cleverns vom
2/3 . December 1881 , betr . Chausseebau.

6 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . Vor¬
lage vom 7 . December 1881 , betr . Kosten der im
Jahre 1882 vorzunehmenden Erhebung einer all¬
gemeinen Berufsstatistik und Viehzählung für den
Umfang des deutschen Reichs . ( Anl . 84 S . 481 .)

7 . Bericht des Finanzausschusses , betr . die Vorlage vom
7 . December 1881 , betr . Zuschuß an die Gemeinden

Delmenhorst und Ganderkesee zum Bau einer Chaussee

von Delmenhorst über Adelheide bis zur Landesgrenze.
(Anl . 86 S . 482 .)

8 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . die
Petition des Amtsvorstandes des Amts Vechta , betr.
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den Bau einer Eisenbahn von Ahlhorn in südlicher
Richtung durch das Amt Vechta.

9. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses zur
zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes, betr.
Zeit und Dauer der Schulpflichtigkeit im Fürstenthum
Birkenseld. (Anl. 64 S . 303.)

10. Bericht des Eiscnbahnausschusses über den Entwurf
eines Gesetzes, enthaltend Zusatzbestimmung zu dem
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 28. März
1867, betr. die Enteignungen zu Eisenbahnen. (An¬
lage 56 S . 264.)

11. Mündlicher Bericht des Gesammt-Vorstandes, betr.
Gehaltserhöhung des Landtagsregistrators Schwencke.
(Anl. 80 S . 475)

12. Mündlicher Bericht des Vcrwaltungsausschufscö über
den Vertrag zwischen Preußen, Bremen und Olden¬
burg, betr. Einrichtung eines Fischlaichschonreviersin
der Weser. (Anl. 32 S . 83.)

13. Mündlicher Bericht des VerwaltungsausschufseS zu
dem Schreiben des Großherzoglichen Staatsministe¬
riums vom 8. October 1881, betr. Abänderung des
Staatsvertrages vom 1. December 1877, betr. Maß¬
regeln zur Hebung und zum Schutze der Fischerei.
(Anl. 33 S . 84 ff.)

Schluß der Sitzung: 12 Uhr Mittags.

Der Berichterstatter:

Arackerjan.
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Zwölfte Sitzung.

Oldenburg , den 14. December 1881 , Bormittags 10 Uhr.

Tagesordnung: 1. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der Großherzoglichen Staatsregie-
rung, betr. die Nachweisungen über die Einnahmen und Ausgaben, sowie den Bestand der
Staatsgutscapitaliencassendes Herzogthums Oldenburg und der Fürstenthiimer Lübeck und Birken-
seld für die Finanzpcriode 1876/78. (Anl. 42 S . 181.)

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den Entwurf eines Gesetzes für das Groß«
Herzogthum, betr. einen Zusatz zum Gesetze vom 30. Mai 1876, betr. Verkündigung eines
Gehaltöregulativs für den staatlichen Schuldienst und daS Bau-, Vermessungs- und Forstwesen
des Großherzogthums. (Aul. 59 S . 268.)

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die Landcscaffe-Rcchnungen des Fürstcnthums
Birkenfeld pro 1876/78. (Anl. 74 S . 425.)

4. Bericht des Finanzausschusses, betr. einen vom Staatsministerium vorgelegten Vertrag zwischen
dem Staate und der evangelischen Kirche im Fürstenthum Birkenfeld. (Anl. 63 S . 289.)

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Petition von Eingesessenen der Gemeinde
Cleverns vom 2./3. December 188t, betr. Chausseebau.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Vorlage vom 7. December 1881, betr. Kosten
der im Jahre 1882 vorzunehmenden Erhebung einer allgemeinen Berufsstatistik und Viehzählung
für den Umfang des deutschen Reichs. (Anl. 84 S . 481.)

7. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Vorlage vom 7. December 1881, betr. Zuschuß an die
Gemeinden Delmenhorst und Ganderkesee zum Bau einer Chaussee von Delmenhorst über Adel-
Heide bis zur Landcsgrenze. (Anl. 86 S . 482.)

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die Petition des AmtSvorstandes des Amts
Vechta, betr. den Bau einer Eisenbahn von Ahlhorn in südlicher Richtung durch das Amt Vechta.

9. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes,
betr. Zeit und Dauer der Schulpstichtigkeit im Fürstenthum Birkenfeld. (Anl. 64 S . 303.)

10. Bericht des Eisenbahnausschusses über den Entwurf eines Gesetzes, enthaltend Zusatzbestimmung
zu dem Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 28. März 1867, betr. die Enteignungen
zu Eisenbahnen. (Anl. 56 S . 264.)

11. Mündlicher Bericht des Gesammt-Vorstandcs, betr. Gehaltserhöhung des Landtagsregistrators
Schwencke. (Anl. 80 S . 475.)
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12. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses über den Vertrag zwischen Preußen, Bremen
und Oldenburg, bctr. Einrichtung eines Fischlaichschonreviersin der Weser. (Anl. 32 S . 83.)

13. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses zu dem Schreiben des Großhcrzoglichcn Staats-
ministcriums vom 8. October 1881, betr. Abänderung des Staatövertrages vom 1. Dccember
1877, betr. Maßregeln zur Hebung und zum Schutze der Fischerei. (Anl. 33 S . 81 ff.)

Vorsitzender : Präsident Roggemann.

Am Ministertischc: Se . Ercellenz der Minister Ruh¬
strat;  die Regierungs- Commissare Oberregierungsrath
Mutzcnbecher  und Ministerialrats» Flor.

Der Schriftführer Abg. Wallroth  verliest das Proto¬
koll der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  verliest folgende Eingänge:
1. Eine Petition vom Gemcinderath der Gemeinde Mark¬

hausen, betr. Chaussecbau von Markhausen nach
Peheim.

An den Finanzausschuß.
2., Antrag der Abg. Capetl , Wcstphal , Wallroth

und Genossen, betr. Herabsetzung der Gebühren in
Rechts- und Strafsachen im Fürstcnthum Lübeck.

Der Landtag beschloß, den Antrag in Berathung
zu ziehen und wird derselbe an den Justizausschuß
zur Vorberathung gewiesen.

Hierauf theilt der Präsident  mit , daß ein Schreiben
des Herrn v. Alten  eingegangcn sei, in dem der Landtag
zum Besuche des Museums eingeladcn würde. Der Herr
v. Alten  stelle in bereitwilliger Weise seine Dienste zur
Verfügung, indem er sich zur Führung der der Einladung
Folge leistenden Herren erböte, und habe den 18. Dec. d. I.
für diesen Zweck in Aussicht genommen.

Der Präsident  glaubt im Einverständniß mit dem
Landtage zu handeln, wenn er in Anbetracht der vielen vor
der Vertagung noch zu erledigenden Geschäfte dem Herrn
v. Alten  in dem Sinne antworte, daß der Landtag der
Einladung nach Neujahr gern Folge leisten werde.

Der Landtag ist damit einverstanden.
Abg. Herrn : Bei der Bcrathuug des Voranschlags

der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthums Birkenfeld
in der vorigen Sitzung sei von dem Abg. Schüler  gelegent¬
lich der Turnhalle behauptet worden, daß der Beschluß des
Provinzialraths, durch den derselbe seine Zustimmung zum
Bau der Turnhalle erklärte, nur durch einen Kunstgriff
des Vorsitzenden der Versammlung zu Stande gekommen sei.
Er (Redner) habe dies bestritten; da aber der Abg. Schü¬
ler bei seiner Behauptung stehen geblieben, so erlaube er
sich, um die Versammlung von der Richtigkeit seiner  Be¬
merkung, daß der Beschluß auf regelrechtem Wege zu Stande
gekommen, zu überzeugen, das Protokoll über die betreffende
Sitzung des Provinzialraths zu überreichen.

Abg. Schüler : Er rufe die anwesenden Herren zu
Zeugen auf, daß er von keinem Kunstgriff,  sondern von
einem politischen  Sch ach zu ge  gesprochen habe; auch
habe er nicht gesagt, daß das Resultat der Abstimmung nur
auf diesen zurückgesührt werden könne. Es könne fast den
Anschein haben, als ob er ein Gegner der Errichtung der
Turnhalle in Birkenfeld sei und aus diesem Grunde den
Hergang bei der Abstimmung im Provinzialrath hier im
Landtage zur Sprache gebracht habe. Dem gegenüber habe
er zu bemerken, daß er nur die Wahrheit habe constatiren
wollen, im Ucbrigen sich für das Zustandekommen der Vor¬
lage wohl mehr als irgend ein Mitglied des Provinzialraths
bemüht habe. Die in der vorigen Sitzung entworfene Schil¬
derung von den scheinbaren Zufälligkeiten, die bei der Ab¬
stimmung mitgespielt, sei wahrheitsgetreu und habe er (Red¬
ner) den wirklichen Thatbcstand nur als einen erneuten Be¬
weis von der politischen Gewandtheit des Herrn Eißel
anführen wollen.

I. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Vorlage der Großherzoglichcn Staatsrcgierung , bctr. -die
Nachweisungcn über die Einnahmen und Ausgaben, sowie
den Bestand der Staatsgutscapitaliencaffendes Herzogtbums
Oldenburg und der Fürstenthümer Lübeck und Birkcnfeld für
die Finanzperiode 1876/78. ( Änl. 42 S . 18 i.)

Berichterstatter Abg. Hoher : Der Ausschuß habe be¬
treffs des Schreibens der Staatsrcgierung nichts zu erinnern
befunden.

In Betreff der über den Ankauf größerer Moorflächen
abgeschlossenen Verträge wären dem Ausschüsse noch nähere
Mittheilungen zugegauge», von denen er sich in Kürze noch
Folgendes zu bemerken erlauben dürfe:

Zu 87 p. 188. Der Betrag für diese Moorfläche,
welche am 21. October 1874 verkauft worden, sei am
23. März 1880 vollständig abgetragen.

Zu 103. Laut Vertrag vom 29. April 1876 hätte
der Staat an die Aktiengesellschaft Augustfehn 280 sin Hoch¬
moor für 45 000 ^ verkauft, zahlbar in Jahresraten von
1800 «/fl Diese Ratenzahlung nehme ihren regelmäßigen
Fortgang und entspräche dabei die Gesellschaft der Bedingung
der Abtorfung des CanalstreifcnS.

Zu 104, 120, 156. Die Commanditgescllschaft Torf¬
rverk Zwischenahn hätte im Jahre 1876 eine Hochmoorfläche
von xlm. 409 sis. gegen Anzahlung und Ratenzahlung bis
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1888 für die Summe von 158 655 ^ gekauft. Von dieser
Summe wären bereits 48 000 ^ abbezahlt gewesen, als
es sich im Herbst 1879 hcrausgcstellt hätte, daß die Com-
manditgcscllschast ihren Verpflichtungen nicht mehr Nachkommen
könnte, dagegen aber eine neu zu constituirende Aktiengesell¬
schaft eintreten wollte, wenn der Staat sich zur Zurücknahme
der verkauften kleineren Fläche von xlw. 148 da bereit er¬
kläre» wollte. Unter diesen Umständen hätte mau vor der
Alternative gestanden, entweder die Commanditgesellschaftzum
Concurs zu treiben oder einen neuen Vergleich mit der neuen
Actiengesellschaftabzuschließen. Man habe cs für zweck¬
mäßiger gehalten, den letzteren Weg einzuschlagen, und sei
eine neue Verabredung vom 29. April 1880 getroffen, wo¬
nach der Staat gegen eine Restzahlung von 51871 die
kleinere Hochmovrfläche zurückgenommen habe.

Zu 121, 157 habe der Ausschuß von einer ähnlichen
Vertragsänderung zu berichten, wo cs sich um das Geschäft
mit dem Torfwerk Ocholt handle, wo nach dem Vertrage
vom 26. April 1877 das finanzielle Gesammtergebniß des
Kauf- und Pachtvertrages plw. 50 000 ^ betragen habe,
die Käufer indeß wegen ungünstiger Verhältnisse ihren Ver¬
pflichtungen nicht hätten Nachkommen können und der Staat
sich veranlaßt gesehen habe, einen anderen Pachtvertrag ab¬
zuschließen. Darnach hätte der Staat den größeren Theil
des verkauften Hochmoores zurückgenommen und für eine
Differenz von etwa 18 000 ^ sich ausbedungen, plm. 47 du
Hochmoor frei zur Verfügung, 30 du abgetorftes Untcrmoor
neben den plw. 24 du des Pachtvertrages nach 30 Jahren
wieder zur Verfügung zu erhalten.

Zu 109, 141, 164. Diese 10 Ratenzahlungen für ver¬
kaufte Torfmoorflächen, ca. 2070 ^ würden 1883 zum
Abschluß kommen.

Nach den mitgetheilten Einzelheiten, welche im Vor¬
zimmer ausgelegt seien, könne der Ausschuß sich mit den ge¬
schehenen Transactionen nur einverstanden erklären und müsse
dieselben um so vortheilhafter halten, da es im Interesse des
Staates liegen müsse, ohne damit eine künstliche Schöpfung
erzeugen zu wollen, die Industrie in den Torfmooren mög¬
lichst zu fördern.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
II. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

den Entwurf eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr.
einen Zusatz zum Gesetze vom 30. Mai 1876, betr. Ver¬
kündigung eines Gehaltsregulativs für den staatlichen Schul¬
dienst und das Bau-, Vermessungs- und Forstwesen des
Großherzogthums. (Anl. 59 S . 268.)

Berichterstatter Abg. Keller : Der Ausschuß sei den
Motiven, welche die Staatsregiernng zur Einbringung dieses
Gesetzentwurfes veranlaßt und in dem Schreiben an den
Landtag niedergelegt habe, in allen Punkten beigetreten und
könne derselbe die Vorlage der Regierung zur Annahme nur
empfehlen; deshalb stelle er den Antrag:

der Landtag wolle dem betreffenden Gesetzentwürfe
seine Zustimmung ertheilen.

Der Antrag des Ausschusses wird genehmigt.
III. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

die Landescafse-Rechnungcn des Fürstenthums Birkenfeld pro
1876/78. (Anl. 74 S . 425.)

Berichterstatter Abg. Keller : Betreffs der Rechnungen
habe der Ausschuß nichts zu erinnern gefunden und stelle er
daher unter Rücksendung der Landescasse-Rechnungen den
Antrag:

der Landtag wolle die Rechnungen der Landescaffe
pro 1876/78 gutheißen und den Ueberschreitungeu
des Voranschlags pro 1876/78 um 56 711 ^ 43
nachträglich seine Zustimmung ertheilen.

Der Ausschuß könne jedoch, wie auch bereits im Pro-
vinzialrathe geschehen, nicht umhin, auf die hohen Geschäfts¬
kosten, namentlich die Ausnutzung der Diäten und Transport¬
kosten, hiuzuweiscn. Wenn Fälle vorkämen, daß Jemand

vor 12 Uhr abreiste und sich für den ganzen Tag Diäten
berechnete, so sei Lies ein entschiedener Mißbrauch und bäte
er die Staatsrcgierung, darauf hinzuwirken, daß diesem Uebel-
stande baldigst abgeholfen würde.

Der Antrag wird angenommen.
IV. Bericht des Finanzausschusses, betr. einen vom

Staatsministcrium vorgelegten Vertrag zwischen dem Staate
und der evangelischen Kirche im Fürstenthum Birkenfeld.
(Anl. 63, S . 289.)

(Berichterstatter Abg. Keller.)
Abg. Schüler : Der Provinzialrath habe in seiner

Sitzung vom 28. October 1881 einem Vertrage zwischen
dem Staate und der evangelischen Kirche, in dem erstcrcr
sich zur Zahlung einer Pauschsumme von 17 500 ^ bezw.
17 000 ^ an die letztere verpflichte, gutachtlich zugestimmt;
diese Summe erhöhe die Staatsregierung in ihrem Anträge
an den Landtag um 1500 ^ Er (Redner) empfehle den
Antrag1 des Ausschusses, der von dem Regierungsantrage
nicht abweiche, dringend, da nur so die Verheißung der
Selbständigkeit der Kirche sich verwirklichen würde. Der
Antrag2 des Ausschusses:

der Landtag wolle die von Geistlichen an ihn ge¬
richtete Petition für erledigt erklären,

rechtfertige sich dann durch sich selber.
Die Anträge1 und 2 werden angenommen.
V. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

Petition von Eingesessenen der Gemeinde Cleverns vom
2./3. December 1881, betr. Chausseebau.

Berichterstatter Abg. Barnftebt : In der fraglichen
Petition richteten 40 Eingesessene der Gemeinde Cleverns
das Gesuch an den Landtag, zu beschließen, daß der Ausbau
der Chaussee Jever-Cleverns-Sandel-Landesgrenze in der Rich¬
tung auf Wcstermöns Leerhafe in nächster Zeit in Angriff
genommen werde.

13 *
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Diese Chaussee sei bereits in dem Chanssecnetze, welches
vom Amtsrathe Jever festgestellt sei, vorgesehen und für
dieses Chauffcenetz im Z. 58 des Voranschlags der Aus¬
gaben des Herzogthums Oldenburg für 1882/84 für die
nächsten drei Jahre je 10 000 ausgeworfen. In der
Petition sei angegeben, daß der Anschluß an die Preußische
Chaussee gesichert sei, demgegenüber der Abg. Jken behauptet
habe, daß der Anschluß durchaus nicht feststünde. Da nun
der Staats re gierung  die Befugniß zustünde, zu bestimmen,
welche Chaussee zuerst gebaut werden solle, so habe der
Ausschuß nur beantragen können:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregicrung zur Kcnntnißnahmc übergeben.

Der Antrag des Ausschusses wird genehmigt.
VI. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

Vorlage vom 7. Deccmbcr 1881, betr. Kosten der im Jahre
1882 vorzunehmenden Erhebung einer allgemeinen Berufs¬
statistik und Viehzählung für den Umfang des deutschen
Reichs. (Anl. 84, S . 481.)

Berichterstatter Abg. Barnstedt : Wie die Herren
aus dem Schreiben der Staatsregierung ersehen haben würden,
sei beabsichtigt, im Jahre 1882 die Erhebung einer allgemeinen
Berussstatistik und einer Viehzählung für den Umfang des Deut¬
schen Reichs stattfinden zu lassen. Die Kosten der statistischen
Aufnahme selbst seien von den Landesregierungen zu kragen
und die dem Großherzogthum Oldenburg erwachsenden vom
statistischen Düreau auf 12 000 ^ veranschlagt. Da die
Richtigkeit dieser Zahl von Seiten des Ausschusses nicht in
Zweifel gezogen werden könnte, so stelle derselbe den Antrag:

der Landtag wolle zur Deckung der Kosten der im
Jahre 1882 vorzunehmenden Erhebung einer allge¬
meinen Berussstatistik und Viehzählung für den Um¬
fang des Deutschen Reichs die Summe von 12000 ^
für das Jahr 1882 zu Z. 8 des Ausgabe-Voran¬
schlags des Großherzogthnms (Kosten besonderer sta¬
tistischer Ermittelungen) bewilligen.

Der Antrag wird angenommen.
VII. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Vorlage

vom 7. December 1881, betr. Zuschuß an die Gemeinden
Delmenhorst und Ganderkesee zum Bau einer Chaussee von
Delmenhorst über Adelheide bis zur Landesgrcnze. (Anl. 86,
S . 482.)

Berichterstatter Abg. Barnstedt : Er habe hier nur
eine redactionelle Bemerkung zu machen: Im AbklatschS . 9
von unten müsse anstatt „besucht" „sucht" gelesen werden.
Im Uebrigen empfehle er den Antrag des Ausschusses.

Der Antrag wird genehmigt.?
VIII . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

die Petition des Amtsvorstandes des Amts Vechta, betr.
den Bau einer Eisenbahn von Ahlhorn in südlicher Richtung
durch das Amt Vechta.

Berichterstatter Abg. Meyer : Der Amtsvorstand des
Amtes Vechta richte im Namen des Amtsrathes an den
Landtag die Bitte: der hohe Landtag wolle an die Staats¬
regierung das dringende Ersuchen richten, wenn irgend mög¬
lich, den Ausbau der fraglichen Eisenbahn noch für die
nächste Finanzperiode in Aussicht zu nehmen und dem Land¬
tage eine darauf bezügliche Vorlage zugehen zu lassen.

Nach reiflicher Prüfung dieser Petition von Seiten des
Finanzausschusses seien aus demselben zwei Anträge hervor¬
gegangen, der Antrag der Majorität;

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur nochmaligen Erwägung übergeben,

und der von ihm vertretene Antrag der Minorität:
der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichcn
Staatsregierung zur dringenden Berücksichtigungem¬
pfehlen.

Er (Redner) würde sich erlauben, die ganze Frage
vom Standpunkt der Minorität aus einer kurzen Erörterung
zu unterziehen.

Lange bevor an den Ausbau der jetzigen Oldenburgischcn
Bahnen gedacht sei, schon seit länger als 20 Jahren sei die
in Frage kommende Gegend des jetzigen Amtsdistricts Vechta
in der begründeten Hoffnung gewesen, in das Eisenbahnnetz
hineingezogen zu werden, und zwar zunächst durch den be¬
absichtigten Bau der sog. Jadebahn, von dem neuen Kriegs¬
hafen an der Jade , dem jetzigen Wilhelmshafen, nach der
Festung Minden. Diese Aussicht habe festere Gestalt ange¬
nommen durch den Staatsvertrag zwischen Oldenburg und
Preußen vom 16. Februar 1864, in welchem Preußen sich
verpflichtete, jene Bahn innerhalb 10 Jahren zu bauen oder
an Oldenburg eine Million Thaler als Conventionalstrafe
zu zahlen. Dieses Project sei von Preußen später fallen
gelassen worden, als eine Aenderung der politischen Ver¬
hältnisse Deutschlands eingetreten sei.

Es sei sodann das Project der sog. Paris -Hamburger
Bahn aufgctaucht, welche die Holländische Bahnstation
Venloo mit Hamburg zu verbinden und so eine ganz erheb¬
liche Abkürzung der Route Paris -Hamburg bezweckt habe.
Sehr freudige Hoffnungen hätten sich damals für unser Land
und speciell für den Süden desselben an dieses Project ge¬
knüpft; leider habe das Jahr 1866 durch die großen Ver¬
änderungen in Deutschland auch diese Hoffnungeu getäuscht,
die Bahn wurde gebaut, allein trotzdem sic bei der Wahl
der Oldenburgischcn Richtung um Millionen Thaler billiger
und viele Meilen kürzer hätte hergestellt werden können,
wären bei dem Bau derselben die Oldenburgischcn Landes¬
grenzen mit Sorgfalt gemiedep.

Eine neue Hoffnung habe der fragliche Landestheil ge¬
schöpft, als das Project der Oldenburgischcn Südbahn auf¬
getaucht sei; dieselbe sei aber auch diesmal getäuscht worden,
indem die Bahn, anstatt über Lohne und Damme den direkten
Weg nach Osnabrück aufzusuchen und so den eigenen Landes-
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lindern die Segnungen des Dahnverkehrs zuzuführen, durch
die wenigst bevölkerte Gegend unseres Herzogthums zum
Lande hinaus durch Preußisches Gebiet und auf nicht un¬
beträchtlichem Umwege über Quakcnbrück nach Osnabrück
geführt sei. In zahlreichen Bittschriften und mit mündlichen
Vorstellungen seien die Bewohner der Aemter Damme und
Vechta damals bei der Staatsregierung und dem Landtage
gegen diese Verletzung unserer eigensten Interessen vorstellig
geworden; alles vergebens! Höhere Staaksintereffcn und
die Rücksicht Preußens auf seine Unterthanen wären damals
maßgebend gewesen, als die verhängnißvolleEntscheidung
über die Richtung jener Bahn getroffen worden.

Ein kleines Trostmittel sei alsdann den Bewohnern
dieses Landstriches gewährt worden durch die Annahme des
Antrages des Abg. Russell Seitens des 17. Landtags,
wonach die Großherzogliche Staatsregierung ersucht worden
sei, den Bau einer Eisenbahn von Ahlhorn ab durch die
Aemter Vechta und Damme zum Anschluß an die Paris-
Hamburger Bahn in Aussicht zu nehmen. Sechs Jahre
wären seitdem wiederum verflossen, ohne Laß das Project
eine erhebliche Förderung erfahren, bis in dankenswerther
Weise die Großherzogliche Staatsregierung im Herbst des
Jahres 1879 die fragliche Bahn durch die Eisenbahndirection
habe vermessen und die technischen Vorarbeiten für dieselbe
habe ausführen lasten, deren Resultat zuerst durch das Pro¬
tokoll der Conferenz der freien Vereinigung zur Wahrung
und Förderung der Verkehrsinteressen im Verkehrsgebiet der
Oldenburgischen Staatseisenbahnen vom 11. Juni 1881
weiteren Kreisen zugänglich geworden. Durch die Resultate
der technischen Vorarbeiten und vergleichenden Berechnungen
über die in Aussicht stehende Verzinsung des Anlagekapitals
sei die Ausführbarkeit und eine durchaus befriedigende Ren¬
tabilität der Bahn nachgcwiesen.

Nach den in jenem Protokoll niedergelegten Mittheilun¬
gen des Herrn Geh. Oberbaurath Bure  sch seien für die
Bahn dreierlei verschiedene Projecte und für jedes derselben
eine Rentabilitätsberechnungausgestellt worden, welche er
(Redner) sich mitzutheilen gestatte:

Project I. beabsichtige Normalspnrbahn mit möglichster
Benutzung der Chaussee;

Project II . nehme Normalspurbahn in völlig freier
Führung in Aussicht;

Project III . für Schmalspurbahn in ähnlicher Form
Wie Ocholt-Westerstede.

Das Project I . sei 47,8 kw lang und erfordere
2181000 ^ Anlagccapital;

das Project II . sei auf 16,9 km berechnet mit einem
Anlagekapital von 2 570 000 ^ und

bei Project III . sei die Länge der Strecke auf 48,7 km
und das erforderliche Anlagekapital auf nur 1. 379 600 ^
veranschlagt.

Die Rentabilität sei von Herrn Geh. Rath Buresch
berechnet auf Grund der Betriebsresultate anderer ähnlicher
Bahnen, namentlich der Holsteinischen Marschbahn, der West-
holsteinischen Bahn, der übrigen Oldenburgischen Staatsbah¬
nen und der Bahn Ocholt-Westerstede. Ferner sei dabei die
Frequenz der Station Ahlhorn mit in Rücksicht gezogen und
von der Voraussetzung ausgegangcn, daß die Bahn vorerst
als Sackbahn in Damme endigen und der Anschluß an die
Preußische Bahn erst im Verlauf der Zeit in Aussicht zu
nehmen sei.

Unter diesen Voraussetzungen habe Herr Geh. Rath
Buresch  die voraussichtliche Verzinsung des Anlagekapitals
bei Project I. auf 3,16"/g, bei Project II . auf 2,63°/„ und
bei Project III . auf 5,08 veranschlagt.

Bei dem in Aussicht stehenden nicht unbeträchtlichen
Güterverkehr der projectirten Bahn , die, von einer kurzen
Strecke jenseits Ahlhorn abgesehen, auf ihrer ganzen Linie
bis Damme eine landwirthschaftlich gut entwickelte, mäßig
dicht bevölkerte und namentlich in Lohne mit einer vcrhältniß-
mäßig lebhaften Industrie ausgestattete Gegend durchschneide,
könne nach seiner(Redners) Ansicht nur eine Bahn mit nor¬
maler Spurweite in Aussicht genommen werden. Project I.
würde den beabsichtigten Zweck vollständig erreichen lassen und
dürfe man nach den angestellten statistischen Ermittelungen des
Güterverkehrs, welcher aus der betheiligtcn Gegend vorzugs¬
weise zur Zeit den Bahnhöfen der Vcnloo-Hamburger Bahn
zufließe, deren ausführliche Mittheilung ihn (Redner) heute
zu weit führen würde, mit ziemlicher Sicherheit annchmen,
daß, sofern die Bahn gleich  den Anschluß nach Süden über
Damme hinaus , sei es in Lemförde, was der projectirten
Bahn Lemförde-Bergheim halber am richtigsten, sei es in
Bohmte, oder sei es in Alfhausen, einer Station der Olden¬
burgischen Bahnstrecke Quakenbrück-Osnabrück suche, — sich
die Rentabilität erheblich günstiger stellen und eine durchaus
befriedigende Verzinsung des Anlagekapitals erwarten lassen
würde. Cr (Redner) setze hierbei voraus , daß die Bahn
durchaus als Sekundairbahn betrieben und der Bau so ein¬
fach und billig als möglich, namentlich mit Vermeidung kost¬
spieliger Hochbauten betrieben und daß zunächst von der Be¬
schaffung eines erheblichen eigenen Betriebsmatcrials abgesehen
werden könne, weil das Betriebsmaterial unserer''alten Bahnen
sich auf der neuen Bahn benutzen lasse.

Als auf einen für die Rentabilität der Bahn erheblich
in' s Gewicht fallenden Umstand, wolle er, außer auf die nicht
unbeträchtliche Industrie in Lohne rc. , auf die Lager von
Eisensteinen Hinweisen, die in den Niederungen jener Gegend
in erheblicher Ausdehnung vorkämen und einen wichtigen
Exportartikel nach den Westfälischen Jndustriebezirken zu wer¬
den versprächen.

Die von der Bahn durchschnittene Gegend habe Reich¬
thum an Torf, es seien überall beträchtliche Lager von Thon
vorhanden, die Holzproduction sei bedeutend und dabei sei die
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landwirthschaftliche Productivität auf ciucr Stufe angclangt,
die namentlich Ausfuhr von Vieh, besonders von fetten
Schweinen, so denn von Speck und Schinken, ferner ganz
bedeutenden Mengen Eier und Butter und in Jahren mit
guten Ernten von Getreide erforderten. Durch Verbindung
mit dem Norden des Landes werde sich eine erhebliche Zufuhr
von Kleierde, Schlick, Dünger w. entwickeln.

Für möglichst baldige Ausführung des Baues der Bahn
sprächen die zur Zeit leichte und billige Beschaffung der Geld¬
mittel, niedrige Preise der Baumaterialien, namentlich des
Eisens und des Holzes, sowie die niedrigen Arbeitslöhne.
Diese Gründe würden es ermöglichen, in gegenwärtiger Zeit
die Bahn noch unter  der Voranschlagssumme zu bauen,
dazu käme die große Bedeutung, welche der Bahnbau un¬
mittelbar als Quelle von Arbeit für die Bevölkerung der
betheiligten Gegend habe, die durch einige schlechte Ernten
in ihrem Wohlstände zum Thcil beträchtlich zurückgegangen
und schon in dem Bau der Bahn an sich eine Hebung ihrer
materiellen Wohlfahrt erblicken dürfe, abgesehen von dem
dauernden Aufschwung, den alle wirthschaftlichen Verhältnisse
durch die Wohlthaten des BahnverkehrS erfahren würden.

Daß der Oldenburgische Staat dem in Frage stehenden
Landesthcil, welcher von 32000 Menschen bewohnt sei, seine
berechtigten Wünsche auf die Bahn doch einmal erfüllen
müsse, darüber würde bei den Herren wohl kaum eine Mei¬
nungsverschiedenheit herrschen. Nun möge man bedenken,
daß derjenige, welcher bald giebt, doppelt giebt, und möge
man den Bau der Bahn nicht mehr länger hinausschicben!

Wenn gegen die Erfüllung dieses Wunsches die gegen¬
wärtige ungünstige Finanzlage des Landes, wie in der Pe¬
tition ausgesprochen, auch seitens der hohen Staatsregierung
geltend gemacht werde, so wolle Redner dem gegenüber doch
daran erinnern, daß man Eisenbahnen nicht aus laufenden
Ueberschüssen einer Finanzperivde bauen könne, sondern die
Beschaffung der Geldmittel im Wege einer Anleihe zu be¬
werkstelligen Pflege. Und zur Aufnahme einer Anleihe sei
der gegenwärtige Zeitpunkt, wo 4procentigc Staatspapiere
ul pN'i und darüber ständen, ein keineswegs ungünstiger.
Wenn man dem gegenüber behaupte, baß die Verschuldung
des Landes schon ohnehin eine bedenkliche Höhe erreicht habe
und besonders bei dem Umstande, daß ein so erhebliches Ca¬
pital schon in den vorhandenen Bahnen stecke, dessen Ver¬
zinsung bei der schwankenden Natur der Betriebsergebniffe
der Eisenbahnen eine nicht genügend gesicherte sei und es
schon gegenwärtig thatsächlich der Fall, daß das Herzogthum
zur Verzinsung der Bahnanleihcn eine jährliche Summe von
ca. 150—180 000 mehr aufzubringen habe, als wenn
die Bahnanleihen nicht eristirten, — so habe er (Redner) dem
gegenüber zunächst darauf hinzuweisen, daß der Landesthcil,
welcher diese Bahn verlange, doch auch zur Aufbringung der
Geldmittel, welche zur Deckung jenes Deficits erforderlich,
nach Maßgabe seiner Steuerkraft contribuircn müsse, ohne

aber irgend nennenswerthen Nutzen in directcr oder indirekter
Weise von jenen Bahnen zu haben.

Es sei daher nichts weiter als ein Act ausgleichender
Gerechtigkeit, wenn dem Süden unseres Landes die gewünschte
Bahn gebaut werde. Auch könne die im Verhältniß zu un¬
serer gesammten Schuldenlast nicht erhebliche Summe von
ca. 2 Millionen nicht so schwer in's Gewicht fallen, daß
man den Bau der Bahn deshalb noch länger hinauszuschicben
brauche. Selbst wenn nicht sofort eine vollständige Verzin¬
sung des Anlagekapitals vorhanden, so sei unsere Gegend es
ebensogut wertst, für dieselbe in dieser Hinsicht ein kleines
Opfer zu bringen, als die anderen Thcile des Landes, welche
längst Bahnen hätten. Der indirekte Vortheil einer allge¬
meinen Hebung der wirthschaftlichen Lage einer Gegend durch
Hineinziehcn derselben in den Bahnverkehr sei ein völlig ge¬
nügendes Aequivalent für ein verhältnißmäßignicht einmal
bedeutend zu nennendes Geldopser. Jndirect erwachse ja dem
Staate aus der Hebung eines Landestheils durch die Ver¬
besserung der Steuerkraft ein nicht zu unterschätzender Vortheil.

Habe Oldenburg einmal das Staatsbahnprincip adoptirt,
und dies sei in eminentem Grade thatsächlich der Fall, dann
resultire daraus naturnothwendig die Pflicht, allen Theilen
des Staatsgebiets in Bezug auf seine gerechten desfallsigen
Ansprüche Genüge zu leisten, und es sei durchaus nicht recht,
einen Landesthcil, dem, wie schon Eingangs nachgewiesen,
wiederholt die begründetsten Hoffnungen gemacht, noch länger
ohne Eisenbahn zu lassen.

Auch den Einwand höre man nicht selten dem Bahn-
project gegenüber aussprechen, daß in der neuen Bahn den
älteren Bahnen eine Concurrenzbahn geschaffen würde. Allein
dieser Einwand sei nicht richtig. Der bei weitem überwie¬
gende Theil des Verkehrs aus den meisten Gemeinden des
jetzigen Amts Vechta, sowohl was den Güter- als waö den
Personenverkehr anbctreffe, gravitire nach der Venloo-Ham-
burger Bahn und sei somit für die Oldenburgischcn Bahnen
verloren. Zwar fließe aus den Gemeinden, die näher an der
Oloenburgischen als an der Venloo-Hamburger Bahn lägen,
auch der Oldenburgischcn Bahn naturgemäß zur Zeit der Ver¬
kehr zu und würde, falls die in Frage stehende Bahn fertig
geworden, zum großen Theil der älteren Oldenburgischcn
Bahn zu Gute kommen, jedoch werde dieser Nachthcil mehr
als ausgehoben durch den Vortheil, der auch dem älteren
Oldenburgischcn Bahnnetz durch den Character der neuen
Bahn als Znfuhrbahn der älteren nothwendig erwachsen müsse.
Er (Redner) wolle sich im Interesse einer wünschenswerthen
Kürze vorläufig weiterer Ausführungen enthalten; er hoffe,
daß die angeführten Gründe bei dem hohen Hause Anerken¬
nung finden mögen, und gestatte sich die Herren um Annahme
seines, des Mindcrheitsantragcs zu bitten. —

Abg. Tantzen : Auch die Majorität verkenne in keiner
Weise die ungünstige Lage dieses Landestheils, zumal die
früheren Verträge zu den besten Hoffnungen berechtigt hätten;
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auch sic würde gern sehen, wenn dem südlichen Oldenburg
die Segnungen des Eisenbahnverkehrs zugeführt würden,
wenn dieses nur irgendwie mit den Interessen des Landes
vereinbar wäre. Die Staatsrcgierung habe die Petenten
unter Hinweis aus die schlechten Fiuanzverhältnisse abge-
wiescn; hiergegen dürfe man nicht austrcten, da bei Lage der
Sache es durchaus ungerechtfertigt wäre, auf die Staatö¬
regierung einen Druck auszuübcn. Bei der schwachen Ren¬
tabilität unserer anderen Bahnen, bei dem bedrückenden Ein¬
fluß, den die Eisenbahn auf die Finanzverhältnisse des Landes
ausübe, gäbe dieser neue Bau zu großen Bedenken Anlaß,
umsomehr als diese Bahn unserer Südbahn entschieden
Concurrenz machen würde.

Der Berichterstatter der Minorität habe erwähnt, daß
bei der großen Schuldenlast des Landes eine Neubelaftuug
mit 2 000 000 durchaus nicht in die Wagschale fallen
könnte; dieser Ansicht müsse er entschieden entgcgentretcn, da
man daraus sehen müsse, die Schuldenlast zu verringern oder
wenigstens nicht zu vergrößern; denn wenn nickt bald eine
erhebliche Aufbesserung der Bahnerträgnisseciuträte, würde
die Finanzlage noch beunruhigender werden, als sie jetzt
schon sei.

Aus diesem Grunde sei jeder Druck auf die Staats-
regicrung zu vermeiden; da jedoch andererseits es nicht an¬
gemessen gewesen wäre, über die Petition der Vertretung
eines so großen Amtsverbandes zur Tagesordnung überzu¬
gehen, so habe die Majorität den Antrag gestellt:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur nochmaligen Erwägung über¬
geben.

Abg. Deeken : Nach der eingehenden Darlegung der
historischen Entwickelung dieses Bahnprojectcs von Seiten
des Abg. Meyer sei es überflüssig, hierauf nochmals näher
einzugehen, und wolle er sich darauf beschränken, die vom
Abg. Tantzen gegen den Antrag der Minorität vorgebrach¬
ten Gründe zu widerlegen. Er hätte gehofft, daß die Petition
eines der größten unserer Amtsverbände etwas wärmer von
der Majorität des Ausschusses ausgenommen wäre, besonders
mit Rücksicht darauf, daß dies der einzige Landestheil sei, der
noch nicht von einer Bahn durchschnitten würde. Allerdings
sei die Finanzlage unseres Landes augenblicklich nicht sehr
günstig, aber trotzdem könne man leicht das kleine Opfer auf
sich nehmen, auch diesem bisher vernachlässigten Landestheil
etwas zuzuwenden, zumal doch nichts gerechtfertigter sei, als
daß Lasten und Nutzen gleichmäßig über das Land ver¬
theilt-würden. Sonst hätte man überall hin, man könne
fast sagen nach jedem Dvrse eine Bahn gebaut, gestützt auf
gute Hoffnungen, die jedoch mehr oder weniger sich nicht
realisiri hätten: Die Dahn von Hude nach Nordenhamm sei
gebaut in der Hoffnung, daß der Verkehr von Nordenhamm
emporblühen, die Bahn von Sande nach Jever in der Hoff¬

nung, daß die projectirte Ostfncsssche Küstenbahn ihr später
Verkehr zriführen würde. Man könne diesen Bahnen eine
Berechtigung nicht absprcchcn, da sie, wenn auch zur Zeit
von geringem directcn, so doch von großem indirectcn Nutzen
für die berührten Landestheile wären. Aus gleichem Gesichts¬
punkte möge man aber auch die Bahn in südlicher Richtung,
durch das Amt Vechta, bcurthcilen.

Der hier in Frage kommende Landstrich habe gewisser¬
maßen ein Recht auf den Ausbau dieser Bahn , da die
Preußische Million, bezahlt als Ersatz für die projcctirt
gewesene Bahn von Wilhelmshaven über Damme nach Min¬
den, doch eigentlich diesem Landestheil speciell zu Gute kom¬
men müsse. Wenn die Staatsregierung diese für andere
Bahnkanten veirechne, so sei dies von dem Standpunkte aus
geschehen, daß man das Geld genommen, wo man cs ge¬
funden; das Geld müsse aber ganz oder theilweise dazu ver¬
wandt werden, diesem Landestheile die Bahn zu verschaffen
und rechtfertige es sich, schon jetzt auch hier mit Len Bahn¬
bauten Len Anfang zu machen.

Die Mehrbelastung von 2 000 000 ^ sei kein großes
Opfer; das Geld sei ja nicht weggeworfen; wenn man das
Projekt I. annehme, welches sich mit mehr als 3°/y verzinsen
würde, so sei das äußerste, was das Land riskire, 1°/o —
etwa 20 000 diese könne das Land wohl aufbringen
und sei hierzu um so mehr verpflichtet, als für die anderen
Bahnen unverhältnismäßig höhere Summen zugesctzt würden.
Er (Redner) empfehle dringend den Antrag der Minorität,
zum.ck durch die Annahme desselben ein Druck auf die Regie¬
rung durchaus nicht ausgeübt werde» würde.

Abg Windmüller : Er gehöre dem Landtage seit
1872 an und habe man damals bereits vor einer vollzogenen
Thatsache gestanden. Wie allgemein bekannt, seien dem Land¬
tage 4 Projekte zur Genehmigung unterbreitet, darunter auch
dasjenige von Quakenbrück nach Osnabrück. Man habe sich
in einer förmlichen Zwangslage befunden und um nicht Alles
zu gefährden, habe man Alles bewilligen müssen.

Er erinnere sich noch recht gut , daß gerade die Bahn
Quakenbrück-Osnabrück zu den allerei'ngehendsten Erörterun¬
gen geführt habe, namentlich der sel. Abg. Russell habe
sich alle undenkliche Mühe gegeben, um seinem südlichen
Heimathlande die Wohlthat einer Eisenbahn zuzuführcn.
Leider ohne Erfolg, da man nach den von der Staatsrcgie¬
rung hergebrachten Beweismitteln sich habe überzeugen müssen,
daß Preußen eine südlichere Richtung als Concurrcnzlinie der
damals bereits geplanten Paris -Hamburger Bahn auffassen
und niemals die Genehmigung des Anschlusses in der Rich¬
tung geduldet haben würde.

Was nun die mehrfach erwähnte Million anlange, auf
welche Münsterland er» so großes Anrecht zu haben glaube,
so verhalte sich die Sache doch wesentlich anders. Preußen
habe lange geschwankt, ob es auf Minden weiter bauen
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wolle, allein die mehr und mehr sich ergebende Unwichiigkeit
Mindens als Festungsplatz, in Verbindung mit dem Paris-
Hamburger Bahnproject hätten Preußen von dem Plan ab-
sehen lassen und schließlich hätte Preußen sich zur Zahlung
der Million , aber keineswegs mit großer Bereitwilligkeit,
beqnemt.

Auch er bedauere aufrichtig, daß das südliche Münster-
land nicht mit einer Bahn auSgestattet sei, und namentlich,
daß jetzt die Finanzlage eine derartige sei, daß vorläufig an
Bahnbauen nicht zu denken sei, die Anschlüsse an andere
Bahnen gemahmen auch wegen der übergroßen Anschluß¬
kosten, wie der Abg. Deeken richtig hervorgehoben, zu
großer Vorsicht.

Er hoffe, daß sich die Zeiten bald ändern werden und
stehe er alsdann nicht an, sollte er noch im Landtage sein,
der Eisenbahn durch Südmünsterlandnach wie vor seine volle
Sympathie zu bezeigen.

Abg. Jken : Zunächst wolle er dem Abg. Deeken
erwidern, daß die Bahn Sande-Jever durchaus nicht eine so
unrentable Anlage sei, wie er bemerkt habe; denn es stände
fest, daß die Station Jever eine der frequentesten des ganzen
Oldcnburgischen Bahnnctzes sei. Leider führe jedoch diese
Bahn durch eine Gegend, wo wenig Menschen wohnten und
wäre es entschieden richtiger gewesen, wenn man die Bahn
von Wilhelmshaven direct über die Dörfer Fedderwarden und
Sillenstede in gerader Linie nach Jever geführt hätte; so hätte
sie zwei große verkehrsreiche Dörfer berührt und wäre zweifellos
die Rentabilität der Bahn eine noch günstigere gewesen.

Was die zur Verhandlung stehende Petition beträfe, so
nehme er zu dieser Frage denselben Standpunkt ein wie die
Abg. Tnutzen und Windmüllcr . Auch er halte cS für
ungerecht, daß der große südliche Landestheil noch ohne Bahn¬
verbindung sei und bedauere sehr, daß man nach Lage der
Finanzen die Petition nicht mehr als geschehen berücksichtigen
könne. Zunächst müsse Klarheit in die Verhältnisse der Eisen¬
bahn gebracht werden, erst wenn dies erreicht, könnten bessere
Resultate erzielt werden und müßten sich die Petenten bis
dahin gedulden.

Abg. Barnstedt : Indem er sich Len Ausführungen
der Majorität anschlöffe, wolle er nur kurz darauf Hinweisen,
daß der Ausschuß eingehend geprüft habe, welche Fassung
man dem Anträge geben solle. Im Resultat wäre cs viel¬
leicht einerlei; allein in der Erwägung, daß die StaatSregie-
rung die Petenten abgewiesen habe und ein Druck auf die¬
selbe möglichst zu vermeiden sei, habe die Majorität des
Ausschusses cs für richtiger gehalten, die Petition der Staats¬
regierung zu übergeben , nicht zu empfehlen . Getrieben
von dem Gefühle, daß die Interessen des südlichen Landes-
theils möglichst berücksichtigt zu werden verdienten, habe man
davon abgesehen, über die Petition zur Tagesordnung über¬
zugehen.

Abg. Hoyer : Nach den erschöpfenden Ausführungen
der Vorredner wolle er nur in Kürze bemerken, daß er von
jeher dafür gewesen wäre, die südlichen Landeötheile in das
gesammtc Eisenbahnnetz hincingczogeii zu scheu. Er habe
überhaupt gewünscht, daß für manche Eiscnbahnstreckenandere
Linien gewählt worden wären und habe seit Beginn der
Eisenbahnbauten desfallstge Vorschläge und Anträge vergeblich
gebracht. Insbesondere sei er stets für die Richtung Warden¬
burg-Vechta Lohne-Damme gewesen und bedauere lebhaft, daß
ein so industrieller, strebsamer Platz wie Lohne noch immer
ohne Eisenbahn sein müßte. Für die Stadt Oldenburg na¬
mentlich würde er eine bessere Verbindung mit diesen Landcs-
thcilen für wünschenswerth halten. Dem Abg. Deeken
möchte er indeß entgegnen, daß er keineswegs hinsichtlich der
Bahnen nach Jever oder Nordenhamm gleicher Ansicht sei.
Die Bahn nach Jever gäbe gute Rente, wie der Abg. Jken
bereits hervorgehoben, und käme cS überhaupt ja in Betracht,
daß die Eisenbahnen nicht allein da seien, um große Renten
abzuwerfen, sondern dem Lande indirekt zu Gute kommen
müßten. Deshalb bedauere er nicht, daß jene Bahnen im
Jeverkande gebaut worden wären, wogegen es eine andere
Frage sei, ob es zweckmäßiger gewesen wäre, die Bahnstrecken
im Auslande anzulegen, um z. B. die reichen Myn Heers
aus Holland spazieren zu fahren. Er hoffe nun auch, daß
die Finanzlage dcS Herzogthums sich bald so günstig gestalten
möge, um die Regierung in den Stand zu setzen, eine An¬
lage im Sinne der Petition erlassen zu können. Er wolle
dieselbe mit Freude begrüßen, obschon er unter den gegen¬
wärtigen Verhältnissen es für geboten erachte, Len Antrag
der Majorität anzunehmen

Berichterstatter Abg. Meyer : Er wolle zunächst freudig
und dankbar constatiren, daß von allen Seiten deö Hauses
das moralische Anrecht aus die fragliche Bahn gleichmäßig
anerkannt, daß auch nicht eine Stimme laut geworden, welche
sich dafür ausgesprochen, daß die schon so lange bestehenden
Ansprüche dcS frag!. Landestheils als unberechtigt anzusehen
seien. Er habe nur geglaubt, daß, wenn allseitig die Pflicht
des Staates , diese  Bahn auch noch zu bauen, anerkannt
werde, daß man dann auch mit der Ausführung nicht länger
zögern dürfe und einen Th eil  jener Million, die, wie
auch heute noch hervorgchoben worden, doch eigentlich hätte
ganz  für den Landestheil verwandt werden müssen, dem
andernfalls jene Preußische Jadebahn zu Gute gekommen
wäre, für deren NichtauSbau diese Summe in den Staats¬
säckel des Herzogthlims geflossen, für die qn. Bahn hätte
flüssig machen wollen. Das nochmalige Hinausschicben des
Baues der Bahn erhalte den LandeStheil noch länger in dem
unangenehmen Gefühle des „Hangens und Bangens in schwe¬
bender Pein ", daher hätte er cs sehr gewünscht, schon in der
nächsten Finanzpcriode wenigstens eine Theilstrecke, etwa
Ahlhorn-Vechta oder-Lohne, gebaut zu sehen. Redner müsse
aber doch auch andererseits das Schwerwiegende jener Gründe
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anerkennen, welche seitens der Mehrheit der Redner gegen
ven sofortigen Ausbau der Bahn geltend gemacht seien. Er
wolle namentlich auch nicht verkennen, daß die herrschenden
Schwierigkeiten, welche der Landcsvertretungbei ihrem so
wünschenswcrthen Eindringen in das innere Wesen des Eisen¬
bahnbetriebes zur Zeit noch entgegenständen, sowie die noch
mangelnde Klarheit über die faktischen Betriebsergebnisse der
schon fertigen Staatsbahnen, sowie die Schwierigkeit einer
richtigen Schätzung der in Zukunft zu erwartenden Betriebs-
ergebniffc auch bei Beurtheilung der Frage, die im Augen¬
blick zur Verhandlung stehe, von Bedeutung sei.

In seiner Gegend habe man in den letzten Jahren so¬
wohl durch die scheinbare Zurücksetzung des Landestheils in
Bezug auf die fragst Bahn, als auch wegen der für dieselbe
so nachteiligen Verschmelzung des Amtes Damme mit dem
Amte Vechta sich, wie er offen gestehen wolle, von der
Staatsregierung und der Landesvertretung etwas zurückgcsetzt
gefühlt.

Nach den sympathischen Aeußerungen, welche heute von
so vielen Seiten einer für die Gegend, welche er (Redner)
hier mit zu vertreten die Ehre habe, so eminent wichtigen
Frage, wie die des Ausbaues der fragt. Bahn sei, entgegen
gebracht seien, und in der zuversichtlichen Hoffnung, daß auch
die hohe Staatsregierung der Sache gegenüber ein warmes
Interesse vertrete, könne er (Redner) den Ausdruck der Zu¬
versicht nicht verbergen, daß, auch ohne seinerseits den Antrag
auf Dringlichkeit festzuhalten, recht bald der Augenblick kom¬
men werde, wo das Projekt, welches hier heute verhandelt,
Wirklichkeit werde. Um nun eine möglichst für Alle accep-
table Basis zu schaffen, ziehe er seinen Antrag zurück und
bitte um einstimmige Annahme des Masoritätsantrages.

Der Antrag der Majorität wird einstimmig angenommen.
IX. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses

zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes, betr. Zeit
und Dauer der Schulpflichtigkeit im Fürstenthum Birkenfeld.
(Anl. 64 S . 303.)

(Berichterstatter Abg. Schüler .)
Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle dem Gesetzentwurf, so wie er in
der ersten Lesung unverändert angenommen wurde,
auch in der zweiten Lesung seine verfassungsmäßige
Zustimmung ertheilen,

wird angenommen.
X. Bericht des Eisenbahnausschuffes über den Ent¬

wurf eines Gesetzes, enthaltend Zusatzbestimmungen zu dem
Gesetz für das Herzogtum Oldenburg vom 28. März 1867,
betr. die Enteignungen zu Eisenbahnen. (Anl. 56 S . 264.)

Der Ausschußantrag wird ohne Debatte genehmigt.
XI. Mündlicher Bericht des Gesammtvorstandesdes

Landtags, betr. Gehaltsaufbesserung des Landtagsregistrators
Schwencke hicselbst. (Schreiben des Großherzogl. Staats¬
ministeriums vom 29. Nov. 1881. Anl. 80 S . 475.)

Berichts. XXI. Landtag.

Berichterstatter Abg. Wallroth : In dem an den
Landtag gerichteten Schreiben des Großherzoglichen Staats¬
ministeriums vom 29. Novemberd. I . würde beantragt, das
Gehalt des Landtagsregistrators Schwencke,  welcher seit
dem 1. Januar 1879 ein Gehalt von jährlich 2760 ^
bezöge, angemessen zu erhöhen. Die Zulage würbe, um
denselben nach seinen Anciennitäts- und Dienstverhältnissen mit
Beamten verwandter Kategorien gleichzustcllen, nach Ansicht
des Staatsministeriums aus jährlich 190 ^ zu bemessen
sein, so daß sich alsdann das Jahresgehalt auf 2950 ^
beziffern würde. Der Gesammtvorstand habe mit Rücksicht
auf die erprobte Zuverlässigkeit und Diensttüchtigkeit des
Registrators kein Bedenken getragen, die Gehaltserhöhung zu
bewilligen und stelle daher den Antrag:

der Landtag wolle mit der Erhöhung des Gehalts
des Landtagsregistrators Schwencke Hieselbst auf
jährlich 2950 ^ vom 1. Januar 1882 an sich ein¬
verstanden erklären.

Der Ausschußantrag wird angenommen.
XII. Mündlicher Bericht des Verwallungsausschusses

über den Vertrag zwischen Preußen, Bremen und Oldenburg,
betr. Einrichtung eines Fischlaichschonreviers in der Weser.
(Anl. 32 S . 83.)

Berichterstatter Abg. Windmüller : Wie die Herren
aus der Vorlage ersehen haben würden, handle es sich hier
um die Errichtung eines Fischlaichschonreviers in der Weser;
nach dem vorliegenden Schreiben der Staaisregierung wäre
ein bestimmtes Revier bereits in Aussicht genommen und sei
der Ausschuß zu der Ueberzeugung gekommen, daß dieses
Revier das einzig günstige in der Unterweser sei.

Nach Artikel8 des Fischereigcsetzes sei die Staats¬
regierung befugt, derartige Schonreviere anzulegen und handle
cs sich nur um die Bewilligung der Kosten; die Vertheilung
derselben zu je b/g auf Preußen und Oldenburg und zu /̂g
auf Bremen rechtfertige sich dadurch, daß die ersteren beiden
Staaten einen größeren Theil ihres Gebietes in das Revier
hineingezogcn hätten. Es sei keine Frage, daß diese Ein¬
richtung ihre besonderen Vorthcile mit sich bringen würde
und stelle daher der Ausschuß den Antrag 1:

der Landtag wolle dem Uebereinkommen zwischen den
Bevollmächtigten Preußens, Bremens und Olden¬
burgs vom 26. April 1881, Einrichtung eines Fisch¬
laichschonreviers betr., seine verfassungsmäßige Zu¬
stimmung ertheilen.

Zu diesem Vertrage sei eine Petition von Fischern zu
Oberhammelwarden, Käseburg, Brake rc. eingegangen; soweit
dieselbe sich auf Aufhebung des Laichschonreviersbezöge, seien
die Wünsche der Petenten aus den vorhin ausgeführten
Gründen nicht zu berücksichtigen und beantrage der Ausschuß:

Antrag 2:
über diese Theile der Position zur Tagesordnung
überzugehen.

14
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Abg. Groß : Gegen die vorgeschlagene Begrenzung
des Fischlaichschonreviers hätten die Fischer sich deshalb aus¬
gesprochen, weil sie für den Fall der Annahme desselben er¬
heblich in ihrem Broderwerb benachtheiligt würden. Der
nördliche Theil des Reviers diene ihnen zum Stör- und
Maifischfang und müßten sie dringend bitten, diesen Theil
nicht in das Revier hineinzuziehen. Wunderbar wäre cs,
daß kein Fischer bei der Berathung dieses so wichtigen Gegen¬
standes um seine Ansicht gefragt sei und ersuche er den Abg.
Windmüller,  ihm die Namen der zugezogenen Sach¬
verständigen zu nennen.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Er könne die
nöthige Auskunft ertheilen; wie aus dem Protokoll hervor¬
ginge, seien als Sachverständige zugezogen: der Hafenmeister
Zedelius,  der Oberthierarzt vr. Greves, Wiebken  und
der Geh. OberregierungsrathHofmeister.

Was die Petition anginge, so sei hierauf hin ein Re-
gierungs-Commiffar von dem Ausschuß befragt und habe
derselbe die Auskunft gegeben, daß das bezeichnete Revier
das einzig  günstige sei. Zudem müsse man bedenken, daß
diese Maßregel, da die Zahl der Fische hierdurch vermehrt
würde, den Fischern selbst zu Gute käme und auch aus
diesem Grunde habe der Ausschuß es für richtig gehalten,
auf die Petition nicht einzugehen. Da ferner der Vertrag
auf nur 9 Jahre mit jährlicher Kündigung geschlossen sei,
so könne, wenn wirklich Schaden durch denselben gestiftet
würde, jederzeit rechtzeitig Remedur getroffen werden.

Abg. Groß : Nach seiner Ansicht könne doch der Hafen¬
meister Zedelius  nicht als Sachverständiger angesehen
werden, sofern cs sich um Fische handle. Es sei ihm un¬
begreiflich, daß die Fischer nicht hinzugezogen worden, nur
dieses habe er bemängeln wollen, im klebrigen stimme er mit
den Ausschußanträgen überein.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Zwar glaube er
wohl, daß es auch unparteiische Fischer gäbe, allein im All¬
gemeinen müsse der Abg. Groß  ihm doch zugeben, daß
gerade in diesem Punkte die Fischer, da cs sich um ihre
Interessen handele, parteiisch sein müßten.

Zu Antrag 3:
soweit sich die Petition auf die Verlängerung der Fristen
zu Benutzung der alten Netze und Herabsetzung der
Minimalgröße der Maschenweite auf 1 vw und der Reusen
auf 6 nun bezieht, der Großherzoglichen Staatsrcgicrung
zur geeigneten Berücksichtigung zu übergeben,

habe er nur noch zu bemerken, daß, wie der Herr Regie¬
rungs- Commissar im Ausschuß sich geäußert, es keinem
Zweifel unterliege, daß es gelingen werde, die von den
Fischern gewünschten Erleichterungen vertragsmäßig durch¬
zufetzen.

Die Anträge1, 2 und3 werden angenommen.

XIII. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses,
betreffend den Antrag der Commiffare der Vertragsstaaten
des Fischereigesetzes, betreffend Abänderung der Minimalmaße
des Aals. (Anl. 33, S . 84.)

Der Antrag1 des Ausschusses lautet:
der Landtag wolle dem Anträge der Commissare der
vertragschließenden Staaten seine Genehmigung er¬
theilen.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Schon bei der
Berathung des Fischereigesetzes hätten sich große Bedenken
herausgestellt, ob das Minimalmaß der zu fangenden Aale
nicht reichlich zu hoch gegriffen sei. Später hätte sich dies
zur Evidenz herausgestellt, wie z. B. aus der von den
Fischern zu Oberhammelwardenrc. cingegangenen, auf that-
sächlichcn Verhältnissen beruhenden Petition zur Genüge
hervorginge. Die erforderliche Zustimmung der beiden anderen
vertragschließenden Staaten sei jetzt erfolgt und empfehle er
dem Landtag, der Abänderung des Vertrages seine Genehmi¬
gung zu ertheilen.

Den Antrag 2:
der Landtag wolle genehmigen, daß die StaatSregie-
rung ermächtigt werde, in künftigen Fällen, wo cs
sich um die Abänderung unwesentlicher Punkte in dem
betreffenden Fischereiabkommen handelt, ohne vorherige
Zustimmung des Landtags derartigen Beschlüssen die
Genehmigung zu ertheilen,

könne er gleichfalls nur empfehlen, da man der Staatöregie¬
rung das Vertrauen schenken dürfe, kleine Abänderungen ohne
vorherige Genehmigung des Landtags selbständig vorzunehmen.

Die Anträge1 und2 werden angenommen.
Hiermit ist die Tagesordnung erledigt. Der Präsi¬

dent  setzt die nächste Sitzung auf Donnerstag, den 45. Dec.
fest mit der Tagesordnung:

1. Bericht des Ausschusses zur zweiten Lesung des Ent¬
wurfs eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr.
das Beitragsverhältniß zu den Gesammtausgabendes
Großherzogthums. (Anl. 68, S . 337.)

2. Bericht des Eisenbahnausschusses über den Voranschlag
der Eisenbahn-Betriebscasse des Herzogthums Olden¬
burg für die Finanzperiode 1882/84. (Anl. 73,
S . 416.)

3. Bericht desselben Ausschusses, betr. den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben des Erneuerungsfonds
für die Eisenbahn-Betriebs-Verwaltung des Herzog¬
thums Oldenburg für 1882/84. (Nebenan!. L. zu
An!. 36.)

Schluß der Sitzung: 12^ Uhr Nachmittags.
Der Berichterstatter:

Müller.
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XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Dreizehnte Sitzung.
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Tagesordnung : 1. Bericht des Ausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Großherzog¬
thums, betreffend das Beitragsverhältniß zu den Gesammtausgaben des Großherzogthums,
(Anl. 68 S . 337.)

2. Bericht des Eisenbahnausschusses über den Voranschlag der Eisenbahn-Betriebscasse des Herzog¬
thum Oldenburg für die Finanzperiode 1882/84. (Anl. 73 S . 416.)

3. Bericht desselben Ausschusses, betreffend den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des
Erneuerungsfonds für die Eisenbahn-Betriebs-Verwaltung des Herzogthums Oldenburg für
1882/84. (NebenanlageL. zu Anl. 36.)

Vorsitzender: Präsident Roggemann.

Am Ministertische: Herr Minister Jansen  und die
Herren Regierungs-Commissare OberregierungsrathMutzen¬
becher,  Oberfinanzrath Heumann,  Oberregierungsrath
Ramsauer.

Nach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer
Abg. Meyer  das Protokoll der vorigen Sitzung; dasselbe
wird genehmigt.

Der Präsident  theilt sodann mit, daß der wegen
Krankheit beurlaubte Abg. Rüdebusch  um einen weiteren
Urlaub bis zum 21. d. M. gebeten habe.

Der Urlaub wird genehmigt.
Sodann werden folgende Eingänge vom Präsidenten

verlesen:
1. Petition von Eingesessenen zu Altenbunnen, Zeller

Holtkamp  und Gen., direkte Verbindung des Moor¬
bachs mit der großen Haase betr.

An den Petitionöausschuß.

2. Selbständiger Antrag von Ca pell  und Genossen,
betr. eine Reduction des Regierungs-Personals zu
Eutin.

Es wurde beschlossen, den Antrag in Betracht
zu ziehen und im Plenum zu berathen.

3. Schreiben des Grvßherzoglichen Staatsministeriums,
betr. Bewilligung von Geldern für die Nothleidenden
in Markhausen.

An den Finanzausschuß.
4. Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung, betr.

die Zustimmung derselben zu den beschlossenen Aende-
rungen des Gesetzentwurfs, betr. das Verfahren bei
der Abnahme von Eiden.

Zu den Acten.
Gegen die Vertheilung derselben werden Einwendungen

nicht erhoben.
14 *
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Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreien.
I. Bericht des Ausschusses zur zweiten Lesung des Ent¬

wurfs eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr. das
Beitragsverhältniß zu den Gesammtaüsgabcn des Groß¬
herzogthums. (Anl. 68 S . 337.)

Die Majorität des Ausschusses beantragt:
der Landtag wolle den Gesetzentwurf, wie in erster
Lesung beschlossen, in zweiter Lesung annehmen.

Der Abg. Westphal  hat 2 Anträge cingebracht:
Antrag 1:

der Landtag wolle die Vorlage der Staatsregierung
ablehnen.

Antrag 2-
der Landtag wolle beschließen, daß bei der Feststellung
des Beitrags der Provinzen zu den Gesammtaus-
gaben:

1. Erbpacht, Canon, ständige Gefälle und die für
diese Gegenstände eingegangencn Ablösungsgelder
nicht in Anrechnung gebracht werden;

2. vom Domanium nur Schuldzinsen für solche
Capitalien abgezogen werden, welche nach dem
Erwerb des Domaniums nicht aus den Ueber-
schüssen desselben haben gedeckt werden können.

Abg. Westphal : Nach den bisher im Landtage ge¬
machten Erfahrungen erwarte er zwar nicht, daß seine An¬
träge würden angenommen werden, aber er habe die Hoff¬
nung, daß dieselben für die Zukunft bei der Feststellung der
Quote in Erwägung gezogen würden.

Was die Anträge selbst betreffe, so habe er zunächst zu
Antrag 2 Ziffer 1 zu bemerken, daß er nach dem Wortlaut
des Staatsgrundgefetzes und der als wesentlicher Beftandtheil
desselben zu betrachtenden Anlage 1 noch immer überzeugt
sei, daß Canon, Erbpacht und ständige Gefälle nicht zum
Domanialvermögengerechnet werden könnten. Zu Ziffer 2
bemerke er, daß nach seiner Ueberzeugung eine Belastung des
DomanialvermögenS mit Schulden unzulässig sei. Wenn es
im Staatsgrundgesetz heiße „Das Domanialvermögen ist bei
Festsetzung des Beitrags aus jedem dieser drei Landestheile
zu den Gesammtaüsgabcn. . . zu berücksichtigen rc.", werde
man doch wohl nicht annehmen können, daß es mit der Ab¬
sicht der Gesetzgeber vereinbar sei, daß die eine Provinz ihr
Domanialvermögen mit Schulden belaste, während eine andere
Provinz dasselbe durch Sparsamkeit von Schulden sreimache.

Abg. Propping : Er wolle sich nur erlauben, kurz
darauf hinzuweisen, daß die von dem Abg. Westphal  ge¬
stellten Anträge nur dieselben Einwendungen vorbrächten,
welche schon gestern erhoben und gründlich widerlegt worden.
Falls man auf dieselben eingehen wollte, würde man die
Grundsätze, über welche sich Landtag und Negierung für die
Feststellung des Beitragsverhältnisses geeinigt hätten, wieder
in Frage stellen und die ganze Arbeit sei wieder von neuem

zu beginnen. Da aber der Landtag sich bei der ersten Lesung
mit so großer Majorität für die Vorlage der Staatsregierung
ausgesprochen habe, könne von einer Annahme dieser An¬
träge keine Rede sein.

Abg. Westphal : Seiner Ansicht nach, müsse er noch,
mals behaupten, sei es doch nicht möglich, Bestimmungen zu
treffen, die gegen das Staatsgrundgesetz verstießen.

Reg.-Com. Heumann : Er müsse doch darauf Hin¬
weisen, daß wir für den Fall der Annahme dieser Anträge
zu einem Nichts kämen; das alte Gesetz laufe in 6 Jahren
ab und ein neues liege nicht vor.

Abg. Westphal : Die Quotenvorlage hätte wohl so
zeitig geschehen können, daß diese Bedenken nicht hätten ent¬
stehen können.

Zunächst wird Antrag 2 des Abg. Westphal  zur Ab¬
stimmung verstellt; derselbe wird abgelehnt. Der Antrag der
Mehrheit wird angenommen und ist damit der Antrag 1 des
Abg. Westphal  beseitigt.

II . Bericht des Eisenbahnausschusses über den Vor¬
anschlag der Eiscnbahnbetrieböcaffe des Hcrzogthums Olden¬
burg für die Finanzperiobe 1882/84. (Anl. 73 S . 416.)

Berichterstatter: Abg. Windmüller.
Antrag 1 Ziffer 1 und 2 werden zur Berathung gestellt.
Minister Jansen : Er wolle sich zu den Ausführungen

des Berichtes, in dem der Eisenbahnausschuß das vorläufige
Ergebniß seiner Arbeiten niedergelegt habe, zunächst einige
allgemeine Bemerkungen über die Stellung der Staatsregie¬
rung zu denselben erlauben, während er in Betreff der
speciellen Vertretung der einzelnen Positionen der Regierungs¬
vorlage auf die von dem Herrn Regrerungs-Commiffar ab-
zugebenden näheren Aufklärungen und Erläuterungen ver¬
weisen wolle. Bei der großen Bedeutung, die das Eisen¬
bahnwesen für das Gleichgewicht unseres Budgets und unseren
ganzen Staatshaushalt gewonnen habe, sei es gewiß nur
natürlich und berechtigt, daß auch die Landesvertretungdas
Bestreben habe, sich möglichst eingehende Kenrtniß über alle
Einrichtungen der Eisenbahnverwaltung zu verschaffen. In
diesem Sinne sei auch der Staatsrcgierung die Einsetzung
eines besonderen Ausschusses für das Eisenbahnwesen nur
erwünscht gewesen. Soweit er aus den im Berichte nieder-
gclegten Ausführungen im Ganzen ersehen, beständen auch
wesentliche Differenzen über die zu erstrebenden Ziele zwischen
dem Ausschüsse und der Staatsregierung nicht. Auch diese
sei seit Jahren auf eine Verminderung der Ausgaben und
Ersparungen in den organisatorischen Einrichtungen bedacht
gewesen und werde dies Ziel wie bisher stets im Auge be¬
halten und dabei das vom Ausschüsse gelieferte Material
gern benutzen. Um dem Ausschüsse ein gründliches Ein¬
gehen zu ermöglichen, seien dctaillirtcre Voranschläge, als
bisher, vorgelegt worden und würden auch fernerhin dieselben
auf dieser Grundlage zu bearbeiten und aufzustellen sein, so
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daß dem Landtage die Möglichkeit, sich einen Einblick in das
Getriebe der Eisenbahnverwaltung zu verschaffen, nach allen
Richtungen gegeben werde. Dieser Prüfung seien aber doch,
wie auch seitens des Landtags wohl werde anerkannt werden,
gewisse Grenzen durch die Natur der Eisenbahnverwaltung
gezogen, einmal insofern gewisse und gerade die wichtigsten
Positionen lediglich von den Einwirkungen allgemeiner Ver-
kebrsconjuncturen abhängig, sodann insofern man vielfach
betriebst und bautechnischen Fragen gegenüber stände, deren
Beurtheilung nur von Fachmännern zu erwarten sei, wie
das ja auch das Staatsministerium bei seiner Prüfung der
Vorlagen der Eisenbahnverwaltung zu erfahren habe. Immer¬
hin aber sei eine möglichst eingehende Prüfung des Eisenbahn¬
wesens seitens des Landtags auch für dieses selbst von
Nutzen, denn es werde dies ohne Zweifel dazu beitragen, die
Kenntnisse darüber zu verbreiten und manche Vorurtheile zu
beseitigen.

Einverständniß zwischen Staatsregierung und dem Land¬
tage bestehe auch darüber, daß eine Revision des Regulativs
über die Gehaltsverhältniffe der Eisenbahnverwaltung zugleich
mit Rücksicht ans mögliche organisatorische Vereinfachungen
stattfinden müsse, und habe die Staatsregierung schon für
diese Finanzperiode die Vorlage eines daraus bezüglichen
Gesetzentwurfs in Aussicht genommen gehabt, davon indeß
nach weiterer Erwägung wieder abkommen und diesen Plan
bis zur nächsten Finanzperiode verschieben müssen. Der
Ausschuß wünsche hier eine Verfrühung eintreten zu lassen
und werde die Staatsregierung gerne bereit sein, auf eine
Erwägung dieses Wunsches einzutreten, indessen halte er es
doch für eine Pflicht der Loyalität, von vornherein daraus
aufmerksam zu machen, daß dabei nicht bloß der gute Wille
der Staatsregierung in Betracht komme, sondern daß es
fraglich sei, ob innerhalb eines so kurzen Zeitraumes, wie
es vom Ausschüsse gewünscht werde, eine gründliche Er¬
ledigung überhaupt möglich sein werde. Zwar biete cs keine
Schwierigkeiten, eine Nomenclatur von Stellen und Gehalten
aufzustellen, aber es sei zu bedenken, daß die Staatsregierung
für diese Vorlage nicht bloß dem Landtage, sondern auch
der Oeffentlichkeit gegenüber die Verantwortung zu tragen
habe, daß Lies somit eine schwierige, eine umfassende und
verantwortliche Aufgabe sei, deren Tragweite sich nur von
Lenen, welche in Mitten dieser Verhältnisse ständen, könne
beurtheilen lassen. Aus diesem Grunde müsse die Staats¬
regierung wünschen, daß ihr die nöthige Ruhe und Zeit zur
Prüfung gegeben werde, und zwar könnten ihr nach seiner
Ansicht diese bis zum nächsten Landtag um so unbedenklicher
gelassen werden, als ja in Betreff der allgemeinen Ziele
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Landtage und ihr
nicht beständen und man fortfahren werde, eine möglichste
Verminderung der Ausgaben und Neduciruugen des Be-
amtenpersonals vorzunchmen. Ferner sei zu bedenken, Laß
auch eine auf Vereinfachung und Einschränkung in der Ver¬

waltung gerichtete Vorlage eine plötzliche Aenderung darin
nicht würde zur Folge haben können, vielmehr auch in diesem
Falle das Ziel nur allmählich sich werde erreichen lassen.
Bei alledem werde die Staatsregierung für den Fall , daß
der Landtag die Wünsche des Ausschusses zu den seinigen
machen werde, diese Frage gern in gewissenhafte Erwägung
ziehen.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Der erste Theil
der Rede des Herrn Ministers habe ihn sehr befriedigt. Er
habe es allerdings auch nicht anders erwartet, als daß die
Staatsregierung den Anträgen des Ausschusses, welche mit
großer Sorgfalt erwogen, auch sorgfältige Beachtung schenken
werde. Der Ausschuß habe nur da, wo sich ihm mit vollster
Ueberzeugung die Gewißheit aufgedrängt habe, Zusätze oder
Abstriche beantragen zu müssen, dieselben vorgenommen und
habe im klebrigen nur seine Wünsche und Erinnerungen zum
Ausdruck gebracht, wohl wissend, daß sich bei manchen Po¬
sitionen noch erhebliche Aendcrungen einführen ließen, welche
aber, wenn Plötzlich durchgeführt, Verlegenheiten in die Ver¬
waltung bringen könnten und das eben habe der Ausschuß
vermeiden wollen.

Was nun den zweiten Theil der Rede des Herrn Mi¬
nisters anlange, so habe ihn derselbe allerdings nicht be¬
friedigen können. Im Ausschüsse habe man sich Schritt für
Schritt davon überzeugt, daß ohne eine umfassende Neu¬
organisation und ohne neues Gehaltsregulativ eine wirksame
Controle des Landtags unmöglich sei. Aus diesen und
anderen bereits im Berichte niedergelegten Gründen habe der
Ausschuß seinen Antrag gestellt, die Staatsregierung zu er¬
suchen, dem nächsten im Winter 1882 cinzuberufenden Land¬
tage ein neues Gehaltsregulativ und Organisationsplan vor¬
zulegen uud hege er die bestimmte Erwartung, daß die
Staatsregierung diesem Antrag, welcher, wie er hoffe, ein¬
stimmig Annahme im Landtage finden werde, Folge geben
werde. Die Eisenbahnen kosteten jetzt dem Lande 34 Millionen
Mark, eine Summe , welche an und für sich schon großes
Bedenken Hervorrufen müsse, um so mehr aber jetzt, da wir
hier keine Verzinsung erhielten und in den anderen Zweigen
der Staatsverwaltung ebenfalls Ausfälle zu verzeichnen seien,
welche uns mit gebieterischer Nothwendigkeit zwängen, mit
der äußersten Sparsamkeit zu wirthschaften.

Er empfehle deshalb dringend die Anträge des Aus¬
schusses.

Reg.-Com. Ramsauer : Dem Ausschüsse habe zur
Prüfung des Voranschlages dasselbe Material , und zwar in
gesichteter Form, Vorgelegen, welches der Eiscnbahnverwaltung
und dem Staatsministerium zur Aufstellung des Anschlages
und Genehmigung des Entwurfs zur Verfügung gestanden.
Dagegen habe der Ausschuß eine weit größere Muße zur
sorgfältigen Prüfung gehabt, ganz abgesehen davon, daß cs
schwieriger sei, einen Anschlag aufzubauen als hingestellte
Positionen zu kritischen. Es treffe das vollends zu bei einem
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Entwürfe, wie dem vorliegenden, der eine mathematische Be¬
rechnung auf absolut sicherer Grundlage der Erfahrung in
den meisten Theilen ausschließe. Dem gegenüber müsse es
gewiß den Landtag im höchsten Maße befriedigen, daß das
Endergebniß der Ausschußprüfung genau mit dem Resultate
der Vorlage übereinstimme, so genau, daß die an die Staats¬
kasse abzuführende Summe in allen Ziffern der siebenstelligen
Zahl dem Entwürfe conform sei. Auf diese Endsumme aber
werde man, gewiß mit Recht, den Schwerpunkt der ganzen
Sache legen. Die Aendcrungen, welche der Ausschuß em¬
pfehle, seien nur Bewegungen im Innern, die Herabmindc-
rung einer einzigen Einnahme-Position und einiger Ausgabe-
Positionen, welche sich wesentlich auf Gehalte und verwandte
persönliche Ausgaben bezögen. Für das vom Ausschuß be¬
liebte Verfahren, nur für das nächste Finanzjahr den An¬
schlag in seinen Details zu prüfen, die sich ergebenden End¬
summen festzustellen und hiernach die beiden nächsten Jahre
zu bemessen, sei sorgfältig zu berücksichtigen, daß das, Gleich¬
gewicht der Einnahmen und Ausgaben nicht gestört werden
dürfe. Einerseits seien die regulativmäßigen Zulagen auch
für 1883 und 1884 vorzusehen, andererseits beantrage der
Ausschuß Modifikationen, namentlich in den budgetmäßigen
Gehalten. Die aus den letzteren sich ergebenden Differenzen
seien in den einzelnen Jahren verschieden und verlangten
einen Ausgleich zur Wiederherstellung des Gleichgewichts,
welches in der Vorlage sich präsentste. Auf diesen Punkt
werde er zurückkommen bei der 1. Position, für welche die
Einstellung einer abweichenden Summe beantragt werde.
In der allgemeinen Mötivirung bedürfe nur ein Punkt der
sofortigen Richtigstellung, wie denn Redner überhaupt sich
thunlichst darauf beschränken werde, thatsächliche Behauptungen,
welche in dem Berichte nicdcrgelegt seien, soweit erforderlich,
zu berichtigen. Aus der 4. Seite des Berichts schließe ein
Absatz mit den Worten: »Unsere Eisenbahnverwaltung hat
im Jahre 1880 um 100 000 theurer gewirthschastet.«
Wie diese Behauptung aus den vorhergehenden Sätzen con-
cludire, sei ihm um so weniger verständlich, als die Ausgabe-
Positionen des Anschlags einen so verschiedenen Charakter
hätten, daß nicht Endsumme gegen Endsumme verglichen
werden könne. So sei es ganz selbstverständlich, daß für
die Wirthschaft und deren Deurtheilung geradezu entgegen¬
gesetzt sei, ob eine Ausgabe laufende Betriebskosten decke
oder zur Speisung des Erneuerungsfonds diene. Für die
Vergleichung bedürfe man aber der Voranschläge pro 1880
nicht, da das thatsächliche Ergebniß buchungsmäßig vorliege.
Für das verflossene Jahr sei in die Staatskasse ein Ueber-
schuß von 984 000 ^ abgeführt, der Anschlag für die
nächste Finanzperiode gehe von der Erwartung aus, daß sich
ein Ueberschuß von 1 000 000 herauswirthschaften lasse,
eine Erwartung, die sich wesentlich auf die Hoffnung ge¬
steigerter Verkehrseinnahmen stütze. Die Differenz von
16 000 ^ erscheine verhältnißmäßig nicht erheblich und

könne noch weniger Anhalt zu einer ungünstigen Kritik der
Wirthschaft, wie sie für 1880 abgeschlossen vorliege und für
die nächsten Jahre geplant sei, abgeben.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Wenn seitens
des Herrn Negierungs-Commissars eingewendet worden, daß
der Ausschuß so wenig abgestrichen habe und das Schluß¬
resultat des Voranschlags dasselbe geblieben sei, wie die
Staatsregierung beantragt, so wolle er doch bemerken, daß
es hierauf nicht ankomme, sondern auf die Richtigstellung
der einzelnen Positionen. Er bestreite durchaus nicht, daß
das finanzielle Resultat gering, allein, wie er schon vorhin
angeführt, sei man mit einer gewissen Milde verfahren, man
habe nur diejenigen Positionen anders eingestellt, von denen
der Ausschuß die bestimmte Ueberzeugung hatte, daß eine
Abänderung durchaus geboten, bei anderen habe man den
Weg des guten Raths betreten und er hoffe, daß die geehrte
Staatsregierung sorgfältig die Winke und Fingerzeige des
Ausschusses beachten werde. Was nun die einzelnen Posi¬
tionen anlange, so sei gerade bei den Einnahmeposten: Vieh-
verkehr, dem Ausschuß mit absoluter Gewißheit, wenigstens
nach den jetzt vorliegenden Verhältnissen, die Ueberzeugung
aufgedrängt, daß dieser Posten nicht höher wie vom Aus¬
schuß beantragt, eingestellt werden dürfe. Er hätte nichts
dagegen gehabt, wenn man ein geringeres Mehr dem Fracht¬
verkehr, welcher schon 1700 000 ^ ergebe, zusetze, dies
hätte sich rechtfertigen lassen, aber nicht dem Viehverkehr.
Was die Bemerkungen des Herrn Regierungs-Commissars
hinsichtlich der beantragten Gehaltszulagen, welche sich inner¬
halb des Regulativs in progressiver Steigerung für die
nächsten Jahre, im Voranschlag vorfinde, so begreife er den
Vorwurf nicht, welcher dem Ausschüsse gemacht werde, daß
er die Aufbesserung der Gehalte der kleinen Beamten nicht
gewähren wolle, der Ausschuß habe jede Mehrbeantragung
innerhalb des Regulativs anstandslos bewilligt, habe auch
gar keine Veranlassung gehabt, hier der Verwaltung entgegen
zu treten. Was sodann die Behauptung im Bericht, daß
die Eisenbahnverwaltungnach den eigenen Aufstellungen im
Jahre 1880 um 100 000 zu theuer gewirthschastet habe,
anlangc, so halte er denselben vollständig aufrecht. Der Herr
Regierungs-Commissar habe in seinen Schlußausführungen
übrigens schon selbst aufgehoben, was er anfänglich dagegen
vorgebracht. Denn es seien im Jahre 1880 allerdings
984 000 an die Landescaffe abgcführt, aber die Betriebs¬
kosten seien um 100 000 höher gekommen.

Der Antrag 1 Ziffer 1 und 2 ves Ausschusses wurde
angenommen.

Zu Position 11:
Reg.-Com. Ramsauer : Der Ausschuß wolle von

den, Einnahmen für den Viehvcrkehr 30 000 ^ absetzen.
Man könne über diesen Punkt verschiedener Meinung sein,
ohne mit Sicherheit die Nichtigkeit der einen oder anderen
Veranschlagung behaupten zu können. Der Anschlag der
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Elsenbahnverwaltung beruhe auf der Erwägung, daß der
Verkehr im Großen und Ganzen auf unserem Bahnnetz noch
eine steigende Tendenz habe, daß allerdings im Vichverkehr
in den letzten Jahren ein Rückgang eingetreten sei, da indessen
in einem Jahre die Einnahme 200 000 ^ bereits über¬
schritten habe, so habe man geglaubt, die genannte runde
Summe einstellen zu dürfen. Der Ausschuß setze eine ge¬
ringere Summe, auch diese beruhe auf einem Griff , wie es
nicht anders sein könne, den Niemand werde positiv begrün¬
den wollen, weshalb gerade 30 000 und nicht etwa
20 000^ oder 40 000 ^ abgesetzt seien. Die Erfahrung
werde lehren, welche Veranschlagung die richtigere sei, nur
dagegen müsse er sich aussprcchen, daß der einzige im Bericht
enthaltene Grund für die Absetzungen durchschlagend sei. Es
heiße darin, daß der Viehbestand wegen Futtermangels ver¬
ringert sei; diese bekannte Thatsache würde doch in erster
Linie eine Wiederverstärkung des Biehbestandes und somit
eine Belebung des Verkehrs bei gehobenem Futtermangel zur
Folge haben. Er gehe davon aus, daß bei sonst günstigen
Cvnjuncturen im nächsten Herbst von unseren Fettwciden
ebensoviel Vieh verkauft werde, wie in den Vorjahren. Um
diese Production und den gleich hohen Erport zu ermöglichen,
müsse ein Import vorangehen. Für die Beurtheilung wichti¬
ger sei der Umstand, daß der hier beregte Verkehr keineswegs
das einzige Moment der Veranschlagung bilde. Man könne
annehmen, daß der Absatz von Zucht- und Fettvieh aus un¬
seren besser situirten Gegenden im Wesentlichen seine constante
Hohe erreicht habe; dagegen sei der Verkehr mit Einzclvieh
und Kleinvieh, der in seiner Totalität keineswegs unbedeutend
sei, noch in der Entwickelung begriffen und beziehe sich dies
namentlich aus die neueren Strecken. Sodann aber handle
es sich keineswegs allein um Localverkehr und Ausfuhr, son¬
dern zugleich um Durchgangsverkehr und Einfuhr. Die
letzteren Bewegungen kämen in beiden Richtungen, sowohl
von Westen wie von Osten, in Betracht. Nach Aufhebung
der Sperre komme via Ncuschanz niederländisches Vieh in
das Gebiet des Zollvereins. Aus den nördlichen Provinzen
Deutschlands, speciell von Hamburg, sei Aussicht auf Pferde¬
transporte nach den Niederlanden und durch dieselben. Dem
sei aber, wie ihm wolle, er betrachte die vorliegende Position
als eine offene und deshalb geeignet zum Ausgleich benutzt
zu werden. Wie schon im Eingang der Debatte erwähnt,
sei durch die Abstriche des Ausschusses das Gleichgewicht des
Voranschlags gestört; um nur das Jahr 1882 in's Auge zu
fassen, seien 30 000^ in Einnahme, dagegen nur 23 500^
in Ausgabe gestrichen, gleichwohl aber die Abführung der
veranschlagten Endsumme unverändert in Vorschlag gebracht.
Entweder müsse diese Endsumme unter Position 139 oder die
gegenwärtige Einnahme-Position geändert werden. Da jedoch
das Ergebniß der Ausschuß-Anträge in allen Positionen noch
nicht feststehe, beantrage er, die zur Debatte stehende Position
vorläufig zurückzusetzen.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Er sei jetzt ebenso¬
wenig überzeugt wie vorhin. Die hohe Einnahme beim
Viehverkehr, welche der Herr Reg.-Com. erwähne, sei nur ein¬
mal erreicht, er glaube im Jahre 1878, seitdem sei sie kon¬
stant gefallen, im Jahre 1880 habe sie nur 165 000 ^
geliefert. Er sehe deshalb nach allen Auseinandersetzungen
des Herrn Regierungs-Commissars durchaus nicht ein, wie
eine Einnahme von 200 000 ^ zu erwarten sei.

Was weiter die Thatsache anlange, daß 30 000 in
Einnahme gestrichen und dagegen nur 24000 resp. 26000^
in Ausgabe abgesctzt seien, so halte er Las durchaus nicht
für einen Fehler, es brauche doch nicht gerade eine Million
als Endsumme in die Landescasse abgeführt zu werden.

Reg.-Com. Ramsauer : Demgegenüber müsse er doch
daraus Hinweisen, daß der Schlußantrag des Ausschusses auf
Annahme der Position 137, 138 und 139 laute und unter
Position 139 die Summe von 1000 000zur  Ablieferung
an die Landescasse eingesetzt sei. Dies werde dann doch zu
modificiren sein. Im Uebrigen wolle er es doch dem Aus¬
schüsse anheimgeben, sich mit der Aussetzung dieser Position
einverstanden zu erklären.

Berichterstatter Abg.Windmüller : Der Herr Reg.-Com.
habe allerdings mit seiner Bemerkung zu Position 139 Recht,
hier sei allerdings ein Versehen vorgekommen. Die End¬
summe werde geändert werden müssen, wenngleich das Resultat
ein annähernd gleiches sein werde. Andererseits sei auch er
mit einer Aussetzung einverstanden und beantrage er deshalb:

die in Rede stehenden Positionen für heute auszu-
setzcn.

Die Aussetzung der Position 11 wird in Gemäßheit
dieses Antrags genehmigt.

Zu Position 16 (Vergütung von der rechtsrheinischen
Eisenbahn-Verwaltung für Mitbenutzung des Bahnhofs Qua¬
kenbrück) :

Reg.-Com. Ramsauer : Der Bericht bezeichne die
diesseitige Einnahme für Mitbenutzung des Bahnhofs Quaken¬
brück seitens der Rheinischen Bahn als eine geringe. Es sei
dabei wohl nicht erwogen, daß es sich um nichts Weiteres
handle, als um die Benutzung weniger Räume in unserem
Stationsgebäude und um die Gemeinschaftlichkeitganz unbe¬
deutender Anlagen, wie einzelner Beleuchtungsapparate. Im
Uebrigen habe die Rheinische Bahn ihre eigene Verwaltung,
ihren eigenen Bahnhof mit Gleisanlagen, Wagenschuppen,
Güterschuppen, Lokomotivschuppen, Beamtenwohnungen,
Wasserkrähnen re. Für die Zukunft sei allerdings die Ge¬
meinschaftlichkeit des Betriebsdienstes in Aussicht genommen.
Nachdem diese Idee durch die Verstaatlichung, sowie die Ver¬
änderung der Verwaltungsbezirke bislang nicht zur Verwirk¬
lichung gekommen sei, liege jetzt von der Königlich Preuß.
Verwaltung ein detaillmer Vertragsentwurf vor, der davon
ausgehe, daß Oldenburg die gesammte Verwaltung der Station
übernehme und die von Preußen dafür zu zahlende Vergü-
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tung das Verhältnis der jenseits bewegten Achsen zu der Ge-
sammtzahl derselben maßgebend sei, also genau dieselbe Grund¬
lage, wie sie denjenigen Verträgen unterliege, nach welchen
Oldenburg fremde Bahnhöfe mitbenutze.

Position 21 (Wagen — auch für Wagen-Utensilien
Abg. Borgmann : In dieser Position seien auch die

Miethen für Wagendecken enthalten, welche die Eisenbahn zu
der vorschriftsmäßigen Bedeckung feuergefährlicher Ladungen
an Private abgebe. Soviel ihm bekannt, besitze die Olden-
burgische Eisenbahn-Verwaltung überhaupt nur 16 oder 22
Decken, eine Zahl, die lange nicht hinreiche, dem Bedürfnisse
Rechnung zu tragen. Es möge sein, daß die Deckcn-Miethe
kein entsprechendes Aequivalent für die Benutzung und Ab¬
nutzung der Decken abgebe, letztere seien aber eben nothwendig
und dienten indkrcct dem ganzen Verkehr. Er wolle deshalb
die Großherzogliche Staatsregierung ersuchen, auf eine ent¬
sprechende Vermehrung dieses Betriebsmaterials Bedacht zu
nehmen.

Reg.-Com. Ramsauer : Diese Wagendccken seien bei
den Eisenbahn-Verwaltuugen überhaupt sehr wenig beliebt,
dieselben seien nicht nur dem Verschleiß, sondern auch dem
Verlust und der Verschleppung außerordentlich ausgesetzt.
Die an Miethe erzielte Einnahme stehe hierzu in keinem Ver-
hältniß. Am besten befänden sich deshalb die Süddeutschen
Verwaltungen daran , welche sich mit Lieferung von Decken
überhaupt nicht befaßten. Auch bei uns sei den regelmäßigen
Verfrachtern dcckungsbedürstiger Güter dringend zu empfehlen,
sich eigene Decken anzuschaffen, welche bekanntlich frachtfrei
zurückbefördert würden. Erfreulicherweise werde von einigen
Versendern in dieser Richtung vorgegangen und böte diese
Einrichtung zugleich die Gelegenheit zu wirksamer Neclame
durch Anbringung der Firmen auf den Decken, indem diese!-
ben so in der Welt spazieren gefahren würden.

Zu Position 41 (Gehalte re.) erhält das Wort:
Abg. Tantzen : Er wolle mit kurzen Worten seine

Stellung zu den Abstimmungen in dieser Angelegenheit über¬
haupt motiviren. Da er dem Eisenbahn-Ausschuß nicht an-
gchöre, so habe er sich ein eigenes sicheres Urtheil über die
speciellen Fragen nicht bilden können, er gehe jedoch von dem
Standpunkte aus , daß der Ausschuß die Sache eingehend
und gründlich geprüft und so werte er in allen Fällen, wo
nicht ausdrücklich ein Jrrthum nachgewiesen werde, sich den
vom Ausschüsse gestellten Anträgen anschlicßen.

Reg.-Com. Ikamsauer : Zum Titel I. der Ausgaben
sei zu bemerken, daß daS vom Ausschüsse aufgestellte Princip
anscheinend nicht consequent durchgeführt sei; er verstehe die
Absicht des Ausschusses dahin, daß über das Regulativ hin¬
aus nur diejenigen Gehaltssätze bewilligt werden sollten,
welche auf Grund budgetmäßiger Bewilligung bereits gezahlt
würden. Dem entspreche der Abstrich in Pos. 41. Dagegen
stecke in den zu Pos. 43 bis 46 nach Antrag 9 beantragten

Bewilligungen ein Betrag, der ebenfalls nicht regulativmäßig
sei. Bei den Pos. 47, 48, 50 decke sich ebenfalls der Ab¬
strich nicht genau mit der (Überschreitung des Regulativs,
bezw. bereits früherer budgetmäßiger Bewilligung seitens der
Vorlage. Er habe eine genaue Zusammenstellung dieser
Differenzen aufgemacht, deren vorherige Prüfung im Aus¬
schüsse sich empfehlen möchte. Wenn danach eine Aussetzung
des Titels sich empfehle, so erlaube er sich für die noch¬
malige Vorprüfung des Ausschusses und die dcinnächstige
Beschlußfassung des Landtags noch eine materielle Begrün¬
dung der Regierungsvorlage. Für die Beurtheilung der das
Regulativ überschreitenden Anträge, welche der Ausschuß ab¬
zulehnen empfehle, seien2 Kategorien zu unterscheiden, von
denen jede wieder in 2 Unterabtheilungcn zerfalle.

1. Budgetmäßige Stellen.
u) Vermehrung der Zahl regulirter Beamter ge¬

gebener Kategorien.
b) Außerhalb der Nomcnclatur des Regulativs neu-

creirte budgetmäßige Stellen.
aä a. liege ein Grund, normale Zulagen zu verweigern,

nicht vor, da nur die Zahl der Beamten durch budgetmäßige
Bewilligung erhöht sei, während die Gehaltssätze sich inner¬
halb Regulativs für die betr. Beamten-Kategorie bewege.

aä b. müsse der Maßstab für die Bewilligung auS ver¬
wandten Kategorien entnommen werden.

2. RegulativmäßigeStellen mit Anträgen aus Gehalts¬
erhöhungen über das Regulativ hinaus.

Mit den 2 Unterabtheilungen:
a) Anträge, welche in früheren budgetmäßigen Be¬

willigungen in derselben Beamten-Kategorie ein
Präcedenz finden.

b) Solche, welche über frühere Bewilligungeu hinaus¬
gehen oder in dieser Beamten-Kategorie überhaupt
zum ersten Male Vorkommen.

aä a. sei die Unzulänglichkeit des bestehenden Regulativs
durch die früheren Bewilligungen anerkannt und erscheine es
unbillig, den der Anciennität nach berechtigten Beamten das
Nachrücken in die Sätze zu verweigern, welche ihren älteren
College» bewilligt seien.

sä d. könne man sich der materiellen Prüfung nicht
entziehen, ob die beantragten Zulagen sachlich berechtigt seien.

Nach den Erklärungen' des Herrn Ministers sei es
zweifelhaft, ob überhaupt dem Anträge auf Einberufung des
Landtags im nächsten Winter zum Zwecke der gewünschten
neuen Bevrdnung des Beamtenwesens der Eisenbahnver¬
waltung entsprochen werden könne. Soviel lasse sich schon
jetzt übersehen, daß schwerlich heute über's Jahr ein neues
Organisationsgesetz, ein neues Gehaltsregulativ und auf
Grund derselben ein neuer Voranschlag vorliegen werde.
Es würde nun eine große Härte sein, wenn man aus for¬
mellen Gründen sachlich berechtigte Zulagen nicht nur pro
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1882, sondern auch pro 1883, voraussichtlich sogar für die
ganze Finanzperiode, verweigern wollte, um so mehr, als der
Landtag im Einverständniß mit der Staatsregierung bislang
auf den Weg budgetmäßiger Bewilligungen sich begeben habe,
ohne sich dahin auszusprechen, daß er den Zeitpunkt für
Vereinbarung eines neuen Regulativs für gekommen erachte.
Diese Härte würde die Beamten der unteren Stufen auf
das Empfindlichste selbst dann treffen, wenn die Maßregel
auf das bevorstehende Jahr beschränkt bleiben sollte. In
diesem Sinne bitte er um eine nochmalige wohlwollende
Prüfung der gestellten Anträge im einzelnen.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Bei diesen Posi¬
tionen sei naturgemäß die richtige Einstellung der Summen
sehr schwierig, wie schon die Deduction des Herrn Negie-
rungs-Commissars ergeben. Er habe sich deshalb die nöthigen
Erläuterungen, wie viel Gehalte jetzt als innerhalb Regula¬
tivs und wie viel budgetmäßig gezahlt seien, geben lassen,
bei manchen Positionen sei aber der Unterschied nicht klar
zum Ausdruck gekommen, er als Berichterstatter habe alle
sorgfältig geprüft, wenn dennoch einige kleine Ausstellungen
vvrgekommen, so sei dies sehr leicht möglich und erklärlich.
Er habe den Herrn Regierungs-Commiffar einige Tage vor¬
her gebeten, bei Punkten, wo sich möglicherweise Differenzen
ergeben könnten, Rücksprache mit ihm zu nehmen, Lies sei
aber nicht geschehen. Er erkenne, wie gesagt, an, daß hier
berechtigte Bedenken vorliegen könnten und erkläre sich gerne
bereit, den Ausschuß diesen Nachmittag zu einer Sitzung zu
berufen, in welcher der Herr Regicrnngs.Commissar seine
bezüglichen Anträge Vorbringen könne. Gegen die Aussetzung
der in Rede stehenden Positionen habe er nichts einzuwenden.

Der Präsident setzt, da kein Widerspruch erhoben
wird, die Verathung des Titels I. und I. u. von der heu¬
tigen Tagesordnung ab.

Zu Position 58 (diätarische Besoldungen und Functions¬
zulagen:c.) bemerkt:

Reg.-Com. Rainsauer : Der Ausschuß habe zu dieser
Position eine Summe von 8400 von der Regierungs¬
vorlage abgestrichen; es sei dies zwar kein sehr bedeutender
Betrag im Vergleich zu dem Gesammtbetrage der Position,
aber er habe die Eisenbahn-Direction doch immerhin unan¬
genehm berührt, weil man die Ucberzeugung habe, mit der
bewilligten Summe nicht auskommen zu können. Der An¬
schlag dieser Summe beruhe nicht auf einem Griffe, sondern
auf dem wirklichen Bedarfe des gegenwärtigen Bestandes
eines vollauf beschäftigten Personals, und müsse er aus¬
drücklich befürworten, daß er nicht glaube, eine Ueberschrei-
tung der Position werde sich vermeiden lassen.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Gerade bei dieser
Position hätten sehr eingehende Besprechungen des Ausschusses
stattgefunden, ein Theil des Ausschusses sei geneigt gewesen,
18000 ^ zu streichen, aber schließlich habe man in der

Berichte. XXI. Landtag.

Erwartung, daß die Verwaltung selbst einsehe, daß hier
noch ein Hebel anzusetzen sei für weitere bedeutendere Er¬
sparungen, und sodann um keine Schwierigkeiten durch die
plötzliche Absetzung einer so großen Summe zu bereiten, sich
begnügt und nur die Streichung der relativ sehr geringen
Summe von 8400 ^ empfohlen. Diese Summe werde
sicher zu ersparen sein, wenn, wie nach Mittheilungen des
Negierungs-Commissars auch beabsichtigt werde, eine Ein¬
schränkung des Tarifbureaus und ein Eingehen der Wagen-
controlle durchgeführt werde.

Reg.-Com. Ramsauer : Die im Berichte nicdergelcgte
Bemerkung wegen Aufhebung des Tarifbureaus und der
Wagencontrolle sei dahin zu präcifiren, daß das Streben
der Direktion auf Ersparungen und Vereinfachungenstets
bemüht sei, sich den wechselnden Verhältnissen nach Kräften
anzuschließen. Diese Verhältnisse entzögen sich vielfach der
diesseitigen Einwirkung, es seien indessen Aussichten vorhan¬
den, daß die Arbeiten der genannten Bureaus in Zukunft
sich verringern würden und sei für diesen Fall erwogen wor-,
den, ob cs möglich sei, dieselben als selbständige Abtheilungen
aufzuheben und die verbleibende Arbeit anderweit zu ver¬
theilen. Von den Arbeiten der Wagencontrolle sei in Magde¬
burg nur ein Theil concentrirt, ein nicht unerheblicher Theil
ihrer Aufgabe werde unter allen Umständen stets hier be¬
schafft werden müssen. Aehnlich verhalte es sich mit der
Thätigkeit des Tarifbureaus, dessen Entlastung erst mit
Durchführung des neuen 'Staatsbahntarifs cintreten werde,
während dasselbez. Z. angestrengte Thätigkeit tüchtiger Kräfte
erheische.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Er sei anders
berichtet worden. Wie ihm mitgetheilt, sei das vollständige
Eingehen der Wagencontrolle wohl möglich, und das Tarif¬
bureau könne bis auf ein Minimum eingehen; jedenfalls
würde es sehr thöricht sein, für vielleicht2 Hülfsarbeiter
einen Bureauchef zu halten.

Reg.-Com. Ramsauer : Es sei selbstverständlich, daß
für zwei Leute kein Bureauchef erforderlich sei, aber dieser
habe auch noch ganz andere Beschäftigungen, die ein Hülfs¬
arbeiter nicht übernehmen könne, wie z. B. an Conferenzen
mit fremden Verwaltungen theilzunehmen. Allerdings würde
es vielleicht möglich sein, zwei kleine Bureaus zu combiniren.

Die zu Position 58 in der Regierungsvorlage verlangte
Mehreinstellung wird abgclehnt, der Ausschußantrag 21 wird
angenommen.

Zu Position 61 (Reise- und Umzugskosten, Diäten rc.)
bemerkt:

Reg.-Com. Ramsauer : Der Ausschuß empfehle zwar
die Genehmigung des Anschlags, jedoch nicht ohne die An¬
merkung, daß ihm die Ansätze für Tag- und Nachtgelder
reichlich hoch erschienen. Zunächst bedürfe der Text einer
Berichtigung, indem es unter d. nicht heißen müsse: „Tag-
und Nachtgclder für die Revisionsbeamten, sondern„für
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Revisions  touren " ; zu v. heiße es vollständig: „Tag- und
Nachtgelder zu Konferenzen und Versammlungen." Der
Ausdruck„für die Revisionsbcamten" könne zu der irrigen
Auffassung führen, als handle es sich um die Reisen einer
bestimmten Beamtenkategorie, während es sich um die Touren
sämmtlicher Beamten handle, also namentlich der Caffen-
revisorcn, der Streckeningenieure, der Oberbeamten und Di-
rectionsmitglieder im Bezirke der Verwaltung. Darnach
dürfe die Summe schwerlich zu hoch erscheinen. Der Posten
unter e. scheine allerdings auf den ersten Anblick reichlich
hoch und nehme er Veranlassung, einige Worte über den
Zweck derartiger Dienstreisen anzufügen, welche vielleicht ge¬
eignet seien, darüber aufzuklären, weshalb die Eisenbahn-
beamten so viel unterwegs sein müßten. Der weiteste Kreis
von Konferenzen sei die zweimal im Jahre stattfindcnde Ver¬
sammlung zur Vereinbarung der Fahrpläne, an welcher
Vertreter von Mitteleuropa, einschließlich Schweiz und Italien,
betheiligt seien. An diesen Konferenzen, deren nächste in
Brüssel anstehe, müßten auch die kleineren Verwaltungen sich
betheiligen, da nicht nur die großen durchgehenden Züge,
sondern im Anschluß daran gruppenweise auch die Fahrpläne
für die übrigen Gebiete vereinbart würden.

Der zweitgrößte Kreis sei der Verein deutscher Eisen¬
bahnverwaltungen, welchem außer den deutschen Bahnen
auch diejenigen Oesterreichs, Ungarns , Rumäniens , der
Niederlande, Belgiens re. angehörtcn. Dieser Verein schaffe
die Grundlage und die Normen des durchgehenden Verkehrs
überhaupt und sei die Theilnahme an letzterem bedingt durch
die Mitgliedschaft und deren Bctheiligung im Verein. Der
Verein halte jährlich eine ordentliche Generalversammlung
und setze im Uebrigcn für die einzelnen Zwecke Commissionen
ein, welche minder wichtige Dinge selbständig erledigten, be¬
deutendere zur Beschlußfassung der Generalversammlung vor¬
bereiteten. Oldenburg sei in drei dieser Commissionen, welche
wiederholt im Laufe des Jahres zur Berathung zusammen¬
treten.

Der nächste Kreis sei das politische Gebiet des deutschen
Reichs. Durch Vereinbarungen der Regierungen sei das
Institut der ständigen Tarifcommission und der General-
cvnferenz der deutschen Eisenbahnverwaltungen ins Leben ge¬
rufen, die Betheiligung also eine obligatorische. Die ständige
Tarifcommission verlange die diesseitige Bctheiligung min¬
destens viermal im Jahre , die Generalconferenz durchschnitt¬
lich zweimal. Außerdem nehme das Reich die Mitwirkung
in auswärtigen Terminen in Anspruch für Aufgaben der
Gesetzgebung und der allgemeinen Verwaltung (Reichs-
Eiseubahngesetz, Statistik, Buchungsformulare, Viehtransporte,
Verhältnis! zur Reichs-Postverwaltung). Dazu komme für
militairische Zwecke die Theilnahme an den Liniencommissionen.
Auf freier Vereinbarung zum Zwecke der Förderung der
Administration und Technik fungire der Tarifverband (vier
Jahresversammlungen), die technischen Oberbcamten- und

Directorenconferenzen. Erst hiernach begönnen die Verbände
für unmittelbar praktische Zwecke des Verkehrs, welche den
Nachbar- und sog. Verbandsverkehr regeln, Jnstradirungen
vereinbaren, Tarife und Tarifvorschrifteu feststellen. Bei der
geringen Anzahl der diesseitigen Beamten ergebe dies eine
starke Inanspruchnahme der einzelnen und begreife es sich,
daß Zahl und Umfang der Reisen sehr erheblich sei, wenn
man die sonst noch erforderlichen Touren, Verhandlungen
mit Nachbarbahnen wegen gemeinsamer Bahnhöfe w-, mit
anderen Behörden, Revisionen und Visitationen im eigenen
Gebiete, Expropriationen re. hinzurechne.

Aus sachlichem Anlaß habe er im Herbste 1879 eine
Zusammenstellung der von ihm zurückgclegten Kilometer ver¬
anlaßt und gefunden, daß deren Zahl pro 1878 in reinen
Eisenbahndienstangelegenheitenauf 17780 Kilometer sich stellte.
Einige sonstige Dienstreisen, die nicht Angelegenheiten unserer
Eisenbahnverwaltung betreffen und Privatreisen eingeschlossen,
ergebe dies eine Reisestrecke, deren Zurücklegung als ein Ver¬
gnügen schwerlich mehr zu betrachten sei, zumal wenn man
nach durchfahrenen Tagen und Nächten nicht der Ruhe
pflegen könne, sondern die inzwischen angewachsene Arbeit
zu bewältigen habe. Für das gesammtc Eisenbahnpersonal
müsse er die Anerkennung in Anspruch nehmen, daß nicht
Reisen gemacht würden, um Diäten zu verdienen, worüber
bei anderen auswärtigen Verwaltungen mit oder ohne Grund
wohl geklagt werde.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Da der Herr
Regierungs- Kommissar diese Angelegenheit speciell berührt
habe, sehe auch er sich veranlaßt, einige Worte anzuknüpfen.
Ihm sei auf Befragen mitgetheilt, daß sich die Position genau
so zusammensetze, wie im Berichte mitgetheilt. Auf eine noch¬
malige Requisition stelle sich nun heraus, daß die erwähnte
Summe von 18 700 sich zusammensctze wie folgt:

1. Diäten für die Eisenbahndirection . . 4500
2. „ Rcchnungsbeamte. . . . 3300 „
3. „ Bahningenieure . . . . 3500 „
4. „ Bahnmeister . . . . . 500 k,
5. „ Beamten der Betriebs-Jnspec-

tion . . . . . . . . 1500 k,
6. „ die Maschinen-Jnspection . 1650
7. ,, „ Tclegraphenbeamte . . . 1750 k»
8. » Stationöbeamte . . . . 2000 „

18700 ^
Wie schon im Bericht erwähnt, halte der Ausschuß eine

Revision des Diäten-Regulativs für durchaus nothwendig.
Namentlich glaube er, daß die Diäten bei Touren in's Aus¬
land, welche mit einer Uebcrnachtung verbunden, zu hoch,
man sei ja jeder Zeit schnell im Auslande, und die Herren
seien bei der großen Bekanntschaft, welche sie auf den End¬
stationen unserer Bahnen, also fast immer im Auslande,
hätten, sicher nicht mehr der Gefahr ausgesetzt, theurer be-



115

handelt zu werden, als im Jnlande. Uebrigens brauche man
sich bei einer solchen Menge von Diensttouren, wie sie der
Herr Regierungs-Commissar angeführt habe, nicht mehr dar¬
über zu wundern, wozu die vielen Hülfsarbeiter nöthig seien.

Zu Position 64 (Tage- und Akkordlöhne) erhält das
Wort:

Reg.-Com. Rainsauer : Von dieser Position seien
5000 ^ abgesetzt und im Ausschüsse speciell die in der
Summe enthaltenen Löhne sürLocomotivputzerrc. mit 28 628-/A
als zu hoch bemängelt. Er habe sich eingehend über die Po¬
sition im Ganzen und den bczeichneten Theil derselben instruirt
und gefunden, daß die Summe sehr knapp bemessen sei. Er
müsse daher auch hier die event. Ueberschreitung des Anschlags
bevorworten. Es sei gewiß für Jeden, der nicht unmittelbar
in der Sache stehe, außerordentlich schwierig, die Angemessen¬
heit derartiger Ausgaben zu beurtheilen, er habe daher für
solche Fälle bereits dem Ausschüsse die Benutzung der dem¬
selben zur Verfügung gestellten vergleichenden Statistik des
Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen empfohlen. Solchem
Material werde zwar leicht entgegengchalten, anderwärts seien
andere Verhältnisse; dieser Einwand sei aber keineswegs zu¬
treffend. Erstens fänden sich in diesem großen Gebiete durch¬
aus geeignete Vergleichsobfecte, Bahnen von ähnlichem Um¬
fang, ähnlichen Betriebsverhältnissen und ähnlicher Frequenz.
Sodann aber stelle die angezogene Statistik die Ausgaben
nicht nur für die einzelnen Verwaltungen oder Längeneinhei¬
ten fest, sondern in unmittelbarem Zusammenhänge mit der
Leistung selbst, nämlich für den Nutzkilometcr. Dieser Ein¬
heitssatz berechtigte zur unmittelbaren Vergleichung, nur sei
zu berücksichtigen, daß mit Steigerung der Nutzkilometer aus
die Kilometerlänge die Ausgabe naturgemäß sich verringere.
Nehme man hier die Ausgabe für Putzen und Schmieren,
so ergebe sich, wie durchweg bei allen Betriebsausgaben, daß
der diesseitige Aufwand verhältnißmäßig gering sei, von allen
Staatsbahnen Deutschlands habe Oldenburg die niedrigste
Ziffer.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Auch der Aus¬
schuß habe sich Berichte von anderen Bahnen kommen lassen,
und müsse er dem Herrn Regierungs-Commissar entgegnen,
daß dieselben wenig Anhalte zu Vergleichungen böten. Man
müsse sich hier eben auf die concreten Verhältnisse stützen,
aus eigener Anschauung und Erfahrung urtheilen. Was das
Locomotivputzen anlange, so erscheine der hierfür verwendete
Aufwand allerdings recht hoch. Bei durchschnittlich 40 Loko¬
motiven jährlich 28 000 ^ für Putzen ausgeben, müsse
jedem Laien auffallen; der Ausschuß habe deshalb und in
Anbetracht, daß auf den Strecken noch sehr wohl mit weniger
Mannschaft auszukommen sei, beantragt, bei dieser Position
5000 zu streichen, und hoffe er, daß der Landtag eben¬
falls sich dieser Ansicht zuneigen werde.

Die Ausschußanträge 27 und 28 werden angenommen,

die zu Positionen 64 und 65 des Ausgabe-Voranschlages in
der Regierungsvorlage verlangten Mchreinstellungen werden
abgelehnt.

Die Abstimmung über die weiteren Positionen wird vor¬
läufig ausgesetzt.

Zu Position 82 (Entschädigungen auf Grund der Hast¬
pflichtgesetze) bemerkt:

Berichterstatter Abg. Windmüller : Diese Position
der Regierungsvorlage erscheine ihm sehr niedrig. Man habe
um Auskunft gebeten und erfahren, daß auf Grund der Er¬
fahrungen früherer Jahre nicht mehr eingestellt sei, andern¬
falls würde der Ausschuß unbedenklich mehr Mittel zu dieser
Position zur Verfügung gestellt haben. Er wolle indeß noch
die Bitte an die Staatsregierung knüpfen, in Fällen, wo
sich nicht genau coustatiren lasse, ob der Beschädigte durch
eigenes Verschulden oder zu Lasten der Verwaltung zu Scha¬
den gekommen, immer coulant verfahren zu wollen, und nicht
— wenn nicht anders das klare Gegentheil vorliege— den
Weg des Prozesses zur Erzwingung der Ansprüche anzuwenden.

Zu Position 118 erhält das Wort:
Berichterstatter Abg. Windmüller : Er wolle hiermit

an den Herrn Regierungs-Commissar das ergebenste Ersuchen
richten, wenn die Einrichtungskosten nicht gar zu erheblich,
was er nicht hoffe, auch die III. Classe mit Wärmevorrich¬
tungen versehen zu lassen und diesem Gegenstände erneute
Aufmcrsamkeit schenken.

Zum Titel V. der Ausgaben:
Reg.-Com. Ramsauer : Die Bemerkung des Be¬

richtes, daß nach den Erklärungen des Rcgierungs-Commiffars
mit den Summen auszukommen sei, sei dahin richtig zu
stellen, daß er sowohl hier, wie bei der Bahnunterhaltung
gesagt habe, man hoffe mit dem Anschlag auszureichen, mit
dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß die Sicherheit des Be¬
triebes in erster Linie entscheidend sei und man daher eher-
eine Ueberschreitung zulaffen, als die Betriebssicherheit ge¬
fährden werde.

Berichterstatter Abg.,Windmüller : Das verhalte sich
thatsächlich doch nicht ganz so. Auf Befragen seitens des
Ausschusses, wie es komme, daß dieser Titel gegen 1880 so
erheblich niedriger sei, habe der Herr Regierungs-Commissar
die klassischen Worte unter die Anfrage gesetzt: »Ist nicht
höher veranschlagt worden." Das sei auch eine Auskunft!

Neg.-Com. Ramsauer : Er könne nur bestätigen,
daß er jeder Requisition um Vorlage relevanter Zahlen be¬
reitwilligst Folge geleistet habe und für Liesen Zweck den
schriftlichen Verkehr für den richtigen halte; dagegen habe er
sich nicht darauf eingelassen, schriftlich Motive für Anträge
oder Anschläge herzugeben, indem die Begründung in diesem
Sinne seiner Auffassung nach Sache der mündlichen Erörte¬
rung im Ausschüsse, namentlich aber im Landtage selbst sei.
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Berichterstatter Abg. Windmüller : Der Ausschuß
habe sich immer schriftliche Begründungen erbeten, weil die
Erfahrung ihn gelehrt habe, daß man dann etwas Positives
in der Hand habe, was keine Verdeutelungen zulasse.

Abg. Tantzen : Er muffe durchaus billigen, daß der
Ausschuß stets schriftliche Begründungenverlangt habe, denn
nur dadurch würden solche unerquicklichen Verhandlungen, wie
diese, im Landtage ausgeschlossen.

Reg.-Com. Ikanrsauer : Es könne sich hier lediglich
um ein Mißverständniß handeln und zwar über die Bedeutung
des Wortes Begründung. Verstehe man unter Begründung
die Ausführung von Gründen, so habe er eine solche dem
Ausschuß gegenüber nie schriftlich ertheilt, wohl aber habe
er Begründungen im Sinne von Belegen geliefert und zwar
schriftlich und sich eine Minute zurückbehalten.

Zu ß. 126 wird das Wort ertheilt dem
Reg.-Com. Ramsaner : Im Eingänge des Titels VI.

habe der Ausschuß eine Beurtheilung der Verträge wegen
Mitbenutzung fremder Bahnhöfe und Bahnstrecken niedcrgelegt.
Hierbei habe der Vertrag mit der Wilhelmshafener Bahn
einige Gnade gefunden in den Augen des Ausschusses. Er
halte es deshalb nicht opportun, die wesentlichen Vortheile,
den direclen und indirekten Nutzen, der uns aus diesem
Verhältnis; erwachse, des Weiteren auszuführen. Anders
liege cs hinsichtlich des Vertrages mit Bremen. Hierüber
und im weiteren Verlaufe auch hinsichtlich der übrigen An-
schlußvcrträge seien Behauptungen und Berechnungen ausge¬
stellt, die er als positiv unrichtig bezeichnen müsse. Zunächst
sei angeführt, daß die Vergütung für gewisse Leistungen von
rund 40 000 bei Eröffnung des Betriebes der Bremer
Bahn auf rund 140 000 also reichlich auf das Drei¬
fache angewachsen sei, nur wisse er nicht, was mit dieser
offenkundigen Thatsache bewiesen werden solle, oder welchen
diplomatischen Erfolg man sich von der Geltendmachung der¬
selben in Bremen versprechen dürfe. Die dortigen Commissare
würden voraussichtlich erwidern, cs sei allerdings richtig, daß
man bei Eröffnung der Strecke, deren Verkehr sich erst habe
entwickeln müssen und dessen Umfang für die nächste Zeit
jedenfalls nur gering zu veranschlagen gewesen sei, wider¬
ruflich mit einer geringen, zum Theil pauschalirten Ent¬
schädigung sich begnügt habe. Dagegen liege durchaus kein
Grund vor, die Vergütung nicht den vertragsmäßigen und
thatsächlichcn Verhältnissen entsprechend zu normiren, nachdem
die Strecke nicht nur als lebensfähig, sondern als sehr rentabel
sich herausgestellt habe. Die Rentabilität habe sich von
2 bis 3 °/o im Jahre der Betriebseröffnung, 4 bis 5 °/y im
nächstfolgendenJahre, dis 10,^ °/o im Jahre 1880 gehoben.
Die angegebenen Procente seien zu verstehen als Verzinsung
des reinen Oldenburgischen Anlagccapitals nach Abzug sämmt-
licher Leistungen an Bremen, das heiße nicht nur Verzinsung
des Bremischen Anlagekapitals und Beitrag für den Ver¬

schleiß der Gebäude, sondern auch sämmtlicher Betriebs-Aus¬
gaben. Bei solchem finanziellem Ergebniß werde man schwer¬
lich Bremen zumuthen wollen, über den Vertrag hinaus
Opfer zu bringen, um die Oldenburgische Strecke noch
rentabler  zu machen. Die Grundlage unserer Leistungen
an Bremen, wie solche in mehreren Nachtragsverträgenfirirt
sei, bilde der vor dem Bau abgeschlossene Staatsvertrag.
In diesem sei wegen der Leistungen an Bremen dasjenige
stipulirt, was sich auch ohne Vertrag von selbst verstanden
haben würde, nämlich daß Oldenburg an Bremen daS von
diesem ausgewandte Anlagecapital, soweit es für den Olden-
burgischen Verkehr ausschließlich oder antheilig aufgewandt
sei, verzinse und außerdem für Betrieb und Unterhaltung des
Hauptbahnhofs re. einen Beitrag leiste, nach Vcrhältniß der
Mitbenutzung oder mit anderen Worten nach Verhältniß des
Olvcnburgischen Verkehrs zum Gefammtverkchr. MS die
ersten provisorischen Abmachungen durch Kündigung aufge¬
hoben gewesen und man dem inzwischen entwickelten Olden-
burgischcn Verkehre gegenüber gestanden, habe es sich gefragt,
in welcher Weise die Verhältnißziffcr festzustellen sei. Von
den verschiedenen Möglichkeiten, Theilung nach einmündenden
Strecken, Reparation nach Anzahl der Züge, Zahl der auf
dem Bahnhof ein- und auslaufeuden Wagen und Lokomotiven,
endlich nach Zahl der bewegten Achsen, sei die letzte Grund¬
lage wohl die rationellste, jedenfalls aber für Oldenburg
günstigste, vereinbart. Die Gcsammtachsen und die Olden¬
burgischen Achsen seien Lurch Zählung ermittelt, die wirklichen
Ausgaben für den Hauptbahnhos ziffcrmäßig festgcftellt und
danach die Reparation vorgenommen. Bei Abschluß deS
1. Nachtrages habe Oldenburg durch nachhaltige Anstrengung
erreicht, daß von der Achsenzahl ein Proccnt weniger ihm
zur Anrechnung komme als der Wirklichkeit entspreche. Dieser
Anspruch sei diesseits damit motivirt, daß mit der gesteigerten
Achftnzahl eine intensivere Benutzung verbunden sei und
deshalb billig erscheine, dem kleineren Theilhabcr weniger zur
Last zu legen, als ihm nach Vcrhältniß der Achsen zufalle.
Die thatsächlichcn Ausgaben seien durch diesseitige Beamte
sorgfältig revidirt. Auf dieser Grundlage wären für die hier
in Betracht kommenden Leistungen oldenburgischerseits be¬
zahlt:

1877/78 ^ 156 447 ^
1878/79 ^ 144 227 „
1879/80 --- 156 545 „

oder im Durchschnitt pro Jahr 152 406 ^
Diese Thatsachen hätten Vorgelegen, als auf den dies¬

seitigen Antrag auf den Plan einer Pauschalirung für die
5 nächsten Jahre eingetreten sei, deren Vortheil einmal darin
bestehe, daß eine zutreffende Summe diesseits in den Voran¬
schlag eingestellt werden könne, andererseits darin, daß die
Weiterungen, welche mit den regelmäßigen Achsenzählungen
verbunden seien, namentlich aber die Weitläufigkeiten und
Kosten der jedesmaligen Prüfung und Festsetzung der jen-
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festigen Betriebsrcchnung vermieden werde. Es sei gelungen,
das Aversum reichlich 12 000 ^ unter den Durchschnitt
der letzten3 Jahre zu normiren und somit die 140 000 ^
zu siriren, welche im Ausschußberichteaufgeführt seien. Pro
1880/81 habe der Beitrag auf Grund der -bisherigen Ver¬
hältnisse nur 136 000 ^ betragen, also weniger 4000 ^
Diese Erscheinung habe unsererseits nicht etwa bedauern
lassen, daß man für die Zukunft pauschalst habe, sondern
eS wäre in derselben nur dasjenige verwirklicht, was man
bei Abschluß des letzten Nachtrages diesseits erwartet und
vertreten habe, daß nämlich momentan der Prozentsatz unserer
Achsen heruntergegangen sei, weil der Großverkchr über den
Bremischen Bahnhof sich früher wieder gehoben habe, als
der diesseits zugebrachte Verkehr. Zu bemerken sei noch, daß
bekanntlich der Hauptbahnhof Bremen als Theil der Strecke
Wunstorf-Geestemünde im Miteigenthnm von Hannover, jetzt
Preußen stehe, während der elftere Staat Betrieb und Ver¬
waltung führe. Nun stehe aber Oldenburg zu Hannover
bezw. Preußen wegen der Mitbenutzung in keinem Vertrags--
verhältniß, sondern lediglich zu Bremen. Die Königliche
Verwaltung in Hannover verlange mit Recht von Olden¬
burg die antheilmäßige Entschädigung für die rhatsächlichen
Ausgaben, welche der Bahnhof Bremen verursache. In
Folge dessen sei Bremen in der Lage, den Betrag für Las
uachbelaffene1 °/g der Achsen in die Hannoversche Caffe ein¬
zubezahlen, um als Miteigenthümcr nur die eine Hälfte
wieder vergütet zu erhalten. Hiemit glaube er das Ver-
tragsverhältnißzu Bremen genugsam erörtert zu haben und
brauche nur anzufügen, daß die weiteren Angaben des Be¬
richts den Vergleich der betreffenden Ausgaben pro 1880
und für die nächste Finanzperiode enthaltend, positiv unrichtig
seien. ES sei gesagt, die Gesammtausgabe des Anschlusses
mit Bremen habe im Jahre 1880 ca. 175 000 betragen
gegen den jetzigen Anschlag von 222 000 Die Ausgabe
habe aber nicht 175 000 sondern rund 215 000
betragen, die unbedeutende Erhöhung des jetzigen Anschlags
beruhe theils auf der eben bereits charakterisirten zufälligen
Differenz von 4000 zu Gunsten des Jahres 1880,
theils in Aufrundungen. Wenn der Bericht dann sortfahre:
„Das Factum ist nun einmal da , daß uns unsere Bahn¬
anschlüsse jetzt rund 100 000 -/A mehr kosten als 1880", so
beruhe diese sensationelle Behauptung glücklicherweise nicht
auf einer bedauerlichen Thatsache, sondern auf einem Jrr-
thume des Berichterstatters. Redner sei zweifelhaft gewesen,
ob sich der angezogene Passus auf die im Berichte erwähnten
beiden Vertragsvcrhältniffe oder auf alle beziehen solle.
Factisch sei dies gleichgültig, denn für die übrigen Anschlüsse
trete ebenfalls eine Steigung nicht ein und beruhten die vor¬
liegenden Anschläge ebenfalls nur in einer Abrundung der
Pro 1880 gezahlten Beträge. Wenn man die Ausgaben pro
1880 für dieses Jahr möglichst günstig berechnen wolle, so
enthalte der Voranschlag in seinen abgerundeten Beträgen

ein plus von im Ganzen 10 000 also einem Zehntel
der im Ausschußberichtangegebenen Summe. Wie der
Rechenfehler des Berichterstatters entstanden sei, könne er
nicht wissen, seine Vermuthung gehe aber dahin, Laß man
nicht alle Leistungen für die Anschlüsse gefaßt habe. Den
Ausschuß habe er wiederholt mündlich und schriftlich darauf
hingewiesen, daß im Buchungsplan für den in Frage stehen¬
den Titel eine wesentliche Aendcrung eingetrcten sei; früher
habe man die abzuführenden Summen unter Verwendung
des Betriebsüberschuffes soweit selbständig gebucht, als es
sich um die Vergütung für das von anderer Seite aufge-
wendete Anlagekapital  handelte , ganz entsprechend der
Buchung »Abführung an die Landescasse", welche die Ver-
zinsung des oldenburgischerseits aufgewandten Anlagccapitals
repräsentire. Alle übrigen Kosten für Betrieb und Unter¬
haltung seien verbucht unter den einzelnen Titeln und Posi¬
tionen, zu welchen sie sachlich gehören. Diese Summen treten
in der Betriebsrechnung S . 48 ff. des Geschäftsberichts
selbständig nicht hervor und wisse er nicht, woher der Be¬
richterstatter die sachlichen Kosten entnommen haben möge;
wahrscheinlich seien dieselben ganz vergessen. Er werde eine
Zusammenstellung vorlegen, aus welcher sich ergebe, welche
Kosten für die fremden Bahnhöfe und Strecken pro 1880
verbucht seien und diese mit dem Voranschläge vergleichen.
Die Zusammenstellung werde sowohl die Duchungspositionen
bezeichnen, als auch die Stellen im Geschäftsbericht, welche
diese Summe mit enthielten. Nach dem jetzigen Buchungs¬
plan würden die Kosten für fremde Verwaltungen ic. in
einer Gesammtsumme verbucht, einerlei ob sic die Gegen¬
leistungen für fremdes Anlagekapital oder für fremden Be-
tricbsaufwand enthielten. Daß die frühere  Buchung die
rationellere gewesen sei, bedürfe keiner Ausführung; hätte er
gewußt, daß der Ausschuß eine derartige Vergleichung beab¬
sichtige, so würde er demselben Las dazu erforderliche Ma¬
terial, welches im Geschäftsberichte vollständig nicht vorhanden
sei, gern mitgctheilt haben; er habe aber von der ganzen
Berechnung erst durch den Ausschußbericht Kunde erhalten.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Er müsse sich
sehr wundern, daß ein so scharfer Kopf, wie ihn der Regie-
rungs-Commiffar doch unstreitig habe, zweifelhaft sein könne
über den Sinn des Passus im Bericht »das Factum ist nun
einmal da, daß uns unsere Bahnanschlüsse jetzt rund 100 000„A
mehr kosten wie 1880", insofern als er behaupte, nicht zu
wissen, ob sich dies auf Bremen allein, oder auf alle An¬
schlüsse beziehen solle. Im Bericht sei doch von „Anschlüssen",
also vom Plural die Rede, und da Bremen nur einen An¬
schluß habe, so seien damit selbstverständlichalle Anschlüsse
gemeint. Was nun die Zahlen anlange, so müsse er sich
ganz entschieden dagegen verwahren, daß er verkehrte Zahlen
angewandt. Er habe den Bericht 1880 zur Hand, derselbe
ergebe:
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sachliche Kosten . . . 453 562
persönliche Kosten . . „ 127 750

581312
Der Voranschlag für 1882 weise 679 145<̂ . auf, also

pr. xr. 100 000 ^ mehr.
Er könne beim besten Willen zu keinem anderen Resul¬

tate kommen, die Summen befänden sich detaillirt auf S . 53
Anl. 4 des Berichts, es müsse also entweder der Bericht un¬
richtig sein oder der Herr Regierungs- Commissar sei im
Jrrthum.

Was die Ausführungen in Betreff des Vcrtragsvcrhält-
niffes mit Bremen anlange, so würde man im Ausschüsse,
wenn man in dieser Weise, wie es heute geschehen, Aufklä¬
rungen darüber erhalten hätte, allerdings zu einer anderen
Auffassung der Sachlage gekommen sein, aber der Herr Re¬
gierungs Commissar habe im Ausschüsse selbst erklärt, der
Vertrag sei für uns so theuer, daß er selbst ganz indignirt
darüber sei.

Reg.-Com. Ramsauer : Er müsse pure bestreiten,
eine derartige Aeußerung über den ersten Staatsvertrag ge¬
macht zu haben. Der Zweifel, wohin der widerlegte Passus
über die Differenz von 100 000 ^ zu beziehen sei, sei aus
der Stelle entnommen, an welcher derselbe sich befinde; sach¬
lich sei dies nach den früheren Ausführungen gleichgültig.
Weshalb er im Ausschüsse sich über das Vertragsverhälkniß
zu Bremen nicht geäußert habe, liege darin, daß der Staats¬
vertrag überhaupt nicht in Frage gestanden habe, dessen Ge¬
schichte und Inhalt übrigens in der Denkschrift der Eisenbahn-
Direktion zur Genüge dargelegt sei. Der erste Nachtrags¬
vertrag sei im Ausschuß nicht einer sachlichen Erörterung,
sondern einer summarischen Kritik unterzogen, welche eS ihm
richtiger habe erscheinen lassen, die Angelegenheit nur unter
dem Correctiv der öffentlichen Landtagsvcrhandlungen weiter
zu behandeln. Damit erledige sich auch die angebliche Kritik
des Staatsvertrages selbst.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Er müsse bei
seinen Behauptungen stehen bleiben und auch alle angeführten
Summen als durchaus richtig bezeichnen. Ihm sei allerdings
wohl bekannt, daß ein kleiner Bruchtheil der Position 64
früher Kosten enthalten habe, welche den Anschlußbahnen zur
Last fallen, etwa 5000 allein dies könne unmöglich die
vom Herrn Regiernngs- Commissar behauptete Differenz
herbeiführen, hier müsse etwas stecken, was der Aufklärung
durchaus bedürftig sei.

Zu Position 134 erhält das Wort:
Abg. Borgmann : Er habe vorhin von dem Mangel

an Wagendccken gesprochen, hier handle es sich um einen
Mangel an Wagen selbst und zwar der Hochbordwagen für
den Versandt von Sperrgütern, speciell von Torf und Torf¬
streu. Bei dem vorhin besprochenen Deckenmangel habe der
Herr Regiernngs-Coinmissar bezüglich der Torfstreufabrikation

von einem Spazierenfahren der Firmen auf den Wagendecken
gesprochen, er meine aber, dieser neue Industriezweig sei für
das Oldenburger Land wichtig genug, um ihn in allen seinen
Beziehungen ernst zu behandeln. Der Ausschuß habe schon
in seinem Berichte gesagt, daß wir jetzt eine vollständige
Musterkarte von allen möglichen und unmöglichen Wagen
auf unseren Bahnhöfen hätten, er wolle noch speciell darauf
Hinweisen, daß die jetzt zur Verfügung gestellten Wagen
nicht bloß hinsichtlich des Raumgehalts, sondern auch hinsicht¬
lich der Tragfähigkeit höchst mangelhaft seien. Die Olden¬
burger Wagen mit meist 18,5 gm Fläche seien fast ver¬
schwunden und dafür ständen nur Wagen fremder Verwal¬
tungen zu Gebote, die von ca. 11—16 gm Bodenflächc
variirten. Daß ein solcher Tausch für den Versandt unserer
Sperrgüter, als Torf und Torfstreu, höchst nachtheilig sei,
liege auf der Hand. Bei der Torfstrcu, die weit über die
OldenburgischenGrenzen bis Mitteldeutschland und noch
weiter verschickt werde, komme außerdem auch die Tragfähig¬
keit der Wagen sehr in Betracht. Nur bei Waggonladungen
von 200 Centner beständen ermäßigte sog. Ausnahmetarife.
Die jetzt zur Verwendung kommenden Wagen hätten oft nur
150 Centner und noch weniger Tragfähigkeit und wäre des¬
halb eine Ausnutzung der Ausnahmetarife gar nicht möglich.
ES trete für Len Versender also ein Frachtverlust ein, der
um so bedeutender wäre, je weiter die Waare gesandt werde;
er glaube, die Regierung müsse auf diese Wagenangelegen¬
heit ein ernstes Augenmerk richten, weil gerade unsere Torf¬
industrie sehr darunter litte und auf die Dauer nicht concur-
renzfähig bleibe.

Reg.-Com. Ramsauer : Die hier vertretenen In¬
teressen seien zum Theil berechtigte und wenn er vorhin
scherzhafter Weise vom Spazierensahren der Firmen gespro¬
chen, so wolle er das gerne zurücknehmen, er habe nur damit
andeuken wollen, daß in dieser Weise die wirksamste Re¬
klame gemacht werde, wie das denn thatsächlich auch durch
die Bierwaggons und die Niederländischen Strohfuhren ge¬
schehe.

Der im Bericht angeführte Vertrag wegen freierer Be¬
nutzung der Wagen der Preußischen Staatsbahnverwaltung
biete allerdings erhebliche wirthschaftliche Vorthcile. Nach
dem Vereinswagenregulativmüßten die Wagen, wenn nicht
Ladungen nach der Heimathbahn oder über dieselbe hinaus
vorhanden seien, in kurzer Frist leer zurückbefördert werden.
Zur Vermeidung der Leertouren habe Oldenburg schon früher
mit der Westphälischen und Hannoverschen Verwaltung Be¬
freiung von dieser Beschränkung in Benutzung des gegenseiti¬
gen Wagenparkes verabredet. Neuerdings sei Oldenburg dem
Nebereinkommen der Königlich Preußischen und Reichsbahnen
beigetreten, nach dem im gewissen Sinne der gesammte Wa¬
genpark allen Theilnehmern zur Verfügung stehe. Daß da¬
durch ein lebhafterer Austausch der Wagen der bctheiligten
Verwaltungen herbeigeführt werde, sei selbstverständlich. Da-
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gegen habe auch früher kein Wagen irgend einer Vereins-
Verwaltung zurückgewiesen werden dürfen, der nach Construc-
tion und Beschaffenheit übergabefähig gewesen. In dieser
Beziehung sei durch das Uebercinkommen nichts geändert.
So hätten im Jahre 1880 fremde Wagen von 73 Verwal-
waltungen auf der Oldenburgischen Bahn 6 257 840 Kilom.
zurückgelegt, und könne unmöglich angenommen werden, daß
gerade in Folge des Uebereinkommens besonders schlechtes
Betriebsmaterial auf unsere Strecken komme. Ebenso hätten
Oldenburgische Wagen auf fremden Bahnen bereis 1880 —
4073 114 Kilom. zurückgelegt, während nach dem Ucberein-
kommen keineswegs behauptet werden könne, daß unsere Wa¬
gen auf Nimmerwiedersehen uns entzogen würden. Berech¬
tigt sei das vom Vorredner hervorgehobene Interesse an
Gestellung von Hochbords. Diese Schwierigkeit sei schon seit
Jahren in jedem Herbste hervorgetrcten, da bei dem Zu¬
sammentreffen der Vieh- und Torftransporte, zu denen sich
neuerdings noch die Strohtransporte und seit diesem Jahre
der Versand von Torsstreu geselle, genügende Wagen dieser
Kategorien nicht vorhanden wären. Oldenburg könne un¬
möglich für die kurze Zeit dieser Saison sich mit einem
größeren Parke von Hochbords ausrüsten, man habe daher
schon früher durch Leihen von Wagen und Etablirung von
Depots sich zu helfen gesucht. Auf die thunlichst beschleunigte
Rücksendung unserer Hochbords oder Zuführung gleichgecig-
neten Betriebsmaterials sek das Bestreben der Verwaltung
gerichtet.

Abg. Hemmen : Er wolle sich dem vom Abg. Borg¬
mann  ausgesprochenenWunsche, auf eine Vermehrung der
Hochbordwagen Bedacht nehmen zu wollen, ganz anschließen
und nur noch constatiren, daß auch auf dem Bahnhof Essen
bei Gelegenheit der Stroh- und Heutransporte ein Mangel
an Wagen und Wagendecken eingetreten sei, was zu großen
Unzuträglichkeiten geführt.

Zu Position 139 bemerkt der Berichterstatter,  daß
in Betreff der Endsumme im Berichte ein Versehen vor¬
gekommen, weshalb er um Absetzung dieses Titels VIII. bitte.

Der Präsident : Angenommen seien die Ausschuß¬
anträge 2l , 27 und 28, abgesetzt die Position 11 der Ein¬
nahmen und Titel I., In . und VIII., sowie die Anmerkungen

unter der Regierungsvorlage und die desfälligen Ausschuß¬
anträge 41, 42 und 43, abgelehnt die Positionen 58, 64
und 65 des Ausgabenvoranschlags; er mache den Vorschlag,
über die nicht beanstandeten Positionen in einer Abstimmung
abzustimmen.

Der Landtag erklärte sich einverstanden und werden die
Positionen1—10 incl. und 12—35 incl. der Einnahmen,
ferner Position 59—63 incl. und 66—136 incl. der Aus¬
gaben angenommen.

Wegen vorgerückter Tageszeit wurde die weitere Ver¬
handlung abgebrochen und vom Präsidenten  die nächste
Sitzung auf morgen, Freitag, den 16. December, Vorm.
10 Uhr, mit folgender Tagesordnung angesetzt:

1. Fortsetzung der Berathung des Berichts des Eisenbahn-
ausschuffcs über den Voranschlag der Eisenbahn-
betriebscasse des Herzogthums Oldenburg für die
Finanzperiode 1882/84.

2. Bericht desselben Ausschusses, betr. den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben des Erneuerungsfonds
für die Eisenbahn-Betriebsverwaltung des Herzog¬
thums Oldenburg für 1882/84.

3. Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den
Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Olden¬
burg, detr. Abänderung des Artikels 20 Absatz1 des
Gesetzes vom 3. April 1876, betr. die Einführung
des Gesetzes über den Eigenthumserwerb an Grund¬
stücken und deren dingliche Belastung, sowie der
Grundbuchordnung.

4. Bericht desselben Ausschusses, betr. den Entwurf eines
Gesetzes für das Großherzogthum, betr. Zusatz zu
Art. 29 des Civilstaatsdicnergesetzes.

5. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die
Petition von Osterhoff zu Damme und Genossen um
Abänderung des Jagdgesetzes für das Herzogthum
Oldenburg.

Schluß der Sitzung1 Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter:

StrsckerM.
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HI . Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Vierzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 16. December 1881 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung: 1. Fortsetzung der Berathung des Berichts des Eisenbahnausschusses über den Voranschlag der
Eisenbahnbetriebscaffedes Herzogthums Oldenburg für die Finanzperiode 1882M. (An¬
lage 73 S . 416.)

2. Bericht des Eisenbahuausschuffes, betr. den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des
ErneuerunMonds für die Eiftnbahn-Bctriebs-Verwaltung des Herzogthums Oldenburg für
1882/84. (NebcnanlageL. zu Aul. 36.)

3. Mündlicher Bericht des Justizausschuffes über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg, betr. Abänderung des Artikels 20 Abs. 1 des Gesetzes vom 3. April 1876, betr.
die Einführung deS Gesetzes über den Eigcnthumscrwerb an Grundstücken und deren dingliche
Belastung, sowie der Grundbuchordnung. (Anl. 81 S . 476.)

4. Bericht desselben Ausschusses, betr. den Entwurf eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr.
Zusatz zu Artikel 29 des Civilstaatsdienergesetzss. (Anl. 41 S . 179, sodann Aul. 85 S . 482.)

5. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die Petition von Osterhoff  zu Damme und
Genossen um Abänderung des Jagdgesetzes für das Herzogthum Oldenburg.

Vorsitzender: Präsident Roggemann.

Am Ministertische: Die Regierungs-Commissare Obcr-
regierungsrath Mutzenbecher,  Oberregierungörath Rams-
auer  und Mimsterialrath Flor.

Der Schriftführer Abg. Groß  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  verliest folgende Eingänge:
1. Petition des Gcmeindcrathö zu Wardenburg, betr.

Staatszuschuß zu den Baukosten der Chaussee von
Wardenburg nach Achternholt.

Au den Finanzausschuß.
2. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,

vom 13. d. M-, worin sich die Staatsregierung mit

der vom Landtage beschlossenen Fassung des Gesetz¬
entwurfs, betr. die Zwangsvollstreckungin Ver¬
waltungssachen, einverstanden erklärt,

nä nolä.

Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält das Wort der
Abg. Grosi : Er habe sich das Wort vor der heutigen

Tagesordnung erbeten, um eine Angelegenheit richtig zu
stellen, wozu er gestern das Wort genommen haben würde,
wenn er die positive Gewißheit für seine gestrige Ansicht
gehabt hätte. Der Herr Regierungs-Commissar habe gestern
behauptet, der Herr Berichterstatter Windmüller  habe sich
geirrt in seinem Bericht, indem er behauptet, die Kosten
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unserer Bahnanschlüsse seien jetzt um 100 000 ^ thcurer
als 1880. Nachdem er nun am gestrigen Abend nochmals
die Angelegenheit einer sorgfältigen Prüfung unterzogen,
müsse er dem Berichterstatter Windmüller  in allen Theilcn
Recht geben. Die Kosten des Anschlusses hätten pro 1880

sachlicĥ 153 562
persönlich „ 127 750

zus. ^ 581312
betragen, veranschlagt seien pro 1882 629 145 mithin
jetzt mehr 98 000 ^

ObcrregierungSrath RtttNsarrer : ES sei vielleicht vor¬
sichtiger von dem Vorredner gewesen, wenn derselbe die
Prüfung der in voriger Sitzung in Aussicht gestellten und
inzwischen dem Berichterstatter des Ausschusses bereits über¬
gebene» Materials abgewartet hätte, anstatt mit einer Gegen-
berichtiguiig hervorzutreten, welche nicht nur den im Berichte
begangenen Jrrthum bestätige, sondern nunmehr auch deutlich
erkennen lasse, worauf dieser Jrrthum beruhe. Die Berech¬
nung, welche eben vorgctragen sei, fasse diejenigen früheren
Abführungen an Bremen, Preußen und die Niederlande zu¬
sammen, welche einerseits im Geschäftsbericht unter Ver¬
wendung des Uebcrschusscs aufgeführt seien und lediglich
Vergütung für fremdes Anlagecapital repräscntirten, anderer¬
seits die persönlichen  Ausgaben für Betrieb und Unter¬
haltung, welche den Nachbarstaaten zu ersetzen seien. Letztere
seien aus der Anmerkung zur Anl. 4 des Geschäftsberichts
pro 1880 entnommen, welche sich ausdrücklich als Uebersicht
der bei der Oldenburgischeu Staatsbahn beschäftigten Beamten
und Hülfsarbeiter rc. bezeichne. In dieser Uebersicht seien
unter Len Geldbeträgen auch diejenigen Summen enthalten,
welche in den Vergütungen für die fremden Verwaltungen
einbegriffen seien. Um das Mißverständnis; ausznschließen,
als ob diese Summen in ihrem ganzen Betrage an Olden-
burgisches Personal zur Auszahlung gelangten, sei die An¬
merkung erforderlich gewesen, daß und welche Beträge davon
in den Leistungen für Mitbenutzung fremder Bahnhöfe rc.
enthalten sei. Daß in diesen Summen der Anmerkung sach¬
liche Ausgaben nicht enthalten seien, ergebe Uebcrschrift und
Inhalt der Anlage selbst. Zu einer Trennung der sachlichen
Ausgaben für fremde Bahnhülfe rc. von denjenigen für die
eigenen Strecken sei in dem Geschäftsbericht nirgends eine
Veranlassung gewesen. Für diesen habe es nicht angemessen
erschienen, etwa in der Bctriebsrechnung bei den einzelnen
Posten z. B. Heizung der Wärtcrbuden anzugebcn, ob und
wie viel dergleichen auf fremde Buden entfalle. So wenig
der Geschäftsbericht die Zahl der geheizten Buden auf Bahn¬
hof Oldenburg aufführe, habe er Veranlassung mitzutheilen,
wie viele solcher Buden sich in Bremen befänden oder in
Neuschanz.

Zu der dem Abg.  Windmüller  übergebenen Zu¬
sammenstellung sei zu bemerken, daß dieselbe genau die

Berichte. XXl. Landtag.

Buchungen zu den einzelnen Positionen enthalte, zu welchen
Ausgaben für Anschluß-Bahnhöfe rc. gemacht seien. Die
Summe dieser buchungsmäßigcn Ausgaben pro 1880 ergebe
für dieses Jahr einen Mehraufwand, also für die bevor¬
stehende Finanzperiode eine Minderveranschlagung von jährlich
rund 9000 ^ Um Mißverständnissen vorzubeugen, sei gleich
hervorzuheben, Laß dies Ergcbniß nicht etwa in Widerspruch
mit den Mittheilungcn in der gestrigen Sitzung stünde. Es
erkläre sich vielmehr daraus , daß es sich hier um die that-
sächliche Verbuchung für das Kalenderjahr 1880 handle,
während der frühere Vergleich für Bremen das Abrechnungs¬
jahr von April zu April zu Grunde lege.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Er habe zu con-
statircn, daß ihm soeben von dem Herrn Negierungs-Cammissar
das Material zugcgangen sei, durch welches die gestrige Be¬
hauptung desselben begründet werden solle; er bezweifle nicht,
daß die Zusammenstellung richtig sei, könne jedoch, da er
das Material noch nicht geprüft habe, eine bestimmte Er¬
klärung nicht abgeben. Jedenfalls sei cS wiederum ein er¬
freulicher Beweis für die Vorzüge des neuen Duchungsplans,
daß einzelne Posten, die bisher versteckt, jetzt präciser zum
Ausdruck gelangten.

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetretcn.
I . Fortsetzung der Berathung des Berichts des Eisen-

bahnansschusses über den Voranschlag der Eisenbahn-Betriebs-
casse des HcrzogthumS Oldenburg . für die Finanzperiode
1882/84. (Anl. 73 S . 416.)

Der Präsident : Das Resultat der gestrigen Aus¬
schußsitzung über die von der vorigen Tagesordnung abge-
sctzten Positionen sei gewesen, daß der Ausschuß nach noch¬
maliger Prüfung des Voranschlags und Befragung des Herrn
NegierungS-CommifsarS andere Anträge als wie im Bericht
stelle; danach balancire jetzt der Voranschlag und sei zunächst
über Position 11 der Einnahmen Beschluß zu fassen. Der
Antrag des Ausschusses gehe jetzt dahin:

die Position 11 mit 170 000 r/ts Pro 1882, 1883
und 1884 einzustcllcn.

Zu Titel I. der Ausgaben, Gehalte der etatmäßigen
Beamten habe der Ausschuß jetzt folgende Anträge gestellt:

Für die Jahre:
1882 1883 1884

Antrag 7 : Position 41 zu bewilli¬
gen mit . 27000 27000 27000

Antrag 8 : Position 42 zu bewilli¬
gen mit . . . 11550 12 000 12 450

Antrag 9a >: Position 43 zu be¬
willigen mit . 8 850 8 850 8 850

Antrag 9ll .: Position 44 zu be¬
willigen mit . . . . . . 26100 26400 26400

16
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Für die Jahre:
1882 1883 1884
-4L -4L -4L

Antrag 9 o.:
. i 45 zu bewilligen mit 5 700 5 700 5 700

12 000 12 000 12 600
Antrag 10 : Position 47 zu be¬

willigen mit . . . . . .
Antrag 11: Position 48 zu bc-

29 100 29 400 29 550

willigen mit. 8 100 8 100 8 100
Antrag 12: Position 49 zu be¬

willigen mit . . . . . .
Antrag 13 : Position 50 zu be-

15 900 16 200 16 500

willigen mit . . . . . .
Antrag 14:

35 550 35 700 35 700

- 51 zu bewilligen mit
t SS .

3 750
780

3 750
780

3 750
840

Antrag 15: Position 53 zu be¬
willigen mit . . . . . .

Antrag 16: Position 54 zu be-
113 775 116 280 117 930

willigen mit. 28 050 29 550 30 000
Antrag 17 : Position 55 zu be¬

willigen mit . . . . . .
Antrag 18 : Position 56 zu be-

56 520 58 020 58 260

willigen mit.
Antrag 19: Position 57 zu be-

5 700 5 700 6 000

willigen mit. 47 370 48 180 50 370
Summa: 435 795 443 610 450 000

Zu Titel I. der Ausgaben: Pos. 41-—Z7-
Berichterstatter Abg. Windwiiller : Nach eingehender

Berathuizg mit dem Herrn Negiernngs-Commissar habe der
Ausschuß beschlossen, die von der Regierung befürwortete
Gewährung von Zulagen wenigstens thcilweise zu bewilligen
und sei mit dem Herrn Negiernngs-Commissar eine Ver¬
ständigung darüber erzielt, welche Positionen erhöht werden
sollten. Da die Ausschuhanträgcdie Aufbesserung des Ge¬
halts der schlechter besoldeten Beamten bezweckten, außerdem
eine wesentliche Erhöhung der betreffenden Positionen nicht
eiutrctcn würde, so könne er die Anträge zur Annahme nur
empfehlen.

Oberrcgicrnngsrath Ikamsauer : Zudem er dem Aus¬
schüsse seinen Dank anssprechc für bas ihm erwiesene Ent¬
gegenkommen, welches um so mehr anzuerkcnncn wäre, als
die bewilligten Gehaltserhöhungen gerade die Elasten be¬
träfen, die ihrer am meisten bedurfte», glaube er dieser seiner
Gesinnung zugleich im Namen der Eiscnbahnverwaltung keinen
besseren Ausdruck geben zu können als dadurch, daß er von
der Motivirung der weiter gehenden Anträge der Staats-
regicrung absehe.

Zu' Pos. 47-
Berichtcrstatter Abg. Windmüller' : Bei dieser Po¬

sition handle cs sich um mehrere Bedienstete,  die Zulagen

erhalten sollten; um Zweifel zu vermeiden, wäre cs wohl
zweckmäßig, in das Protokoll die Bemerkung aufzunchmen,
daß der Werkmeister  hierin nicht mit einbegriffen sei.

Ein dahin gehender Vermerk wird in das Protokoll
ausgenommen.

Zu Pos. 53:
OberregierungSrath Ramsauer : Zu dieser Position

sei im Bericht des Ausschusses die Ansicht niedergelegt, daß
die einzelnen Stationen mit einem zu großen Beamtenapparat
arbeiteten. Dem gegenüber habe er zu bemerken, daß die
Eisenbahndirection wie überall, so auch hier auf Ersparungen
bedacht sei und bereits nach verschiedenen Seiten hin Ein¬
schränkungen habe cintretcn lassen. Als Beispiel brauche er
nur anzuführen die Station Apen, welche früher durch einen
Stationsvorsteher vertreten, jetzt durch einen crpedirenden
Weichenwärterverwaltet würbe; sodann die Station Alf¬
hausen, die trotz ihres großen Verkehrs jetzt auf dieselbe
Weise besetzt würde. Wenn in früheren Zeiten, wie er
selbst zugcsteheu müsse, die Besetzung eine reichliche gewesen
wäre, so hätte dies seinen Grund darin gehabt, daß auf
den alten Stationen während des Ausbaues der neuen
Strecken Leute in genügender Zahl soweit angelernt werden
mußten, um bei Fertigstellung der letzteren auf den neuen
Stationen als Verwalter verwendet werden zu können. Daß
gegenwärtig noch in dieser Beziehung Ersparungen gemacht
werden könnten, halte er für unmöglich, und glaube er die
Ansicht, daß das Stationspersonal so gut wie gar nicht be¬
schäftigt sei, specicll der Stationsvorsteher, wie vor 9 Jahren
Pier im Landtage behauptet, nichts zu lhun habe, als beim
Püssiren der Züge aus dem Fenster herauszusehen, am besten
dadurch widerlegen zu können, daß er den Dienstplan einer
Station hier vortrüge.

Der Herr Regicrungscommissar verliest aus dem Dienst-
roster der Station Qnakenbrück die Diensteintheilungder
Beamten bis zum Portier , wonach sich für den einzelnen
eine Grsammtdienstzeit von täglich 12 Stunden im Durch¬
schnitt ergiebt und fährt dann fort:

Mit weiteren Vorlesungen wolle er nicht belästigen und
habe er nur noch daraufhinzuweisen, daß aus dem Umstande,
daß der Güterverwalter in Qnakenbrück zufällig sein Marimal¬
gehalt bezöge, der Eisenbahndirection doch nicht der Vorwurf
einer thencrcn Wirthschaft gemacht werden könne; übrigens
stände von jeder Station solch ein Dicnstoerzeichniß zur Ver¬
fügung; das von ihm verlesene sei am 21. Juni 1881 für
den laufenden Sommer ausgestellt worden.

Berichterstatter Abg. Winbmüller : Nach dem lehr¬
reichen Vorträge des Herrn RegierungS-Commissars habe er
doch noch etwas hinzuzufügen; zwar habe der Herr Re¬
gierungs-Commissar mitgetheilt, wie viel Stunden, aber nicht,
womit die Stationsbeamtcn während dieser Zeit beschäftigt
seien; es wäre ihm lieb gewesen, wenn auch dieses aus-
gcführt wäre. — Sodann habe er noch Folgendes mitzu-
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Berichtigung.

Im Berichte über die 14 . Sitzung am 16 . December

1881 sind die Ausführungen des Abgeordneten Wind-
müller  Seite 122 a . E -, Seite 123 oben und Seite 125

nicht richtig wiedergegeben.

1 . Es sind Seite 122 in der letzten Zeile die Worte
nach dem Gedankenstrich und Seite 123 die sechs ersten
Zeilen zu streichen und an deren Stelle zu setzen:

Soweit seine persönlichen Wahrnehmungen reich¬
ten, glaube er versichern zu dürfen, daß auf einigen
Stationen zu viel Personal gehalten werde. Er
bemerke, daß im Bericht nur die Station Quaken-
hrück als die marquanteste in dieser Beziehung her¬
vorgehoben sei, es müsse doch Jedem ausfallen, daß
diese Station so hohe Platzkostcn verursache, wäh¬
rend Augustfehnz. B. mit seinem bedeutenden Güter¬
verkehr verhältnißmäßig wenig kostet, nämlich bei

82 870 Einnahme 8406 , während Quaken¬
brück bei ^ 79 292 Einnahme 14 780 erfor¬
dert habe.

2 . Es sind Seite 125 Spalte 1 die zehn Zeilen zu

streichen und statt deren zu setzen:

Dem vorigen Landtage habe bei der Berathung
des Erneuerungsfonds eine Position „Gasanlagen"
ans einer Station , er glaube Eversburg, zur Be¬
willigung Vorgelegen; die Eisenbahu-Directiou habe
damals in der Motivirnng gesagt, sie sei im Zweifel,
ob man Gasanlagen unter den Begriff Hochbauten
zu rechnen habe, indessen wolle man loyal handeln
und auch diese Position sich bewilligen lassen.

Leider sei dieser loyale Weg, wie der heute vor¬
liegende Fall ergebe, bereits wieder verlassen und
müsse er deshalb nochmals dringend bitten, hier ein
Exempel zu statuiren und die betr. Position abzu-
lehneu.

Sodaun muß es Seite 123 Spalte 2 Zeile 37 folgende
heißen:

Ferner können die Minderverwendungenbei den
einzelneu Positionen — ausgenommen Positionen
41 —57, 58—65 und 125—132 inel. — erforder¬
lichen Falls zur Deckung von Mehrausgaben bei
anderen Positionen verwendet werden.
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Heilen. Die Station Augustfehn, die einen regen Verkehr
hätte und die er persönlich genau kenne, weise Einnahmen auf,
die mit den Ausgaben in gar keinem Verhältnis; ständen. Das
Gleiche wäre bei der Station Huchtingen der Fall. Wenn
er im Berichte nur die Station Quakenbrück genannt, so
habe er nur das eclatantcste Beispiel anführcn wollen.

Oberregicrungsrath Ramsauer : Bezüglich der von
dem Herrn Vorredner ausgestellten Behauptungen glaube er
sich aus den Hinweis beschränken zu können, daß Arbeit und
Aufwand aus den Stationen nicht immer mit den Einnahmen
im Vcrhältniß zu stehen brauchten, daß hier überhaupt die Ein¬
nahmen einen ganz anderen Factor bildeten, als die Arbeit. Zum
Beweise dieses nenne er die Station Quakenbrück, deren
Verwaltung dadurch, daß sie zu verschiedenen Verbänden ge¬
höre und außerdem eine Nebergangsstation sei, eine viel com-
plicirtcre Thätigkeit in Anspruch nehme, als manche gleich
große Station . — Ferner sei die Frage, welche Station die
Einnahmen habe, völlig gleichgültig. Quakenbrückz. V. er¬
ziele trotz seines großen Waarenversandes aus diesem nur
wenig Einnahmen, weil im Frachtverkehr Regel sei, daß die
Güter unfrankirt übersendet würden; hiernach kämen die
Einnahmen, wenigstens aus dem Frachtverkehr, fast aus¬
schließlich den Stationen mit starkem Empfang zu Gute;
umgekehrt wäre es im Viehhandel, wo die Fraukirung vor¬
herrsche, und erkläre sich nur hieraus die Thatsache, daß die
Station Neuenkoop in diesem Jahre die größten Einnahmen
ausznweisen habe.

Seit einiger Zeit seien verschiedentlich generelle Visi¬
tationen vorgenommeu, die Thätigkeit der Beamten controlirt
und die Einnahmen und Ausgaben nachgeschen. Er (Red¬
ner) habe sich einmal selbst auf den Weg gemacht, um die
Station Quakcnbrück auf ihren großen Beamtenapparat hin
zu revidiren und habe er die Reise damals in der stillen
Hoffnung angetrctcn, daß es ihm gelingen würde, dort Be¬
schränkungen eintreten zu lassen. Allein trotz der genauesten
Untersuchungen habe er nichts Ueberflüsfkges entdecken können
und die Ucberzeugung gewonnen, daß eine Einschränkung
nicht möglich.

Berichterstatter Abg. Er sei wie die
übrigen Abgeordneten kein berufsmäßiger Politiker und sammle
aus dem täglichen Leben seine Erfahrung; dennoch glaube
er versichern zu können, daß eine Vereinfachung möglich
sei. Was die Besetzung der Stelle zu Quakenbrück beträfe,
so sei der Giiterverwaltcr aus ganz anderen Gründen dorthin
versetzt, als vom Herrn Regicrungs-Commiffar im Allgemeinen
ausgeführt wäre.

Oberregierungsrath R «msa « er : Die Gründe der
Versetzung einzelner Personen seien hier nicht zu erörtern,
dieses wären Interna der Verwaltung.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Es sei ihm ferner
bekannt geworden, daß in Cloppenburg noch ein Einnehmer
stationirt sei, und frage er an , warum nicht auf einer Sta¬

tion mit so geringem Verkehr dieses Amt mit dem des Ver¬
walters verbunden würde. (Überhaupt sei Lies ganze Institut
nicht wieiter auözudehnen, da es im Grunde genommen so
zu sagen ein Durchgängerdicnst sei.

Die Positionen 41—57 werden nach den Ausschuß-
anträgen angenommen, gleichfalls der Titel I «. ohne De¬
batte. Der Ausschußantrag 40 wurde dahin geändert, daß
Position 139 von der .Genehmigung ausgenommen werde;
bezüglich dieser Position wurde Antrag 40u . dahin ein¬
gebracht: zu Position 439 der Regierungsvorlage einzustellen:

für das Jahr 1882 992 900
» » „ 1883 993 950 „
» » ,, 1884 994 850 „

Hiernach wurden der inodificirte Antrag 40 und An¬
trag 40u . angenommen und darnach der ganze Voranschlag
(Antrag 41) mit den beschlossenen Zsndernnge» genehmigt.

Zu Antrag 42:
Berichterstatter Abg. Windmüller : Zunächst habe

er auf einen Fehler im Abklatsch aufmerksam zu machen:
Seite 271 und 272 sei sedcömal hinter Position 58—72
nachzufügen: »sowie Position 125—132.»

Zugleich möchte er das Wert nehmen zur Begründung
des von der Regierungsvorlage abweichenden Ausschußautrages.
In einer Besprechung mit dem Herrn Regierungs-Commissar
habe dieser darauf hingewieseu, daß sich Schwierigkeiten für
die Verwaltung daraus ergeben würden, wenn die Pos. 58 —72
und Pos. 125—132, besonders aber die Pos. 62—72 aus¬
genommen würden, und habe hieraus hin der Ausschuß be¬
schlossen, den früheren Antrag zu ändern und jetzt folgenden
Antrag zur Beschlußfassung vorzulegen:

der Landtag wolle beschließen, dem Voranschläge
werde der Schlußsatz nachgefügt:

eine Ileberrechnung des Minderverbranchs in
einem Jahre der Finanzperiode auf die anderen
Jahre ist überall gestattet, lediglich mit Ausnahme
der unter Titel I. , II . und VI. enthaltenen Po¬
sitionen 4l —57, —65 und 125—l32 . Ferner
können die Mindervcrwendnngenbei den einzel¬
nen Positionen 41—57, 58—65 unv 125—132
incl. erforderlichen Falls zur Deckung von Mehr¬
ausgaben bei anderen Positionen verwendet werden.

Oberregicrungsrath Ikamsauer : Wenngleich sachlich
im Einverständnis mit dem Herrn Berichterstatter, so erlaube
er sich doch den Antrag zu stellen, daß der Passus ganz
stehen bleibe und bloß nachgefügt werde: »dagegen kann
innerhalb Titel II . (Pos. 58—72) eine Übertragung zwischen
den einzelnen Positionen vorgenommeu werden." Eine solche
Uebertragung wäre bei Titel VI. unbedenklich.

Berichterstatter Abg. Wmdmüller : Er möchte doch
den Landtag ersuchen, bei dem Ausschußantrage sieben zu
bleiben, da für den Fall einer Mehrverwendung in einigen

16 *
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Positionen immer eine Deckung in der Position 67 »Außer¬
ordentliche Remunerationen-- gefunden werden könne.

Oberregicrungsrath Ramsauer : Er würde es nicht
für zulässig palten, aus der Position 70 etwa auf die Nachbar¬
positionen überzurechnen; cs handle sich hier nur um Erleich¬
terungen für die Verwaltung und bäte er um Annahme
seines Antrages.

Berichterstatter Abg. Windurüller : Es läge dem
Ausschüsse sehr daran, genaue Summen zu erhalten, um
daraus später ersehen zu können, wo und in welcher Höhe
Ausgaben nöthig gewesen seien.

Der Antrag des Negierungs-Commissars wird abgclchnt,
der Ausschußantrag angenommen.

Antrag 43:
Berichterstatter Abg. Windmüller : Er brauche den

Antrag nur kurz zu motiviren; die Eisenbahn-Hülfsarbeiter
bäten um Ausbesserung ihrer Gehälter und Schaffung neuer
etatmäßiger Stellen. Da demnächst eine neue Regulirung
der Gehaltsvcrhältnisse der Eisenbahnbcamtenund Hülfö-
arbciter in Aussicht stände, so habe der Ausschuß cs für das
richtigste gehalten, die Petition der Staatsregierung zur Prü¬
fung zu übergeben.

OberregicrungsrathRamsauer : Mit der Auffassung
und Behandlung, welche die Petition der Hülfsarbcitcr im
Ausschüsse erfahren habe, sei er durchaus einverstanden und
wolle er hier nur sein Bedauern darüber aussprechen, daß
die Petition so eilfertig zu Stande gekommen sei; dieses
Gefühl hatten die Petenten selbst gehabt, wie sie demselben
auch in der Petition Ausdruck gegeben hätten. Der Ver¬
gleich mit den Preußischen Verhältnissen wäre völlig unzu¬
treffend, überhaupt ermangele der Petition eine gründliche
Durcharbeitung. In Frage käme, ob nicht noch ein Theil
dieser Stellen zu etatmäßigen gemacht werden solle. In
dieser Beziehung habe er jedoch zu bemerken, daß im vorigen
Landtage zwei neue budgetmäßige Stellen bewilligt seien; im
Laufe dieser Finanzpcriode wären nicht nur diese zwei neuen
Stellen, sondern auch durch Abgang von acht Personen deren
Stellen neu besetzt und glaube er, daß hierdurch alle be¬
rechtigten Ansprüche befriedigt seien. Auf die budgetmäßige
Creirnng neuer Stellen könne man sich nicht einlasscn, da
die gegenwärtige Situation durchaus nicht danach angethan sei.

Der Ausschußantrag wird angenommen.
!I . Bericht des Eisenbahnausschusses, betr. den Vor¬

anschlag der Einnahmen und Ausgaben des Erneuerungs-
sonds für die Eisenbahnbetriebs-Verwaltung des Hcrzogthums
Oldenburg für 1882/64. (NebenanlageL. zu Aul. 36.)

Berichterstatter Mettcker : Zuerst müsse er bemerken,
daß in dem Abklatsch, betr. den Erncuerungssonds, zwei Be¬
richtigungen vorzunehmen seien. Seite 279 Zeile2 müsse es
heißen anstatt »abgeführte Summe-- »abzuführende Summe".
Auf Seite 281 erste Zeile sei hinter „Frage kommt-- nach¬

zufügen »und ferner den Bau der vier Stallgebäude im
Jnundationsgebiet".

Im Fall Antrag 5 vom Landtage angenommen werde,
beantrage der Ausschuß, die dann nicht zur Verwendung
kommende Summe dem Erneuerungsfonds zu belassen.

Die Positionen 1—6 der Einnahmen werden nach den
Ausschußanträgen angenommen, gleichfalls die Positionen1—7
incl. der Ausgaben.

Zu Position 8:
Oberregierungsrath Rainsauer : Von der beabsich¬

tigten Streichung der beiden Hochbauten habe er erst durch
den Ausschußbericht Kunde erhalten, sonst würde er nicht
verfehlt haben, eine eingehende technische Begutachtung zu
veranlassen. Die Nothwendigkeit, bezw. Zweckmäßigkeit der
Erweiterung des Maschinenhauses in Oldenburg selbst plau¬
sibel zu machen, darauf wolle er verzichten, da cs ihm nicht
gelingen würde, das Bcdürfniß nachzuweisen. WaS dagegen
die Torf- und Kohlenladcbühne anbeträfe, so müsse er die
Genehmigung derselben dringend befürworten. Dieselbe sei
bereits fertig; nicht sei dies geschehen in mangelhafter Rücksicht¬
nahme ans den Landtag, vielmehr sei die Herstellung der¬
selben auf einen Nothstand zurückznführen. Schon seit Jahren
wäre die Eisenbahndirection immer abschlägig bcschicden und
daraus hingewiesen, zunächst die alte Bühne aufzubrauchen.
Dieses sei geschehen; auf allen vier Seiten gestützt, wäre sic,
nachdem die Pfähle verfault, noch vor Anbruch der neuen
Finanzperiode, für die ein Neubau in Aussicht genommen
gewesen sei, zusammengebrochenund sei die Eisenbahnverwal¬
tung, da eine Bühne nothwendig vorhanden sein mußte, da¬
durch gezwungen worden, die Errichtung einer neuen zu ver¬
anlassen.

Abg. Windmüller : Was Alle schon geahnt, sei
wirklich geschehen, die Eisenbahndirection habe eigenmächtig
einen Vau ausgeführt, zu dem Mittel nicht zur Verfügung
gestanden hätten. Schon im vorigen Landtage sei dieselbe
dringend ersucht worden, aus dem Erneuerungsfonds keinerlei
Bauten ohne vorherige Genehmigung deS Landtages vorzu-
nehmcn, wiederum habe sic dieser Ermahnung kein Gehör
geschenkt. Wenn der Herr Regierungs- Commissar gesagt
habe, daß in diesem Falle ein Nothbau vorliege, seit Jahren
schon ein Bcdürfniß Vorgelegen hätte, so wolle er dagegen
nur daran erinnern, daß vor 3 Jahren der Landtag ver¬
sammelt gewesen, bei diesem also doch wenigstens die Be¬
willigung der Herstellung eines Neubaues hätte nachgesucht
werden können. Es wäre zu bedauern, daß die Eisenbahn¬
direction trotz ernster Ermahnung des Landtags immer und
immer wieder ihre Befugnisse zu überschreiten suche, während
doch in allen anderen Zweigen der Verwaltung die größte
Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit herrsche. Er bitte dringend,
dem ablehnenden Ausschußantrage zuzustimmcn.

Oberregicrungsrath Ramseruer : Wenn der Abg.
Windmüller  auf andere Refforts Bezug genommen, so
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habe er dagegen zu bemerken, daß in diesen solche Bauten
wie die hier in Betracht kommenden gar nicht zu den Hoch¬
bauten gerechnet würden. Diese Sache habe ihre Geschichte.
Das ausgesprochene Motiv sei gewesen, daß keine Beamten-
wohnungcn, industrielle Etablissements re. aus diesen Fonds
errichtet würden. Als damals im Landtage dieses aus¬
gesprochen sei, habe er gebeten, eine schärfere Fassung diesem
Begriffe zu geben, damit nicht andere Bauten hierunter litten.
Jedoch habe man damals Bedenken getragen, das Kind beim
rechten Namen zu nennen und sei man deshalb bei dem all¬
gemeinen Namen „Hochbauten" stehen geblieben. Was den
vorliegenden Fall beträfe, so handle es sich hier um ein
dringendes Bedürfniß, zu dessen Abstellung, wie man der
Verwaltung wohl vertrauen könne, nur sachliche Erwägungen
geführt hätten. Erst in der allerletzten Periode sei cs nicht
mehr möglich gewesen,' die alte Bühne zu halten und habe
die Direktion sich da erst entschlossen, den Neubau vorzuneh¬
men. Eine Torf- und Kohlenladebühne sei doch wirklich kein
Ding, mit dem man Staat treiben könne.

Abg. Windmüller : Im vorigen Landtage sei ein
ähnlicher Fall vorgekommcn, wo die Eisenbahndirection sich
eine Ucberschreitung der Position Gasanlageu habe zu Schul¬
den kommen lassen. Damals sei die Position bewilligt in
der Hoffnung, daß die Eisenbahndirection in Zukunft den
constitntivnellen Weg nicht verlassen würde. Diese Hoffnung
sei jekt wieder getäuscht und die Willkür, mit der die Eisen¬
bahnverwaltung handle, durch diesen neuen Fall wieder ein¬
mal zu Tage getreten. Er bäte nochmals, hier ein Beispiel
zu cvnstatircn und die Positionen zu streichen.

Abg. Tantzen : Wie immer werde er auch hier für
den Ausschußantrag stimmen; in diesem speciellcn Falle würde
er von der Ucberzeugung geleitet, daß es nothwendig sei,
die außerordentlich freie Bewegung der Eisenbahnverwaltung
zu beschränken, zumal hierdurch einem allgemeinen Wunsche
des ganzen Landes gewillfahrt würde. Es wäre ja möglich,
daß dieser Bau sehr nothwendig gewesen sei, aber er glaube
fest, daß die alte Bühne mit Reparaturen doch noch wohl
so lange hätte hingchalten werden können, bis der Landtag
sich versammelt hätte.

Er frage an, worauf daS Bedürfniß beruhe, in Norden¬
hamm einen Eiskeller zu bauen; auch wenn eine Verzinsung
zu 12 "/o hätte erzielt werden können, so hätte doch so lange
gewartet werden müssen, bis der Landtag seine Zustimmung
gegeben. In dieser Richtung müsse man der Selbständigkeit
der Eisenbahnverwaltung Terrain abzugewinnen suchen; dies¬
mal gelinge es vielleicht noch nicht, aber sicherlich würde
dieses Ziel, wenn auch allmählig, von der Landesvertretung
erreicht werden.

Oberregierungsrath Ramsauer : I " dem von dem
Abg. Tantzen  angeführten Fall könne von einer Eigen¬
mächtigkeit der Eisenbahnverwaltungnicht die Rede sein, da

die Staatsregierung den Plan geprüft und die Direction
zur Ausführung ermächtigt hätte.

Schluß der Debatte.

Abg. Mettcker (als Berichterstatter) : Der Ausschuß
müsse auch jetzt noch nach den Ausführungen des Herrn
Regierungs- Commissars bei seinem Anträge beharren und
ersuche den Landtag, den Bau der Torf- und Kohlenbühne
in Oldenburg und die Erweiterung des MaschinenhauscS ab¬
zulehnen; im Ucbrigcn beantrage der Ausschuß Pos. 8 zu
genehmigen, mit der Bestimmung, daß die nicht zur Ver¬
wendung kommende Summe zu 35 000 zur Verstärkung
des ErncuerungsfondS als Cassenbestand verbleibe.

Der Antrag 5 des Ausschusses wird angenommen, ferner
der zu den Anmerkungen der Vorlage gestellte Antrag 6.

III . Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den
Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg,
betr. Abänderung des Artikels 20 Abs. 1 deS Gesetzes vom
3. April 1876, betr. die Einführung des Gesetzes über den
Eigenthumserwerban Grundstücken und deren dingliche Be¬
lastung, sowie der Grundbuchordnung. (Aul. 81 S . 176.)

Antrag 1:
der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine Zustim¬
mung ertheilen.

Berichterstatter Abg. Deeken : Es wäre wohl nicht
nöthig, daß er alles, was in den Motiven der Vorlage für
die Acnderung des Gesetzes angeführt wäre, wiederhole und
beschränke er sich auf Len Hinweis, Laß die Unklarheiten
und Schwierigkeiten, die sich bei Beibehaltung der bisherige»
GesetzesbestimmungenHerausstellen würden, durch die hier in
Aussicht genommene Verkleinerung der Bezirke und die
sofortige Eröffnung des Grundbuchs in den fertigen Bezirken
in Wegfall kommen würden; er empfehle daher den neuen
Gesetzentwurf zur Annahme.

Zu Art. 1:
Abg. Barnstedt : Während er im Allgemeinen den

vorliegenden Gesetzentwurf nur billigen könne, erlaube er sich
Loch, in Betreff der Bekanntmachungen eine kleine Aenderung
zu beantragen. Im Gegensatz zu dem früherem Gesetz, wo
die Weserzeitung zur Veröffentlichung bestimmt war , wäre
diese setzt ganz fallen gelassen und dem Obcrlandcsgericht
die Befugniß cingeräumt, nach freiem Ermessen die Bekannt¬
machungen außer in den im Gesetz vorgesehenen Oldenburger
Anzeigen in anderen geeigneten Blättern zu veröffentlichen.
Dies hielte er nicht für zweckmäßig und stelle er deshalb
den Antrag:

zu Artikel 1 den Schluß „und nach Ermessen in
anderen geeigneten Blättern" zu streichen und dafür
zu setzen: „und außerdem in einem  anderen ge¬
eigneten Blatte oder nach Ermessen in mehreren
anderen geeigneten Blättern".
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Der Antrag ist genügend unterstützt und wird sogleich
mit zur Verathung gestellt.

Miuistcrialrath Flor : Der Special - Commissar für
diese Angelegenheit habe in dieser Sitzung nicht erscheinen
können; doch glaube er das Einverständnis; desselben mit
dieser Aenderung hier erklären zu können.

Berichterstatter Abg. Deeken : Der Ausschuß trage
kein Bedenken, den von dem Abg. Barnstedt  gestellten
Antrag zur Annahme zu empfehlen.!

Der Art. 1 und der Antrag Barnstedt  werden ange¬
nommen.

Zu Art. 2:
Berichterstatter Abg. Deeken ; Er habe hier nur zu

bemerken, daß der Ausschuß den Art. 2 für völlig unbedenk¬
lich ansehe, und deshalb dessen Annahme befürworte.

Hierauf wird der Art. 2, sodann der Gesetzentwurf mit
der beschlossenen Aenderung angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung sind bis heute Abend8 Uhr
einzureichen.

Antrag 2 des Ausschusses lautet:
der Landtag wolle die Grvßherzogliche Staatsregieruug
ermächtigen, diesen Gesetzentwurf mit dem unterm
7. v. M . an den Landtag gebrachten und von diesem
genehmigten Gesetzentwurf, betreffend Abänderung der
Art. 19 und 44 des obgedachken Gesetzes in einen
Gesetzentwurf bezw. in ein Gesetz zusammsnziifassen.

Berichterstatter Abg. Deeken : Die Verschmelzung sei
zweifellos practisch und empfehle daher der Ausschuß, der
Staatsregierung die Ermächtigung hierzu zu ertheilcn.

Antrag 2 wird angenommen.
Antrag 3:

der Landtag wolle genehmigen, daß die Summe von
2500 c/zl als Kosten der erfrühten Einführung der
Grundbuchgesetzgebungnachträglich pro 1883 zu 8- 82
des Ausgabenvoranschlags für das Herzogthum ein¬
gestellt werde.

Berichterstatter Abg. Deeken : In dem Schreiben der
Staatsrcgierung wäre keine Jahreszahl genannt; nach Rück¬
sprache mit dem Herrn Regierungs-Commissar habe der Aus¬
schuß das Jahr 1883 eingestellt. Der hier in Frage stehende
Antrag bezwecke nicht die Bewilligung neuer Gelder, sondern
beziehe sich nur auf Summen, die später auch zur Verwen¬
dung gekommen wären; derselbe sei wie der folgende An¬
trag 4 im Einvcrständnißmit den Mitgliedern des Finanz¬
ausschusses gestellt.

Antrag 3 wird genehmigt.
Antrag 4:

der Landtag wolle der Großherzoglichen Staatsregie¬
rung zum K. 78 des Voranschlags für das Herzvg-
thum ferner 4450 ^ pro 1884 zur Verfügung
stellen.

Berichterstatter Abg. Deekett : Es handle sich hier
nicht um die Bewilligung einer neuen Stelle , sondern um
die Gehaltsbewilligung für die bei Einführung der Grund-
buchordnung nicht mehr zu entbehrende vierte Amtsrichtcrstcllc,
die bereits im Regulativ vorgesehen wäre.

Antrag 4 des Ausschusses wird angenommen.
IV. Bericht des Justizausschusses, betreffend den Ent¬

wurf eines Gesetzes für das Großherzogthum, betreffend Zu¬
satz zu Artikel 29 des Civilstaatsdiencrgesctzes. (Aul. 41
S . 179, Aul. 85 S . 482.)

Abg. Borgmann : Als dieser Gegenstand das vorige
Mal zur Verhandlung gestanden hätte, habe er sich dagegen
ausgesprochen und auch dagegen gestimmt. Da jetzt aber
die Sachlage eine wesentlich andere geworden und die Be¬
fürchtung vorläge, daß die Stadt Birkenfcld bei der in Aus¬
sicht stehenden Verstaatlichungder Nhein-Nahe-Bahn über¬
haupt keinen Vertreter ihrer Interessen im Verwaltungsrath
haben würde, so hielte er cs für durchaus gerechtfertigt,
wen» in diesem Fall eine Ausnahme gemacht und dem be¬
reits gewählten Bürgermeister der Eintritt in den Venvaltungs-
rath gestattet würde.

Abg. TanHen : Er würde in seiner früheren ableh¬
nenden Haltung verharren, da er für nicht richtig halte, Laß
wegen einer Person das Princip durchbrochen würde und da
er außerdem unmöglich glauben könnte, daß keine andere
geeignete Persönlichkeit außer dem Bürgermeister von Birken«
seid zu finden sei.

Berichterstatter Abg. Deeken : Die Generalversamm¬
lung , in der die Aktionäre der Nhein-Nahe-Bahn über die
Verstaatlichung derselben beschließen würden, sei auf den
27. Deccmberd. I . angesetzt, und sei, wenn diese angenom¬
men und eine Neuwahl bis dahin nicht erfolge, nach dem in
Aussicht genommenen Vertrage eine Neuwahl überhaupt nicht
mehr möglich.

Abg. Hoher : Er wolle sich kurz fassen und nur dar¬
auf Hinweisen, daß das Princip doch schon verschiedene Male
durchbrochen sei, z. B. bei der Bank. Ueberhaupt müsse man
sich hüten vor Pnucipienreiterei, vielmehr das praktische In¬
teresse in'ö Auge fassen, welches für die Bestätigung der Wahl
des Bürgermeisters spräche.

Abg. Tantzen : Es sei seine Sache durchaus nicht,
auf Principien herumzureiten; er halte nur daran fest, daß,
wenn man Principien ausgestellt habe, man auch dieselben
befolgen müsse.

Abg. Hoher : Gewiß wären die Principien dazu da,
um befolgt zu werden, und sei es durchaus richtig, nach
diesen zu handeln; dagegen wäre es ebenso richtig, in Fällen,
wo andere wichtigere Interessen in Frage ständen, von dem
Princip abzuweichen und die Verfolgung dieser Interessen
der Aufrechterhaltung des Princips voranzustellen.

Abg. Herrn : Dem Abg. Tantzcn  wolle er nur er¬
widern, daß es, wie die Sache läge, gleichgültig bei der Ent-
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scheidung der Sache sei, ob noch eine andere geeignete Per¬
sönlichkeit zu finden sei oder nicht; eine Neuwahl wäre über¬
haupt nicht mehr möglich, weil der Termin, an dem der
Beschluß über die Verstaatlichung gefaßt werden würde, schon
zu nahe hcrangerückt sei.

Abg. Jken : Zur Motivirung seiner Abstimmung habe
er nur zu bemerken, daß er setzt für den Antrag stimmen
werde, weil die Interessen der Stadt Birkcnfeld eine Ent¬
scheidung dieser Angelegenheit in diesem Sinne erheischten.

Abg. Schüler : Es sei nicht seine Absicht, gegen den
Ausschnßantrag zu stimmen, wenngleich er nicht verkenne,
daß das Princip durchbrochen würde; nur dagegen wolle er
Verwahrung einlegen, daß hiermit der erste Schritt geschehe,
daß die Stadt Birkenfeld früher oder später an den Landtag
herantrete, um Zuschüsse zu diesem Unternehmen zu bean¬
tragen.

Die Ausschnßanträge werden angenommen.
V. Mündlicher Bericht des PetitionSansschnsscs über

die Petition von Osterhofs in Damme und Genossen um
Abänderung des Jagdgesetzes für das Herzogthum Oldenburg.

Berichterstatter Abg. Ramien : Die Petenten bäten,
es möge das Gesetz dahin abgcäudert werden, daß, wenn
ein Jagdberechtigter in Begleitung eines Jagdberechiigtcn
ohne Erlanbnißschein sage, nur auf Brüche und nicht auf
Eonfiscation der Jagdgeräthe re. erkannt werden könne.
Allein dies stände im Widerspruch mit dem ReichSstrafgcsetz,
wo es im Art. 295 heiße:

„Neben der durch daS Jagdvergehen verwirkten Strafe
ist auf Einziehung des Gewehrs, des Iagdgeräths und der
Hunde, welche der Thäter bei dem unberechtigten Jagen
bei sich geführt hat, imgleichen der Schlingen, Netze, Fallen
und andern Vorrichtungen zu erkennen, ohne Unterschied,
ob sie dem Verurthciltcn gehöre» oder nicht."

Ferner wünschten die Petenten im zweiten Absatz der
Petition, es möge genügen, wenn die Erlaubniß vom Ge¬
meindevorsteher, und nicht, wie Artikel 16 deS Oldenburgi-
schen Gesetzes vorschricbe, vom Amte crtheilt würde. Hier¬
gegen habe der Ausschuß einzuwentcn, daß cs den Jagdlicb-
habern leicht genug gemacht würde, wenn nur die Erlaubniß-
ertheilung beim Amte zu beantragen, die Beglaubigung der
Unterschrift vom Gemeindevorstehervorzunehmen sei und
könne derselbe aus diesen Gründen nur beantragen, über die
Petition zur Tagesordnung überzugehcn.

Abg. WTeHer : ^ könne sich mit dem Anträge des
Ausschusses auf Ucbergang zur Tagesordnung nicht einver¬
standen erklären.

Die Petition sei von legitimen Jägern ausgegangen,
denen die Erhaltung eines entsprechenden Wildstandcs durch¬
aus am Herzen liege, die aber in den Bestimmungen deS
Reichsstrafgesetzbuchöüber Jagdvergehen eine große Härte
erblickten. Dasselbe bestimme in Z. 292 ff, daß unberechtigte

Ausübung der Jagd mit Geldstrafe bis zu 300 ^ oder
Gefängnißstrase bis zu 3 Monaten, sowie mit Confiscation
aller Jagdgeräthe bestraft werden solle. Nun sei aber nach
unserm Jagdgesetz jeder bei Ausübung der Jagd auf fremdem
Grund und Boden unberechtigt, welcher nicht einen amtlich
beglaubigten Erlaubnißschein des betreffenden Grundbesitzers
bei sich führe.

Die Petenten fänden diese Bestimmung zu hart und
nicht dem Geiste des Strafgesetzbuchs entsprechend und wünsch¬
ten nä 1 eine Abänderung unseres Jagdgesetzes, daß zur
Jagdberechtigung im Sinne des §. 292 des St .-G.-B. schon
die mündliche Erlaubniß des Grundeigcnthümers genüge, so
daß nur derjenige, welcher gar keine Erlaubniß habe, wegen
Jagdvergehens, also mit erheblicher Geldstrafe und Confisca¬
tion zu bestrafen wäre.

uä 2 bäten die Petenten, daß überhaupt die Bedingung
einer Beglaubigung der Unterschriften der Jagderlaubnißscheine
durch den Amtshauptmann bezw. das Amt in Wegfall kom¬
men möge, da sie eine Beglaubigung durch eine andere Be¬
hörde, z. B . durch den Gemeindevorstand, für vollständig
genügend, für das bctr. Publikum aber wesentlich erleichtert
ansähen. Er (Redner) könne nicht umhin, sich im Gegensatz
zu dem Herrn Berichterstatter deS Ausschusses mit den Peten¬
ten einverstanden zu erklären und gestatte sich zu beantragen:

die Petition der GroßherzoglichenStaatsregierung
zur geeigneten Berücksichtigungzu empfehlen.

Er wünsche die Bestimmung über die Jagdberechtigung
im Sinne der Petenten dahin modificirt, daß die Beglaubi¬
gung der Unterschriften der Grnndeigcnthümcr auch von einer
anderen amtlichen Behörde als dem Amte rechtsgültig er¬
folgen könne, und glaube, daß im Falle Jemand eie Jagd
auf fremdem Grund und Boden, ohne eine solche schriftliche
Erlaubniß, jedoch auf Grund einfacher mündlicher Gestattung
ausübe, nur wegen Jagdübertrctung mit einer Ordnungs¬
strafe belegt werden möchte.

Die eigenartigen Verhältnisse seines heimathlichen Wahl¬
kreises, dem die Petenten angchörten, wo ein vielfach sehr
parceliirtcr Grundbesitz vorhanden, hätten zu der Petition
Veranlassung gegeben und könne er nur wünschen, daß den
Bitten der Petenten entsprochen werde; besonders aber halte
er die Unterschriftsbcglaubignng durch das Amt für eine
durchaus unberechtigte Schecrerci des Publikums, welche auch
eine Zurücksetzung der Autorität der Gemeindebehörde in sich
schlöffe.

Abg. Jken : Wenn über Jagdverhältniffe im Landtage
verhandelt würde, dann sei man es gewohnt, daß auch der
Abg. Jkcn  das Wort ergreife.

Nach seiner Ansicht sei die Jagdgcsctzgcbung unseres
Landes eine solche, wie man sic sonst im ganzen Deutschen
Reiche nirgends anträfe, man könne sie geradezu musterhaft
neunen, sodaß er nicht das Mindeste an ihr geändert sehen
möchte. Wenn der Herr Vorredner gesagt habe, daß die
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Strafen bei geringen Übertretungen zu hart seien, so thcile
er diese Ansicht durchaus nicht. Seines Erachtens würde es
keinem Menschen, der das Jagdrecht eines Anderen rcspectirt,
einfallen, sich Uebertrctungen zu Schulden kommen zu lassen
und halte er dafür, daß die Strafen eher zu gering als zu
hart seien.

Die Petenten schienen ihm in der Hauptsache aber
Ucbertretungen, die durch eine allzu große Jagdlust nur zu
leicht Vorkommen könnten, sich als gesetzlich zulässig functioniren
lassen zu wollen, waS er durchaus für verwerflich halte. Er
bäte daher, den Antrag des Ausschusses auf Uebcrgang zur
Tagesordnung annehmen zu wollen.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen, wodurch
der Antrag des Abg. Meyer beseitigt ist.

Hiermit ist die Tagesordnung erledigt und setzt der
Präsident , nachdem der Landtag auf die Einhaltung der
Frist, betreffend die Verthcilung der Auöschußberichtc in diesem
Falle verzichtet hat, die nächste Sitzung auf Sonnabend, den
17. Dccbr., 10 Uhr Vormittags, fest, mit folgender Tages¬
ordnung:

1. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben des Landesculturfonds,

sowie der Canalbaucasse für das Herzogthum Olden¬
burg für die Jahre 1882, 1883 und 1881. (Anl. 77
S . 149 mit Nebenanlagen I. S . 151 und I . L.
S . 461.)

2. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die
§8. 7 bis 9 der Central-Einnahmen des Großherzog-
thunis Oldenburg. (Anl. 30 S . 77.)

3. Nachträglicher Bericht desselben Ausschusses über die
§§. 8, 17 und 23 des Voranschlags der Einnahmen
und die 88- -3/ 6 und 133 des Voranschlags der
Ausgaben des HerzogthumS Oldenburg. (Anl. 39
S . 139.)

4. Antrag desselben Ausschusses zum Z. 1 des Voran¬
schlags der Ausgaben des Fürstenthums Birkenfeld,
betr. die Verthcilung der für das statistische Bureau
nachträglich geforderten 12 000 zwischen den ver¬
schiedenen Landestheilcn. (Anl. 69 S . 344.)

Schluß der Sitzung: 12>/§ Uhr.

Der Berichterstatter:

Müller.



Bericht
über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Fünfzehnte Sitzung.
Oldenburg , den 17 . December 1881 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : 1. Bericht des Finanzausschusses, betreffend den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des
Landesculturfonds , sowie der Canalbaucaffe des Herzogthums Oldenburg für die Jahre 1882,
1883 und 1884 . (Anl . 77 S . 449 mit Nebenanlage I . S . 451 und I . L . S . 461 .)

2 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die ZZ. 7 bis 9 der Central -Einnahmen des
Großherzogthums Oldenburg . ( Anl . 30 S . 77 .)

3 . Nachträglicher Bericht desselben Ausschusses über die ZZ. 8 , 17 und 23 des Voranschlags der
Einnahmen und die ZK. 3 , 6 und 133 des Voranschlags der Ausgaben des Herzogthums
Oldenburg . ( Anl . 39 S . 139 .)

4 . Antrag desselben Ausschusses zum Z. 1 des Voranschlags der Ausgaben des Fürstenthums
Birkenfcld , betreffend die Vertheilung der sür das statistische Bürcau nachträglich geforderten
^ 12 000 zwischen den verschiedenen LandeStheilen . (Anl . 69 S . 344 .)

Vorsitzender : Präsident Roggen »ann.

Am Ministertische : die Herren RegierungS -Commissare
Oberregierungsrath Mutzenbecher,  Obcrkammerrath Rü¬
der,  Oberfinanzrath Heumaun  und Miniflerialrath Flor.

Nach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer
Abg. Wallroth  das Protokoll der vorigen Sitzung ; dasselbe
wird genehmigt.

Sodann wird in die Tagesordnung eingctreten.

I . Bericht des Finanzausschusses , betr . den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben des Landesculturfonds , sowie
der Canalbaucaffe für das Herzogthum Oldenburg für die
Jahre 1882 , 1883 und 1884 . ( Anl . 77 S . 449 mit
Ncbenanlage I . S . 451 und I . L . S . 461 .)

Berichterstatter : Abg. Hoher.

Dieser Gegenstand wird auf Antrag von der heutigen
Tagesordnung abgesetzt.

II . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
ZZ. 7 — 9 der Centraleinnahmcn des Großherzogthums Olden¬
burg . (Anl . 30 S . 77 .)

Berichte . XXI. Landtag.

Berichterstatter Abg . Tmrtzen : Bei der ersten Lesung
der Centraleinnahmen des Großherzogthums seien die ZZ. 7 — 9
der Vorlage unter der Voraussetzung vom Landtage genehmigt
worden , daß das Beitragsverhältniß der drei Landestheile
dasselbe bleibe ; diese Voraussetzung sei jedoch nicht ein-
gctroffen und müsse daher eine nochmalige Beschlußfassung
über diese drei Paragraphen stattfinden.

Nach dem Veranschlage betrügen die Beiträge der drei
Provinzen im Ganzen:

296 000 ^ für 1882,
263 000 „ 1883,
286 000 „ 1884.

Nachdem der Landtag die Vorlage der Staatsregierung
vom 7 . December 1881 , betr . Erhebung einer allgemeinen
Berufsstatistik und Viehzählung für den Umfang des deut¬
schen Reichs , angenommen habe , würden für 1882 12000^
hinzugehen , so daß über die drei Provinzen für 1882 zu
vertheilen sei : 308 000 Er beantrage:

17
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der Landtag wolle genehmigen, daß in den Voran¬
schlag der Ccutral-Einnahmen eingestellt werden:

Z. 7. a) Herzogthum Oldenburg 76 "/„:
1882 234 080
1883 199 880 „
1884 217 360 „

Z. 8. d) Fürstenthum Lübeck 16^ :
1882 49 280
1883 42 080 »
1884 45 760

Z. 9. v) Fürstenthum Birkcnseld8 "/y:
1882 24 640
1883 21040 „
1884 22 880 „

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
Hl. Nachträglicher Bericht desselben Ausschusses über

die ZZ. 8, 17 und 23 des Voranschlags der Einnahmen und
die ZZ. 3, 6 und 133 des Voranschlags der Ausgaben deS
Herzogthums Oldenburg. (Anl. 39 S . 139.)

Berichterstatter: Abg. Tantzeu.
Der Antrag 1:

der Landtag wolle genehmigen, daß zu §. 8 des
Voranschlags der Einnahmen des Herzogtums Olden¬
burg der nach Abzug des Pachtwerths des Kronguts
auf das Herzogthum fallende Theil der zur Sustenta-
tion des Großherzoglichen Hauses bestimmten Summen
mit 170 211,79 o/ts abzuziehen und damit die wirk¬
liche Einnahme des Kapitel1. auf

1 173 379,21 ^ für 1882,
913 279,21 „ „ 1883,
905 929,21 „ „ 1884

festgestellt werde,
wird ohne Debatte genehmigt.

Der Berichterstatter  macht auf einen Jrrthum im
Anträge2 aufmerksam, indem statt der für das Jahr 1882
eingestellten Summe von 992 900 ^ die Summe von
1292 900 ^ zu setzen sei. Der Jrrthum habe darin be¬
standen, daß man die aus dem Ernenerungsfonds an die
Landescasse abzuführende Summe von 300 000 welche
jetzt vom Landtage genehmigt sei, im Ausschüsse unberück¬
sichtigt gelassen habe.

Der Antrag2 wird mit der heute beschlossenen Aen-
derung in folgender Fassung:

der Landtag wolle genehmigen, daß zu K. 17 des
Voranschlags der Einnahmen des Herzogthums Olden¬
burg als Ertrag von den Eisenbahnen

1 292 900 ^ für 1882,
993 950 „ „ 1883,
994 850 „ .. 1884

eingestellt werden,
ohne Debatte angenommen.

Antrag 3:
der Landtag wolle den §. 23 des Voranschlags der
Einnahmen des Herzogthums Oldenburg genehmigen.

Berichterstatter Abg. Tantzen : Bei der ersten Be¬
dachung des Voranschlags sei die Beschlußfassung über den
§. 23 ausgesetzt worden, weil man gehofft habe, den von
der Staatsregierung beantragten Zuschlag zur Einkommen¬
steuer ganz oder theilweise in Wegfall bringen zu können,.
Jetzt sei im Ausschußberichte gesagt, daß dieser Zuschlag be¬
willigt werden müsse, wenn das Gleichgewicht zwischen Ein¬
nahmen und Ausgaben gewahrt bleiben solle. Dieses sei
thatsächlich zutreffend, wenngleich sich voraussichtlich vorläufig
ein nicht ganz unbedeutender Ueberschuß der Einnahmen gegen¬
über den Ausgaben ergeben würde. Unter Antrag7 würde
vom Ausschüsse beantragt, die Zinsen für die in dem beson¬
deren Schreiben der Staatsregierung vom 28, October 1881
zur Deckung der Eisenbahnbaukosten als Mehrerfordcrniß
beantragten Anleihe von 1 500 000 ^ vorläufig abzusetzen,
da der Landtag über diese Vorlage der Staatsregierung erst
nach Neujahr Beschluß fassen werde. Da diese Anleihe nach
Neujahr ohne Zweifel wenn nicht in ihrem ganzen Betrage,
so doch jedenfalls zum größten Thcile vom Landtage geneh¬
migt werden müsse, so sei cs nothweudig, schon jetzt auf die
Beschaffung der Deckungsmittel für die Zinsen zum Betrage
von 63 750- ^ Bedacht zu nehmen.

Er (Redner) empfehle deshalb den Ausschußantrag an¬
zunehmen.

Antrag 4:
der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregierung
ermächtigen, für den Fall, daß die Einnahmen aus
dem Antheil Oldenburgs an den Reichszöllcn und
Steuern und den Erträgnissen der Eisenbahn sich
über Erwarten steigern sollten, den Zuschlag von
25 °/g zur Einkommensteuer für die Jahre 1883 und
1884 ganz oder theilweise nicht zur Erhebung zu
bringen.

Berichterstatter Abg. Tantzen : Man sei im Ausschüsse
nicht ganz ohne Zweifel gewesen, ob man diesen Antrag
überhaupt stellen solle oder nicht. Einige Mitglieder hätten
geglaubt, und auch er selbst neige zu dieser Ansicht, daß hier¬
durch vielleicht Hoffnungen erweckt werden könnten, welche
später getäuscht würden, andererseits habe man es aber doch
für wünschenswerth gehalten, bei der Unsicherheit der ganzen
Veranschlagung dieser Einnahmen aus den Reichszöllen und
Steuern und ans den Erträgnissen der Eisenbahnen, bei
denen eine bedeutende Steigerung über den Voranschlag
hinaus immerhin möglich, der Staatsregierung für den Fall
einer erheblicheren Mehreinnahme hieraus die Ermächtigung
zu geben, den Zuschlag zur Einkommensteuer von 25 ganz
oder zur Hälfte zum Wegfall kommen zu lassen.
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Der Antrag 5:
der Landtag wolle genehmigen, daß zu Z. 3 der Aus¬
gaben des Hcrzogthums Oldenburg 234 080 ^ für
1882, 199 800 ^ für 1883 und 217 360 ^ für
1884 eingestellt werden,

wurde ohne Debatte angenommen.
Antrag 6:

der Landtag wolle genehmigen, daß zu H. 6 des
Voranschlags der Ausgaben deS Herzogthums Olden¬
burg 16 588 für 1882, 17 248 für 1883
und 16 588 für 1884 eingestellt werden.

Reg.-Com. Flor : Er habe zu diesem Anträge nur
eine kurze Bemerkung zu machen. Es handle sich hier um
die Bewilligung von 600 ^ für provisorische Repositorien-
einrichtungen in dem Bibliotheksgebäude. Allerdings werde
diese provisorische Einrichtung aus geschäftlichen Rücksichten
nicht über die Dauer einer Finanzpcriode hinaus bestehen
bleiben können, es werde vielmehr für den unverhofften Fall,
daß es auch über 3 Jahre zu dem Bau eines Katastcr-
gebäudes nicht kommen sollte, zu einem Treppen- und Gallerie-
Shstem gegriffen werden müssen. Allein auch dann seien die
600 ^ nicht wcggcworfen, da sie in der Zwischenzeit an
Zinsen reichlich erspart würden.

Der Antrag wird sodann angenommen.
Antrag 7:

der Landtag wolle genehmigen, daß zu Z. 133 des
Voranschlags der Ausgaben des Herzogthums einge¬
stellt werden:

für 1882 1 434 698,13
für 1883 1464 606,37 „
für 1884 1 477 265,04 „

wurde gleichfalls ohne Debatte angenommen.
IV. Antrag des Finanzausschusses zumZ. 1 des Vor¬

anschlags der Ausgaben des Fürstenthums Birkenfcld, betr.
die Vertheilung der für das statistische Bureau nachträglich
geforderten 12 000 zwischen den verschiedenen Landes-
theilen. (Aul. 69 S . 344.)

Berichterstatter: Abg. Keller.
Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle genehmigen, daß im Voranschläge
für das Fürstenthum Birkenfeld bei Pos. 1 der Aus¬
gaben nach der Quote von 8 °/, , die Summe von
24 640 ^ statt 23 680 ^ Pro 1882 nachträglich
eingestellt werde,

wird ohne Debatte angenommen.
Auf Vorschlag des Präsidenten  erklärt sich der Land¬

tag damit einverstanden, daß folgender Gegenstand, obwohl
derselbe für heute nicht auf die Tagesordnung gesetzt, zur
Verhandlung gelange:

V. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Para¬
graphen des Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben

deS Fürstenthums Lübeck pro 1882/84, über welche derzeit
die Beschlußfassung des Landtags ausgcsetzt wurde. (Aul. 63
S . 273.)

Berichterstatter: Abg. Nathan.
Antrag 1:

der Landtag wolle beschließen, daß zu §. 10 der Ein¬
nahmen für 1882/84 für jedes Jahr 45 900,33 ^
in Abzug an den Einnahmen gestellt werden und die
wirklichen Einnahmen des Capitell . zu 358 136,48^
für die Jahre der Finanzperiode festgestellt werde,

wird ohne Debatte genehmigt.
Desgleichen der Antrag 2:

der Landtag wolle sich zustimmcnd erklären, daß der
Z. 1 der Ausgaben, wie folgt, festgesetzt werde:

1882 1883 1884
49 280 42 080 45 760 ^

Zu Antrag 3:
der Landtag wolle den A. 17 der Ausgaben wie in
der Vorlage annehmcn,

erhält das Wort:
Berichterstatter Abg. Nathan : Diese Position betreffe

Ausgaben zur Deckung der Garantie für die Eutin-Lübecker
Eisenbahn-Prioritäts-Anleihe, welche derzeit zurückgestellt sei,
weil Verhandlungen über die Convertirung stattfänden und
ein Beschluß über die vertrauliche Vorlage noch nicht vor¬
läge. Die Position sei der Vorlage gemäß aufznnchmen,
was nicht ausgegebcn würde, bleibe in der Casse.

Der Antrag wurde angenommen.
Hiermit ist die Tagesordnung erschöpft.
Es erhält das Wort der Abg. Tantzen  und macht

derselbe Mittheilung von einem Schreiben der Großherzog¬
lichen Staatsregierung vom 14. December 1881. Der An¬
trag des Redners, diese Angelegenheit, welche vom Finanz¬
ausschuß zwar berathen, über die jedoch der Bericht erst
heute zur Vertheilung gelangen werde, wegen ihrer Dring¬
lichkeit gleich in heutiger Sitzung mit zur Verhandlung zu
bringen, wird vom Landtag genehmigt.

Danach folgt als letzter Gegenstand der. Tagesordnung:
VI. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zum

Schreiben Grohherzoglichen Staatsministeriums vom 14. De-
ccmber 1881, betr. Uebertragungen im Landesmeliorations¬
fonds.

Berichterstatter Abg. Hoher : Ueber die wirtschaft¬
lichen Zustände der Gemeinde Markhausen sei dem Aus¬
schüsse ein Schreiben vom Großherzoglichen Staatsministerium
vom 14. December 1881 zugegangen, auS welchem hervor-
gehe, daß in Folge zahlreicher Mißernten wiederum in jenem
unglücklichen Bezirke die trostlosesten Verhältnisse und die
trübsten Aussichten für den herannahenden Winter herrschten.
Von 166 Steuerpflichtigen hätten in diesem Jahre 83 von
der Zahlung der staatlichen Einkommensteuer befreit werden
müssen und überall sei Mangel an Arbeit und Brvderwerb.

17 »
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Die Roggenernte sei sehr gering ausgefallen, die Buchweizcn-
felder in diesem Jahre durch Frost fast total vernichtet, in
weiteren Kreisen sei der Nochstand ausgebrochcn, so daß alle
Gemeinden zu leiden hätten und der Amtsverband nicht zu
Hülfe hcrangezogen werden könne. Die Staarsregierung
beabsichtige daher, durch Arbeiten an den Gemcindewcgen
und den Forsten helfend einzutreten und beantrage zu diesem
Zwecke die Ueberschüsse aus dem Landesmeliorationsfonds zu
benutzen, welches durch Uebcrtragungen theils innerhalb der
Finanzperivde 1879/81, theils derjenigen von 1882/84 in
den K. 16k. bezw. Z. 14 »verschiedene Ausgaben« ge¬
schehen könne.

Der Ausschuß habe wiederum schwere Bedenken gegen
diesen Antrag. Zunächst sei der Landesculturfonds bereits
ein Conto für Alles, woraus keine reine Bilanz zu ziehen
sei und nun wolle man noch Wegcanlagcn und Chaussirungen
darin aufnchmcn. Dann müsse man die Consequenzen be¬
denken, wenn der Staat wiederholt als Arbeitgeber auftrete,
wo nur zu leicht die Selbsthülfe aufhöre und man stets
Ansprüche an die Regierung erheben werde, welche schließlich
für nolhlcidende Colonien Nothstands-Paragraphen in ihr
Budjet aufnehmen könne.

Endlich sei es wünschenswerth, wenn dergleichen Ueber-
tragungen von einer Position in die andere vermieden würden,
da sie die Budgetbewilligungcn zur Illusion machten und
Verwirrung und Unklarheiten in den Staatsbaushaltsetat
brächten. Wenn trotzdem der Ausschuß für Annahme der
Vorlage stimme, so sei es nur in der Hoffnung, daß eine
Wiederholung ausblciben möge.

Reg.-Com. Rüde «: Er wolle nur darauf aufmerksam
machen, daß es ganz von der Witterung abhängig sein werde,
ob die Ausführung der Arbeiten noch in diesem Jahre mög¬
lich oder ob dieselbe bis zum Anfang des nächsten Jahres
verschoben werden müsse. Aus diesem Grunde habe man be¬
stimmt getrennte Summen für dieses und das nächste Jahr nicht
fordern können, vielmehr den Antrag, so wie gestellt, einbrin-
gen müssen. Was den Nothstand selbst anlange, so habe
man die Verhältnisse eingehend geprüft und das Vorhanden,
sein eines solchen bestätigt gefunden. Auch dürfe man der
Gemeinde nicht den Vorwurf machen, sich vordringlich gezeigt
zu haben, im Gegenlheil, dieselbe habe sich bescheiden zurück¬
gehalten und das Amt sei es gewesen, welches die Ueber-
zeugung ausgesprochen, daß hier ein Nothstand vorliege,
welcher dringend Abhülfe erfordere. Die Eingesessenen der
Gemeinde seien fleißig und nüchtern und verdienten, daß man
ihnen Hülfe gewähre.

In Betreff des Antrags erlaube er sich noch die redac-
tioncllc Berichtigung zu machen, daß statt »vorigen« werde
stehen müssen»laufenden« Finanzperiode.

Der Berichterstatter Abg. Hoher erklärt sich Namens
des Ausschusses mit dieser redactionellen Berichtigung einver¬
standen und lautet danach der Ausschußantrag:

der Landtag wolle die Uebertragung der auS 1879/81
erzielten Ueberschüsse des Landesmeliorationsfonds der
88. 7, 8 und 11 aä 6500 ^ auf 8- 16b. ge¬
nehmigen, sowie ferner bewilligen, falls dieselben
nicht oder nur theilweise in der laufenden Finanz-
Periode zur Verwendung kommen sollten, daß die
obige Summe oder der Restbetrag in 8. 1 der Ein¬
nahme des Voranschlags des Landesculturfondsfür
1882/84, ferner im 8- 14- der Ausgaben durch Er¬
höhung ver bctr. Voranschlagspositionen und zwar im
Z. 14 als Nothstandsgelder ausgeworfen werde.

Abg. Borgmann : Er glaube dem Finanzausschüsse
den Dank der Gemeinde Markhausen für die rasche und zu¬
stimmende Erledigung der Vorlage aussprechen zu sollen;
vielleicht wäre dabei die Erfahrungsregel maßgebend gewesen:
»wer rasch giebt, giebt doppelt.« Die Vorlage charakterisier
sich als eine Nothstandsvorlage, und sei die Noch in diesem
Falle wahrlich groß zu nennen; es sei ihm aus zuverlässiger
Quelle zur Kunde gekommen, daß manche Leute kein Brod
mehr hätten, um in weiterer Entfernung von ihre» Woh¬
nungen, z. B. im Moore, arbeiten zu können. Er hoffe
deshalb auch zuversichtlich, daß der Landtag den Ausschuß¬
antrag annehmen werde, er möchte aber noch an die Staats»
regierung die Bitte richten, dafür Sorge tragen zu wollen,
daß der landwirthschaftliche Betrieb jener bedauernswerthen
Gegenden auf einer sicheren Grundlage basirt werde. Das
könne seines Erachtens nur durch Vermehrung der Weiden
und Wiesen, also durch Berieselungsanlagen, geschehen und
dürfte die Marka dazu hinreichend Gelegenheit geben.

Reg.-Com. Rüder : Auf die Ausführungen des Herrn
Vorredners, betreffend Anlage von Berieselungen, sei er in
der Lage mitzmheilen, daß die Staatsrcgierung diesen Plan
schon seit längerer Zeit ins Auge gefaßt habe. Bereits im
Jahre 1880 habe ein Nivellement des Markathales flatt-
gefunden, desgleichen Berathungen über die Bildung von
Genossenschaften, über Aufnahme von Anleihen und dergl.
mehr. Diese Pläne seien im September 1880 festgestellt
und an das Amt Friesoythe gelangt, welches sofort mit dem
Nachbaramtc Hümmling in Correspondenz getreten sei. Dies
sei erforderlich gewesen, da die Marka Grenzfluß sei und zu
der Anlage von Schleusen:c. in derselben die Genehmigung
einzuholen sei. Hier habe man dafür freundliches Entgegen¬
kommen gefunden und habe man auch auf dem linksseitigen
Ufer Berieselungsanlagen in Aussicht genommen. Diese
preußischerseits geplante Anlage bedürfe jedoch, wie der Amts-
hauptmann mitgetheilt, der Genehmigung der Landdrostei
Osnabrück. Wenn dieselbe auch nicht zu bezweifeln sei, so
werde immerhin so viel Zeit verloren gehen, daß vor der Vege¬
tationsperiode der Wiesen im kommenden Jahre die Aus¬
führung der Anlage nicht möglich sei.

Die Staatsregierung Habs sich ferner die Frage vor-
gclegt, ob nicht innerhalb der Gründe der Gemeinde und un-
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abhängig von dem Grenzfluß Mark« Terrains vorhanden,
in welchen vielleicht durch Stauung Wiesen und Weiden her¬
zustellen seien, und habe die diesbezügliche Untersuchung
ergeben, daß die Marka bei einer Länge von 18 Kilometer
ein Gefälle von 60 Fuß habe. Durch Stauungen würden
bis 200 Hectar Wiesen und Weiden bewässert werden können.
Dieser Plan habe in der Gemeinde lebhafte Zustimmung ge¬
funden und sei vom Gemeinderath gemäß der Wasserordnung
sofort beschlossen worden, bestickmäßige Erweiterungen jenes
Hauptwasserzugcs vorzunehmen. Ferner hätten sich sofort drei
Grundbesitzer bereit erklärt, falls ihnen nur die nöthigen Vor¬
schüsse gewährt würden, mit dem ersten Schleusenbau in
jenem Wasserzuge zur Bewässerung von etwa 30 Hectar
Fläche vorzugehen. Der diesbezügliche Antrag an das Amt
sei bereits gestellt, jedoch sei nicht aus dem Auge zu lassen,
daß die Befolgung der Vorschriften der Wasserordnung eine
gewisse Zeit erfordere.

Bis zu der Regelung dieser Angelegenheiten aber müsse
für Arbeit gesorgt werden.

Der Antrag wird darauf vom Landtage angenommen.
Die nächste Sitzung wird von dem Präsidenten  auf

Montag, den 19. December, Nachmittags4 Uhr, mit fol¬
gender Tagesordnung eingesetzt:

1. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben des Landesculturfonds,
sowie der Canalbaucaffe für das Herzogthum Olden¬
burg für die Jahre 1882, 1883 und 1884. (Anl. 77
S . 449 mit NebenanlagcnI. S . 451 und I. ö.
S . 326.)

2. Desgleichen zur zweiten Lesung der dem Finanz¬
gesetze für die Jahre 1882, 1883 und 1884 anzu¬
legenden Voranschläge, sowie über Form und Inhalt
des Finanzgesetzes.

3. Bericht des Eisenbahnausschusses zur zweiten Lesung
des Entwurfs eines Gesetzes, enthaltend Zusatzbestim¬

mung zu dem Gesetz für das Herzogthum Oldenburg
vom 28. März 1867, betr. die Enteignungen zu
Eisenbahnen. (Anl. 56 S . 264.)

4. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr.
Petition des Grenzaufsehersa. D. C. Faß zu Ho¬
rumersiel wegen Dienstentlassung.

5. Desgleichen, betr. eine Petition verschiedener Grund¬
besitzer der Gemeinde Hasbergen wegen Repartition
von Wegelasten.

6. Bericht des Justizausschuffes zur zweiten Lesung des
Gesetzentwurfs für daö Großherzogthum, betr. Zusatz
zu Art. 29 des CivilstaatsdienergesetzeS. (Anl. 41
S . 179, sodann Anl. 85 S . 482.)

7. Desgleichen zur zweiten Lesung des Entwurfs eines
Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. Ab¬
änderung des Artikels 20 Absatz1 des Gesetzes vom
3. April 1876, betr. die Einführung des Gesetzes
über den Eigenthumserwerb an Grundstücken und
deren dingliche Belastung, sowie der Grundbuchvrdnung.
(Anl. 81 S . 476.)

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zur zweiten
Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Groß¬
herzogthum, betreffend einen Zusatz zum Gesetz vom
30. Mai 1876, betreffend Verkündigung eines Gehalts-
regulativs für den staatlichen Schuldienst und das
Bau-, Vermessungs- und Forstwesen des Großher¬
zogthums. (Anl. 59 S . 268.)

Hierauf vertrauliche Sitzung.
Bezüglich der auf die Tagesordnung gesetzten Gegen¬

stände wird seitens der Versammlung auf die in Z. 57 der
Geschäftsordnung vorgeschriebene Frist ausdrücklich verzichtet.

Schluß der Sitzung 11^ Uhr Vormittags.
Der Berichterstatter:

MrackerM.
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XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Sechszehnte Sitzung.

Oldenburg , den 19. December 1881 , Nachmittags 4 Uhr.

Tagesordnung r 1. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben desLandes-
culturfonds, sowie der Canalbaucasse für das Herzogtum Oldenburg für die Jahre 1882,
1883 und 1884. (Anl. 77 S . 449 mit NebenanlagcnI. S . 451 und I. k . S . 461.)

2. Desgleichen zur zweiten Lesung der dem Finanzgesetze für die Jahre 1882, 1883 und 1884
anzulegenden Voranschläge, sowie über Form und Inhalt des Finanzgcsetzes.

3. Bericht des Eisenbahnausschusscs zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes, enthaltend
Zusatzbestimmung zu dem Gesetze für das Herzogthum Oldenburg vom 28. .März 1867, betr.
die Enteignungen zu Eisenbahnen. (Anl. 56 S . 264.)

4. Mündlicher Bericht des PetitionsauSschusscs, betr. Petition des Grenzaufsehersa. D . C. Faß
zu Horumersiel wegen Dienstentlassung.

5. Desgleichen, betr. eine Petition verschiedener Grundbesitzer der Gemeinde Hasbergen wegen
Rcpartition von Wegelasten.

6. Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs für das Großherzogthum,
betr. Zusatz zu Art. 29 des Civilstaatsdienergesetzes. (Anl. 41 S . 179. Anl. 85 S . 482.)

7. Desgleichen zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg,
betr. Abänderung des Art. 20 Abs. 1 des Gesetzes vom 3. April 1876, betr. die Einführung
des Gesetzes über den Eigenthumscrwcrb an Grundstücken und deren dingliche Belastung, sowie
der Grundbuchordnung. (Anl. 81 S . 476.)

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für
das Großherzogthum, betr. einen Zusatz zum Gesetze vom 30. Mai 1876, betr. Verkündigung
eines Gehaltsregulativs für den staatlichen Schuldienst und das Bau-, Vermeffungs- und Forst¬
wesen des Großherzogthums. (Anl. 59 S . 268.)

Hierauf vertrauliche Sitzung.

Vorsitzender: Präsident Roggernann.

Am Ministertischedie Regicrungs- Commissare Obcr-
cammerrath Rüder,  Oberregierungsrath Mutzenbecher,
Ministerialrath Flor,  Rcgierungörath Mutzenbecher.

Der Schriftführer Abg. Meyer  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  theilt mit, daß die Abgeordneten
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Boedecker und Westphal dis zum 21.' d. M. beur¬
laubt sind.

Sodann verliest der Präsident folgende Eingänge:
1. Petition des Halbmeiers Hell du sch zu Ahlhorn,

betr. Entschädigung für Schafweide.
An den Petitionsausschuß.

2. Desgleichen verschiedener Abser Gewerbetreibenden,
betr. außerordentlicheUnterstützung zur Herstellung
einer Sielkaye und eines besteinten Fahrweges.

An den Finanzausschuß.
3. Selbständiger Antrag des Abgeordneten Nathan,

betr. daS Feuerversicherungswesen im Fürstcnthum
Lübeck.

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten.
1. Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag

der Einnahmen und Ausgaben des Landcscnlturfonds, sowie
der Canalbaucasse für das Herzogthum Oldenburg für die
Jahre 1882, 1883 und 1884. (Aul. 77 S . 449 mit Neben-
anlageI. S . 451 und I. L. S . 461.)

Berichterstatter Abg. Hoher : Zunächst habe er auf
einige Fehler im Abklatsch aufmerksam zu machen: S . 328
Z. 7 von unten müsse cs heißen anstatt„an" „wo", S . 332
Z. 5 von unten anstatt„mehr" „sicherer" und S . 340 Z. 15
von unten sei hinter „beim" einzuschieben„Anschlüsse". So¬
dann mache er darauf aufmerksam, daß er überall im Bericht
unter „fetziger" oder „laufender" Finanzperiode die Jahre
1882/84 im Auge habe.

Im Allgemeinen habe er zu bemerken, daß der Ausschuß
die Anträge der Regierung klipp und klapp im Vertrauen
darauf, daß die bewilligten Summen richtig verwendet wür¬
den, angenommen, nur die beabsichtigte Anleihe, und zwar
mit Eiuverständniß der Staatsregicrung, von 453 000 ^
auf 270 000 reducirt habe. Aus dieser Aenderung re-
sultirten alle Aenderungcn in den folgenden Anträgen, mit
Ausnahme der für die Anmerkungen beantragten Abweichun¬
gen von der Regierungsvorlage, und habe der Ausschuß sich
mit dem Herrn Regierungs-Commissar darüber verständigt,
bei welchen Positionen Reducirungcn stattfindcn sollten. Da
der Ausschuß auch nicht annähernd so viel Verständniß für
die vorliegende Materie besitze wie der Herr Regierungs-
Commissar, so habe man sich auf diesen ganz verlassen und
nur bezüglich der Anmerkungen einen abweichenden Antrag
gestellt.

Obercammerrath Rüder : Zur Ergänzung der im Aus¬
schußbericht niedergelegten Ausführungen habe er noch Folgendes
zu bemerken. Zunächst sei es richtig, daß die Unterhaltungs¬
kosten zur Zeit große Summen in Anspruch nähmen, sodann
daß diese mit der Zeit auf geringere Beträge reducirt werden
konnten; daß dieselben jedoch einmal ganz aufhören würden,
daran wäre nicht zu denken. In dem Bericht sei ferner
darauf hingewiesen, und zwar mit Recht, daß den Colom'sten

ein Theil der Unterhaltungskosten auferlegt werden könne.
Nichtig wäre dies jedoch nur so weit, als es sich auf die
Canalstrecken bezöge, an welchen die aus Hoch-, bezw. Unter¬
moor bestehenden Colonate, bezw. Privatmoore nur mit ihrer
schmalen Breite an den Canalwegen belegen sind, in ihrer
Längsstrccke aber vom Canalwege ab sich in das Moor hinein
erstrecken, — nicht richtig in Betreff des größten Thcils der
den Quercanälen von Augustfehn bis zur Sagter Ems an¬
grenzenden privativen Grundstücke, weil deren Besitzer nach
der Beschaffenheit und Benutzungsweise der Grundstücke keinen
direkten Nutzen aus der Canalanlage ziehen könnten und
weil auf diesen Strecken meistens die Cigenthumsgrenzen
statt senkrecht auf die Canalwege zu stoßen, wie beim Hunte-
Ems-Canal, meistens denselben nahezu parallel liefen, so daß
nur wenige Besitzungen den Canalwegen direct angrenzten
und deren Besitzern bei den Verhandlungen über Landabtretung
zur Canalanlage meistens die freie Benutzung des Canals
hätte zugestanden werden müssen.

Die Unterhaltungskosten dieser Quercanäle würden mit¬
hin vorwiegend zu Lasten des Staates verbleiben, während
beim Hunte-Ems-Canal die Colonatskäufer durch die beim
Verkauf getroffenen Bestimmungen zu gewissen Unterhaltunge¬
leistungen allgemein verpflichtet seien und außerdem die Zah¬
lung eines jährlichen Canons von 6 pro Hectar (nach
10 Freijabrcn) übernommen hätten, der zur Deckung der
Unterhaltungskosten verwandt werden könne.

Zu dergleichen Leistungen würden diejenigen Besitzer
verpflichtet, welche von ihren privativen Mooren aus die
Canalwege und den Canal benutzen wollten, während die
Grundbesitzer in den Wiksenthälern, welche der Hunte-Ems-
Canal durchschneide, sowie die an den beiden Cndstrccken des
Canals von der Hunte, bezw. Sagter Ems aufwärts bis
zum staatlichen früheren Grundbesitz belegenen Grundbesitzer
nur dann zu besonderen Leistungen herangezogen würden,
wenn aus der Benutzung der Canalwege und des Canals
zu technischem oder kaufmännischem Betriebe irgend welcher
Art besondere Vortheile erwüchsen.

Bei conscqucnter Durchführung dieser Grundsätze könnten
die jährlichen Einnahmen des Landeöculturfonds aus dem
Canon allmählich bis zur Höhe von 25—26 000 ^ an-
wachsen.

Zu der heute noch zur Verkeilung gekommenen Zu¬
sammenstellung des Ergebnisses der Veräußerungen von Colo-
naten an den Schifffahrtscanälen habe er zu bemerken, daß
im Ganzen über 900 Hectar verkauft seien, die daraus er¬
zielten Gelder theils in den Commendefonds, theils in die
LandeScasse flössen, theils dem Landesculturfonds zu Gute
kämen. Die Liste enthielte insofern einen Fehler, als der
DurchschnittSertrag nicht pro Colonat,  wie angegeben, son¬
dern pro Hectar  die betreffende Summe ergäben.

Es wird hierauf in die Einzelberathung eingetreten.
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Zu H. Z der Einnahmen erhält das Wort der
Obercammerrath Rüder : Die Staatsregierung stände

auf dem Standpunkt, daß nur durch konsequente und energische
Fortsetzung der Canalisationsarbeiten die Ausdehnung der
Colonisation der Hochmoore, die in dem Gebiet deS Hunte-
Ems-Canals mehr als zwei Quadratmcilen befaßten, genügend
zu sichern sei. Nachdem aber der Ausschuß im Hinblick auf
die augenblickliche schlechte Finanzlage des Herzogthums Be¬
denken getragen, die Anleihe in deren reellem Betrage zu
bewilligen, habe die Staatsregicrung der Neduciruug der«
selben zugcstimmt.

Zu §. 3 der Ausgaben nimmt das Wort der
Abg. Borgmann : Er möchte die Regierung auf

eine Fläche im Eigenthum des Staates befindlichen aus-
getorften Moorgrundes aufmerksam machen, die, zwischen
Apen und Nordloh belegen, seiner Ansicht nach in hervor¬
ragender Weise zu einer Melioration durch Ueberschlickung
geeignet sei. Es wäre zu diesem Zwecke allerdings ein
kleiner, vom Nordloher Canal abzweigendcr Nebcncanal, den
er einen landwirthschaftlichen Meliorationscanalnennen möchte,
in der geringen Bodenweite von etwa 4 Meter nöthig;
derselbe würde jedoch um so weniger kosten, als in dieser
Fläche bereits ein größerer Abwässerungsgraben von etwa
8—12 Fuß auf Staatskosten bestehe und unterhalten werden
müsse. Er wünsche die angedeutete Meliorationsanlage auf
der beregten Moorfläche deshalb, weil für die Ueberschlickung
nach seinen Erfahrungen die Höhenlage und sonstigen Terrain-
verhällnisse sehr günstige seien, Planirungsarbeitcn fast gar
nicht gemacht zu werden brauchten und im Fall des Ge¬
lingens, woran nicht zu zweifeln, den angrenzenden Colonisten
ein nicht hoch genug anznschlagcndesBeispiel gegeben würde.
Die hier in Frage kommenden Colonisten auf Aper-Berg
und in dem angrenzenden Moore gehörten, was er ausdrück¬
lich hervorheben wolle, zu dcu Colonisten älteren Datums;
dieselben fristeten jetzt ihr Leben hauptsächlich durch eine wenig
lohnende Torfgräbern , die von Jahr zu Jahr mehr zu¬
sammenschrumpfe, und bleibe nach seiner Ansicht schließlich
nichts übrig, als diese Leute nach und nach der Armencasse
überantwortet zu sehen. Würde der bezcichnete Melivrations-
canal hergestellt, so wäre damit auch diesen Colonisten Ge¬
legenheit geboten, ihrem kleinen laudwirkhschastlichen Betriebe
durch Zufuhr von Schlick, Dünger, Heu :c. in Austausch
für ihren Torf eine sichere Grundlage zu geben.

Er wolle schließlich noch ausdrücklich erwähnen, daß
der angeregte Gegenstand zwar nicht mit seinem  Wahlkreise
in Verbindung stehe, er sich als Abgeordneter aber nicht
bloß berechtigt, sondern auch verpflichtet halte, geeigneten
Falls auch Sachen aus anderen Wahlkreisen zur Sprache zu
bringen und event. zu befürworten.

Darauf werden die HZ. 1—6 incl. der Einnahmen und
die ZK. 1—14 inel. der Ausgaben nach den Anträgen des
Ausschusses angenommen.

Zu den Anmerkungen:
Obercammerrath Rüber : Zur Begründung der An¬

merkung4 habe er nur zu bemerken, daß dieselbe in allen
früheren Voranschlägen gestanden habe und deshalb auch hier
eingestellt sei. Ein Grund , diesmal eine Streichung vor-
zunchmen, läge s. E. nicht vor.

Berichterstatter Abg. Hoyer : Die Streichung der An¬
merkung4 sei deshalb vom Ausschüsse empfohlen, weil das
vorige Mal eine Uebertragung nicht stattgefundcn habe. Der
Ausschuß habe sich um so mehr berechtigt gehalten, diese
Anmerkung zu streichen, weil nach seiner Ansicht Uebertragungen
möglichst vermieden, die aufgeworfenen Gelder thunlichst für
die Positionen verwendet werden müßten, für welche sie
ausgeworfen seien.

Die Anträge des Ausschusses:
der Landtag wolle den Z. 14 in 3 der Anmerkungen
streichen(Antrag 5)

und
der Landtag wolle 4 der Anmerkungen streichen und
die Anmerkungen mit den Acndcrungen laut Antrag 5
und 6 entnehmen(Antrag 6),

werden hierauf genehmigt.
Es folgt die Berathung des Voranschlags der Ein¬

nahmen und Ausgaben der Canalbaucasse.
Zu II . der Ausgaben der Canalbaucasse:
Abg. Borgmann : Der Ausschuß habe in seinem

Bericht gesagt, daß die Versandungen in der unteren Hunte
durch die Arbeiten des Mcliorationsfonds entstanden seien;
dies sei indeß seines Erachtens nicht der Fall. Wie er neu¬
lich schon bei Berathung des Budgets für das Herzogthum
bei den bezüglichen Paragraphen der Ausgaben bemerkt habe,
seien diese Versandungen Folgen der Bestickcrweiterungen der
Hunte und seien letztere durch die Wafferordnung hervor¬
gerufen. Die Bcriesclungsaulagenan der mittleren Hunte
bei Hautlosen, also eigentliche Landesculturzwecke, kämen wohl
weniger dabei in Frage. Er wolle auch bei dieser Gelegen¬
heit nicht unterlassen, die Großherzoglichc Staatsregicrung
nachdrücklich darauf hinzuweisen, wie bedenklich solche Bcftick-
erweiterungcn der Flüsse in jeder Beziehung werden könnten.

Berichterstatter Abg. Hoyer : In Betreff der Ucber-
rieselungen sei im Ausschußberichtc gleichfalls hervorgchoben,
daß dieselben nur theilweise Schuld an der starken Versan¬
dung der unteren Hunte wären, während andererseits die
starken Ucbcrschwemmungcn die Fahrwasserverhältnisse für
heute so ungünstig gestaltet hätten. Die Ansichten darüber
gingen auseinander; aber so viel sei gewiß, daß die hcrnntcr-
gespültcn Sandmaffcn noch nie so groß gewesen wären, wie
in diesem Frühjahr, wo nicht nur die anliegenden Wiesen
der Hunte in der Umgegend Oldenburgs mehrere Fuß hoch
mit dem Sande in weiten Flächen bedeckt worden, sondern
auch das Fahrwasser der Hunte so niedrig geworden wäre,
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daß selbst die gewöhnlichen kleinen Kähne nicht zur Stadt
hätten heraufkommen, sondern mit großen Unkosten weit
unterhalb der Stadt hätten gelöscht werden müssen. In wie
weit dabei die Arbeiten des Landesculturfonds in Betracht
gezogen werden müßten, wisse er freilich nicht zu beurtheilen.

Obercammerrath Rüder : Die Anführung, daß die
Arbeiten des Landesculturfonds Schuld seien an der Ver¬
sandung der unteren Hunte, beruhe wohl auf einem Jrr-
thume; dieselbe sei vielmehr zurückzuführen aus die Bestick-
erweitcrung der Hunte, eine Arbeit, die nicht für Rechnung
des Landesculturfonds ausgeführt sei, sondern von den Ge¬
meinden der Gelegenheit, die nach der Wasserordnung hierzu
angehalten würden. Durch Liese Bestickerweiteruug wären
die Ufer wund geworden, große Sandmaffen würden los¬
gelöst und sei auf eine Besserung erst im Laufe einiger Jahre
zu rechnen, wenn die Ufer genügend durch Packwerke ge¬
schützt und eine Unterspülung nicht mehr möglich wäre.

Berichterstatter Abg. Hoyer : Bei Abfassung des Be¬
richts sei er von dem Bestreben ausgegangen, möglichst ob-
jectiv zu verfahren und so günstig wie nur thunlich die Ver¬
hältnisse zu beurtheilen. Aber es halte schwer, sich ein klares
Bild derselben zu verschaffen, so lange man in den Vor¬
anschlag die Positionen bunt durcheinander bringe, indem
man Einnahmen weglaffe, die hinein gehörten, und anderer¬
seits Ausgaben hineinbrächte, die wegzulaffen wären. Dabei
seien die Positionen so summarisch gehalten, daß sie im grellen
GegensatzZzu denjenigen des gewöhnlichen Staatshaushalts¬
etats erscheinen müßten; bei den vielen Uebertragungen könne
man ebenso gut eine generelle Pauschsumme bewilligen.

Was heute von dem Herrn Regierungs-Commiffar ge¬
sagt worden sei, könne ihn nur in der Ansicht bestärken, wie
wünschenswerth eine schärfere Trennung zwischen derLandes-
casse und dem Landesculturfondssei, damit man erfahre,
was der letztere koste oder einbringe.

Zu Position XI. der Ausgaben:
Abg. Borgmann : Er wolle zunächst erklären, daß

er mit dem Anträge des Ausschusses einverstanden sei, be¬
merke aber, daß die Summe der Vorlage für die drei Posi¬
tionen 8ud XI. 20 500 ^ betrage, während der Ausschuß
nur 17 100 ^ bewilligen wolle, ohne einen Grund dafür
anzugeben. Sodann wolle er der Großhcrzoglichcn Staats¬
regierung seine Anerkennung und seinen Dank aussprechen
für die loyale Handlungsweise in Betreff der noch in Aus¬
sicht genommenen Canalbaugenossenschaften, indem sie zur
Bildung derselben einen Druck nicht habe ausüben wollen.
Er dürfe wohl als bestimmt voraussetzen, daß sie ganz in
derselben Weise auch in Zukunft verfahren und abwarten
würde, bis ihr die Mehrzahl der betheiligten Moorbesitzcr
mit Anträgen auf Bildung einer Genossenschaft kommen würde.
Wie jetzt die Sachen lägen, wo die Torfstreufabrikation den
Moorbcsitzern günstige Aussichten eröffnete, dürften solche An¬
träge wohl nicht lange mehr auf sich warten lassen.

Berichte. XXI. Landtag.

Obercammerrath Rüder : Den Ausschußantrag habe.
er dahin aufgefaßt, daß die drei Summen zusammengezogen
und so der Staatsregierung zur Verfügung gestellt würden.

Was sodann das Verfahren bei der Bildung derHinter-
wicckengenossenschaften beträfe, so läge die Sache folgender¬
maßen:

Der Staat besitze an dem Ems-Ende des Hunte-Ems-
Canals zwischen dem Canalwege und der Hinterwieckenlinie
gegen die Sagterländischen Privatmosre den Colonatsstreifen.
Die gegenliegenden Privatmoore seien in ihrer Erstreckung
von der Hinterwieckenlinie abwärts meistens länger als die
ihnen gegenüberliegenden Colonate des Staats.

Um die Privaten in der Beitragsleistung zu den Ge«
noffeuschaftslasten nicht zu überbürden, würden die Privat-
moore stets nur in der durchschnittlich gleichen Längenerstreckung,
von der Hinterwiecke ab gemessen, wie die der gegenliegenden
Colonate betrage, als zum Genoffenschaftsgebiet gehörig, mit
herangezogen.

Diese Art der Abgrenzung des Genoffenschaftsgebiets
habe die rechtliche Folge, daß der Staat als Besitzer des
Colonatsstreifensnur der Zustimmung einiger Besitzer von
Privatmooren bedürfe, um den Mehrheitsbeschluß zur Bil¬
dung einer Hinterwicckengenossenschaftherbeizuführen. Es
habe jedoch das Staatsministerium, da in den letzten Jahren
der Preis des Torfes erheblich zurückgegangen sei, seinerseits
als Besitzer des im Gebiete der III . Hinterwieckengenossen¬
schaft gegenliegenden Colonatsstreifendie betheiligten Moor-
bcsitzer nicht zum Hinterwieckenbaugedrängt. Auch sei neuer¬
lich, als ein Theil der Moorbesitzer mehr Interesse für den
Hinterwieckenbau gezeigt habe, die Erstreckung desselben vor¬
läufig auf 9 Colonate zwischen der Seitenwiecke im Colonat
Jü. 149 und dem Verbindungswege vom Huntc-Ems-Canal
nach Ramsloh beschränkt, und hätten sich für die Ausführung
dieses Planes die Besitzer von mehr als 50"/y der gegenlie-
genden privativen Moorfläche erklärt. Dem gegenüber habe
das Staatsministerium nicht länger anstehen dürfen, die Vor¬
lage zur Bewilligung der betr. Mittel zu bewilligen.

Bei der II . Hinterwieckengenossenschaftläge die Sache
insofern anders, als der Staat hier alle Colonate bis auf
fünf,  welche zunächst dem Barßel-Bollinger Canal belegen
sind, bereits veräußert habe, mithin Vas gemeinsame Vorge¬
hen der Colonats- und privaten Moorbesttzer zur Genossen-
schaftsbildung abgewartet werden könne.

Dagegen läge es im Interesse der guten Verwerthung
der vorerwähnten fünf Colonate des Staates und diene gleich¬
zeitig zur Förderung der Coustituirung der II . Hiuterwiccken-
Genoffcnschaft, wenn der Staat neben diesen Colonatcn die
Hinterwiecke Herstellen lasse und so Len anderen Betheiligten
Len Anschluß und die Fortsetzung dieser Hinterwiecke ermögliche.

Für die Herstellung der Seitenwiecke im ColonatM 149,
die der Herstellung beider  Hinterwiecken Vorschub leiste
und für die Benutzung der III . Hinterwiecke demnächst un-
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entbehrlich sei , sowie für die so begrenzte streckenweise Her¬
stellung der II . und III . Hinterwiecke seien die von 20 500 ^
auf 17 100 -/A ermäßigten Geldmittel bestimmt.

Die Anträge 8 — 18 incl . werden angenommen.

Zu den Anmerkungen ( Antrag 19 des Ausschusses ) :

Abg . Borgmann : Zu den Seitencanälcn , die hier
in Frage ständen und die sich eigentlich als VcrbindungS-
canäle mit den benachbarten Preußischen Canälen darstellten,
möchte auch er nochmals hervorbcben , daß die Großherzvg-
liche Staatsregierung nur dann einen Vertrag mit Preußen
abschlöffe , wenn alle drei Seitencanäle in einem Zuge ge¬
sichert werden könnten . Die unter Ziffer 1 und 3 ange¬
führten Verbindungscanäle mit Ostrhauderfehn und Süd¬
georgsfehn seien mehr im Interesse der in Frage kommenden
Preußischen Colonien , der Seitencanal unter Ziffer 3 dagegen
habe wohl ein vorwiegendes Oldenburgisches Interesse . Wenn
es nun zu einem Vertrage komme , halte er es aus diesem
Grunde auch für angezcigt , daß der Seitencanal M . 3 zuerst
zur Ausführung komme.

Obercammerrath Rüder : Schon dadurch , daß alle
drei Canalverbindungen zugleich vorgelcgt seien , habe die
Staatsregierung auSdrücken wollen , daß über alle drei gleich¬
zeitig ein Vertrag mit Preußen abgeschlossen werden solle.

Wenn die Anmerkung 2 nach dem Ausschußantrage ge¬
nehmigt werden sollte , so würde die Staatsregierung dies
so auffaffen , daß sie in der nächsten Finanzpcriode wieder
an den Landtag mit diesbezüglichen Anträgen behufs Be-
willigung der in Folge des inzwischen abgeschlossenen Ver¬
trages mit Preußen erforderlich werdenden weiteren Mittel
hervortreten müsse.

Berichterstatter Abg . Hoher : Der Ausschuß habe den
Antrag ganz in dem Sinne gestellt , wie der Abg . Borg¬
mann  gewünscht und der Herr Regierungs - Commissar aus¬
geführt habe.

Die Anmerkungen 1 und 2 werden gemäß dem An¬
träge 19 des Ausschusses genehmigt ; sodann wird der An¬
trag 20 angenommen , sowie der Antrag 7 des Ausschusses:

der Landtag wolle das Schreiben Großherzoglichen
Staatsministeriums vom 27 . November 1881 für
erledigt erklären.

II . Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung
der dem Finanzgesetze für die Jahre 1882 , 1883 und 1881

anzulcgenden Voranschläge , sowie über Form und Inhalt
des Finanzgesetzes.

Der Berichterstatter Abg . Tantzen  empfiehlt die Aus¬
schußanträge zur Annahme und werden die Anträge l und 2
ohne Debatte genehmigt.

Zu Ziffer 3 des Berichts:

Berichterstatter Abg . Tantzen : Zunächst bäte er um
eine Berichtigung im Abklatsch , Seite 365 Z . 19 von oben
müsse anstatt „ mag " „ muß " gelesen werden . Was den

Antrag selbst beträfe , so handle es sich hier lediglich um die
Beseitigung eines Druckfehlers , der bei der ersten Berachung
des Voranschlags zwar bemerkt , später aber übersehen sei.

Der Antrag wird angenommen , gleichfalls der zu Ziffer 4
deö Berichts gestellte Antrag.

Anträge zur zweiten Lesung sind bis heute Abend 9 Uhr
einzureichen.

III . Bericht des Eisenbahnausschusscs zur zweiten
Lesung des Entwurfs eines Gesetzes , enthaltend Zusatzbestim¬
mung zu dem Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom
28 . März 1867 , betreffend die Enteignungen zu Eisenbahnen.
(Anl . 56 S . 264 .)

Vcrbcsserungsanträge sind nicht eingegangen und wird
der Gesetzentwurf , wie er aus der ersten Lesung hervor¬
gegangen , angenommen.

IV . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , be¬
treffend Petition des Grenzaufsehers a . D . C . Faß zu
Horumersiel wegen Dienstentlassung.

Berichterstatter Abg . TVallroth : Die vorliegende
Petition rühre her von dem Grenzaufseher a . D . Faß,  der
bereits in der 7 . Sitzung den Landtag beschäftigt hätte.
Damals habe der p . x . Faß um Wiedereinsetzung in seinen
früheren Dienst gebeten , setzt ginge sein Gesuch aus Be¬
willigung eines Wartegeldes , event . aus die Einsetzung eines
Dicnstgerichts , welches darüber entscheiden solle , ob er mit
Recht oder willkürlich aus seinem Dienst entlassen sei. Ueber
den crsteren Punkt sei damals bereits zur Tagesordnung über-
gegangcn ; was den letzten Punkt anbelange , so könne der
Ausschuß , da die Staatsregierung berechtigt sei , jeden wider¬
ruflich Angestellten ohne Angabe eines Grundes zu kündigen,
ein Dienstgericht also nicht am Platze sei , gleichfalls nur den
Uebergang zur Tagesordnung beantragen.

Der Antrag wird angenommen.

V . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , be¬
treffend eine Petition verschiedener Grundbesitzer der Gemeinde
Hasbergen wegen Rcpartition von Wegelastcn.

Berichterstatter Abg . TVallroth : Ueber diese von
7 Grundbesitzern aus Hasbergen eingereichte Petition habe
der Ausschuß sich veranlaßt gefühlt , aus zwei Gründen zur
Tagesordnung übcrzugehcn . Zunächst fehle in derselben die
Schlußbitte , dies allein hätte schon den Uebergang zur Tages¬
ordnung mvtivirt ; sodann sei die Vorschrift des Staatsgrund-
geseßes nicht eingehalten , wonach zuerst der Jnstanzcnzug
erschöpft sein müsse . Aus diesen Gründen beantrage der
Ausschuß:

Uebergang zur Tagesordnung.
Der Antrag wird angenommen.

VI . Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung
des Gesetzentwurfs für das Großherzogthum , betreffend Zu¬
satz zu Art . 29 des Civilstaatsdienergesetzcs . ( Anl . 41 S . 179,
Anl . 85 S . 482 .)
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Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle dem Gesetzentwurf verfassungs¬
mäßig zustimmen,

wird angenommen.
VII. Bericht des JustizausschuffeS zur zweiten Lesung

des Entwurfs eines Gesetzes für das Hcrzogthum Oldenburg,
betr. Abänderung des Art. 20 Abs. 1 deS Gesetzes vom
3. April 1876, betr. die Einführung des Gesetzes über den
Eigenthumserwerb an Grundstücken und deren dingliche Be¬
lastung, sowie der Grundbuchordnung. (Aul. 81 S . 476.)

Berichterstatter Abg. Deeken r Er habe nur auf
zwei Fehler im Abklatsch aufmerksam zu machen; im Artikel1
muffe das Wort „dem" fehlen und im Anträge müsse nach
dem Wort »Gesetzentwurf" hinzugefügt werden, „wie er
aus der ersten Lesung hcrvorgegangen».

Der Ausschußantrag wird angenommen.
VIII. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses zur

zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Groß¬
herzogthum, betr. einen Zusatz zum Gesetz vom 30. Mai
1876, betr. Verkündigung eines Gehaltsregulativs für den
staatlichen Schuldienst und das Bau-, Vermcssungs- und
Forstwesen des Großherzogthums. (Anl. 59 S . 268.)

(Berichterstatter: Abg. Keller.)
Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle dem betreffenden Gesetzentwürfe
auch in zweiter Lesung seine verfassungsmäßige Zu¬
stimmung crtheilen,

wird angenommen.
Hierauf findet eine vertrauliche Sitzung statt.
Der Präsident setzt, nachdem der Landtag auf die

Einhaltung der Frist, betreffend die Vertheilung der Aus¬
schußberichte in diesem Falle verzichtet hat, die folgende
Sitzung auf Dienstag, den 20. Decbr., Vormittags 11 Uhr,
an, mit folgender Tagesordnung:

1. Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des
Finanzgesetzes pro 1882/84.

2. Desgleichen des Verwaltungsausschusscö zur zweiten
Lesung der Vorlage der Staatsregicrung, betr. Grenz,
regulirung zwischen den Gemeinden: Landgemeinde
Oldenburg, Wardenburg und Edewecht am Hunte-
Ems-Canal. (Anl. 48 S . 248.)

3. Desgleichen zur zweiten Lesung des Entwurfs eines
Gesetzes für das Grvßherzogthum, betr. das Ver¬
fahren in Streitigkeiten über den UnterstützungS-
wohnsitz. (Anl. 5 S . 5.)

4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betreffend
Petition der GemeindcrathSmitglieder zu Markhausen,
betr. den Bau einer Chaussee nach Peheim.

5. Desgleichen, betr. Petition des GemeinderathS zu
Wardenburg, betr. Staatszuschuß zu den Baukosten
der Chaussee von Wardenburg nach Achternhvlt.

6. Bericht des Verwaltungsausschuffes zur zweiten Lesung
des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum
Lübeck, betr. die Errichtung und Erhaltung des Ka¬
tasters rc. (Anl. 66 S . 310.)

7. Desgleichen zur zweiten Lesung des Entwurfs eines
Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. Er¬
gänzung und Aenderung der Deichordnung. (Anl. 51
S . 253.) .

8. Bericht deS Finanzausschusses, betr. die Krongutscaffe-
Rechnungeu des Fürstenthums Lübeck pro 1876/78.
(Anl. 46 S . 247.)

Schluß der Sitzung: 5^ Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter:

Müller.
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Bericht
über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Siebenzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 20 . December 1881,  Vormittags 11 Uhr.

I > ! » »l > >> >

Tagesordnung : 1. Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung des Fl'nanzgesetzes pro 1882/84.
2. Desgleichen des VcrwaltungsauSschusses zur zweiten Lesung der Vorlage der Staatsregierung,

betr. Grenzregulirung zwischen den Gemeinden: Landgemeinde Oldenburg, Wardenburg und
Edewecht am Hunte-Ems-Canal. (Anl. 48 S . 248.)

3. Desgleichen zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr. das
Verfahren in Streitigkeiten über den Unterstützungswohnsitz. (Aul. 5 S . 5.)

4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Petition der Gemeinderathsmitglieder zu Mark-
Hausen, betr. den Bau einer Chaussee nach Peheim.

5. Desgleichen, betr. Petition des Gemeinderaths zu Wardenburg, betr. Staatszuschuß zu den Bau¬
kosten der Chaussee von Wardenburg nach Achternholt.

6. Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das
Fürstenihum Lübeck, betr. die Errichtung und Erhaltung des Katasters re. (Anl. 66 S . 310.)

7. Desgleichen zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg,
betr. Ergänzung und Aenderung der Deichordnung. (Anl. 51 S . 253.)

8. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Krongutscasse-Rechnungen des Fürstenthums Lübeck pro
1876/78. (Anl. 46 S . 247.)

Vorfitzender: Präsident Roggernann.

Am Ministertische: Die Herren Regierungs-Commissare
Oberregierungsrath Mutzenbecher  und Regierungsrath
Mutze nbecher.

Der Schriftführer Abg. Groß  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung, dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  theilt folgende Eingänge mit:
1. Petition von Einwohnern zu Carum, betr. Anlegung

einer Chaussee von Dinklage über Höne bis an den
Hauptweg in Carum.

An den Finanzausschuß.
2. Petition des Tischlers Jürgen Koopmann  zu Loyer¬

moor, betr. Prüfung einer Civil-Prozeß-Sache.
An den Petitionsausschuß.

Gegen die Vertheilung derselben werden Einwendungen
nicht erhoben.

Sodann wird in die Tagesordnung cingetreten:
I. Bericht des Finanzausschusses zur zweiten Lesung

des Finanzgesetzes pro 1882/84.
(Berichterstatter: Abg. Tantzen . )

Das Gesetz wird in zweiter Lesung angenommen.
II . Bericht des Verwaltungsausschusfeszur zweiten

Lesung der Vorlage der Staatsregierung , betr. Grenzregu¬
lirung zwischen den Gemeinden: Landgemeinde Oldenburg,
Wardenburg und Edewecht am Hunte-Ems-Canal. (Anl. 48
S . 248.)

(Berichterstatter: Abg. Willen .)
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Nachdem der Berichterstatter Namens des Aus-
schuffes dessen Anträge zurückgezogen, werden die Anträge des
Rcgierungs-Commissars angenommen.

HI. Bericht desselben Ausschusses zur zweiten Lesung
des Entwurfs eines Gesetzes für das Großherzogthum, bctr.
das Verfahren in Streitigkeiten über den Unterstützungs-
Wohnsitz. (Anl. 5 S . 5.)

(Berichterstatter: Abg. Huchting.)
Die Ausschußanträge1 bis 5 einschließlich werden an¬

genommen.
IV. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

Petition der Gemeinderathsmitglieder zu Markhausen, betr.
den Bau einer Chaussee nach Peheim.

Berichterstatter Abg. Barnstedt : Der Gemeinderath
der Gemeinde Markhausen stelle vor, daß die Gemeinde Mark¬
hausen von aller Verbindung durch Chausseen re. vollständig
abgeschlossen sei. Man wünsche nun nach dem nur 5 Kilo¬
meter entfernten Peheim eine Chausseeverbindung herzustellen,
an welchem Projecte die Gemeinde großes Interesse habe.
Die Petenten hätten Näheres zur Begründung nicht vorge¬
bracht, vielmehr sich nur auf den in der Gemeinde herrschen¬
den Nothstand berufen. Dieser sei den Herren bekannt, auch
daß vor einigen Tagen ein Beschluß gefaßt sei, der in dieser
Beziehung Abhülfe schaffen solle. Im Uebrigen sei der Aus¬
schuß nach den bekannten Grundsätzen, daß die Petenten zu¬
nächst an die Staatsregierung zu gehen hätten und von dieser
dann die Vorlagen zu machen seien, nicht in der Lage ge¬
wesen, die Petition zur Berücksichtigung zu empfehlen und
werde daher beantragt:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen.

Der Antrag wurde angenommen.
V. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Pe¬

tition des Gemcinderaths zu Wardenburg, bctr. Staatszuschuß
zu den Baukosten der Chaussee von Wardenburg nach
Achternholt.

Berichterstatter Abg. Barnstedt : Die Petenten ersuch¬
ten zu einem bereits in Angriff genommenen Chausseebau
von Wardenburg nach Achternholt eine Beihülfe von 40"/y
der Baukosten aus Staatsmitteln zu bewilligen mit der Mo-
tivirung, daß die Gemeinde schon mit bedeutenden Schulden
belastet sei.

Demgegenüber müsse er darauf Hinweisen, daß vom
Staatsministerium unter Z. 65 des Ausgabe-Voranschlags

eine Beihülfe von 2l)0/„ für diesen Chausseebau beantragt und
dieselbe auch vom Landtage bewilligt sei, auch sei die Chaussee
schon zum größten Theile fertig und gehöre die Gemeinde
nicht zu den ärmsten. Sonach habe der Ausschuß geglaubt,
nach den bekannten Grundsätzen nicht mehr bewilligen zu
müssen und werde beantragt:

der Landtag wolle über diese Petition zur Tagesord¬
nung übergeben.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
VI. Bericht des Verwaltungsausschusseszur zweiten

Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum
Lübeck, betr. die Einrichtung und Erhaltung des Katasters.
(Anl. 66 S . 310.)

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung angenommen.
VII. Bericht des Verwaltungsansschusses zur zweiten

Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg, betr. Ergänzung und Aenderung der Deichord¬
nung. (Anl. 51 S . 253.)

Der Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung angenommen.
VIII. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Kron-

gutscasse-Rechnungen des Fürstenthums Lübeck pro 1876/78.
(Anl. 46 S . 247.)

Der Antrag des Ausschusses wird ohne Debatte ge¬
nehmigt.

Hiermit ist die Tagesordnung erschöpft.
Reg.-Com. Mutzenbecher I. : Namens der Staats¬

regierung sei er beauftragt, dem Landtag eine in den nächsten
Tagen im Gesetzblatte erscheinende Verordnung des Inhalts
mitzutheilcn, daß der Landtag bis zum 4. Februar k. I.
verlängert und vom 21. d. M. bis zum 18. Januar k. I.
vertagt werde.

Der Präsident schloß die Sitzung mit dem Bemerken,
daß er nicht in der Lage sei, schon jetzt die nächste Sitzung
zu bestimmen, daß diese vielmehr mit der Tagesordnung den
Herren nach ihrer Rückkehr bekannt gemacht werden solle;
nur bitte er noch die Herren Vorsitzenden des Eisenbahnaus-
schuffes und des Justizausschuffes die betreffenden Ausschüsse
zeitig genug einberufen zu wollen.

Schluß der Sitzung: 11^ Uhr Vormittags.

Detz Berichterstatter:

MrackerM.
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Tagesordnung: Bericht des Justizausschuffes über den Entwurf eines Gesetzes für das Großherzogthum, betreffend
den Forstdiebstahl und die Forst- und Feldpolizei. (Anl. 75 S . 426 ff.)

Vorsitzender: Präsident Ikoggemann.
Am Ministertische: Die Regierungs-Commiffare Ober¬

finanzrath Or. Janßen,  Obcrregierungsrath Mutzen¬
de eher,  Ministerialrath Flor.

Vor Eintritt in die Geschäfte gedachte der Präsident
der beiven inzwischen verstorbenen Abgeordneten de Cousser
und von Hammel  und forderte die Versammelten auf,
zum Zeichen ehrenden Angedenkens an die Verstorbenen sich
von ihren Sitzen zu erheben, welcher Aufforderung ent¬
sprochen wurde.

Hierauf werden folgende Eingänge verlesen:
1. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums

vom 19./20. December 1881: daß das Staatsmini¬
sterium der Consequcnzcn wegen Bedenken getragen
habe, auf das im Gesetz nicht begründete Gesuch des
Lehrers Steenken  zu Westerburg einzutreten.

aä aets.

2. Schreiben desselben vom 27. December 1881/4. Ja¬
nuar 1882, betr. Veräußerung der Wassermühle zu
Vechta und der daselbst belegenen Kälbermarsch.

An den Finanzausschuß.
3. Schreiben desselben vom 23. December 1881/4 . Ja¬

nuar 1882, betr. Vertrag zwischen dem Staate (Her¬
zogthum Oldenburg) und der Stadtgemcinde Wildcs-
hausen wegen Uebertragung des bei Wildeshausen

belegenen Kirchhofs und verschiedener zu den sog.
Capitclländereien gehörigen Grundstücke.

An den Finanzausschuß.
4. Petition des Gemeinderaths zu Accum, betr. Inangriff¬

nahme der ChaufsecstreckeOstiem-Accum-Hölle vor
den übrigen vom Amtsverbande Jever beschlossenen
und noch auszuführenden Chausseestrecken.

An den Verwaltungsausschuß.
5. Petition der Interessenten der Dorfschasten Habbrügge,

Kühlingen, GruppenbührenI., Gruppenbühren II.,
Vielstedt und Nordenholz, betr. Revision des Art. 30
der Wegeordnung.

An den Verwaltungsausschuß.
6. Petition der Utender-Strücklinger Canalgenossenschaft,

betreffend Fortsetzung des Nebencanals am Hunte-
Ems-Canal nach dem Westcanal, und zwar in der
Strecke von der Sagter EmS bis zum Westcanal,
und Bewilligung der dazu erforderlichen Mittel für
die Finanzperiode 1882/84.

An den Finanzausschuß.
7. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums

vom 14./I6. Januar 1882, betr. Ermächtigung zur
Verwendung einer Summe bis zu 15 000 aus
der Landescaffe für Rodung von Feldsteinen oder zur
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Förderung sonstiger Arbeiten an den öffentlichen
Wegen in den ärmeren Geestdistricten des Her-
zogthums.

An den Finanzausschuß.
8. Petition von Eingesessenen der Bauerschaft Sehestedt,

betr. Fortführung der Chaussee über Norderschwei¬
burg am Deich entlang bis zur nördlichen Amtsgrenze.

An denselben Ausschuß.
9. Vorstellung des Bockhorner Sielachtsausschuffes, betr.

Interpretation des Art. 4 Z. 1 s. der Deichordnung.
An denselben Ausschuß.

10. Gesuch von Anfangslehrern des Kreises Cloppenburg
um Gleichstellung mit den Nebenlehrern im Gehalt
und Uebernahme der nöthigen Mittel für die ärmeren
Schulachten auf die Staatscasse.

An denselben Ausschuß.
11. Petition von Eingesessenen zu Schwartau und Um¬

gegend um Wiederherstellung des Verwaltungsamts
Schwartau.

An den Petitionsausschuß.
12. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums

vom 14/l9. Januar 1882, betr. Zurverfügungstellung
von 32 000 ^ aus den Mitteln der Staatsguts-
capitaliencasse zum Ankauf von Grundstücken zur Er¬
weiterung der Staatsforstcn in der Gemeinde Mark¬
hausen.

An den Finanzausschuß.
13. Schreiben desselben vom 18./19. Januar 1882, betr.

ein von dem Pächter Pundt auf dem kleinen Sande
bei Elsfleth aufzuführendes Wirthschaftsgebäude.

An denselben Ausschuß.
14. Petition mehrerer Einwohner der Gemeinde Pakens

und benachbarter Gemeinden im Jevcrlande, betr.
Vertilgung des sog. Fischreihers.

An den Petitionsansschuß.
15. Selbständiger Antrag des Abgeordneten Wcstphal

dahin:
„Der Landtag wolle beschließen, bei hoher Staatö¬
regierung zu beantragen, daß ferner bei Feststellung
des Beitragsverhältnisses der Provinzen zu den
Centrallasten des Großherzogthums, die Zinsen des
Capitalbestandes des Großhcrzogthums, solange
derselbe nicht unter die Provinzen vertheilt ist, dem
Ertrage des Domanial- Vermögens einer jeden
Provinz hinzugerechnet oder zur Verzinsung der
Staatsschuld verwandt werden und zwar zum ersten
Male nach dem Verhältnis 77 — 15 — 8, dann
nach dem Verhältnisse der vorhergehenden Quoten-
vertheilung."

Es wurde, nachdem sich der Antrag als genügend
unterstützt erwiesen, beschlossen, denselben, ohne Vor-

berathung durch einen Ausschuß, direct im Plenum
zu verhandeln.

16. Selbständiger Antrag desselben Abgeordneten:
»Der Landtag wolle beschließen, bei hoher Staats¬
regierung zu beantragen, daß den Parcellisten deS
ccdirten Gebiets der ihnen bei Einführung der
neuen Grundsteuer auferlegte Zuschlag zum Canon
wieder erlassen werde."

An den Finanzausschuß.
17. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums

vom 2./4. Januar 1882, betr. Erthcilung der Zu¬
stimmung der Staatsregierung zu den vom Landtage
beschlossenen Aenderuiigen des Entwurfs eines Gesetzes,
betr. Ergänzung und Aenderung der Deichordnung
vom 8. Juni 1855.

aä sota.
18. Selbständiger Antrag des Abgeordneten von Seg-

gern,  betr. Abänderung der Wcgeordnung.
An den Verwaltungsausschuß.

19. Schreiben des Centralvorstandes der Oldenburgischen
Landwirtbschaftsgesellschaft vom 18. Januar 1882,
betr. Einladung der Mitglieder des Landtags zu der
Sitzung des CentralauSschusses am 26. Januar d. I .,
Morgens 10 Uhr.

uä aotu.
Der Präsident : Bereits vor Weihnachten sei, wie

den Herren bekannt, von Seiten des Herrn von Alten
eine Einladung zur Besichtigung des Museumsa» den Land¬
tag ergangen. Er möchte Vorschlägen, den nächsten Montag
hierfür festzusetzen und um 11 Uhr sich vor dem Museum
zusammenzufinden. Wenn sich ein Widerspruch hiergegen
nicht erhöbe, nehme er das Einverständniß der Versammlung
mit diesem Vorschläge an und würde er dem Herrn von
Alten  eine diesbezügliche Mittheilung zukommen lassen.

Der Schriftführer Abg. Wallro th  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident theilt mit, daß an Stelle des Abg.
de Cousser  der Hausmann Hei ne manu  zum Abgeord¬
neten gewählt, die Wahlacten dem Landtage bereits zur
Prüfung zugegangcn seien.

Auf Bericht und Antrag des Berichterstatters Abg.
Deeken  wird die Wahl des Abg. He ine mann  für gültig
erklärt; derselbe leistet hierauf den im Art. 130 H. 1 des
Staatsgrundgesetzes vorgeschriebenen Eid.

Es wird nunmehr in die Tagesordnung eingetreten.
Einziger Gegenstand der Tagesordnung:
Bericht des Justizauöschuffes über den Entwurf eines

Gesetzes für das Großherzogthum, betreffend den Forstdieb¬
stahl und die Forst- und Feldpolizei. (Anl. 75 S . 426 ff.)

Der Präsident : Der Ausschußbericht sei zwar erst
gestern in die Hände der Herren gelangt; er glaube jedoch,
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daß einer Verhandlung in der heutigen Sitzung nichts im
Wege stände und nehme, wenn kein Widerspruch sich erhöbe,
an, daß der Landtag gegen die Verkürzung der Frist nichts
einzuwenden habe.

Betreff des Abstimmungsmodus schlage er vor, über
diesenigen Ausschußanträge, welche eine Aenderung der Para¬
graphen beantragten, gleich nach Schluß der Debatte abzu-
stiinmen, sodann alle Paragraphen mit den beschlossenen
Aendcrungen, nachdem sie sämmtlich zur Berathung verstellt,
zusammen zur Abstimmung zu bringen.

Da die Versammlung hiermit einverstanden ist, werden
zunächst die ZZ. 1—6 incl. einzeln zur Berathung und der
Antrag 2 des Ausschusses zur Abstimmung gestellt.

Der Antrag 2 wird angenommen.
Zu 8. 10:
Abg. Nathan : In der dritten Zeile dieses Para¬

graphen sei nur das Amt (Regierung)  genannt worden;
er bäte, daß «Magistrat" hinzugefügt würde, da den Magi¬
straten ebenso gut wie den genannten Behörden die in dem
Paragraphen vorgesehene Befugniß eingeränmt werden könne.
Cr stelle deshalb den Antrag:

hinter Amt(Negierung) ist«Magistrat" hinzuzufügen.
Oberfinanzrath vr . Janßen : Er möchte sich die An¬

frage erlauben, welche Bedeutung der Antrag haben solle;
im Bezirke der Stadt Eutin gäbe es keine Forsten und wäre
es hicmit ansgeschloffen, daß ein Grundbesitzer den Antrag
auf Bestellung und Beeidigung einer Person als Polizei-
beamtcn stelle.

Abg Nathan : Allerdings gäbe es kleine Forstpartien
in der Nähe der Stadt , zu deren Schutze Feldhüter bestellt
würden. Wenn schon früher der Magistrat das Recht ge¬
habt, Feldhüter zu bestellen, so läge kein Grund vor, dem¬
selben jetzt dies Recht zu benehmen, und bäte er nur, daß
die Beeidigung derselben auch vom Magistrat vorgenommen
werden könne; dieses sei die ganze Intention sein-es Antrages.

Der Antrag des Abg. Nathan  wird angenommen.
Zn §. 11, Antrag 5 des Ausschusses:
Berichterstatter Abg. Wallroth : Er habe noch auf

einen Fehler im Abklatsch aufmerksam zu machen. Zeile 5
von oben müsse statt «bestreifen" „bestrafen" gelesen werden.

Der Antrag 5 des Ausschusses wird ohne Debatte an¬
genommen.

Zu 8- 49, Antrag 9 des Ausschusses:
Ministerialrath Flor : Er müsse dringend bitten, den

Ausschnßantrag abzulehnen und den 8 49 in seiner ursprüng¬
lichen Fassung anzunehmcn. Hierfür spreche zunächst der
Umstand, daß die Fassung des Paragraphen nach der Re¬
gierungsvorlage mit der übrigen Strafgesetzgebung in Ein¬
klang stehe. So z. B. heiße es im 8- 423 des St .-G.-B.,
daß der Hausfriedensbruchschwerer bestraft werde, „wenn
die Handlung von einer mit Waffen versehenen Per¬

son begangen werde". Der K. 243 M . 5 bestimme, daß
auf eine härtere Strafe zu erkennen sei, »wenn der Dieb
oder einer der Theilnehmer am Diebstahl bei Begehung der
Thar Waffen bei sich führe" ; ferner der 8- 250 M . 1,
»wenn der Räuber oder einer der Theilnehmer am Raube
bei Begehung der That Waffen bei sich führe". Der Bettler
würde nach §. 362 schärfer bestraft, „wenn derselbe unter
Drohungen oder mit Waffen  gebettelt habe". In allen
diesen Fällen sei nirgends gesagt, daß der Thäter zum
Zweck der Zuwiderhandlung die Waffen bei sich geführt
haben müsse. Der Standpunkt des St .-G.-B. sei auch durch¬
aus richtig, da der Besitz der Waffe allein schon dem Ver¬
gehen einen gefährlichen Charakter gäbe. — Aehnlich wie
dort läge es bei dem hier vorliegenden Gesetzentwurf; auch
der Forstdiebstahl nehme einen gefährlichen Charakter an,
wenn der Thäter Acrte, Sägen, Messer oder andere zur
Begehung des Delikts geeignete Werkzeuge bei der Zuwider¬
handlung bei sich geführt habe, einerlei, ob der Thäter die¬
selben zum Zweck der Begehung des Diebstahls mitgenommen
habe oder nicht. Denn wer einen Forstdiebstahl begehe, der
werde sich auch nicht bedenken, dabei, soweit nöthig, Werk¬
zeuge, welche er zufällig bei sich trage, zur Anwendung zu
bringen. Der Ausschuß scheine gemeint zu haben, daß der
8- 19  in der Fassung der Regierungsvorlagezu Härten An¬
laß geben könne; dies sei jedoch nicht der Fall. Wenn
Jemand z. B. mit einer Art auf der Schulter durch den
Forst ginge und sich mit der Hand eine dünne Haselstange
abbreche, so würde die Art schwerlich als ein zu diesem
Forstdiebstahl geeignetes Werkzeug angesehen werden, weil
man eben zu der in Frage stehenden Handlung eine Art
nicht zu gebrauchen Pflege. — Durch die Fassung»zum Zweck
der Zuwiderhandlung" würde der Richter in Verlegenheit
gesetzt und die praktische Durchführbarkeit der Gesetzesbestim¬
mung in Frage gezogen werden, da nur in seltenen Fällen
jener Nachweis wirklich geführt werden könne. Ginge die
Fassung des Ausschusses durch, so entstände sogar in dem
Falle, wenn Jemand mit einem Messer sich eine Haselstange
abschneide, Zweifel, ob das Messer eingezogen werden dürfe,
denn ob der Thäter das Messer zum Zweck der Zuwider¬
handlung oder nur zufällig bei sich geführthabe, könne immer
noch sehr fraglich sein.

Abg. Barnstedt : Er könne sich den Ausführungen
des Herrn Regierungs-Commiffars nur anschließen und lege
namentlich Gewicht darauf, daß die Gesetzesbestimmung in
der Fassung des Ausschusses praktisch schwer durchführbar
sein werde.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Dem Herrn Re-
gierungs-Commissar müsse er in so weit Recht geben, als
es wünschenswerth sei, daß die Ausdruckswcise des vor¬
liegenden Gesetzentwurfes mit der Sprechweise der übrigen
Gesetze, besonders des St .-G.-B., übereinstimme. Trotz
dieser Erwägung lege jedoch der Ausschuß das Hauptgewicht
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darauf, daß der Richter durch die Worte „zum Zweck« hin-
gewiesen würde, zu untersuchen, ob der Thätcr nur zufällig
die Werkzeuge bei sich geführt habe, oder um mittelst der¬
selben die Zuwiderhandlungauszuführen.

Der Antrag 9 des Ausschusses wird angenommen;
gleichfalls die Anträge 13 und 15 ohne Debatte.

Zn Z. 31 Ziffer 2, Antrag 17 des Ausschusses:
Abg. Weftphal : Er fände die Worte der Ziffer 2,

„sofern nicht eine Verpflichtung zur Einfriedigung der Grund¬
stücke besteht oder die Einfriedigung der Grundstücke landes¬
üblich ist", überflüssig. Einem Wcidefrcvler gegenüber könne
man keine Verpflichtung haben, seine Grundstücke cinzufricdi-
gen und darum wäre es ungerechtfertigt, mildere Strafen ein-
treten zu lassen. Er wolle keinen Antrag stellen, sondern
bloß documentiren, daß er mit dem Zusatz nicht einverstan¬
den fei.

Der Antrag 17 wird angenommen.
Zu Z. 39, Antrag 20:
Ministerialrath Flor : Der Consequenz wegen müsse

er auch hier, obwohl er sich kaum Erfolg davon verspreche,
beantragen, daß die Regierungsvorlage angenommen würde.
Der Ausschußantrag sei sehr bedenklich und sei bei Annahme
desselben zu befürchten, daß die ganze Bestimmung resnltatlos
bliebe. Wenn das St .-G.-B. kein Bedenken trage, bei
schweren Verbrechen ähnliche Bestimmungen zu treffen, wie
der Regierungsentwurf, so dürfe man auch bei dem letzteren,
wo nur unbedeutende Ucbertretungen in Frage ständen, nicht
zu ängstlich sein.

Abg. Deeken : Zur Motivirnng seiner Abstimmung
habe er zu bemerken, daß er den Ausschußantrag nicht unter¬
stützen werde, weil die Frage durch die heutigen Erklärungen
des Herrn Regicrungs-Commissars, welchen er vollständig
beistimme, zur Bedeutung gekommen sei. In den Ausschuß¬
sitzungen habe der Herr Regicrungs>Commissar kein so großes
Gewicht auf die Beibehaltung der Fassung der Regierungs¬
vorlage gelegt; aus diesem Grunde habe er (Redner) sich
trotz seiner entgegengesetzten Ansicht damals nicht veranlaßt
gefühlt, einen Miuoritäksantrag zu stellen; dieses würde er
für die zweite Lesung nachholen, jetzt aber gegen den Ausschnß-
antrag stimmen.

Abg. Tantzen : Auch er sei für die Regierungs¬
vorlage, da s. E. niemals der nach der Ausschußfaffung er¬
forderliche Nachweis geführt werden könne und eine praktische
Handhabung des Gesetzes hiermit ausgeschlossen wäre; er¬
bäte, die Frage für die zweite Lesung einer nochmaligen
Erwägung zu unterziehen.

Abg. Jken : Entgegengesetzt seiner Abstimmung über
8- 19 werde er jetzt für den Entwurf stimmen, da er es
für durchaus wünschenswertst halte, daß die Waffen, die der
Thäter bei der Zuwiderhandlung bei sich führe, eingezogen
würden. Jeden, der Waffen bei Zuwiderhandlungen bei sich

Berichte. XXI. Landtag.

führe, halte er für einen gefährlichen Menschen, und gegen
solche müsse rücksichtslos vorgegangen werden.

Der Antrag 20 des Ausschusses wird abgelehnt.
Die Anträge 23 (Aenderung des Z. 41) und 26 (Aende-

rung des Z. 44) werden ohne Debatte genehmigt.
Zu 8- 60:
Der Präsident : Zur Ziffer 3 des §- 60 seien zwei

Anträge, ein Antrag der Minorität und ei»Antrag der Majorität
des Ausschusses, gestellt. Er würde zunächst den Antrag 30
der Minorität zur Abstimmung verstellen; sollte derselbe an¬
genommen werden, so wäre damit der Antrag 32 der
Majorität beseitigt; würde er abgelchnt, so sei noch über
Len Antrag 32 Beschluß zu fassen.

Der Antrag 30 wird abgelehnt, der Antrag 32 ange¬
nommen.

Die Anträge 34 (Aenderung des ß. 61) und 38 (Aende¬
rung des Z. 65) werden ohne Debatte genehmigt.

Zu 8- 67, Antrag 40:
Abg. Jken : Falls dieser Gesetzentwurf zur Annahme

im Landtage gelangen sollte, seien seines Erachtens aus¬
reichende Bestimmungen getroffen, welche die vom Federvieh
angerichteten Schäden  regelten. Er halte es dennoch für
wünschenswerth, daß sich hieran ein Gesetz anschließc, welches
das Streuen von Gift für Federvieh verbiete. Zwar hätten
wir ein Vogelschutzgesetz, aber er frage an, welche Bedeutung
dieses Gesetz habe, so lange man der Vogelwelt nicht auch
in dieser Beziehung zu Hülfe komme. Cr möchte deswegen
die Staatsregierung ersuchen, sobald dieses Gesetz in's Leben
getreten sei, auch ein Verbot betreffend das Giststreucn zum
Zweck der Vertilgung des Federviehs zu erlassen.

Oberfinanzrath vr . JanHen : Er zweifle nicht daran,
daß die Staatsregierung , wenn ein diesbezüglicher Antrag
gestellt würde, denselben in Erwägung ziehen würde.

Abg. Deeken : Der Fall , den der Abg. Jken  im
Auge habe, werde durch das vorliegende Gesetz garnicht ge¬
troffen. Der 8- 67 greife nur Platz bei Weidcfreveln und
sofern es sich um Uebertritt von Thieren handle, bei Zu¬
widerhandeln gegen den 8- 26 dieses Gesetzes und gegen
den 8- 368 M. 9 des St .-G.-B. Bekanntlich würden aber
Hühner nicht geweidet und konnte daher nicht, wenn Hühner
auf rin fremdes Grundstück überträten, die Bestimmung dieses
Paragraphen auf dieselben angewcndet werden. Auch er
würde es für zweckmäßig halten, wenn das Giftstreuen
untersagt oder doch eingeschränkt werden könne, da mit dem¬
selben ohne Frage Gefahr verbunden sei. Allein dieses Ge¬
setz biete dazu keine Handhabe, vielmehr müßten weitcrgehende
Bestimmungen vorausgchen.

Abg. Tantzen : Bisher habe er die Vorlage nicht so
aufgefaßt wie der Vorredner. Cr habe angenommen, daß
der Anspruch auf Ersatzgeld in allen den Fällen erhoben
werden könne, wo auf fremden Grundstücken betroffenes Vieh

19
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gepfändet worden sei. Nach den Ausführungen des Vor¬
redners würden die Bestimmungen über das Ersatzgcld im
größten Theil des Herzogthums, namentlich auch in den
Marschen, nur in de« seltensten Fällen zur Anwendung ge¬
langen. Es sei dem Besitzer oftmals aber recht schwer, sich
gegen Beschädigungen namentlich des Federviehs zu schützen.
In der Marsch würden solche Beschädigungen in teilweise
erheblichem Umfange durch Enten zugefügt, welche wegen
ihrer Wildheit schwer zu pfänden seien. Eben so schwer sei
es, den Besitzer derselben zu ermitteln. Da komme es denn
leicht dazu, daß der beschädigte Grundbesitzer zur Waffe
greife und die Thiere tödte. Bei dann entstehenden Klagen
sei die gerichtliche Behörde meistens im Zweifel, wie zu
entscheiden sei. Einerseits sei der dem Grundbesitzer auf-
liegende Beweis, daß er sich im Nothstand befunden habe,
schwer zu führen, andererseits sei der angcrichtete Schaden
in die Augen fallend, da in einem reifen Fruchtfelde Enten
täglich einen größeren Schaden anrichteten, als der eigene
Werth derselben betrüge.

Er möchte an die Großherzogliche Staatsregierung die
Frage richten, ob es nicht möglich gewesen sei, in diesem
Gesetze diese Angelegenheit zu regeln; vielleicht könnte in
einem eigenen Paragraphen in diesen Fällen der Zeitpunkt,
wo ein Nothstand für den Beschädigten einträtc, scstgestellt
werden. Es sei allerdings fraglich, ob eine solche Bestim¬
mung in den Rahmen dieses Gesetzes passe, er bäte hierüber
den Herrn Regierungs-Commissar um Auskunft.

Abg. Jken : Er müsse dem Herrn Vorredner doch
entgegnen, daß er betreff der Bestimmungen des in Rede
stehenden Paragraphen ganz anderer Meinung sei. Es sei
hier nicht allein von Wiesen, auf welche Hühner selbstredend
nicht in die Weide getrieben würden, sondern auch von be¬
stellten Acckern vor beendeter Ernte die Rede. Unter diesen
Aeckern glaube er aber auch Gemüseäcker, Gärten zum Ge-
müscbau mit einschließen zu dürfen. Ueberhaupk halte er
das Ausstreuen von Gift in Gärten nicht allein für die
Vögel, sondern auch für die Menschen gefährlich.

Abg. Deeken : Wenn durch Enten oder Hühner ein
Schaden angcrichtet werde, so stehe dem Verletzten ohne
Frage eine Klage auf Schadensersatz frei, ein Ersatzgeld,
wie solches der Z. 67 normire, könne aber in diesem Falle
nicht verlangt werden. Der H. 67 habe keinen generellen,
selbständigen Inhalt , vielmehr stehe er im engsten Zusammen¬
hang mit den vorhergehendenParagraphen. Der Z. 65
bestimme, in welchen Fällen statt Erstattung des nachweis¬
baren Schadens die Zahlung eines Ersatzgeldcs gefordert
werden könne. Es seien dies Fälle, für welche in diesem
Gesetze oder im Strafgesetzbuch eine Strafe angedroht sei,
nämlich wenn ein Weidefrevel vorliegc oder wenn bei Ge¬
legenheit des unbefugten Uebertreibens von Vieh rc. über
fremde Grundstücke durch Abweiden oder Betreten ein Schaden
entstanden sei. Darüber hinaus könne demnach der Z. 67

nicht zur Anwendung kommen und müsse der durch ander¬
weite Handlungen Geschädigte im Wege des CivilprocesseS
seine Rechte geltend machen.

Abg. Barnfkedt : Aus der ganzen Einrichtung des
Gesetzes, wonach der Titel III „Feld- und Forstpolizei" zer¬
fiele in die beiden Theile „Strafbestimmungen" und „Schaden¬
ersatz und Pfändungen", ginge bereits hervor, daß die Auf¬
fassung dcö Abg. Deeken die richtige sei. Seines Erachtens
sei es garnicht zweifelhaft, daß der ß. 67 mit den früheren
Paragraphen in Beziehung gesetzt werden müsse.

MinisterialrathFlor : Die Auffassung des Abg. Deeken
bezüglich Auslegung des §. 67 sei seiner Ansicht nach die
richtige. Ob auf den Antrag des Abg. Tantzcn  eingegangen
werden könne, sei zweifelhaft, da derselbe ein Gebiet beträfe,
welches bis jetzt seines Wissens in keinem deutschen Staate
durch Gesetz geregelt sei. Er hielte cs für das richtigste,
wenn diese Sache im Ausschuß mit dem Rcgierungs-Com-
miffar besprochen würde.

Abg. Tantzen : Er bitte den Präsidenten, ihm zu ge¬
statten, auf Paragraphen , die noch nicht mit zur Berathung
gestellt, Bezug zu nehmen. Die Regierungsvorlage würde
ihm immer unverständlicher. Wenn nach den Erklärungen
der Vorredner Ersatzgeldansprüche bei Pfändungen von auf
fremde Grundstücke übergetretenen Viehs nicht erhoben werden
könnten, so seien ihm die M . 77 und 82, wo das Ersatz¬
geld mit der Pfändung in unmittelbaren Zusammenhang ge¬
bracht sei, nicht verständlich.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Pfändung von auf
einem Grundstücke betroffenem MeV sei nach dem Gesetz¬
entwurf zulässig, sowohl in den Fällen des K. 65, wo nur
vom Weidcnfrevcl und vom unbefugten Treiben des Viehes
auf fremde Grundstücke die Rede sei, als auch, wenn das
Vieh ohne Zuthun von Menschen übergetreten sei; nur im
ersten Falle könne Ersatzgeld gefordert werden und stehe dieses
deshalb zu der Pfändung in gewissem Zusammenhänge, wie
der Entwurf auch nur solcke Fälle beim Zusammennennen
von Pfändung und Ersatzgeld im Auge habe. Im zweiten
Falle dagegen könne nur Schadenerstattung gefordert werden.
Diese Scheidung lasse der Entwurf nach seinem Dafürhalten
deutlich genug hervvrtrcten.

Abg. Deeken : Der Vorredner habe im Wesentlichen
das angedeutct, was er (Redner) auf die Entgegnungen
habe erwidern wollen. Der Z. 73 befasse alle Fälle, in
welchen Vieh auf fremden Grundstücken betroffen werde,
ohne Unterscheidung, ob dasselbe dort zum Weiden aufge¬
trieben oder aus irgend einem anderen Grunde übergetreten
sei. Der Schaden könne stets geltend gemacht werden, Er¬
satzgeld aber nur, wo vorsätzliche widerrechtliche Handlungen,
wie solche im ß. 65 bezeichnet seien, vorlägen. Das ge¬
schüttete Vieh hafte nach Z. 74 für jeden Schaden und für
die Kosten. Wenn dort das Ersatzgcld mitgenannt sei, so
folge daraus nicht, daß in jedem Schüttungsfalle solches
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gefordert werden könne. Das Ersatzgeld werde hier erwähnt
,'m Gegensatz zu dem erweislich entstandenen Schaden, die
Wahl zwischen beiden Ersatzleistungen stehe aber dem Be¬
treffenden nur in denjenigen Fällen zu, wo das Gesetz—
hier der K. 65 — ihm solche Wahl cingeräurnt habe.

Abg. Schüler : In dieser Angelegenheit stände er mit
dem Abg. Tantzen  auf demselben Boden, zumal es für das
Fürstenthum Birkenfeld von der größten Wichtigkeit wäre,
wenn dieser Punkt geregelt würde. So wie die Sache jetzt
läge, wäre ohne große Schwierigkeiten garnicht auszukommen;
was die Pfändung beträfe, so sei dieselbe bei dem Federvieh
praktisch garnicht möglich; hier müßte dem Verletzten das
Tödten der Thiere gestattet sein. I » seiner Heimath würden
Gänse vielfach unbewacht ausgctrieben, und halte es sehr
schwer, bei Streitigkeiten über Beschädigungen den Be¬
schädigten zu seinem vollen Rechte zu verhelfen.

Abg. Jken : Er sei überzeugt, daß die Auffassung des
Abg. Decken  die richtige, glaube aber, daß die Vorlage in
ihrer jetzigen Gestalt für einen großen Thcil des Herzogthums
ohne Bedeutung sein würde; deswegen hoffe er, daß noch
Bestimmungen, wie er vorhin angeregt, in das Gesetz aus¬
genommen würden, und bäte er den Ausschuß, dieser Frage
bis zur zweiten Lesung noch näher zu treten; dieses wäre
ein Gewinn für das ganze Gesetz.

Zu Z. 73, Antrag 42:
Abg. Westphal : Hinter dem Worte „darf" müsse

eingeschaltet werden »und der Besitzer oder der Pächter des¬
selben nicht verpflichtet ist, dasselbe cinzufriedigen". Er Halle
es für unzulässig, daß ein Grundbesitzer, welcher seine Ein¬
friedigung nicht ordnungsmäßigim Stande halte, das Vieh
seines Nachbars schütten dürfe.

Der Antrag 42 wird angenommen.
Zu Z. 75:
Abg. Tantzen : Nach ß. 73 sei der Beschädigte be¬

rechtigt, Pfändung vorzunchmen; nach Z. 75 habe er dann
von der vorgenommcncn Handlung der Pfändung innerhalb
24 Stunden dem Bczirksvorsteher Mittheilung zu machen.
Dieser verfüge dann das Weitere in Bezug aus die Ver¬
wahrung der gepfändeten Thiere. Hiernach könne der Be¬
schädigte die Schüttung in eigener Wohnung vornehmen, dem
Bezirksvorsteher Mittheilung machen und habe daun dieser
für alles Weitere zu sorgen. Nach seiner Ansicht könnte durch
diese Bestimmungen eine Ueberlastnng der Bczirksvorsteher
cintretcn. Er erlaube sich die Anfrage an den Regierungs-
Commiffar, ob seine Auffassung in Bezug auf das Recht des
Beschädigten, die Schüttung in eigener Wohnung vorzuneh¬
men, von der Staatsrcgierung getheilt würde.

Berichterstatter Abg. WaUroth : Nach §. 83 wäre
den Verwaltungsbehördendas Weitere überlassen. Seines
Erachtens wäre es nicht richtig, wenn über diese Punkte im
Gesetze selbst Bestimmungen getroffen würden.

Abg. Tantzen : Er würde es für richtiger halten,
wenn das Gesetz bestimmtere Vorschriften hierüber enthielte;
so sei Alles den Ausführungsbestimmungen des §. 83 über¬
lassen.

Oberfinanzrath l)r. Janßen : Außer den vom Abg.
Tantzen  erwähnten Fällen gäbe es noch andere, die von
der Verwaltung zu ordnen seien. Das Gesetz wolle nur die
Hauptgrundzüge geben, alles Nähere der Verwaltung über¬
lassen. Was die Schüttung der gepfändeten Thiere bis zur
Anzeige bei dem Bczirksvorsteher beträfe, so läge cs in der
Hand des Pfändenden, ob er dieselben in eigener Wohnung
oder an einem anderen Orte unterbringen wolle.

Abg. JkenO Nach seiner Ansicht wäre die festgesetzte
Frist von 24 Stunden reichlich knapp, es sei ungerecht, daß
der Pfändende, wenn er diese Frist nicht einhalte, die Pfand¬
stücke dem Gepfändeten wieder hcrausgebcn müsse.

Abg. Tantzen : Mit der Erklärung des Herrn Re¬
gie:ungs-Commlssars, daß der Schüttende selbst darüber
verfügen könne, wo er das gepfändete Vieh bis zur Mit-
theilnug an den Bezirksvorster unlerbriugen wolle — ob iu
eigener Wohnung oder an einem anderen Orte — könne er
sich nur einverstanden erklären. Im Vergleich zum jetzigen
Verfahren läge hierin ein wirklicher Fortschritt. Jetz! müsse
der Schüttende oftmals von einem Wirthshausc zum anderen
ziehen, um nur für das gepfändete Vieh ein Unterkommen
zu finden.

Der Antrag 45 des Ausschusses(Abänderung des §. 81)
wird ohne Debatte angenommen.

Zu 8. 82:
Abg. Tantzen : Bei dem zur Berathung stehenden

Z. 82 wolle er nochmals zurückkommen auf die schon be¬
handelte Frage des Rechts der Ersatzgeldforderung dcS Be¬
schädigten bei Pfändungen. Wenn also Ersatzgeld bei ge¬
wöhnlichen Pfändungen nicht gefordert werden könne, so gebe
der Z. 82 zu Mißverständnissen begründete Veranlassung, da
hier das Ersatzgcld mit allen Pfändungen in directen Zu¬
sammenhang gebracht sei.

Abg. Deeken : Wie schon vorhin gesagt, haften nach
dem tz. 74 die gepfändeten Thiere für allen Schaden. Der
Schadensersatz könne unter den mehrfach erwähnten Voraus¬
setzungen in Form des Ersatzgeldes gefordert werden. Der
Z. 82 habe nun lediglich auf das Verfahren Bezug und be¬
stimme, daß, wenn Ersatzgcld gefordert und nicht die im
Civilprocesse geltend zu machende Schadeusersatzklage an¬
gestellt werde, über die Forderung des Ersatzgeldes und über
die vorgenommene Pfändung gleichzeitig und gleichmäßig zu
verhandeln sei. Dies sei eine Vereinfachung.

Die formelle Anordnung des Gesetzes anlangcnd, so
wolle er bemerken, daß Unklarheiten schwerlich zu befürchten
seien. Mit dem tz. 63 beginne ein neuer Abschnitt, welcher
den Schadensersatz und die Pfändung behandle. Die Ztz. 63

19*
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bis 72 i'ncl. enthalten die Bestimmungen über den Schadens¬
ersatz. Die ßß. 73 bis 81 einschließlich regelten das Ver¬
fahren bei Schüttungen und endlich die tzß. 82 und 83 hätten
sowohl auf den Schadensersatz als auf die Schüttung Bezug.

Abg. Wallroth : Nach den Ausführungen des Abg.
Deeken  habe er nichts mehr zu bemerken und verzichte auf
das Wort.

Abg. Tantzen : Er müsse zugcstehen, daß nach den
Erklärungen der Abg. Decken und Wallroth  das Gesetz
vielleicht den Juristen zu Zweifeln keine Veranlassung gebe.
Sicher sei aber, daß Landleute, die sich nicht regelmäßig mit
Lesen von Gesetzen beschäftigten, für die aber doch dieses
Gesetz gemacht werde, dasselbe ganz besonders schwer ver¬
ständlich finden würden. Er bitte den Ausschuß, bis zur
zweiten Lesung in Erwägung zu ziehen, ob nicht jetzt noch
die angeregten Unklarheiten in dem Gesetz beseitigt werden
könnten.

Hierauf wird die Debatte über diesen Paragraphen ge¬
schlossen und derZ. 83 nebst dem Anträge 47 zur Berathung
verstellt.

Der Antrag 47 wird ohne Debatte angenommen.
Zu A. 99, Antrag 50:
Berichterstatter Abg. Wallroth : Der Ausschuß bäte,

den Antrag in etwas anderer Fassung anzunehmcn; cs sei
dort nämlich— unter Streichung des Wortes „und" in
letzter Zeile— hinter»Z. 55" cinznschalten; „Z. 57 Abs. 1
und tz. 60 Abs. 2." Sodann stelle der Justizausschuß noch
den Antrag:

die Großherzogliche StaatSregierung zu ersuchen, die
aufrecht erhaltenen Bestimmungen der Forstordnung
für das Herzogthum Oldenburg vom 28. September
1840 in zeitgemäßer Redaktion zugleich mit dem Gesetz
zum Abdruck zu bringen.

Der Antrag 50, sowie der neue Antrag des Justiz¬
ausschusses werden angenommen.

Hierauf werden sämmtliche Paragraphen des durch-
berathenen Gesetzes mit den beschlossenen Aenderungen zu¬
sammen zur Abstimmung gebracht und angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung sind bis Donnerstag Abend
8 Uhr einzurcichen.

Der Präsident : Vom Abg. Jken  sei der Antrag
gestellt worden:

der Landtag wolle beschließen, Großherzogliche Staats-
rcgierung zu ersuchen, nach Jnslebentretcn des Ge¬
setzes betr. die Feld- und Forstpolizei ein Verbot
gegen das Ausstreuen von Gift für Federvieh zu
erlassen.

Er schlage vor, über denselben sofort zu berathen, und
erklärte der Landtag sich mit diesem Vorschläge einverstanden.

Abg. Jken : Die Sache wäre schon vielfach besprochen
worden, sodaß eine weitere Erörterung nicht mehr nvthig
sei; er bäte um Annahme des Antrages.

Abg. Tantzen : Er nehme als ganz selbstverständlich
an, daß das Giftlegen gegen Mäuse nach dem Anträge
Jken  nicht verboten werden solle. Mit dem Legen von
Gistweizen zur Vertilgung von Feldmäusen seien, wie man
höre, so bedeutende Erfolge erzielt worden, daß er dieses
jedenfalls nicht mit unter ein etwa zu erlassendes Verbot ge¬
stellt haben möchte. Auch der Herr Antragsteller würde dies
wohl nicht gemeint haben.

Der Präsident : Er möchte dem Herrn Abg. Jken
anheimgeben, bei der zweiten Lesung einen neuen Antrag zu
stellen und nehme er für den Fall, daß derselbe hiermit ein¬
verstanden wäre, an, daß er für heute seinen Antrag zurück¬
gezogen habe.

Der Abg. Jken  erklärt sich mit dem Vorschläge des
Präsidenten einverstanden.

Hiermit ist die heutige Tagesordnung erledigt und setzt
der Präsident  die nächste Sitzung auf Dienstag den
24. d. M. an und wird die Tagesordnung schriftlich mit-
getheilt werden.

Schluß der Sitzung: 12^ Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter:

Müller.
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Tagesordnung : 1. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. Nachtrag zu dem Uebereinkommen zwischen
Preußen, den Thüringischen Staaten, Oldenburg, Braunschweig rc. wegen Herbeiführung über¬
einstimmender Maßregeln zum Schutze und zur Hebung der Fischerei vom 1. Dccember 1877.
(Anl. 23 S . 48.)

2. Bericht des Verwaltungsausschusses über eine vom thierärztlichcn Verein an den Landtag ge-
richtete Petition, betr. die Anstellung von beamteten Thierärzten für jedes Amt mit festem
Gehalte.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Petition von Eingesessenen der Baucrschaft
Sehestedt um Verlängerung der Chaussee über Norderschweiburg am Deiche entlang bis zur
nördlichen Amtsgrenze.

4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Petition verschiedener Abser Gcwerbtreibender,
betr. außerordentliche Unterstützung aus Staatsmitteln zur Herstellung einer Sielkape und eines
besteinten Fahrweges am Abser Außendeich.

3. Bericht des Finanzausschusses, betr. Petition wegen einer Chaussee von Dinklage über Höne
bis an den Hauptweg in Carum.

6. Mündlicher Bericht des Vcrwaltungsausschusses über die Petition der Interessenten der Dorf-
schasten Habbrügge, Kühlingen, GruppenbührenI. und II., Vielstedt und Nordenholz als Be¬
sitzer von Wcidegercchtigkciten im Hasbruch, betr. Revision des Artikels 70 der Wegeordnung.

7. Mündlicher Bericht des Vcrwaltungsausschusses über die Petition der Gemeindevorsteher zu
Neuende und Bant, betr. authentische Interpretation des Artikels 76 der revidirten Gemeinde¬
ordnung.

8. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. Verordnung zu der Aenderung der Grenze
zwischen den Gemeinden Garrel und Emsteck einerseits und der Gemeinde Großenkneten anderer¬
seits, und den Amtsverbändcn Cloppenburg und Wildeshausen. (Anl. 79 S . 474.)

9. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den Vertrag zwischen dem Staat (Herzogthum
Oldenburg) und der Stadtgemcinde Wildeöhauscn wegen Uebertragung des bei Wildeshausen
belegenen neuen Kirchhofs und verschiedener zu den sog. Capitelländereien gehöriger Grundstücke.
(Anl. 103 S . 513.)

10. Selbständiger Antrag des Abg. Capell  und Genossen, betr. baldige Reduction des Regierungs¬
personals in Eutin.
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11. Bericht des Finanzausschusses über deu Antrag des Abg. Rüdebusch,  bctr . die Aufhebung
des Brückengeldes der Brücke über die Hunte bei Dehland.

12. Mündlicher Bericht deS Verwaltungsausschusses über die Verordnung, betr. Grenzrcgulirung
zwischen Len Gemeinden Hatten und Huntloseu und den Anitsverbänden Oldenburg und Wildes-
hausen in der Strecke von Schohusen abwärts. (Anl. 78 S . 471.)

13. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das Gesuch der Utender-Strücklinger Canal¬
genossenschaft, bctr. die Fortsetzung der Erbauung des NebencanalS vom Hunte-Ems-Canal nach
dem Westcanal und zwar in der Strecke von der Sagter Ems bis zum Westcanal während
der Finanzperiode 1882/S4.

14. Selbständiger Antrag des Abg. Wcstphal,  bctr . Feststellung der Bcitragsverhältuisse der Pro¬
vinzen zu den Centrallasteu des Großherzogthums.

Vorsitzender: Präsident Roggeinann.

Am Ministcrtische: Die Herren Regierungs-Commissare
Oberregierungsrath Mutzenbccher,  später Oberfinanzratb
H eu ma un.

Der Schriftführer Abg. Meyer  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  verliest hierauf folgende Eingänge:
1. Gesuch des Gemeindevorstehers und Standesbeamten

H. Ehlers  zu Ahrensböck, betr. den Entwurf eines
Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, betr. die Auf¬
hebung des tz. 16 litr. ä . der Landesherrlichen Ver¬
ordnung vom 4. October 1836 über das Aufgebot
und die Trauung u. s. w.

An deu Jnstizausschuß.
2. Petition des Nordenhammer Handelsvereins, betr.

Ausbau der Hafenanlagen zu Nordenhamm.
An den Eisenbahnausschuß.

3. Petition deS Parcellisten Bruhnscn  und Genossen
zu Vorwerk Neuhof, betr. Zulegung zur Schulacht
Havekost hezw. Acnderung der Gemcindegrenzen.

An den Verwallungsausschuß.
Es wurde danach in die Tagesordnung eingctreten.
I. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses,

betr. Nachtrag zu dem Uebereinkommen zwischen Preußen,
den Thüringischen Staaken, Oldenburg, Braunschweig ic.
wegen Herbeiführung übereinstimmenderMaßregeln zum
Schutze und zur Hebung der Fischerei vom 1. Deeember
1877. (Anl. 23 S . 48.)

Berichterstatter Abg. Windmüller : Der vorliegende
Gegenstand betreffe einen am 8. Mai 1880 zwischen Preußen,
den Thüringischen Staaten , Oldenburg, Braunschweig ic.
vereinbarten Nachtrag zu dem Uebereinkommen zwischen den
gedachten Staaten wegen Herbeiführung übereinstimmender
Maßregeln zum Schutze und zur Hebung der Fischerei vom
1. Deeember 1877 und bezwecke die Erweiterung einiger
Befugnisse unserer Regierung den Regierungen der gedachten
Staaten gegenüber. Da diese Vereinbarung die gutachtliche

Zustimmung des ständigen Landtagsausschussesgefunden,
auch schon diesseits ratificirt und durch die Regierung publi-
cirt sei, habe der Ausschuß kein Bedenken getragen, dem
Landtage folgenden Antrag zur Annahme zu empfehlen:

der Landtag wolle dem Nachtrage zu dem Ueberein-
kommen, wie er durch die Großherzvgliche Verord¬
nung vom 13. Mai v. I . publicirt worden, nach¬
träglich seine verfassungsmäßige Zustimmung erlheilen.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
II . Bericht des Verwaltungsausschusses über eine vom

thierärztlichen Verein an den Landtag gerichtete Petition,
betr. die Anstellung von beamteten Thierärzten für jedes
Amt mit festem Gehalt.

Der Ausschußantrag lautet:
der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsrcgierung zur Prüfung übergeben.

Reg.' Com. MAtzenbechei : I. : Hierbei möchte er sich
die Frage erlauben, in welcher Weise denn eine Prüfung
dieser Petition durch die Staatsregierung gewünscht werde.
Die Petition gehe doch daraus hinaus , daß noch mehr be¬
amtete Thicrärzte als Staatsdiencr mit festem Gehalt an¬
gestellt würden, der Ausschuß sei aber der Ansicht, daß dies
dem Staate zu viel Kosten verursachen werde. Dies ent¬
ziehe ja dem Anträge die ganze Grundlage. Er bitte daher
um Auskunft, was man von der Staatsregierung dieser
Petition gegenüber verlange.

Abg. Windmüller : Man habe im Ausschüsse sehr
wohl gewußt, daß bei der vorigen Berathung im Landtage,
betr. das Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, zwar beantragt
sei, noch mehr approbirte Thierärzte, als geschehen, mit
Wahrnehmung der gesetzlichen Functionen zu beauftragen,
dabei indeß auch hervorgehobcnsei, daß nicht beabsichtigt
werde, der Staatscasse hierdurch besondere Lasten aufzuerlegen.
Diese Ansicht habe man auch festgehalten. Das Reichsgesetz,
betr. die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, be¬
stimme nun,  baß regelmäßig nur beamtete  Thierärzte in
Frage kommen sollten. Deren seien aber im Lande nur drei
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und würde die Zuziehung derselben bei den weiten Entfer¬
nungen der Märkte große Kosten verursachen. Da dasselbe
Gesetz nur ausnahmsweise approbirte  Thierärzte zur
Wahrnehmung der gesetzlichen Functionen zulasse, habe man
geglaubt, daß wenn das Reich die strikte Durchführung des
Gesetzes in dem Sinne verlange, daß in der Regel nur be¬
amtete Thierärzte zuzulassen seien, der Staatsregierung die
qu. Petition zur Prüfung übergeben zu sollen.

Neg.-Com. Mutzenbecher I-: Trotz der Ausführun¬
gen des Herrn Vorredners müsse er bemerken, daß, da der
Landtag den Antrag der Petenten der Staatsregierung doch
nicht zur Berücksichtigung empfehlen wolle, derselbe nach seinem
früheren Beschlüsse und nach dem Berichte des Ausschusses
konsequenter Weise setzt nur beschließen könne, über die Pe¬
tition zur Tagesordnung überzugehen.

Abg. Windmüller : Wenn der Herr Regierungs-
Commiffar sich in dieser Auffassung sicher glaube, so könne
er cs ja dem Landtag überlassen, darüber zu entscheiden.
Seiner Ansicht nach sei die Fassung des Ausschußantrages
durchaus ohne Bedenken und stehe der Annahme desselben
nichts entgegen.

Der Ausschußantrag wird darauf angenommen.
HI. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, bctr.

Petition von Eingesessenen der Bauerschaft Sehestedt um
Verlängerung der Chaussee über Norderschweiburg am Deiche
entlang bis zur nördlichen Amtsgrenze.

Berichterstatter Abg. Barnstedt : In Betreff der vor¬
liegenden Petition habe er folgende Mittheilung zu machen:
Dreizehn Eingesessene der Bauerschaft Sehestedt stellten vor,
daß durch den Beschluß des Amtsraths, wonach eine Chaussee
von Schweiburg über Norderschweiburg am Deiche entlang
bis zum schwarzen Wege gebaut werden solle, die Bauer¬
schaft Sehestedt ganz von einer Chaussee ausgeschlossen sei,
sic beantragten demnach, daß die Chaussee über Norder¬
schweiburg am Deiche entlang bis zur nördlichen Amtsgrenze
gebaut werde. Zur Begründung ihres Petitums höben die¬
selben noch besonders hervor, daß vom schwarzen Wege bis
zur nördlichen Amtsgrenze allein 39 Häuser ständen, welche
an der Chaussee liegen würden, während die Chaussee über
Norderschweiburg doch nur 20 Häuser berühre, sodann, daß
der beantragte Chaussccbau in ganz Butsadingen, namentlich
aber in Sccfeld sehr gewünscht werde. Im Ausschüsse sei
man jedoch der Ansicht gewesen, daß man zur Zeit nicht in
der Lage sei, auf diese Petition einzugehen, zumal die frag¬
liche Chaussee vom Amtsrathe des Amtsbezirkes Varel schon
festgestellt und vom Landtage vor Weihnachten demgemäß die
Mittel bereits bewilligt worden seien, daher werde beantragt:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen.

Dieser Antrag wird ohne Debatte angenommen.
IV. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.

eine Petition verschiedener Abser Gewerbetreibender, betr.

außerordentliche Unterstützung aus Staatsmitteln zur Her¬
stellung einer Sielkape und eines besteintcn Fahrweges am
Absee Außcndeich.

Berichterstatter Abg. Jken : Verschiedene Gewerbe¬
treibende zu Absen bäten um einen Zuschuß aus der Staats¬
kasse zur Herstellung einer Sielkape und eines besteinten
Fahrweges am Abser Außeudcich. Die Petenten höben her¬
vor, daß der daselbst nicht unwesentliche Schiffsverkehr durch
die mangelhaften dortigen Einrichtungen sehr erschwert werde.
Es seien zur Herstellung dieser fraglichen Verbesserung von
verschiedenen Gewerbetreibenden daselbst, von der Gemeinde
Rodenkirchen, der Abser Sielacht nicht unbedeutende Beträge
zur Verfügung gestellt, diese reichten jedoch in keiner Weise
zur Deckung der erforderlichen Kosten aus. Der Ausschuß
sei nun der Ansicht gewesen, daß, so wünschcnswerth die
betreffende Anlage auch sein möge, eine solche doch auf Kosten
der Sielacht herzustellcn sei, wie dies nach den Bestimmungen
der Deichordnung unter gleichen Verhältnissen überall im
Herzogthum stattfände.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

wird ohne Debatte vom Landtage angenommen.
V. Bericht des Finanzausschusses, betr. Petition wegen

einer Chaussee von Dinklage über Höne bis an den Haupt¬
weg in Carum.

Berichterstatter Abg. Barnstedt : Die Bauerschaft
Carum wünsche dringend, daß die Chaussee Dinklage-Höne-
Carum weitergebaut werde, zumal die Kosten sehr gering
seien. Im Ausschüsse sei man jedoch der Ansicht gewesen,
daß dieser Gegenstand nicht zur Kompetenz des Landtags
gehöre, insofern dieser Chaussecbau im Chaussecnetze des
Amtsverbandes noch gar nicht vorgesehen sei. Es werde
daher beantragt:

der Landtag wolle über die Petition zur Tages¬
ordnung übergehen.

Abg. Deeken : Die Petenten seien erbötig, den Zu¬
schuß zu dem fraglichen Chaussecbau vorläufig vorzuschießen.
Insofern sei die Sachlage also hier eine andere, wie bei den
übrigen Chauffccbauten, und einem Entgegenkommen des
Landtags diesem Projekte gegenüber würde nichts im Wege
stehen. Er empfehle daher statt des Ausschußantrages fol¬
genden Antrag zur Annahme:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur Prüfung übergeben und event.
genehmigen, daß der Staatszuschuß den Petenten für
die Finanzperiode1885/67 in Aussicht gestellt werde.

Damit werde der Sache nicht vorgegriffcn und den
künftigen Beschlüssen des Amtsraths nicht präjudicirt, sondern
nur das bezweckt, den Carumern für den Fall der Zustim¬
mung des Amtsrathes zu dem Projekte die Gelegenheit zur
sofortigen Inangriffnahme des Chauffeebaus zu geben.
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Der Antrag des Abg. Deeken  findet genügende Unter¬
stützung und wird sofort mit zur Berathung verstellt.

Abg. Tantzen : Er bitte den Antrag des Finanz¬
ausschusses anzunehmen. Der Amtsrath des Amtes Vechta
habe den Ausbau eines Chausseenetzes beschlossen, dieser Be¬
schluß sei von der Staatsregierung genehmigt, auch sei vom
Landtage in seiner Session vor Weihnachten ein Zuschuß
aus der Staatscaffe für dieses Chauffecnetz bewilligt. Jetzt
verlangten die Petenten einen Zuschuß, bczw. die Zusicherung
eines Zuschusses für eine Chaussee, deren Bau vom Amts-
rathe überall noch nicht beschlossen sei und welche thatsächlich
mit dem beschlossenen Chausseenetze nicht in Verbindung stehe.
Im Ausschüsse sei mitgetheilt, daß die Chaussee von Dinklage
bis Höne, wenigstens was die Richtung anlange, noch nickt
feststehe. ES sei bedenklich, wenn der Landtag in dieser
Richtung die Wünsche einzelner Ortschaften oder Personen
berücksichtige. Dieses sei bislang auch nicht geschehen, der
Landtag habe diese Zuschüsse nur für Amtsverbands- oder
Gemeindechauffecn bewilligt. Er bäte bei diesem Verfahren
bleiben zu wollen, da sonst eine Uebcrfluthung mit Petitionen
eintreten würde, deren Ende nicht abzusehcn sei. Er warne
also dringend vor der Annahme des Antrags Deeken  und
bäte um Annahme des Ausschußantrages.

Abg. Meyer : Den Ausführungen des Abg. Deeken
habe er folgendes hinzuzusügcn. Die Petenten seien Ein¬
gesessene der Bauerschast Carum, welche ein Theil der Ge¬
meinde Bakum, dem alten Amte Vechta angehöre. Der
Vechtaer Amtsverband habe bereits im Jahre 1871, wie
Redner schon früher bei Besprechung der Petition des Ge¬
meindevorstehers Nicske  zu Vestrup mitzutheilen die Ehre
gehabt habe, den Ausbau einer Anzahl von Amtschausseen
beschlossen, welche bis auf die Chaussee von Vechta nach
Essen so ziemlich zur Zeit fertig gestellt seien. Später habe
auch der frühere Dämmer Amtsverband den Ausbau eines
Chausseenetzesbeschlossen, welches zur Zeit im Bau begriffen
sei und wozu auch eine Chaussee von Dinklage nach Höne
gehöre. Dieselbe habe den Zweck, zwischen den Chausseen
des alten Amtes Vechta und denen des alten Amtes Damme
eine Verbindung herzustellen. Diese werde erreicht durch
den Bau einer Chaussee von Höne über Carum nach einem,
nach Feststellung der der Chaussee Vechta-Essen zu gebenden
Richtung näher zu firirendcn Punkte der letzteren. Nun
hätte in der Sitzung des Vechtaer Amtsraths vom 15. Juli
v. I . diese Vertretung beschlossen, einen Theil dieser Ver¬
bindungschaussee, nämlich die Strecke von Höne durch Carum
bis an den Carumcr Hanptweg, als Chaussee des alten
Amts Vechta zur Ausführung zu bringen, vorbehaltlich des
Staatszuschusses von 40 °/g der Baukosten. Die Staats¬
regierung habe aber diesen Zuschuß nicht in Aussicht gestellt
und dabei den Wunsch geäußert, es möge der Chaussee
Dinklage-Höne eine solche Richtung gegeben werden, daß
auch die projectirte Chaussee Dinklage-Quakenbrück an die¬

selbe Passend anschließcn könne. Der Amtsrath habe sodann in
seiner Herbstsitzung beschlossen, die Frage der Richtung der
Chaussee Dinklage- Höne vorläufig noch als eine offene zu
behandeln und nach näherer Instruction etwa im nächsten
Frühjahre definitiv darüber zu beschließen.

Da nun diese Chaussee aber jedenfalls so gelegt werde,
daß die Carumcr Chaussee an dieselbe anschließen könne und
da ferner den Carumern die Chaussee doch jedenfalls früher
oder später gebaut werden müsse, dieselben auch zu den
Kosten des Vechtaer Chauffeebaus erheblich hätten contribuiren
müssen, weil Carum ein sehr erhebliches Stcuercapital habe,
so möchte er wünschen, daß den Bitten der Petenten ent¬
sprochen werde und hoffe er, daß der Landtag dem Anträge
Deeken  zustimmen werde, umsomehr, als der verlangte
Beitrag nur 2000 betrage und die Petenten diese Summe
bis zur nächsten Finanzperiode vorzuschießen bereit seien.

Berichterstatter Abg. Darnstedt : Er stimme dem
Abg. Tantzen  vollständig bei, namentlich auch insofern, als
in der Annahme des Antrag Deeken  eine unzulässige Prä-
judicirung für die Beschlüsse des Amtsrathes zu finden sei.

Abg. Tantzen : Der Finanzausschuß habe nichts da¬
gegen einzuwenden, daß später die Chaussee gebaut werde.
Zur Zeit fehle aber jegliche Vorbereitung der Sache und
könne der Landtag in Veranlassung dieser Petition nicht
daraus eingehcn. Zunächst habe der Amtsrath in Vechta
den Ausbau dieser Chaussee zu beschließen, oder wenn dieser
sich weigere, die Gemeinde, welcher Carum angehöre. Erst
wenn der Amtsverband Vechta oder diese Gemeinde den
Ausbau der Chaussee als Amtsverband- bczw. Gemeinde-
chauffce beschlossen habe, sei der Landtag in der Lage, zu
erwägen, ob überhaupt und evcnt. in welcher Höhe ein Zu¬
schuß zu bewilligen sei. Der Landtag dürfe in Bezug auf
solche Zuschüsse zu Chauffcebauten nicht auf Petitionen einzelner
Personen und Ortschaften eingehcn.

Der Antrag des Finanzausschusses wird angenommen;
der Antrag des Abg. Decken  ist damit beseitigt.

VI. Mündlicher Berich! des Vcrwaltungsausschuffes
über die Petition der Interessenten der Dorfschasten Hab¬
brügge, Kühlingen, Gruppenbührcn I . und II., Vielstedt
und Nordenholz, als Besitzer von Weidegerechtigkeiten im
Hasbruch, betr. Revision des Art. 70 der Wegeordnung.

Berichterstatter Abg. Wenke : Die Petenten, denen
nach dem Inhalte der Petition Wcidegercchtigkeiten im Has»
bruche zustehcn, sollten dadurch geschädigt werden, daß man
von ihnen die Entfernung der Schlagbäumc von den im
Hasbruchc vorhandenen Gemeindewegen verlange, waS zur
Folge habe, daß dieselben dann gezwungen seien, ihr Vieh
hüten zu lassen. Das Petitum gehe nun auf eine Revision
des Art. 70 der Wegeordnung hinaus, der laute:

Schlagbäumc oder Hecken dürfen, außer zur Siche¬
rung einer gestatteten Weggeldshebung, auf Gemeinde-
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wegen nicht gesetzt und müssen, wo sie etwa noch
vorhanden, fortgeschafft werden.

Der Ausschuß sei der Ansicht gewesen, daß darauf nicht
eingetretcn werden könne, da es nicht wünschenswerth sei,
daß der Verkehr auf den Gemeinde-Nebenwegen durch der¬
artige Vorrichtungen beschränkt sei, er stelle daher den Antrag:

der Landtag wolle über die Petition zur Tages¬
ordnung übergehen.

Gelegentlich der Berathung über diesen Gegenstand sei
indcß im Ausschüsse noch ausgesprochen worden, daß es
dringend wünschenswerth sei, wenn diese Weideoercchtigkeiten
baldmöglichst von der Großherzoglichcn Staatsregierung aus
eine billige Weise abgelöst würden.

Abg. von Seggern : Er müsse darauf Hinweisen,
daß die Petenten, falls man von ihnen die Wegräumung der
Hecke verlange, dadurch in große Verlegenheit kommen
würden, da sie mit ihrem Viehstand gar nicht daraus ein¬
gerichtet seien. Er möchte deshalb die Staatsregierung
dringend bitten, so viel wie möglich den Leuten ihr Weide¬
recht nicht zu sehr zu beschränken.

Abg. Windmüüer : Daß hier ein großer Uebelstand
vorliege und die Weidegercchtigkcitdaher baldmöglichst zu be¬
seitigen sei, liege auf der Hand. Er höre, daß für die Ab¬
lösung der Weidegerechtigkeit, die nur auf Antrag des Staates
geschehen könne, den Berechtigten zwar eine Entschädigung
von diesem geboten sei, aber keine genügende und da möchte
er doch an die Staatsregierung das Ersuchen richten, die
Gewährung einer angemeffenen Entschädigung an dieselben
in Erwägung ziehen zu wollen, da der Staat doch auch ein
sehr grosses Interesse daran habe, die in seinen Augen die
Forsten im höchsten Grade schädigenden Welkegerechtigkeiten
los zu werden. Die Geschichte der Weidegerechtigkeit sei in
Kurzem folgende: Die Leute, welche zwei Tage in der Woche
zum Hofdienst verpflichtet gewesen, hätten an diesen Hofdienst-
tagen Len Hasbruch anlegen müssen, wofür man ihnen
andererseits die Weidegerechtigkeit in demselben eingeräumt
habe. Es würde unbillig zu nennen sein, wenn die Ab¬
lösung derselben nunmehr gegen zu geringe Entschädigung
vorgenommen werde. Daß man sie ablöscn müsse, sei klar,
aber auch, daß dies nur auf eine für die Leute billige Weise
geschehen dürfe.

Abg. Barnstedt : Da er 18 Jahre in dortiger Ge¬
gend als Beamter fungirt, sei er mit den dortigen Verhält¬
nissen einigermaßen bekannt geworden und könne er sich nur
dem, was der Abg. von Scggern  vorgebracht, anschließen.
Es handle sich um kleine Leute, die, falls ihnen die Weide¬
gerechtigkeit im Hasbruch durch Wegnahme der Hecken factisch
unmöglich gemacht werde, nicht wissen würden, wo sie Weide
für ihr Vieh finden sollten. Auch müsse er darauf aufmerk¬
sam machen, daß die Wegeordnung über 20 Jahre in Geltung
gestanden und daß während dieser ganzen Zeit das Vorhanden,
sein der Hecken im Hasbruch jgeduldet worden, ja daß sogar

Berichte. XXI. Landtag.

die Forstverwaltung aus dem Hasbruch das Holz dazu ge¬
liefert haben solle. Wenn nun jetzt plötzlich die Staats¬
regierung in Betreff dieses Zustandes anderer Ansicht ge¬
worden, so dürfe sie ihre Forderung doch nur gegen eine
genügend hohe Entschädigung der Berechtigten durchsetzen
wollen.

Der Ausschußantrag wird darauf angenommen.
VII. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusseö

über die Petition der Gemeindevorsteher zu Neuende und
Bant, betr. authentische Interpretation des Art. 76 der
revidirtcn Gemeindordnung.

BerichterstatterAbg. Müller : Da die Petition im
Vorzimmer ausgelcgcn, dürfe er annehmen, daß die Herren
mit derselben bekannt sein würden, er habe nur zu bemerken,
daß das Petitum auf eine authentische Interpretation des
Art. 76 der revidirtcn Gcmcindeordnunghinansgehe und
zwar deshalb, weil die Gemeinde Bant glaube, mit Unrecht
die Unterstützungskostcn einiger Fremden getragen zu haben.

Der Ansschuß habe sich eingehend mit der Petition be¬
schäftigt, indeß das Bedürfniß nach einer authentischen Inter¬
pretation nicht finden können. Es werde beantragt:

der Landtag wolle über die Petition zur Tages¬
ordnung übergehen.

Dieser Antrag wird ohne Debatte genehmigt.
VIII. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes,

betr. Verordnung zu der Aendcrung der Grenzen zwischen
den Gemeinden Garrel und Emsteck einerseits und der Ge¬
meinde Großenkneten andererseits, und den Amtsverbändcn
Cloppenburg und Wildeshansen. (Anl. 79 S . 174.)

Berichterstatter Abg. Hemmen : Durch verschiedene
Bewässerungsanlagenund Durchstiche an der Lethe, in der
Nähe des s. g. Katzenkopfcs, sei der Lauf der Lethe dort
nicht unwesentlich verändert und sei dadurch die früher durch
die Mitte des Flußbettes gebildete Grenze zwischen den Ge¬
meinden Garrel und Emsteck einerseits und der Gemeinde
Großenkneten andererseits, und den Amtsverbänden Cloppen¬
burg und Wildeshausen unkenntlich geworden. Aus nahe¬
liegenden Zweckmäßigkcitsgründen, namentlich des ungestörten
Fortganges der Kataster- und Grundbucharbeiten wegen,
habe die Großherzogliche Staatsregierung am 17. Februar
1880 verordnet:

die Grenze zwischen den Gemeinden Garrel und Ein¬
steck einerseits und der Gemeinde Großenkneten
andererseits, und den Amtsverbänden Cloppenburg
und Wildcshausen wird in der Strecke vom s. g.
Katzcnkopf abwärts durch die Mitte des neuen Bettes
der Lethe gebildet.

Nachdem sich hiermit der ständige Landtagsausschuß ein¬
verstanden erklärt und da Bedenken überall nicht im Wege
ständen, beantrage der Verwaltungsausschuß:,

der Landtag wolle der Großherzoglichen Verordnung
vom 17. Februar 1880, wie im Schreiben des Groß-

20
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herzoglichen Staatministeriums vom 28 . November
1881 beantragt , seine verfassungsmäßige Zustimmung
nachträglich crtheilen.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
IX . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr.

den Vertrag zwischen dem Staat (Herzogthum Oldenburg)
und der Stadtgemeinde Wildeshansen , wegen Uebertragung
des bei Wildcshausen belegenen neuen Kirchhofs und ver¬
schiedener zu den s. g . Capitelländereien gehöriger Grund¬
stücke. ( Anl . 103 S . 513 .)

Berichterstatter Abg . Meyer : Der Finanzausschuß
habe die Vorlage der Staatsregierung einer gründlichen
Prüfung unterzogen auch den Herrn Ncgicrungs - Commiffar
darüber gehört und sei danach zu dem Resultate gelangt , daß
dem Anträge der Staatsregicrnng irgend ein Bedenken durch¬
aus nicht entgegenstehe , weshalb beantragt werde:

der Landtag wolle zu dem Vertrage die im Z. 1
desselben vorbehaltcne Zustimmung ertheilen.

Abg . Barnstedt : Als Mitglied des Finanzausschusses
habe auch er sich mit diesem Anträge nur einverstanden er¬
klären können , jedoch unter der stillschweigenden Voraussetzung,
wie er auch im Ausschüsse erklärt habe , daß die betreffenden
kirchlichen Organe zuvor mit dem gedachten Vertrage sich
einverstanden erklärt hätten.

Der Antrag wird darauf angenommen.
X . Selbständiger Antrag des Abg . Capell  und Ge¬

nossen , betr . baldige Reduktion des Negierungspersonals in
Eutin.

Dieser Antrag lautet:
der Landtag wird ersucht , beim Großherzoglichen
Staatsministerium zu beantragen , auf baldige Re¬
duktion der Regierung in Eutin Bedacht zu nehmen.

Abg . Capell : Zur Begründung dieses Antrags wolle
er sich nur darauf beziehen , daß für die dortigen kleinen
Verhältnisse das jetzige Regierungspersonal , bestehend aus
5 Studirten und 4 — 5 Nichtstuditten , außerdem mehreren
Schreibern und Boten , ein zu großer und theurcr Apparat
sei . Er sei überzeugt , daß bei der Tüchtigkeit der dortigen
Beamten zur Zeit alles schon so gut und praktisch einge¬
richtet sei, daß ein Mitglied der Regierung , ein Regierungs¬
rath , sich werde entbehren kaffen . Hinzukomme noch , daß
man sich bei der Aufhebung der Verwaltungsämter dem guten
Glauben hingegeben habe , hierdurch eine bedeutende Er¬
sparung zu erzielen , daß man sich aber bisher in dieser Hin¬
sicht sehr getäuscht habe . Da eine solche Ersparung jedoch
einlreten werde , wenn ein Regierungsrath zum Wegfall
kommen könnte , habe er sich veranlaßt gesehen , den vor¬
liegenden Antrag zu stellen und bitte er um dessen Annahme.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
XI . Bericht des Finanzausschusses über den Antrag

des Abg . Rüdebusch,  betr . die Aufhebung des Brücken¬
geldes der Brücke über die Hunte bei Dehland.

Berichterstatter Abg . Jken : Er erlaube sich im Namen
des Finanzausschusses den Ausschußantrag folgendermaßen zu
modificiren:

der Landtag wolle beschließen , die Großherzogliche
Staatsregierung zu ersuchen , den bei Aufhebung des
Brückengeldes interessirten Gemeinden unter der Be¬
dingung , daß die Brücke auch fernerhin von den betr.
Gemeinden in gutem Zustande zu erhalten und die
Passage für Jedermann völlig frei sei , einen Beitrag
zu dem Ankauf der Brücke über die Hunte bei Deh¬
land bezw . zur Entschädigung der Berechtigten bis
zum Betrage von 3000 zu gewähren und diese
Summe zu K. 164 des Voranschlags für das Herzog¬
thum pro 1882 nachzubewilligen.

Abg . Ikudebusch : Mit dem vom Finanzausschüsse
vorgelegten Anträge könne er sich nicht einverstanden erklären,
da er nicht glaube , daß sich hiermit die Aufhebung des
lästigen , den Verkehr hemmenden Brückengeldes würde er¬
reichen lassen . Nach den langjährigen Verhandlungen zwi¬
schen der Staatsregicrnng und den Brückeneigcnthümern habe
man sich schließlich über eine Entschädigungssumme von
6000 geeinigt ; wie man nun hier , wo der Ausschuß¬
antrag nur die Hälfte dieser Summe zur Verfügung stellen
wolle , zu einem günstigen Resultate gelangen solle , vermöge
er nicht einzusehen . Man werde ihm wohl gestatten , zunächst
seine Begründung für den ursprünglichen Antrag noch etwas
näher ausführen zu dürfen . Zunächst habe er von dem
Ertrage der Rieselwiescn im Barneführerholze gesprochen.
Diese hätten bisher einen jährlichen Ertrag von 3000
im letzten Jahre von 4000 gebracht . Da die gedachten
Wiesen aber so gut situirt seien und Wasser zum Berieseln
in Ueberfluß hätten , wie an wenig anderen Stellen in der
Genossenschaft , so müsse seinen Erfahrungen nach davon
mindestens ein Ertrag von 7000 ^ jährlich erzielt werden
können und eben zur Erreichung dieses Resultates werbe die
Aufhebung der Verkehrshemmung bei Dehland nicht un¬
wesentlich beitragen . Den ferneren Vortheil , der sich nach
Aufhebung des Brückengeldes für Len Staat aus einer besseren
Verwerthung des Holzes in den Forsten re. ergebe , wolle
er übergehen , desgleichen die Schwierigkeiten , welche sich
bisher der Anlegung einer Molkereigenossenschaft der Ge¬
meinden Hnntlosen und Hatten entgegengestellt hätten . Von
wesentlichem Gewichte sei aber auch folgender Umstand:
Langjährige Erfahrung habe gezeigt , daß der Boden in den
Gemeinden Dötlingen und Hatten kalkarm und somit für
denselben die Zufuhr von Kalk nothwendig sei. Nun koste
aber eine Ladung Kalk von 20 000 Psd ., die Fuhre bei den
dortigen schlechten Wegen zu 1500 Pfv . gerechnet , allein an
Brückengeld die Summe von 6 das sei eine Abgabe,
welche , wie den in der Versammlung anwesenden Landlcuten
bekannt sein würde , der Kalk und in ähnlichem Maße die
übrigen Dungmittel nicht vertragen könnten . Was nun den
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eigentlichen Tarif anlangc, so müsse nach diesem jeder Arbeiter,
jedes Kind und der Bauer, der zu seinem Lande gehe, die
Neichspost, das Militair , die Beamten in Dienstsachen, ja
sogar die Großherzogliche Familie das außerordentlich hohe
Brückengeld bezahlen; es sei das ein Mißstand, wie er,
soweit ihm bekannt, weder im Großhcrzogthum, noch im
Reiche seines Gleichen habe.

Bei dem großen Verkehr und der jetzigen mangelhaften
Beschaffenheit des Weges von Hnntloscn nach Hatten sei
dessen Chausstrung nur eine Frage der Zeit und sei cs daher
dringend wünschcnswcrth, daß das Brückengeld schon vordem
zur Ablösung gelange, da bei dem durch die Chausstrung
gesteigerten Verkehr auch die Ablösungssumme bedeutend steigen
werde. Wenn der Ausschuß in seinem Berichte eine Ver¬
pflichtung des Staates zu dieser Ablösung nicht anerkenne,
so möchte das insofern richtig sein, als eine gesetzliche Ver¬
pflichtung dazu nicht vorhanden sei, immerhin aber habe
seiner Ansicht nach der Staat doch dazu die nicht minder
gebietende moralische Verpflichtung. Ucbrigens lasse sich auch
eine gesetzliche Verpflichtung wohl insofern statuiren, als nach
den Bestimmungen der Wegeordnung eine Absperrung der
Wege durch irgend welche Hindernisse nicht erlaubt sei, wie
solches heute gelegentlich der Berathung der Petition, betr.
die Revision des Art. 70 der Wegeordnung constatirt sei.

Schon aus der freiwilligen Zeichnung der Beiträge zum
Betrage von 1500 gehe zur Genüge der vielseitige
Wunsch nach Beseitigung des Brückengeldes hervor. Falls
diese Summe zur Bezahlung des Baustücks der Brücke ver¬
wandt werde, so würde den Gemeinden damit diese ihnen
obliegende Last abgenvmmen. Zu einer Aufhebung des
Brückengeldes seien die Gemeinden weder nach dem Gesetze,
noch nach der Coneessivnsurkunde verpflichtet. Er beantrage,
seinem Anträge:

der Landtag beschließe, die Großherzogliche Staats¬
regierung dringend zu ersuchen, dieselbe wolle die
Berechtigung zum Erheben von Brückengeld bei Deh-
land unter Anwendung der Bestimmungen der Wege¬
ordnung und der betreffenden Concessionsurkunde vom
7. April 1860 aufhebcn und zwar wenn irgend thun-
lich im ersten Jahre der laufenden Fiuanzperiodc,

nachzufügen:
jedoch vorher Verhandlungen wegen Herabsetzung der
zu zahlenden Entschädigung einzuleiteu,

und ferner:
im Anträge des Ausschusses werde statt 3000 ^
gesetzt 4000 ^

Abg. Tantzen : Der Finanzausschuß sei dem Anträge
Rüdebusch ' s sehr wohlwollend gegenüber getreten. Gegen¬
über den Ausführungen des Abgeordneten Rüdebusch  wolle
er hervorhcben, daß die Brücke 1860 von einer Aktien¬
gesellschaft gebaut sei; dieser Aktiengesellschaftsei vom Staate
gestattet worden, nach einem genehmigten Tarife ein Brückengeld

zu erheben. Der Staat sei nun kontraktlich verpflichtet, für
den Fall einer staatlich angeordneten Aufhebung der Berech¬
tigung zur Erhebung des Brückengeldes die Aktiengesellschaft
oder, da jetzt sämmtliche Aktien auf eine Person übergegangen
seien, den Inhaber der Brücke zu entschädigen. Eine Ver¬
pflichtung deS Staates zur Aufhebung dieses Brückengeldes
liege in keiner Weise vor. WünschenSwerth sei es aller¬
dings, daß dasselbe als nicht zeitgemäß und den Verkehr
hemmend in Wegfall gebracht würde, auch habe der Staat
wegen seiner dort befindlichen Rieselwiesen ein gewisses Inter¬
esse an der Aufhebung desselben. Ferner liege ein Verzcichniß
freiwilliger Beiträge verschiedener Interessenten vor; die An¬
gegangenen Verpflichtungen dieser Interessenten würden, da
sie an einen bestimmten Termin gebunden wären, erlöschen,
wenn das Brückengeld nicht in der laufenden Finanzperiode
aufgehoben würde. So habe der Finanzausschuß, welcher
bei der schlechten Finanzlage den Zeitpunkt für derartige,
immerhin zu vermeidende Ausgaben für sehr ungünstig ge¬
halten habe, sich doch entschlossen, dem Landtage einen Be¬
trag zur Bewilligung zu empfehlen, der viel höher sei, als
das direkte Interesse des Staates es rechtfertige. Er habe
angenommen, daß das Verkchrsinteresse der betheiligtm Ge¬
meinden dieselben veranlassen würde, ihrerseits gerne den
Fehlbetrag zu decken; er höre indessen von anderer Seite,
daß diese sich weigerten, Beiträge zu leisten. Er hoffe indeß,
daß diese Gemeinden zu besserer Einsicht kommen würden.

Rcg.-Com. WTutzenbecher I . : Er wolle sich nur ein
paar Bemerkungen erlauben. Es handle sich nicht um den
Ankauf der Brücke; dieser erfordere nur 1500 ^ und sei
bereits durch freiwillige Beiträge gesichert. Vielmehr stehe
die Entschädigung des Inhabers der Aktien für die Auf¬
hebung des Rechts zur Erhebung des Brückengeldes in Frage.
Der Berechtigte habe früher etwa 7000 ^ , später 6000^
gefordert. Wenn der Landtag den Antrag auf Bewilligung
von 3000 ^ annchme, so müsse— und das habe er zu
dem zweiten Abschnitt des AusschußantragcS noch hcrvorzu-
heben— die StaatSregierung wünschen, daß der Betrag
nicht auf den Z. 164 des Voranschlags verwiesen, sondern
daß eine besondere nachträgliche Bewilligung, etwa zu ß. 69
deS Voranschlags, ausgesprochen werde.

Berichterstatter Abg. Jken : Seines Erachtens könne
sich der Abg. Rüde dusch  freuen und dem Ausschüsse dank¬
bar sein, daß die betreffende Angelegenheit eine so wohl¬
wollende Behandlung erfahren habe. Ueber die Entstehungs¬
geschichte der Brücke wolle er, da solche ja schon vom Abg.
Tantzen  besprochen, keine weitere Mittheilung machen, nur
das wolle er noch auösprechen, daß der Staat nach dem be¬
stehenden Vertrage wohl das Recht habe, das Brückengeld
gegen Entschädigung aufzuheben, keineswegs aber dazu ver¬
pflichtet sei. Er bitte, den Antrag des Abg. Rüdebusch
als zu weit gehend abzulehnen und den Antrag des Aus¬
schusses anzunehmen.

20 *
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Abg Rüdebusch : Wenn der Abg. Aken  meine, daß
der Ausschuß den Antrag sehr wohlwollend behandelt habe,
so müsse er das bezweifeln; es scheine ihm vielmehr, als ob
derselbe die Sache habe ins Wasser fallen lassen wollen.
Die Staatsregierung sei ans jeden Fall, sei es rechtlich oder
moralisch, dazu verpflichtet, das Brückengeld aufzuheben,
während die Gemeinden keinerlei Verpflichtung hätten, einen
Beitrag dazu zu leisten.

Neg.,Com. Mutzenbecher I. : Er glaube davon aus¬
gehen zu dürfen, daß der Ausschuß den letzten Passus seines
Antrages zurücknehmen werde.

Der Berichterstatter erklärt sich hiermit einverstanden.
Abg. Tantzen : Es sei richtig, daß die Gemeinden zu

einem Beitrage nicht zu zwingen seien, das eigene Interesse
müßte aber doch naturgemäß die betheiligten Gemeinden ver¬
anlassen, dazu beizutragcn, daß ein lästiges Verkehrshinderniß
beseitigt werde. Sicherlich trete das Interesse des Staats
an der Aufhebung des Brückengeldes zurück gegen das Ge-
meindeintereffc. Der Finanzausschuß habe die Sache nicht,
wie der Abg. Rüdebnsch  meine , ins Wasser fallen lassen
wollen, er sei im Gegenthcil so weit gegangen wie nur irgend
möglich. Auch er halte es für richtig, die Summe statt zu
H. 164 zu tz. 6N einzustellcn.

Reg -Com. Mutzenbecher I. : Er werde annehmen
dürfen, daß die Verwendung der zu bewilligenden Summe
von 3000 ^ nicht zum Ankauf der Brücke, sondern zur
Entschädigung des Berechtigten verwandt werden solle.

Der Abg. Tantzen  erklärt , daß der Auoschuß hiemit
einverstanden sei.

Abg. Rüdebusch : Er bemerke nochmals, daß die
Gemeinden als solche nicht verpflichtet seien, irgend etwas
beizutragen; dieselben hätten nur die Brücke für die Zukunft
zu übernehmen.

Abg. Tantzen : Seiner Auffassung nach seien die bc-
theiligten Gemeinden, wenn das Brückengeld aufgehoben
werde, auf Grund der Bestimmungen der Wegcordnung ver¬
pflichtet, die Brücke zu übernehmen und zu unterhalte!!. Der
Staat habe seinen Beitrag nicht zum Ankauf derselben, son¬
dern lediglich zur Entschädigung des zur Erhebung des
Brückengeldes berechtigten Besitzers rer Actien der früheren
Actiengesellschaft zu geben.

Abg. Jken : Lediglich unter dieser Voraussetzung habe
der Ausschuß die Bewilligung von 3000 ^ beantragt.
Sonst könnte man dahin kommen, daß schließlich Niemand
die Brücke unterhalten wolle. Wenn der Abg. Rü bebusch
seine Ansicht nicht ändere, werde er der erste sein, der selbst
gegen den Ausschußantrag stimme.

Der Präsident  verliest sodann den Ausschußantrag
in der neuen Fassung:

der Landtag wolle beschließen, die Großherzogliche
Staatsregierung zu ersuchen, den bei Aufhebung des
Brückengeldes interessirten Gemeinden unter der Be¬

dingung, daß die Brücke auch fernerhin von den betr.
Gemeinden in gutem Zustande zu erhalten und die
Passage für Jedermann völlig frei sei, einen Beitrag
zu dem Ankauf der Brücke über die Hunte bei Deh-
land , bezw. zur Entschädigung des Berechtigten bis
zum Betrage von 3000 zu gewähren und diese
Summe zu §. 69 des Voranschlags für das Herzog¬
thum Oldenburg pro 1882 nachzubewilligen.

Sodann wird der Antrag des Ausschusses in dieser
Fassung angenommen, wodurch der erste Antrag des Abg.
Rüde dusch  erledigt ist, und darauf der zweite Antrag des¬
selben, die Summe auf 4000 ^ zu erhöhen, abgelehnt.

XII . Mündlicher Bericht des Verwaltungsansschusses
über die Verordnung, betr. Grenzregulirung zwischen den
Gemeinden Hatten und Huutlosen und den Amtsverbänden
Oldenburg und Wildeshaufeu in der Strecke von Schohusen
abwärts. ' (Anl. 78 S . 471.)

Berichterstatter Abg. Rüdebufch : Nachdem der Hunte¬
fluß in der Strecke von Schohusen bis zur Wardenburgcr
Gemeindegrcnze durch Durchstiche und Umleitungen regulirt,
die Ufer desselben befestigt und das Huntebett nunmehr eine
festere Basis gewonnen, sei cs, wie in dem Schreiben des
Staatsministeriums an den ständigen Landtagsausschuß vom
29. Januar 1880 des näheren Hervorgeboben werde, sehr
wünschcnswerth, daß die bisher in der Mitte des Flusses
laufende Grenze zwischen den Gemeinden Hatten und Hunt¬
losen, bezw. zwischen Len Amtsbezirken Oldenburg und Wildes-
hansen wiederum durch die Mitte des neuen Bettes der
Hunte gebildet werde. Der Ausschuß habe daher gegen die
mit Genehmigung des ständigen Landtagsausschusscs erlassene
Verordnung der Regierung vom 17. Februar 1880 kein
Bedenken gefunden und beantrage:

der Landtag wolle der Verordnung seine nachträg¬
liche Zustimmung geben.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
XIII . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses

über das Gesuch der Utendcr-Strücklinger Canalgenossenschaft,
betr. die Fortsetzung der Erbauung des Nebeucauals vom
Huutc-EmS-Canal nach dem Wcstcanal und zwar in der
Strecke von der Sagter Ems bis zum Westcanal während
der Finauzperiode 1882/84.

Berichterstatter Abg. Hoher : Seitens der Utender-
Strückliuger Canalgenossenschaft sei ein Gesuch eingegangen
um Fortsetzung der Erbauung des Nebencanals vom Hunte-
Ems-Canal nach dem Westcanal und zwar in der Strecke
von der Sagter Ems bis zum Westcanal während der Finanz.
Periode 1882/84. Die Petenten wiesen zur Motivirung
ihres Gesuches zunächst darauf hin, daß der Uteuder-Strück--
lingcr Westcanal im Jahre 1883 so weit schiffbar sein werde,
daß die Genossenschaft, sowie die übrigen Torfproducenten
am Wcstcanal ihren Torf durch diesen Nebencanal nach
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Augustfehn würden schaffen können. Bei dem großen Torf-
consum der Torfstreufabriken und der Eisenhültengesellschaft
zu Augustfehn dürfe man darauf rechnen, daß vom Westcanal
ans alljährlich wenigstens 1Z60 Tagewerk Torf auf diesem
Nebencanal nach Augustfehn versandt und durch Benutzung
dieses Weges statt desjenigen auf der Ems an Fracht pro
Tagewerk Torf 1 somit im Ganzen 1500 ^ gespart
würden. Auch der Staat würde hiervon insofern Nutzen
haben, als für die gedachten 1500 Tagewerk Torf annähernd
2500 jährlich an Schleusen- und Brückengeldern einkommen
würden. Veranschlage man die zum Bau dieses Canals er¬
forderliche Summe auf 57 000 so betrügen die Zinsen
dafür zu 1-"/, berechnet jährlich 2280 dieselben würden
sich somit voraussichtlich ans den Schleusen- und Brücken¬
geldern decken lassen. Ferner beriefen die Petenten sich noch
besonders auf den zur Zeit unter der dortigen Bevölkerung,
welche sich fortdauernd in bedrängter Lage befinde, herrschen¬
den Nothstand, dem man durch diesen Canalbau wegen der
dadurch verschafften Arbeit am besten entgegcntreteu könne.

Der Ausschuß sei bei der Prüfung dieser Petition da¬
von ausgegangeu, daß das Canalsystem erst vor kurzem
unter Mitwirkung des Regierungs-Commiffars nach gründ¬
licher Berathung definitiv festgestellt und daß darüber hinaus
ein Bedürfniß vor der Hand als vorhanden nicht anzuerken¬
nen sei, sodann in Betreff des Nothstandes, daß die auszu-
sührendeu Canalbauten durch ihre Lage auch der dortigen
Bevölkerung genügende Gelegenheit zur Arbeit und damit
zur Abstellung des Nothstandes geben würden. Von diesen
Gesichtspunktenausgehend sei der Ausschuß zu einer Befür¬
wortung des Gesuches nicht in der Lage gewesen, müsse viel¬
mehr beantragen:

der Landtag wolle über das Gesuch zur Tagesord¬
nung übergehen.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
XIV. Selbständiger Antrag des Abg. Westphal,

betr. Feststellung der Bcitragsverhältniffe der Provinzen zu
den Ccntrallasten des Großhcrzogthnms.

Vor Eröffnung der Debatte beantragt der Abg. West¬
phal  die Absetzung dieses Gegenstandes von der heutigen
Tagesordnung. Nachdem derselbe noch bemerkt/ daß er da¬
mit nicht eine gänzliche Zurückziehung seines Antrags bezwecke,
erhält das Wort der Abg. Windmüller,  der darauf hin¬
weist, daß es bei der vorgerückten Zeit und den vielen noch
zu erledigenden Gegenständen wünschenswerth sei, den gedach¬
ten Gegenstand noch heute zu erledigen.

Der Präsident  verstellt hierauf den Antrag des Abg.
Westphal  auf Absetzung dieses Gegenstandes von der heu¬
tigen Tagesordnung zur Annahme.

Der Antrag wird abgelehnt und daraus die Debatte
eröffnet.

Abg. Westphal : Er habe erwartet, daß seinem An¬
träge gemäß dieser Gegenstand von der heutigen Tagesord¬

nung abgesetzt werde, da dies aber nicht geschehen, müsse er
erklären, nicht hinreichend zu einer eingehenden Begründung
des Antrags vorbereitet zu sein und bitte er deshalb nur,
seinen Antrag betr. Feststellung der Bcitragsverhältniffe der
Provinzen zu den Centrallastcn res Großhcrzogthnms an»
nehmen zu wollen.

Reg.- Com. Heumann : Er könne nur bitten, den
Antrag des Abg. Westphal  ahzulehncn. Zunächst schon
aus dem Grunde, weil die Annahme des Antrags doch ohne
rechtliche Wirkung sein würde. Denn der jetzige Landtag
könne doch durch seinen Beschluß, daß bei künftigen Quoten-
verhandlungen ein gewisser Grundsatz zur Anwendung ge¬
bracht werden solle, nicht die künftigen Landtage binden.
Diese hätten selbst zu urtheilen und nach eigenem Ermessen
zu befinden, welche Principien die maßgebenden seien. So¬
dann sei der Antrag auch materiell ungerechtfertigt. Die
Capitalien des Großherzogthums, um welche es sich hier
handle, seien vom Reiche dem Großherzogthum als Ganzem
zugcfloffen, gehörten also dem ganzen Großherzogthum, und
so lange dies der Fall , sei doch natürlich, daß sie in ihren
Zinsen zur Deckung der Ausgaben der Centralcasse mit ver¬
wandt würden und das Deficit minderten, was nach der
Quotenvertheilung von den einzelnen Landestheilen aufzu-
bringcn sei. Auf diese Weise kämen die Erträge der Capita¬
lien den drei Landestheilen stets genau nach demselben Ver-
hältniß zu Gute, nach welchem diese von Periode zu Periode
zu den gemeinsamen Lasten beizutragen hätten. Das Ver¬
langen des Abg. Westphal,  bei diesen Zinsen stets hie
frühere  Quotenvertheilung zu Grunde zu legen, sei unzu¬
lässig, cs würden dadurch ja zwei verschiedene Quoten neben¬
einander geschaffen. Uebrigcns sei es unrichtig, wenn Herr
Westphal  meine , das Fürstenthum Lübeck würde Vortheil
davon gehabt haben, wenn jetzt die Zinsen nach seinem An¬
träge den einzelnen Landeetbeilen gutgerechnct wären, im
Gegentheil, das Fürstenthum Lübeck hätte Schaden davon
gehabt, denn jetzt kämen demselben, da cs 16"/, von den
Gesammtausgaben zu tragen hätte, auch 16"/, der Zinsen
der Capitalien zu Gute, nach des Abg. Westphal ' s Antrag
aber würden ihm nur 15"/, davon zu Gute gekommen sein.

Abg. Westphal : Zunächst wolle er darauf Hinweisen,
daß der Herr Rcgierungs-Commiffar im 18. Landtage gesagt
habe, die Quotenfrage werde durch die Zinseinnahme vom
Capitalbestande des Großherzogthums bedeutend moderirt.

Dann müsse er sich auf den Art. 195 des Staatsgrund¬
gesetzes berufen, wonach die Einkünfte der Provinzen getrennt
verwaltet und zu den Ausgaben der betreffenden Provinz
verwendet werden sollten. Wenn der Herr Regierungs-
Cvmmissar behaupte, daß Lübeck Nachtheil davon habe, wenn
sein Antrag angenommen werde, so verstehe er dies nicht,
denn nach seiner Berechnung müsse Oldenburg 1"/, mehr
und Lübeck reichlich1"/, weniger von den Centrallasten tragen.
Er müsse behaupten, daß, wenn die Quote nach der vorher-
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gehenden festgestellt werde und die alte Quote stehen bleibe,
der Vortheil sich für Lübeck auf 7920 belaufe, wenn
aber die Quote Lübecks sich um 1°/g erhöhe, dann betrage
der Vortheil Lübecks allerdings nur 7920 weniger 2200 —
S720

Reg.-Com. Heumann : Daß 1 "/« der 200 000
Zinsen nur 2000 -/A, 1 Quotenprocent aber 5000 be¬
trage, sei zwar richtig. Lübeck habe aber nicht wegen der
in der Quotenvorlage vorgenommenen Verrechnung der
200 000^ ein Quotcnproccnt mehr erhalten, sondern seiner
ganzen günstigen Lage wegen auf Grund der Bestimmungen
des Staatsgrundgesetzes.

Der vom Abg. Westphal hervorgehobene staatsgrund-
gesetzkiche Grundsatz der Trennung der Finanzen der drei
Landestheile sei richtig, aber derselbe komme hier gar nicht
in Anwendung, denn die Capitalien des Großherzogthums
seien nicht Capitalien der einzelnen Landestheile, sondern eben
solche des Großherzogthums als eines Ganzen, ebenso wie
z. B. das Gebäude, worin der Landtag hier tage, und dessen
Erträgnisse doch auch nicht nach dem Modus des West-
phal ' schen Antrags über die einzelnen drei Provinzen ver¬
theilt, sondern ebenfalls als eigene Einnahme des Groß¬
herzogthums verrechnet würden.

Seitens der Staatsregicrung könne also auch nach
diesen ferneren Erörterungen nur die Ablehnung des Antrags
anheimgegeben werden, umsomehr, als doch nicht erwünscht
sein könne, bei der Quotenfrage wieder Fragen anfzurühren,
die Gott sei Dank endlich nach öfteren langen Verhandlungen
zur Ruhe gebracht seien.

Abg. Weftphnl : Er wolle noch ansühren, daß, wenn
die Provinzen getrennt werden sollten, wenn z. B. Lübeck
an Preußen cedirt würde, daß dann doch Lübeck seinen An-
theil an dem Capitalbestand des Großherzogthumserhalten
müsse.

Ein vom Abg. Ca Pell eingebrachter Antrag auf
namentliche Abstimmung über diesen Gegenstand findet keine
genügende Unterstützung. Der darauf zur Abstimmung ver¬
stellte Antrag des Abg. Westphal:

der Landtag wolle beschließen, bei hoher Staats¬
regicrung zu beantragen, daß ferner bei der Fest¬
stellung der Beitragsverhältnisse der Provinzen zu den
Centrallasten des Großherzogthums die Zinsen des

Capitalbestandes des Großherzogthums, so lange der¬
selbe nicht unter die Provinzen vertheilt ist, dem
Ertrage res Domanialvermögens einer jeden Pro¬
vinz hinzugerechnet oder zur Verzinsung der Staats¬
schuld verwandt werden, und zwar zum ersten Male
nach dem Verhältniß 77—15—8, dann nach dem
Verhältniß der vorhergehenden Quotenvertheilung,

wird abgelehnt.
Hiermit ist die Tagesordnung erschöpft.
Die nächste Sitzung wird auf Freitag, den 27. Januar,

angesetzt mit folgender Tagesordnung:
1. Bericht des Eisenbahnausschusscs über das Schreiben

der Großherzoglichen Staatsregierung vom 28. Oc-
tober 1881, bctr. eine Nachbewilligung zur Deckung
von Eisenbahn-Baukosten.

2. Bericht desselben Ausschusses über die Petitionen des
Nordenhammer HandelSvcreins, betr. Hafenanlagen.

3. Bericht desselben Ausschusses, betr. die Vorlagen des
Staatsministeriums:

n) Nebenanlage zu Anlage 37, Uebersicht der
Einnahmen und Ausgaben der Eisenbahn-Be-
triebscasse Pro 1876/78;

b) NebcnanlageL. zu Anlage 37, Zusammen¬
stellung der Gesammt-Einnahmen und Ausgaben
der Eisenbahu-Bctriebscasse pro 1876/78;

o) Nebcnanlage0. zu Anlage 37, Zusammenstellung
der Einnahmen und Ausgaben des Eifenbahn-
Crneuerungsfondspro 1876/78.

4. Bericht desselben Ausschusses über das Schreiben
Großherzoglichen Staatsministeriumsvom1. November
1881, betr. Mitthcilung der Jnventarien der zur
Eisenbahn gehörigen Gebäude und Grundstücke.

5. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über eine
Petition .von Eingesessenen des Amts Butjadingen,
betr. verbesserte Einfriedigungen an der Eisenbahn
Brake-Nordenhamm.

Schluß der Sitzung: 12^ Uhr Mittags.

Dep Berichterstatter:

Strackeyan.
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Oldenburg , den 27. Januar 1882 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung: L. Bericht des Eisenbahnausschusses über das Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung
vom 28. Oktober 1881, betr. eine Nacbbewilligung zur Deckung von Eisenbahnbaukosten.
(Anl. 45 S . 228.)

2. Desgleichen über die Petitionen des Nordenhammer Handclsvereins, betr. Hafenanlagen.
3. Desgleichen, betr. die Vorlagen des Staatsministeriums:

u) Nebenanlage zu Anlage 37, Ucbersicht der Einnahmen und Ausgaben der Eisenbahn-
Betriebscasse pro 1876/78,

b) NebenanlageL. zu Anlage 37, Zusammenstellung der Gesammt-Einnahmen und Aus¬
gaben der Eisenbahn-Betricbscasse pro 1876/78,

e) Nebenanlage0 . zu Anlage 37, Zusammenstellung der Einnahmen und Ausgaben des
Eisenbahn-Erneuerungsfonds pro 1876/78.

(Anl. 37 S . 106, Nebenan!. X.. L. 0. bis S . 132.)
4. Desgleichen über das Schreiben Großherzoglichen Staatsministeriums vom 1. November 1881,

betr. Mittheilung der eingetretenen Veränderungen an den zur Eisenbahn gehörigen Gebäuden
und Grundstücken. (Anl. 47 S . 248.)

5. Mündlicher Bericht des Eisenbahnausschusses über eine Petition von Eingesessenen des Amts
Butjadingen, betr. verbesserte Einfriedigungen an der Eisenbahn Brake-Nordenhamm.

Vorsitzender: Präsident Roggemann.

Am Ministerrische: Minister Jansen,  die Regierungs-
Commissare Oberregierungsrath Mutze nbecher  und Obcr-
regierungsrath Rains au er.

Der Schriftführer Abg. Groß  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident theilt sodann mit, daß Se. Königliche
Hoheit der Erbgroßherzog die an Höchstdenselben zur Be¬
glückwünschung wegen der Geburt einer Prinzessin abgesandte
Deputation auf das Huldvollste empfangen habe und dem
Landtage Allerhöchstseinen Dank sagen lasse.

Der Präsident  macht ferner die Mitthcilung, daß die
Seitens der Blankenburger Sielacht eingereichte Petition,

betr. Beihülfe zu den Kosten eines Entwässerungscanals,
zurückgezogen sei.

Sodann verliest der Präsident  folgende Eingänge:
1. Petition des Lehrers Winters  zu Augustfehn um

Bewilligung der Ortszulage.
An den Finanzausschuß.

2. Petition der Mitglieder der Commission zum Bau
der Chaussee Ncuenkirchen-Biestc um Staatszuschuß.

An den Finanzausschuß.
3. Selbständiger Antrag des Abgeordneten Wallroth

und Genossen, betr. Errichtung einer Boden-Credit-
anstalt für das Fürstenthum Lübeck.
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4. Selbständiger Antrag des Abgeordneten Keller
und Genossen, betr. Reduction des Verwaltungs¬
apparats deS Fürstenthums Birkenfeld.

Nach Verlesung der selbständigen Anträge sud 3 und 4
durch den Präsidenten  beschloß der Landtag gemäß Z. 84
der Geschäftsordnung, daß diese Anträge in Betracht zu ziehen
und ohne vorgängige Begutachtung durch einen Ausschuß zur
Verhandlung zu bringen seien.

Eingedracht ist ferner von dem Abg. Meper  eine
Interpellation an die Staatöregierung, welche der Präsi¬
dent  verlas:

Hat die Großherzogliche Staatsregierung davon Kennt-
niß, daß diejenigen Eingesessenen der Gemeinde Damme
und Nenenkirchen, welche einen beträchtlichen Theil ihres
Grundbesitzes unter Preußischer Hoheit belegen haben, ob¬
gleich sie dafür im Preußischen keinerlei anderweitigen
Steuern an Staat oder Gemeinde rntrichten, rrls -nur die
Grund- bezw. Gebäudesteuer, dennoch für ihr desfälliges
Einkommen in der Oldenburgischen Gemeinde, in welcher
sie wohnen, zu den Communallastcn in keiner Weise heran-
gezvgen werden?

Glaubt die Großherzogliche Staatsregierung in der
Lage zu sein, der Frage näher zu treten, ob nicht in
diesem Mißverhältniß entweder auf dem Wege einer Grenz¬
regulirung oder durch entsprechende gesetzliche Maßregeln
eine Aenderung hcrbeigcführt werden kann?

Der Präsident  bemerkte, daß Abschrift der Interpella¬
tion den Negierungsbcvollmächligtcn zugehen werde und daß
er die förmliche Vorbringung und Begründung derselben auf
die Tagesordnung der nächsten Sitzung setze.

Hierauf wird auf Bericht und Antrag des Berichterstat¬
ters Abg. Tantzen  die Wahl des für den verstorbenen
Abg. von Hammel  gewählten Gutsbesitzers Bothe  zu
Stedingsmühlen für gültig erklärt.

Es wird danach in die Tagesordnung eingetreten:
I. Bericht des Eisenbahnausschusses über das Schreiben

der Großherzoglichen Staatsregierung vom 28. October
1881, betr. eine Nachbewilligung zur Deckung von Eisenbahn¬
baukosten. (Aul. 45 S . 228.)

Der Präsident : Er stelle die Anträge unter !. und
II. gleichzeitig zur Berathung und bemerke, daß in der De¬
batte zugleich die Anträge unter III . mit berührt werden
dürften.

Der Landtag war hiermit einverstanden.
Minister Jansen : Er wolle sich erlauben, die De¬

batte über den vorliegenden Gegenstand mit einigen wenigen
Worten einzuleiten.

Der Eisenbahnausschußhabe mit dem Anträge auf
Nachbcwilligung deS für die Eisenbahn-Baucasse noch zu
deckenden Mehrbedarfs eine Reihe von weiteren Anträgen
verbunden, welche auf die künftige Behandlung des Bau¬

wesens der Ci'senbahnvcrwaltung sich bezögen. Mit diesen
Anträgen könne, wie er vorab bemerken dürfe, die Staats¬
regierung sich im Allgemeinen überall einverstanden erklären;
in welcher Weise dieselben demnächst am angemessensten zur
Ausführung zu bringen sein würden, müsse einer eingehenden
Prüfung Vorbehalten bleiben, welche nach dem Abschlüsse der
Verhandlungen werde eingeleitet werden. In Beziehung auf
die in Anregung gebrachte Trennung der Hafenanstalten in
Elsfleth und Nordenhamm von der Eisenbahnverwaltung
dürfe er vielleicht schon jetzt hervorheben, daß eine vollständig
administrative Loslösung derselben bei dem unmittelbaren ört¬
lichen Jncinandergreifen der Eisenbahn- und Hafenanlagen
sich voraussichtlich praktisch als schwer ausführbar erweisen
werde; indessen werde sich dem im Ausschußbericht geltend
gemachten Bedürfniß wohl auch auf dem Wege genügen
lassen, daß eine selbständige Rechnungsführung für die Hafen¬
anstalten, getrennt von den übrigen Ausgaben der Betriebs¬
verwaltung, angeordnet und zugleich die Mitwirkung der
Wafferbaubehörde bei den wasserbaulichen Arbeiten regle-
meiitarisch geregelt werde. Eine solche Mitwirkung der
Baudirection habe übrigens auch bisher auf Veranlassung
des Staatsministcriums schon in vielen Fällen stattgefunden,
so namentlich auch bei den in dem Ausschußberichterwähnten
Hafenanlagen in Elsfleth sowohl bei der ersten Feststellung
der Projecte überhaupt, als bei den Verhandlungen über die
Kapcmauer. In Betreff der Ziegelei und Sägerei Hosüne
sei auch die Staatsregierung der Ansicht, daß es unter den
gegenwärtigen Verhältnissen sich nicht rechtfertige, darauf
izoch weitere Verwendungen zu machen und daß es ebenso¬
wenig gerathen erscheine, für die Veräußerung auf günstigere
Conjuncturen zu warten, von denen man nicht wisse, wann
sie cintreten würden. Es werde demnach mit einem erneuten
Verkaufsversuchalsbald vorzugchen sein und es sei der
Staatsregierung nur erwünscht, wenn durch Annahme des
Ausschußantrages der Landtag die Mitverantwortung dafür
übernehme, wenn das Ergebniß desselben, wie zu vermuthen,
finanziell kein günstiges sein sollte. Für die demnächst in
Angriff zu nehmende Baustrecke Jever-Landesgrenze seien die
spccicllen Projecte und Kostenanschläge von der Eisenbahn-
direction bereits bearbeitet und würden in nächster Zeit zur
Vorlage au das Staatsministerium gelangen.

Soviel über die einzelnen Anträge; im klebrigen habe
der Ausschußbericht das Verfahren der Eisenbahnbauverwal¬
tung in verschiedener Richtung einer Kritik unterzogen, auf
deren Einzelheiten hier einzugehen er sich enthalte; es machten
aber die Ausführungen des Berichts in Beziehung auf ge¬
wisse Ziffern und die daraus gezogenen Folgerungen verschiedene
Erläuterungen nothwendig, welche durch den Regieruugs«
Cominissar OberregicrungörathN amsauer  würden gegeben
werden. Nur in einem Punkte lege er Werth darauf, die
Auffassung der Staatsrcgierung ausdrücklich festzustellen, in¬
sofern der Ausschuß in den Kreis seiner Erörterungen auch
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die praktische Bewährung gewisser Eisenbahnbauten, nament¬
lich der Hafcnanlagcn in Nordenhamm, gezogen und über
dieselben ein abfälliges Urtheil gefällt habe, welches an einer
Stelle in dem Ausdruck»unbrauchbar" gipfele. Es sei dies
doch wohl nur eine subjektive Auffassung des Herrn Bericht¬
erstatters; nach den Erfahrungen der Staatsregicrung hätten
sich die Nordenhammer Lösch- und Ladevorrichtungen für die
Bedürfnisse des Verkehrs durchaus bewährt und es sei dar¬
über aus den betheiligten Kreisen nicht nur eine Klage nie
laut geworden, sondern er selbst habe persönlich wiederholt
Gelegenheit gehabt, über die Einrichtung der Nordcnhammer
Schifffahrisanlagen von ganz unbetheiligter, competeuker Seite,
z. B. von angesehenen Niederländischen Ingenieuren und
Technikern der Rheinischen Eisenbahnvcrwaltung, die an¬
erkennendsten Urtheile zu hören. Man könne der Ansicht
sti'n, daß diese Anlagen in Zusammenhang mit der ganzen
Baustrecke Brake-Nordenhamm recht theucr geworden seien;
daß sie aber zweckmäßig und gut ausgeführt seien, lasse sich
nicht beanstanden; dies zu bezeugen sei die Staatsregierung
der Bauverwaltung schuldig. — Im Ganzen könne die
Staatsregierung es nur mit Befriedigung begrüßen, wenn
durch Annahme der Ausschußanträge diese leidige Deficit-
Angelegenheit endgültig zum Abschluß gebracht werde und
man mit den Kosten des Eiseubahnbaues und dem Rechnungs¬
wesen der Bauverwaltung definitiv ins Reine komme. Solche
Nachbewilligungen seien ja immer unangenehm, aber bei
großen Unternehmungen doch wohl schwer zu vermeiden, und
wenn man die Sachlage billig beurtheile, werde doch auch
anerkannt werden müssen, daß die vorliegende Ueberschreitung
von S—10 Procent gegenüber den ursprünglichen, sehr sum¬
marischen Kostenanschlägen als eine unverhältnißmäßige nicht
werde bezeichnet werden können und daß mit dem gemachten
Kostenaufwande ein für die Verkehrs- und wirthschaftlichen
Verhältnisse des Landes nützliches und segensreiches Werk ge¬
schaffen worden sei. Diese Ueberzeugung werde sich trotz
momentaner Verstimmungen immer mehr befestigen, zumal
wenn erst der unter der Einwirkung von Mißernten und an¬
deren ungünstigen Conjuncturen daniederliegende Verkehr all¬
mählich wieder zu dem Umfange und der Ausdehnung gelangt
sein werde, welche er in den ersten Jahren des Bestandes der
Oldenburgischen Eisenbahnnetzes bereits gehabt habe.

Oberregierungsrath Ramsairer : Nachdem der Herr
Minister zu den einzelnen Anträgen des Ausschusses seine
Erklärung abgegeben habe, bleibe für ihn noch übrig, be¬
züglich des Berichts einige thatsächliche Bemerkungen nach¬
zufügen. Er würde sich erlauben, dieselben in der Reihen¬
folge des Ausschußberichts hier abzugeben.

Seite 417 sei das Gesammtanlage-Capital unserer Bah¬
nen mit 34 680 000 ^ berechnet worden, was pro Kilo¬
meter einen Aufwand von rund 124 300ergeben  würde.
Diese Berechnung sei nicht richtig. Bis ultimo 1880 hätten
die thatsächlichen Ausgaben 31929 000 betragen und
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sei der Nochbedarf damals auf 399 708 ^ veranschlagt
worden. Im Jahre 1881 seien 190 000 ^ verausgabt,
von diesen wäre natürlich ein Theil identisch mit den ver¬
anschlagten Nochkosten; würde man der Einfachheit halber
annehmcn, baß diese 399 708 ^ für 1882 noch im Vollen
zu verausgaben wären, so käme man zu dem Gesammt-
aufwande von 32 518 708 zu der Summe von rund
116 000 ^ pro Kilometer, wonach also die Angaben der
Vorlage sich als richtig erwiesen. Woraus der Fehler ent¬
standen sei, wisse er nicht, muthmaßlich sei das Deficit zu
den thatsächlichen Ausgaben hinzugezogen; dieses sei insofern
unrichtig, als das Deficit Mittel enthielte, die bereits ver¬
ausgabt seien.

Seite 418 und 419 sei das Enteignungsverfahren be¬
mängelt und gesagt, daß man auf diese Sache, da Klarheit
doch nicht erzielt würde, nicht näher einzugehen geglaubt habe.
Er halte sich verpflichtet, diesen Punkt trotzdem zu beleuchten,
und könne versichern, daß gerade bei den Enteignungen weder
Mißgriffe noch Fehler vorgekommen seien. Er wolle sich
damit nicht selbst ein Lob ausstellen, das Verdienst gebühre
dem OberbauinspectorScheffler,  in dessen Geiste er (Red¬
ner) das Enteignungsverfahrennur fortgesetzt habe.

Zunächst habe er darauf aufmerksam zu machen, daß
die Kosten der Enteignungen nicht veranschlagt, sondern nach
Erfahrungösätzen aufgestellt gewesen seien. Damals sei er
bereits überzeugt gewesen, daß mit dem Gelde, welches an¬
gesetzt war , auch nicht annähernd auszukommen sei. Da
nun die Summe , die erforderlich war , nicht zu übersehen
gewesen wäre, so sei ausdrücklich betont worden, daß die
Kosten der Enteignungen im Nochbedarf nicht enthalten seien.

Sodann sei mit großer Umsicht vorgegangen und mit
den Leuten Verhandlungen angeknüpft, die denn auch im
Hcrzogthum größtentheilS zu einem gütlichen Abkommen mit
den Erpropriaten geführt hätten. Wenn von Preußen nicht
dasselbe gesagt werden könne, so läge das an den über¬
triebenen Forderungen, die dort an die Eisenbahnverwaltung
gestellt seien. Mit Allen sei nicht im Frieden zu leben; daß
die EisenbahnverwaltungRecht daran gethan habe, auf die
ihr übertrieben erscheinenden Ansprüche nicht einzugehen,
zeige der Erfolg, indem sämmtliche bis jetzt entschiedene
Fälle , die Hälfte der überhaupt im Prozeß sich befindlichen,
zu Gunsten der Eisenbahnverwaltung ausgefallen seien. Nur
zwei Beispiele wolle er herausgreifen, aus denen zu ersehen
sei, daß die Eisenbahnverwaltungden richtigen Weg cin-
geschlagen habe. Dem Herrn v. Schorlemer  zu Essen sei
von Seiten der Eisenbahnverwaltung die Summe von 6700
geboten worden, Schorlemer  habe 20 667 ^ gefordert;
die letzte Entscheidung des Gerichts laute auf 8700 es
sei also nicht einmal die Hälfte seiner Forderung ihm zu¬
gesprochen worden. Hätte man hier von der Eisenkahn¬
verwaltung verlangen könne», daß sie, um diesen Prozeß zu
vermeiden, dem Erpropriaten seine ganze Forderung aus-

21
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bezahle, oder erwarte man, daß die Eiscnbahndirection aus
einen Griff die richtige Summe herausgreife? Letzteres
wäre sehr schwer und könne in praxi wiederum zu Unzuträg-
lichkeiten führen; denn wenn z. B. 9000^ in diesem Falle
geboten und der Prozeß gewonnen wäre, hätte man dann
nicht auch den 99 °/g Erpropriaten, die nicht prozessirt haben,
50 o/y mehr geben müssen?

Noch ein Beispiel wolle er anführen und zwar aus
dem Preußischen Kreise Bersenbrück, wo er persönlich
genau bekannt sei. Wenn das Land dort wirklich einen
solchen Werth hätte, wie von den Interessenten behauptet,
so würbe er ein reicher Mann sein; er habe dort 3 Colo-
nate verkauft und wisse recht gut, wie hoch man seine For¬
derung stellen dürfe. An Gebühren für Durchschneidung des
Terrains sei in dieser Gegend1 ^ für lfv. Meter bezahlt
worden; hätte man sich auf die Schätzung der Sachver¬
ständigen eingelassen, die eine Tare von 4 ^ für lfv. Meter
ausgestellt hätten, so hätte man allein für die Durchfchnei-
düng von hier in Frage stehenden 33*/z Kilometern 100000^
mehr als geschehen aufwenden müssen. In solchen Fällen
müsse man den Rechtsweg beschreiten; die angeführten Bei¬
spiele dürften doch wohl die Richtigkeit dieser Maßregel be¬
stätigen.

An einer andern Stelle im Bericht sei bemerkt worden,
daß die für das Maschinenbaus verausgabten 32 000 ^
unzweifelhaft größtentheils zu Hochbauten verwendet seien.
Diese Behauptung wäre thatsächlich nicht zutreffend, da
außer einem Anbau Schiebebühnen, eine Kupferschmiede,
Gleisgruben, Wasserleitungen, Gasleitungen, Sägeeinrichtun¬
gen und Fundamente für Bohrmaschinen für dieses Geld
hcrgestellt seien.

Aus Seite 422 sei ferner gesagt worden, daß die in
der Denkschrift aufgeführten Summen sich mit der Gesammt-
summe der Überschreitungennicht deckten; hierzu habe er
nur zu bemerken, daß es nicht in der Absicht gelegen habe,
in der Begründung der Ueberschreitungcn alle einzelnen Mo¬
mente derselben aufzuführen, vielmehr nur die Hauptursachcn
soweit möglich genau zu firiren; deshalb seien die in der
Denkschrift angegebenen Summen in ihrem Gesammtbetrage
hinter der Gesammtüberschreitungssumme zurückgeblieben.

Ein sehr wichtiger Punkt wären die Umbuchungen; be¬
züglich ihrer sei von dem Ausschuß der Antrag gestellt: «Der
Landtag wolle beschließen, die Großherzogliche Staatsregie¬
rung aufzufordern, alle Uebcrtragungen von Summen von
einer Strecke auf die andere, wie sie in den Büchern der
Eiscnbahndirection angeordnet sind, einer genauen Revision
zu unterziehen." Mit diesem Anträge sei er vollkommen
einverstanden und habe er deshalb nichts hiergegen zu er¬
innern, weil die Staatsregiernng schon wiederholt die Bücher
geprüft habe. Um jedoch auch hier die Sache klarzulegen,
wolle er versuchen, mit ein paar kurzen Worten die Gründe
von Uebcrtragungen verständlich auseinander zu setzen: Wenn

eine Bahn gebaut und die Kosten nach dem Buchungsplan
eingetragen würden, so müsse man zweierlei Ausgaben unter¬
scheiden:

1. solche, von denen feststehe, wo sie aufgcwendct seien,
so zu sagen locale Kosten, dieselben würden sofort
auf die betreffende Strecke gebucht,

2. solche, aus denen man nicht ersehen könne, wo und
wofür sie verausgabt seien, z. D. sämmtliche Kosten
der Bauleitung, Gehalte re.; diese könnten nicht von
vornherein vertheilt werden, würden vielmehr erst
später nach einem bestimmten Maßstabe, z. B. Länge,
Anlagekosten auf die verschiedenen Strecken verbucht.

Diese allgemeinen Kosten seien bis heute noch nicht in
den Büchern  der Cisenbahnverwaltung vertheilt, wohl in
hen Geschäftsberichten. Dem entgegen seien die Geldbe-
schaffungskosten bereits in den Büchern zur Vertheilung ge¬
langt; mit der Geldbeschaffung selbst habe die Eisenbahn-
Verwaltung nichts zu thun, dies sei Sache des Staatsmini¬
steriums, welches der Eisenbahnverwaltung nur mittheile,
daß die Geldbeschaffung so viel Millionen — denn um
Millionen handle es sich hier — gekostet habe. Diese Kosten
würden zunächst summarisch gebucht, um dann später vcr-
theilt zu werden. Was den Vertheilungsmodusanlange, so
käme zunächst in Frage, wie viel auf die Preußischen Strecken
zu buchen sei; erst nachdem auf diese verbucht, würde der
Rest auf die Oldenburgischen Strecken und zwar nach den
Procenten des Anlagekapitals vertheilt.

Nicht weniger schwierig wäre eS, die Vertheilung
der Kosten des Oberbaumaterials zu reguliren. Wenn
Schwellen und Schienen gekauft würden, so wisse man noch
nicht, wohin dieselben gelegt werden sollen; auch hier sei
deshalb eine spätere Umbuchung erforderlich und geschehe
dieselbe nach den soeben ausgeführten Principien, indem man
mit der Buchung auf die Preußischen Strecken beginne, den
Rest nach dem Verhältniß der Länge auf die Oldenburgischen
Strecken vertheile. Hiermit hinge zusammen der PassuS im
Ausschußbericht«als dann weitere Umbuchungen im Betrage
von 377461 -/A zu Tage traten rc."; diese Bemerkung
beruhe auf einem Jrrthum, da hier Umbuchungen gar nicht
stattgefundcn hätten, die dort zu Tage tretenden Ab- und
Zuschreibungen vielmehr nur Bewegungen von Posten seien.
Dies sei auch dem Ausschuß von ihm mitgetheilt worden
in einem prägnanten Schreiben, welches er zur Aufklärung
der Sachlage hier zu verlesen sich gestatte; in demselben heiße
es folgendermaßen:

Die soeben erwünschte Auskunft über die Ab- und Zu¬
schreibungen unten aus der Ihnen vorliegenden Zusammen¬
stellung(Hude-Brake 174 637 Sande-Jever 16138 ^ ;
auf Brake-Nordenhamm, sowie Absetzung des Betrages aä
186 826 von Oldenburg-Osnabrück und 190 635
von Jhrhove-Neuschanz) beeile ich mich nachstehend zu geben.
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Es handelt sich in diesen Fällen nicht um Umbuchungen
in der Rechnung, diese ist vielmehr konstant geblieben, sedaß
jede der beteiligten Strecken nach wie vor mit demselben
Anlagekapital figurirt, sondern um Absetzungen in der Zu¬
sammenstellung zum Anschluß an frühere Borlagen und Her¬
stellung der inneren Uebereinstimmung, nämlich:

1. Die Ersparungen der Strecken Hude-Brake und Sande-
Jever sind lediglich für die Zusammenstellung als
Deckungsmittel für Brake-Nordenhamm aufgcführt;
es hätte also der Betrag von rund 190 000  ^
ebensogut am Schluffe des Deficits abgesetzt werden
können. Alle drei Strecken behalten das aus sie ver¬
buchte Anlagekapital.

2. Die Absetzungen für die beiden Preußischen Strecken
haben darin ihren Grund, daß die Rechnung dieser
Strecken und zwar nach den in Preußen üblichen
Principien über Kosten der Oberbaumaterialien, mit
den höheren Summen belastet ist und bleibt, daß hier
aber eine Herabminderung erfolgen mußte, um die
Kosten der genannten Position auf das Maß zu
reduciren, welches auf sie entfällt, wenn der für die
Vertheilung des Aufwandes für Material für die
sämmtlichcn Strecken unseres Netzes angewandte
Vertheilungsmodus zur Anwendung kommt.

Oldenburg, 1882 Januar 12.
Um sich etwas glatter auszudrücken, so sei auf die

Preußischen Strecken etwas mehr gebucht als auf die Olden-
burgischen, weil eS gerechtfertigt erscheine, dort nach den
daselbst üblichen Grundsätzen zu verfahren; dies sei auch der
Commission in Koblenz mitgetheilt und habe dieselbe hier¬
gegen nichts zu erinnern gefunden. Wenn nun auf die
Preußischen Strecken z. B. Vs der Kosten nach dortigem
Princip gebucht würden, während, wenn nach Oldenburgischen
Principien, nur V4 der Kosten zu buchen gewesen wären,
so folge natürlich daraus , unter Voraussetzung der Ver¬
theilung der restlichen Kosten auf die Oldenburgischen Strecken
nach Oldenburgischen Grundsätzen, daß ein Ueberschuß ent¬
stünde, der ein scheinbares Deficit darstelle. Wenn nun diese
in der Rechnung den Preußischen Strecken zur Last zu
schreibenden und immer zur Last verbleibenden Summen hier,
wo es sich um den VertheilungsmoduS handle, welcher bei
der Vertheilung des Aufwandes für Material für die sämmt¬
lichcn Strecken unseres Netzes in Anwendung käme, von den
Preußischen Strecken abgesctzt würden, so sei dies keine Um¬
buchung, sondern eine Aufklärung bezüglich Minderung des
Deficits.

Wenn ferner, um zu einem anderen Punkt überzugchen,
im Ausschußbericht gesagt sei, daß große Summen ohne
Wissen und Willen der Großherzoglichen Staatsregierung
von der Eisenbahnverwaltungverausgabt seien, so habe er
hiergegen nur anzuführen, daß dies von vornherein gar nicht

möglich sei, da alle Vierteljahr dem Staatsministcrium ein
Rechnungsrapport vorgelcgt würde. Die ganze im Bericht
genannte Summe des Mehrverbrauchs für die Norden¬
hammer Anlagen beruhe auf einer von der Eisenbahnver¬
waltung privatim hergegebenen Zusammenstellung, die er
(Redner) bereits im Ausschuß Lesavouirt habe und auch
heute desavonire. Wenn sie richtig wäre, so würde daraus
folgen, daß die Strecke Nordenhamm-Vrake nur 36 000 ^
pro Kilometer gekostet habe, für welche Summe der Herr
Verfasser des Berichts wohl nicht eine Marschbahn zu bauen
unternehme.

Der letzte Punkt, den er hier noch zu berühren habe,
beträfe die Elsflether Kayemauer. Die im Bericht gegebene
Zusammenstellung der Kosten beruhe auf thatsächlich unrichtiger
Angabe der Ziffern; die Länge der Elsflether Kayemauer
betrüge im Ganzen 402,3 Meter; hiervon seien im ersten
Jahre ausgeführt 119,13, welche pro lfv. Meter 230
im zweiten Jahre 283,17, welche pro lfd. Meter 227,70
gekostet hätten. Es sei also die im zweiten Baujahr her¬
gestellte Strecke etwas billiger als die erstere geworden und
habe dies seinen Grund gehabt darin, daß im ersten Jahre
für Vorbereitungen Aufwendungen gemacht seien. Die Diffe¬
renz der Herstellungskosten pro lfd. Meter wäre noch mehr
zu Gunsten des zweiten Jahres ausgefallen, wenn nicht in
diesem Jahre die Fundamentpfähle erheblich länger genommen
worden wären. Anscheinend läge hier eine Verwechselung
der Ausgaben und des Voranschlags vor; die Ersparung
wäre darin begründet, daß der erste Thcil der Mauer massiv,
der zweite Theil nach dem Gutachten der Baudirection nicht
massiv aufgeführt sei.

Berichterstatter Abg. Groß : Er bitte zunächst einige
Schreibfehler im Bericht richtig stellen zu dürfen; außer ver¬
schiedenen orthographischen Fehlern, welche nicht weiter, da
von jedem Leser leicht erkennbar, zu berichtigen seien, wäre
S . 413 Z. 4 statt 300 000 zu lesen 2 300 000
ferner müsse es S . 414 Z. 17 v. u. statt „angesetzt« „ab¬
gesetzt" heißen; sodann stände auf Seite 417 bei der Er¬
wähnung der Mehrkosten der Ausrüstung der Wilhclmsha-
vcner Bahn irrthümlich 930 000 «̂ s für die richtige Zahl
1 950 000 ^ Auf derselben Seite sei bei dem Satze »Der
Mangel an Voranschlägen rc.« am Schluß das Wort „an¬
zuerkennen" in sinnentstellender Weise weggelaffen; in der
viertletztcn Zeile ans S . 425 müsse es heißen 86  800 O,Meter
statt 86  000, auf Seite 426 in der 16. Zeile v. u. 90 550
statt 90 000  und endlich wäre auf S . 433 vor der in
Z. 13 v. u. erwähnten Summe von 2000 ^ das Wort
„anscheinend" ausgelassen.

Im Uebrigcn sei der in den Händen aller Abgeordneten
befindliche Bericht so ausführlich, wie es nach dem gelieferten
Material möglich gewesen wäre und bäte er die Anträge des
Ausschusses anzunchmen, welche zu seiner Freude auch der
Herr Minister als annehmbar bezeichnet habe.

21*
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Bezüglich der Hafen- und Schifffahrtsanstaltenin Els¬
fleth und Nordcnhamm, deren Abzweigung von der Eisen¬
bahnverwaltung der Herr Minister als practisch schwer aus¬
führbar bezeichnet habe, wolle er nur erwähnen, daß in
Brake, wo die Bahngeleise das Hafenbassin von beiden
Seiten umfaßten, die Hafenanlagcn trotzdem der Wasserbau-
direction resp. dem Verwaltungsamt unterstellt wären, ohne
daß dieses jemals zu Mißständen Veranlassung gegeben habe.

Der Herr Minister habe ferner hervorgehoben, die
Kritik der von der Eisenbahnverwaltung in Elsfleth und
Nordenhamm hcrgestellten Schifffahrtsanstalten sei wohl nur
die individuelle Meinung des Berichterstatters, welcher sogar
soweit gegangen wäre, dieselben als „unbrauchbar« zu be¬
zeichnen. Dieses Wort käme aber im ganzen Bericht nicht
vor, er habe nur gesagt, daß die Piers zum raschen Beladen,
zumal aus Eisenbahnwagen, fast nicht zu gebrauchen wären.
Dieses Urtheil halte er im vollen Maße aufrecht und stimme
dasselbe auch mit dem maßgebenden Urtheil der Leute, welche
die besagten Anstalten zu gebrauchen hätten, durchaus überein.
Er selbst habe einmal ein schweres Schiff in Brake zu be¬
laden gehabt, dessen Führer sich ausbedungcn hätte, den Rest
der Ladung unten im Fluß zu erhalten; da ferner im Fracht¬
verträge ausgemacht gewesen wäre, daß bei 600 Liegegeld
per Tag die Beladung nicht aufgehalten werden dürfe, habe er,
um sicher zu sein, daß kein Aufenthalt entstünde, von den
übrig gebliebenen 400 Tonnen, 300 in Lichter und nur 100
Tonnen per Bahn nach Nordenhamm geschickt; es seien dann
die ersteren rascher an Bord gewesen, als die vom Pier ab-
zunchmenden 100 Tonnen und beweise dies, daß der im
Bericht gebrauchte Ausdruck vollkommen gerechtfertigt wäre.

Was die Kritik des Herrn Regierungs-Commissars be¬
träfe, so müsse er anerkennen, daß dieselbe sehr milde aus¬
gefallen sei; von den Hauptsachen habe er nur bestritten,
daß die 1450 000 ohne Wissen und Willen der Staats¬
regierung ausgegeben seien.

Zuerst habe der Herr Regierungs-Commissar die Ge-
sammtkosten der Bahnen als nicht richtig angegeben bezeichnet,
indem dieselben nur 32 518 000 betrügen. Abgesehen
davon, daß die Vergleichung der beiden Bahnen nur deshalb
in den Bericht ausgenommen sei, um die Behauptung der
Eisenbahnverwaltung, unsere Bahnen seien gegen die Preu¬
ßischen Bahnen mehr als 100 000 ^ pro Kilom. billiger
gebaut, in das richtige Licht zu stellen— hierbei könne ein
solch' verhältnißmäßig geringer Fehler gar nicht in's Gewicht
fallen— sei die angegebene Summe von 34 680 000 -K!
sowohl nach der Vorlage der StaatsregicrungS . 229, als
auch nach dem Abschlüsse der Bancasse durchaus richtig; wenn
außerdem zugegeben werden sollte, daß die Oldenbnrgischen
Bahnen wirklich verhältnißmäßig billiger gebaut seien, so
schließe dies nicht aus, daß bei den gegebenen Verhältnissen
noch billiger hätte gebaut werden können; zu diesem Zweck

sei als Beispiel die Bahn Wilhelmshaven-Oldenburg ange-
führt.

Die Kritik des Herrn Regierungs-Commissars über die
im Bericht nicdergelcgten Aeußcrungen betreffs der Enteig-
nungsprocesse dürfe er wohl übergehen, da nichts wesentlich
Neues gegen die Ansicht des Ausschusses vorgebracht sei.

Betreffs der zur Erweiterung des Maschinenhauses auf-
gewendetcn 32 000 habe der Herr Negierungs-Commissar
erklärt, dieselben seien zu verschiedenen Anschaffungen und nur
zum Theil zu Hochbauten verwendet; er hätte erwartet, daß
die Aufwendung damit entschuldigt werden würde, die Aus¬
gabe sei als zum Centralbahnhof gehörig zu bezeichnen
und müsse er die im Bericht ausgesprochene Kritik, daß die¬
selben nicht ohne Bewilligung des Landtags hätten verwendet
werden dürfen, voll aufrecht erhalten.

In Bezug auf die Umbuchungen habe der Herr Regie-
rungs-Commiffar nur das wiederholt, was er im Ausschuß
ausgeführt habe. Er erkenne an, daß Umbuchungen bei
solch' complicirtem Bau erforderlich würden, der Modus sei
indessen dem Ausschuß nicht speciell begründet, besonders wäre
demselben ausgefallen, daß die Umbuchung von über 953 000^
erst im December 1879 durch eine einzige Ordre erfolgt sei.

Der Herr Regierungs-Commissar habe ferner gesagt,
daß der Vorwurf, die Eisenbahnverwaltung habe1 450 000
ohne Wissen und Willen der Staatsregicrung verausgabt,
ungerecht sei, da sie alle ^ Jahr Rechnung abgelegt hätte;
aus der Acte ginge indessen zur Evidenz hervor, daß die
Eisenbahnverwaltung das Staatsministerium im Dunkel ge¬
lassen habe, indem sie stets die Kosten der Strecke mit den¬
jenigen der Endstation Nordcnhamm zusammengeworfen habe.

Sodann habe der Herr Regierungs-Commissar die An¬
gabe des Berichts betreff der Kayemauer in Elsfleth bemän¬
gelt; dieselbe sei indessen streng nach dem eigenen Bericht der
Eisenbahn-Verwaltung vom Jahre 1880 verfaßt, wo auf
S . 54 die Kosten für «Herstellung einer massiven Uferbefesti¬
gung am Bahnhof Elsfleth" auf eine Länge von 200 Meter
mit 28 397 angegeben sei.

Er erwarte demnach, daß der Landtag die Anträge des
Ausschusses annehmen werde.

Oberregierungsrath Ramsauer : Was den Vergleich
rer Kosten der Bahnen Oldenburg-Wilhelmshaven und Hude-
Nordenhamm anlange, so habe er auf einen Fehler im
Ausschußbericht aufmerksam zu machen, indem dort behauptet
sei, daß die Bahn Hude-Nordcnhamm ohne Zustvßung der
die Mehrkosten der Brücken(346 033 mehr wie doppelt
deckenden Mehrforderung 165 000 pro Kilometer erfor¬
dert habe. In Wirklichkeit wären die Kosten der Brücken
in der Aufmachung berücksichtigt worden; dieses müsse er zur
Berichtigung des Berichts noch nachfügen.

Wenn ferner im Bericht bemerkt sei, daß die Wilhelms-
havener Strecke besonders gut ausgestattet sei, so könne er
demgegenüber das Gegentheil als Thatsache anführen. Die
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Wilhelmshavener Strecke sei Lie reparatur- und ausstattungs¬
bedürftigste unter allen in Oldenburgischem Betriebe stehenden
Bahnen, es ständen keine hinreichenden Bahnwärterwohnungcn
zur Verfügung, die Gebäude seien schlecht, und würde der
daraus entstehende bedeutende Aufwand mit dem von Preu¬
ßen hierzu besonders bewilligtem Gelbe bestritten. Augen¬
blicklich schwebtenz. B. Verhandlungen zwischen dem dies¬
seitigen und dem Preußischen Staatsministerium wegen des
Umbaues der Bahnhofsgebäude zu Wilhelmshaven und El¬
lenserdamm, die in einem besonders schlechten Zustande seien.

Wenn er (Redner), wie vom Herrn Vorredner erwartet
sei, die Aufwendungen für das Maschincnhaus nicht mit
dessen Zugehörigkeit zum Centralbahnhof motivirt habe, so
habe er das deshalb nicht gethan, weil er es für selbstver¬
ständlich gehalten habe: sonst wäre jedenfalls die Genehmi¬
gung des Landtags nachgesucht worden.

Was die Güte der Anlagen zu Nordenhamm beträfe,
so sei er nicht Techniker genug, um darüber urtheilen zu
können. Daß aber Fachleute die Tüchtigkeit derselben aner¬
kennten, habe er gestern in Leer in einer Conferenz der König¬
lichen Eisenbahndirectionen Hannover und Köln, sowie der
Betriebsämter Bremen und Münster nicht zum ersten Mal
gehört, wo die Herren gesagt hätten: „Die Nordenhammer
Anlagen sind so gut, daß wir nicht mit denselben concurriren
können". ' Diese Conferenz wäre lediglich auS dem Grunde
zusammcngetreten, weil die interesfirten Preußischen Staats¬
bahnverwaltungen die Interessen der Ems- und Weserhäfen
durch die Concurrenz von Nordenhamm für gefährdet ge¬
halten und deshalb die Erhöhung der Nebengebührcn von
Oldenburgischer Seite verlangt hätten. Zuerst seien Necla-
mationen aus Leer, Emden und Dremerhafen an die Eisen-
bahnverwaltung gekommen, in denen um diese Erhöhung
gebeten sei; darauf seien von Oldenbnrgischen Interessenten
Reclamationcn eingelaufen, die sich für die Beibehaltung der
bisher erhobenen Gebühren verwendet hätten, worauf hin
denn auch die Eiscnbahnverwaltung im Interesse des dies¬
seitigen Verkehrs eine Aenderung nicht vorgenommen habe.
In der erwähnten Conferenz habe er darauf hingewiesen, daß
Nordenhamm, solange es selbst keinen Binnenhafen besäße,
mit vollständig ausgebauten Hafenanstaltcn nicht concurriren
könne.

Abg. Windmüller : Er wolle den politischen Theil
dieser Angelegenheit einer näheren Beleuchtung unterziehen.
Der Bericht, worauf er sich im Uebrigen beziehe, gebe ein
übersichtliches Bild der materiellen Seite und wolle er nur
bemerken, daß derselbe, abgesehen von einigen kleinen Unrich¬
tigkeiten, welche schon vom Regierungs-Commissar berührt,
auf Grund der sorgfältigen Untersuchungen des Ausschusses
vom Herrn Berichterstatter verfaßt sei.

Das Deficit habe nach der dem Landtag gemachten Vor¬
lage drei Hauptursachen, die Mehrverwendung auf Strecke

Oldenburg-Osnabrück mit 542 075, Strecke Jhrhove-
Neuschanẑ 724 970 und Brake-Nordenhamm̂ 896 674.

Was die Strecke Oldenburg-Osnabrück anlange, so werde
als Hauptgrund der Uebcrschreitung die enormen Mehrkosten
bei den Enteignungen angegeben. Der Ausschuß habe diese
Angelegenheit untersucht und wolle nicht verkennen, daß die
Eisenbahndirection das Bestreben gehabt habe, möglichst billig
zu erpropriiren, sie scheine indeß durch anfänglich zu niedrige
Taxationen verführt, nicht die Mittelstraße gesunden zu ha¬
ben. Spätere Taxationen seien bedeutend höher gewesen
und habe das Nichtige wohl in der Mitte gelegen. Die
Strecke Jhrhove-Neuschanz habe den Mehraufwand durch un¬
vorhergesehene Naturereignisse und Mehrkosten der Hoch,
bauten nach Angabe der Eiscnbahnverwaltung verursacht.

Was unter den Naturereignissen den Deichbruch bei
Weener anlange, so sei allerdings hieran Niemandem eine
Schuld bcizumeffen, dagegen glaube er, daß man die War¬
nungen, nicht über den Püttenbolle» zu bauen, nicht unbeachtet
hätte lassen sollen. Ein solches versunkenes Wafferstück, wel¬
ches von allen alten Leuten als unergründlich bezeichnet sek,
hätte nach seiner Ansicht umgangen werden müssen, anstatt
hier zu erperimentiren, zumal der Umweg nur ein sehr ge¬
ringer sei. Was die Hochbauten anlange, so sei doch be¬
kannt, daß die Preußischen Behörden sich vorher Kostenan¬
schlag und Bestick sämmtlicher auf Preußischem Territorium
zu erbauenden Hochbauten vorlegen ließen, welche sodann
revidirt und festgestellt würden. Wie nun hierbei hinterher
bei den beiden Bahnhöfen Weener und Bunde ein Mehr¬
aufwand von ^ 140 000 entstehen könne, sei ihm nicht
gut begreiflich.

Zu Nordenhamm jetzt übergehend, müsse er constatiren,
daß ihm seitens der Eisenbahndirection auf sein Ersuchen,
»was die Endstation Nordcnhamm mit den Anlagen gekostet",
eine Aufstellung übergeben sei, welche, wie auch im Bericht
erwähnt, die Kosten auf 1 750 000 angebe. Wenngleich
nachher versucht sei, diese Ziffern als nicht ganz correct hinzu¬
stellen, müsse er erklären, daß nach seiner Ucberzeugung diese
Zahlen durchaus zuverlässig seien. Auch die Behauptung
des Regierungs-Commissars, daß, wenn diese Summen als
richtig angenommen würden, die Strecke nur 36 000
pr. Kilometer koste und dies doch unmöglich sei, könne seine
Ansicht nicht erschüttern, wohl aber müsse er befürchten, daß
durch Uebertragungen von andern auf diese nothlcidende
Strecke eine Balance in den Büchern hergestellt sei.

Was sodann die enormen Kosten anlange, welche Nor¬
denhamm gekostet, so schließe er sich den Ausführungen des
Herrn Berichterstatters an, die Kosten ständen bei Weitem
nicht im Verhältniß zum Erreichten, es zeige sich hier wie¬
derum wie bei manchem Andern, daß die Eisenbahndirection,
sobald sie an's Wasser komme, verloren sei.

Was sodann die Umbuchungen anlange, so müsse er
dieselben ganz besonders critisiren. Diese Umbuchungen seien
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am 15. December 1879 angeordnct Ln durchaus summari¬
scher Weise, 3 Jahre nach Fertigstellung der Bahnen, und
erweckten den Verdacht, daß hier eine Manipulation ausgeführt
sei, um das Destcit an einzelnen Strecken nicht so grell zum
Vorschein kommen zu lassen. Zum Beweise seiner Vermu-
thung wolle er die Daten genau angeben, wann das Deficit
von der Eiscnbahn-Direction erkannt sei; in Verbindung
hiermit die Umbuchungen betrachtet, müsse seiner Vermuthung
einen hohen Grad von Wahrscheinlichkeit geben.

Im November 1878 habe die Eiscnbahn-Direction auf
Verlangen der Staatsregierung berichtet, daß mit den vor¬
handenen Mitteln und mit dem Erlös aus dem Verkauf der
Ziegelei auszukommen sei. Im Januar 1879 habe die
Eisenbahn-Direction weiter berichtet, das im November Ge¬
sagte treffe auch fetzt noch vollständig zu. Nun aber fände
fich am 11. Februar 1880, also wo die Bücher der Bau-
casse pro 1879 sich ihrem Abschlüsse nahten, aber noch nicht
abgeschlossen waren, ein Schreiben der Eisenbahn-Direction
vor, wonach schon ca. 550 000 ^ mehr verausgabt und
noch außerdem ca. 750 000 erforderlich seien. Halte
man dies zusammen, so scheine ihm hiernach zur Evidenz
hervorzugchen, daß bald nach der Entdeckung des Deficits
die Umbuchungen vorgenommen seien.

Die großen Ueberschrcitungen wären sicher nicht in diesem
Umfange ausgetreten, wenn die Eiscnbahn-Direction mit
Voranschlägen gearbeitet hätte. Den Mangel aller und jeder
Voranschläge müsse er sehr rügen. Als Beispiel, daß auch
noch jetzt in derselben Weise weiter gewirthschaftet werde,
wolle er anführen, daß der Landtag bei der Berathnng der
Eisenbahnbelriebs-Casse, die Hochbauten aus den Mitteln des
ErneucrungsfondS die Kohlen- und Torfladebühne und die
Erweiterung des Maschineuhauses hätte ablehnen müssen. —

Nach dem Wiedcrzusammentritt deS Landtages habe der
Regierungs-Commissar den Ausschuß gebeten, sich durch per¬
sönlichen Augenschein von der Dringlichkeit der beabsichtigten
Hochbauten zu überzeugen, was denn auch geschehen sei.
Der Ausschuß habe die thcilweise Dedürfnißfrage anerkennen
müssen, habe jedoch durch Schreiben vom 17. Januar Kosten¬
anschläge und Riß verlangt. Diese Kostenanschläge und der
Riß seien ihm, dem Vorsitzenden, erst heute morgen zuge¬
gangen und da der Landtag in einigen Tagen geschlossen
werde, dürfte sich der Ausschuß schwerlich dazu verstehen,
auch schon in Rücksicht der diesmaligen anstrengenden Ar¬
beiten, sich mit dieser Angelegenheit nachträglich noch zu be¬
fassen. Die Schuld daran müsse er der Eisenbahn-Direction
zuweisen, da sie mit ihren Kräften erstlich den Voranschlag
längst hätte fertig haben sollen, sonst aber auf die erhaltene
Requisition in 3 Tagen hätte fertig stellen können.

Er komme jetzt zum Schluß.
Die Anträge des Ausschusses seien sorgfältig erwogen

und einstimmig gefaßt, er hege das feste Vertrauen zum
Landtag, daß derselbe sie ebenso einstimmig sanctioniren werde.

Der Antrag wegen Hosüne rechtfertige sich schon nach
dem Bericht des leider verstorbenen Collegen de Cousser.
Er wolle auf die Geschichte dieses Schmerzenskindes nicht
weiter zurückkommen und constatircn, daß der Landtag mit seinen
Beschlüssen früherer Jahre durchaus im Recht gewesen sei.

Auch die Abzweigung der Aufsicht über die Hafenan-
sialten rechtfertige sich, er wolle zwar anerkennen, daß die
Eiscnbahn-Direction beim Streckenbau billig und gut gebaut
habe, aber bei den Wasserbauten schienen ihm doch die alt¬
bewährten Prinzipien nicht angewandt zu sein, zudem wünsche
er die jährlichen Unterhaltungskosten genau controlliren zu kön¬
nen, welche fetzt in der Eiscnbahnbetriebsrechnung verschwänden.

Er bitte nochmals dringend um einstimmige Annahme
der Ausschußanträge.

Oberregierungsrath Ramsauer : Auf die Ziegelei
Hosüne sei er nicht eingegangen, weil cr geglaubt hätte, daß
dieser Punkt bereits früher genug erörtert sei; da jedoch jetzt
die Sprache darauf gekommen, wolle er cs mit ein paar
Worten nachholcn. Daß er persönlich mit dem Verkauf der
Ziegelei einverstanden sei, brauche er wohl nicht mehr zu
versichern, da die Herren wüßten, daß er bereits früher einem
Verkauf nicht abgeneigt gewesen sei.

Die Rechnung des leider verstorbenen de Cousser sei
nicht in allen Punkten zutreffend. Zunächst habe derselbe
den Lagerbestand wie von der Eisenbahnvcrwaltung aufgeführt
als nicht richtig beanstandet und andere Zahlen eingestellt.
Diese Abweichung sei zurückzuführcn auf ein Mißverständlich,
welches darin bestände, daß der Berichterstatter den Lagcrbestand
nach der Campagne berechnet habe, während die Eisenbahnver¬
waltung nach Jahrcsbeständen rechne. Hierüber sei der Eisen-
bahndirection von dem Staatsministerium dasselbe Monitum ge¬
worden, die Sache aber auf dieselbe Weise aufgeklärt. Ferner sei
in dem Ausschußbericht das größere Format der Steine nicht
berücksichtigt, sodann sei es ungerechtfertigt, daß die Steine,
welche die Eisenbahndirection an sich selbst verkauft habe,
von der Rechnung abgesetzt seien. Es sei doch nicht zu be¬
streiten, daß das Conto Hosüne hiermit belastet würde, und
sei deshalb doch auch eine Buchung auf Rechnung der
Ziegelei nothwendig.

Betreff der Voranschläge wolle er nur constatircn, Laß
unsere Eisenbahnen ohne specielle Voranschläge gebaut seien;
ob dies ein Fehler gewesen sei, wisse er nicht zu beurtheilen;
nur darauf müsse cr aufmerksam machen, daß damals alle  Fak¬
toren hiermit einverstanden gewesen seien, die Staatsregierung,
die Eisenbahndirection und der Landtag. Jetzt könne man doch
nicht nachträglich einem  dieser Factorcn einen Vorwurf
daraus machen. Wenn in Zukunft gebaut werde, würde cs
natürlich anders eingerichtet werden, schon jetzt sei für die
Strecke Jever-Landesgrenze ein specieller Voranschlag auf¬
gestellt, ebenso für das Maschinenhaus. Wenn der vom
Ausschuß über die letzteren Bauten verlangte specielle Kosten¬
anschlag nicht frühzeitig genug demselben in die Hände ge-
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kommen sei, so träfe die Eisenbahndirection hierin keine
Schuld. Die Baudirection habe Tag und Nacht an dem
Voranschlag gearbeitet; wenn ein solcher corrcct und ordent¬
lich ausfallen solle, so sei auch Zeit dazu nöthig; in 24 Stunden
könne ein genauer Kostenanschlag nicht beschafft werden. —

Wenn dem Herrn Vorredner die Umbuchungen unbe¬
gründet schienen, so müsse er doch bemerken, daß er in einem
Schreiben an den Ausschuß diese Frage genau erörtert und
zugleich ein Aktenstück vom 4. Januar 1878 mitgegeben
habe, worin genaue Rechnung darüber geführt sei, wie die
Oberbaupofitioncnauf die einzelnen Strecken umgcrechnet
seien; diese Umbuchungen wären nicht nachträglich geschehen,
sondern schon damals, als die Vertheilung der Kosten zum
ersten Mal in Frage gekommen wäre.

Was die Nichtübersicht der Eisenbahndirection über das
Deficit anlange, so liege die Sache doch etwas anders. Der
Herr Vorredner habe zwei Punkte nicht genau auseinander
gehalten. Daß ein Deficit vorhanden war, habe er (Redner)
kurz nach der Nachbewilligung des Jahres 1875 bereits
gewußt. Schlaflose Nächte genug hätte es ihn gekostet, der
in der Vorlage damals gemachte Fehler von 300—400000^
sei ihm ein unerträglicher Gedanke gewesen. Mit dem letzteren
Rechcndeficit sei die Eisenbahndirection in die folgende Finanz¬
periode hineingegangen; was das übrige Deficit beträfe, so
habe er dasselbe vorausgeschen und später überallhin die
Eristenz desselben ausgesprochen. Wenn man so lange ge¬
wartet habe, dem Landtage dasselbe vorzulegen, so sei der
Grund hierfür maßgebend gewesen, daß man dem Landtage
mit einem Definitivum habe vor die Augen treten wollen;
denn was hätte es genützt, wenn man beim vorigen Land¬
tage die Bewilligung eines Deficits beantragt hätte mit der
festen Gewißheit, dem kommenden wiederum ein noch nicht
genau zu bestimmendes verlegen zu müssen? Jetzt sei der
Zeitpunkt erreicht, wo man einen Strich unter die Bücher
machen könne, aus diesen habe man gewartet, als man die
Aufmachung des Deficits von Jahr zu Jahr hinausgeschoben
habe. Die Staatsregierungsei zuerst zweifelhaft gewesen,
ob die längere Hinhaltung richtig wäre, sie habe zudem ge¬
fürchtet, daß die Eisenbahnvcrwaltung mit den vorhandenen
Mitteln sich nicht weiter behelfen könne und habe hierauf
zielende Anfragen an die Verwaltung gestellt. Die Eisen-
bahndirection habe geantwortet, daß sie mit den vorhandenen
Mitteln auskommen werde. Auf die weitere Anfrage, ob
sie im Stande wäre, den Ueberschuß aus der Betriebscasse
abzuliefern, habe sie gleichfalls eine bejahende Antwort er-
theilt; in allen diesen Fällen handele es sich nicht um das
Deficit, vielmehr kämen nur faktische Deckungsmitkel in Frage,
die mit dem Deficit gar nichts zu thun hätten.

Zum Schluß habe er noch eine Bemerkung über den
Püttenbollen zwischen Weener und Bunde anzufügen. Der
Püttenbollen sei ein bedenklicher Sumpf, mit dem sich seit
20 bis 30 Jahren schon manches Projekt beschäftigt habe.

Ein Jeder habe gesagt, man müsse um denselben herum
bauen; da aber jedesmal eine Umgehung sich als unmöglich
erwiesen hätte, so sei jedes Projekt wieder in den Sumpf
hincingefallen, deshalb habe auch die Eisenbahnvcrwaltung
nicht umhin gekommt, den Bahndamm durch den Pütten¬
bollen hindurchzulcgen.

Berichterstatter Abg. Groß : Der Herr Regierungs-
Commissar habe die Bahn Wilhelmshaven-Oldenburg als so
schlecht ausgerüstet bezeichnet, daß wiederholt die Preußische
Regierung zur Erbauung von Wärterhäusern rc. hätte an¬
gegangen werden müssen, er begriffe dieses nicht, da nach
dem eigenen Bericht der Eisenbahnvcrwaltung diese Bahn
ganz bedeutend gerade in den Ausrüstungs-Positionen theurer
erscheine wie Hude-Nordenhamm, so z. B. in Oberbau
945 378, Hochbauten 242 769, Einfriedigungen 67 497,
Signalen 111215 und Betriebsmatcrial 583 127 und
nur in den Kosten der Erdbewegung und da allerdings um
1053 358 ^ von Hude-Nordenhamm übertroffen würde.

Die Fähigkeit der Eisenbahndirection, Strombauten zu
veranschlagen und auszuführcn, charakterifire am besten die
auch im Bericht niedergelegte Thatsache, daß dieselbe vom
Vorstande des II. Deichbandes die Unterhaltung von fünf
Schlenzen, welche dem Deichband früher über 4000
jährlich gekostet, für 1200 ^ jährlich übernommen habe,
und daß für diese Unterhaltung die Eisenbahndirection jähr¬
lich über 11000 aufgewendet habe, ohne sie zu verbessern.

In Betreff der Fabrikate der Ziegelei Hosüne wisse er
bestimmt, daß der den Bericht verfaßt habende, leider ver¬
storbene Abg. de Cousser die Größe der Steine wohl in
Betracht gezogen habe, derselbe habe die Preise der ziemlich
gleichartig producirenden Ziegelei MosleShöhe in Vergleich
gezogen und in Bezug darauf, daß die Bahnverwaltung
gleichzeitig Produccnt und Consument sei, nur bemängelt,
daß höhere  Preise angcsetzt seien, als wozu die Vahn-
verwaltuug anderswo hätte kaufen können.

Ganz erstaunt sei er gewesen, von dem Herrn Regie¬
rungs-Commiffar zu hören, daß derselbe schon bald nach
Schluß des Jahres 1876 das Deficit erkannt und darüber
der Großherzoglichen Staatsregierung theils privatim, theils
officiell Mittheiluug gemacht habe, die Acte beweise das
Gegentheil, danach habe am 5. November 1878 die Eisen-
bahndirection gesagt:

es seien bewilligt. . . . . . . . 32 938 700-̂
davon abgeführt und für Zinsen veraus-

gabt . . . 31924 897 „
bleibt 1 013 803^

Vorschuß des Betriebes rc. sei . . . 846 146 ,,
bleibt 167 657

weitere Mittel könne indessen die Bau-
direction flüssig machen im Betrage
von . . . . . . . . . . 195 000 „

mit diesen 362 657^
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würde freilich kaum auszureichen sein; ließe sich indessen die
Ziegelei Hosüne und die Erdtransportivagen im Werthe von
320 000 verwcrthcn, so wären reichlich Mittel vor¬
handen.

Diese Aufstellung sei im Januar 1879 ausdrücklich
bestätigt worden.

Abg. Windmüller : Sein Herr Vorredner habe ihm
vorweggenommen, was er auf die Entgegnung des Regierungs-
Commissars habe erwidern wollen. Nur einen Punkt wolle
er noch berühren, den er in seiner vorigen Ausführung über¬
sehen. Die Umbuchungen von der Strecke Hude- Brake,
Sande-Jever und Brake- Nordenhamm auf die Strecken
Quakenbrück-Osnabrück und Jhrhovc-Neuschanz hätten nach
der Erklärung des Negierungs-Commissars den alleinigen
Zweck haben sollen, bei der Berechnung des Dcsicits die
Minderverwendungen der in Rede stehenden Bahnen auf die
Dahnen mit Mehraufwand zum Zweck der Ausgleichung
zu übertragen, ohne daß irgend eine materielle Bewegung
der Ziffern vorläge. Wenn Lies einfache Bewegungen ge¬
wesen, so begriffe er nicht, warum dies nicht dem Landtag
gegenüber zum Ausdruck gelangt sei, da doch in der Vorlage
bei einzelnen Strecken eine ganz genaue Angabe der Mindcr-
und Mehrverwendungen— er glaube bei einer Strecke sogar
64 ^ — hergegeben sei. Im Uebrigen glaube er, daß
die Debatte eingehend erschöpft sei und bäte er zum Schluß
nochmals um einstimmige Annahme der Anträge.

Abg. Ahlhorn : Leider wäre er nicht lange genug
hier gewesen, um sich eingehend  mit dem jetzt vorliegenden
Material beschäftigen zu können, er glaube jedoch auf Grund
der Erfahrungen, die er sich in früheren Zeiten über die in
Rede stehenden Punkte gesammelt habe, jetzt auch in die
Debatte eingreifen zu können.

Zunächst halte er es für seine Pflicht, dem Eiseubahn-
ausschuß, der sich den Dank des ganzen Landes verdient
hätte, seine Anerkennung auszusprechen für die arbeitsvolle
Thätigkeit, durch die derselbe Klarheit in die Eiscnbahnver-
hältnisse gebracht habe; wenn keine materiellen Resultate er¬
zielt seien, so käme dies daher, daß in so kurzer Zeit eine
genaue Prüfung aller Einzelheiten nicht möglich sei.

Der Eisenbahnausschuß habe milde Anträge gestellt, um
der jetzigen Staatsregierung, welcher kein Vorwurf gemacht
werden könne, keine Schwierigkeiten zu bereiten. Die Staats¬
regierung träfe keine Schuld und könne man nur sagen, daß
dieselbe in allen wesentlichen Punkten mit dem Landtage in
gutem Einvernehmen gestanden hätte und auch jetzt noch
stehe. Früher wäre dies anders gewesen; wenn früher An¬
träge vom Landtage gestellt seien, so hätte die Staatsregierung
dieselben unberücksichtigt gelassen und das Gegentheil auS-
geführt. Er wolle nur erinnern an den Bau der Südstrecke,
wo das Projekt, die Bahn über Wardenburg zu führen,
vom Landtage empfohlen, trotzdem die Linie über Hosüne,
welche jetzt bereits von Allen als unrichtig erkannt wäre,

zur Ausführung gelangt sei. Allerdings wäre wohl die Bahn
über Wardenburg geführt worden, wen» die Wardenburger
den von ihnen verlangten Zuschuß von 4000 Thlrn. bezahlt
hätten — die Wardenburgcr wären thöricht gewesen, daß
sie diese 4000Thalcr nicht aufgewandt hätten; wenn 10 000
Thaler ihnen abverlangt wären, so hätten sie darauf cin-
gchcn sollen—, aber diese Weigerung hätte nicht zur Ver¬
anlassung genommen werden sollen, dem ganzen Bau eine
andere und bedeutend schlechtere Richtung zu geben.

Während der Herr Regierungs-Commissar früher —
er erinnere an die Sitzung vom 11. Februar 1876 — die
Uebcrnahme der Ziegelei Hosüne von Seiten des Staats
vertheidigt hätte, behaupte er jetzt, immer gegen den Ankauf
der Ziegelei sich ausgesprochen zu haben. Damals wären,
als die Sache im Landtage zur Verhandlung gekommen sei,
Beifallsrufe aus dem Zuschauerraume laut geworden; hierauf
wäre nichts zu geben, da die Leute, welche ihrem Gefühle
hierdurch Ausdruck gegeben hätten, von der Eisenbahndirec-
tion eigens zu diesem Zwecke hcrbestcllt worden seien. Der
Herr Rcgierungs- Commissar schiene überhaupt älter oder
zahmer geworden zu sein und sei im Gegensatz zu früher
jetzt ruhig und nett. Fähigkeiten wolle er ihm durchaus
nicht aberkennen; ob aber der Herr Regierungs-Commissar
der richtige Manu dazu wäre, um Enteignungen vorzuneh-
mcn, das müsse er bezweifeln, da sein Auftreten namentlich
Fremden gegenüber durchaus nicht richtig sei. Der Herr
Regierungs-Commifsar schiene zu vergessen, daß die Autorität
als Rcgierungs-Commissar im Auslände sofort in ein Nichts
zusammenflösse.

Was das Deficit anbeträfe, soweit es auf die Norden¬
hammer Strecke fiele, so sei vom Regierungstisch aus nicht
widerlegt worden, daß man von Anfang an es darauf angelegt
habe, einen Hafen zu bauen, woraus denn auch die hohen
Kosten entsprungen seien. Nur eins wolle er bemängeln,
was aber zugleich das Allerschlimmste sei. Man könne für,
man könne gegen die Hafenanlagen sein, wenn aber wirklich
gebaut würde, so müßten Vorlagen an den Landtag gebracht
und dieser zur Mitwirkung aufgcsordert werden. Als damals
massenhaft Land von der Eisenbahnverwaltung in Norden-
Hamm gekauft worden sei, habe man der Landesvertretung
versichert, man wolle keinen Hafen bauen; wenn man ein
Loch daselbst gegraben habe, so sei dies geschehen, um
Erde zur Ausschüttung des Bahnterrains zu gewinnen.
Man hätte dieses theure Land weder zu kaufen noch
auszupütten gebraucht, beides nicht ohne Genehmigung
des Landtags thun sollen. Das Einzige, was der Volks¬
vertretung noch Bedeutung gäbe, seien die Geldbewilligungen;
wenn die Volksvertretung sich die Entscheidung hierüber neh¬
men ließe, so könne sie nur nach Hause gehen. Die An¬
lagen in Nordenhamm, so vortrefflich sie vielleicht wären,
wären dem Lande viel zu theuer gekommen; trotzdem noch
nicht einmal ein Hafen ausgebaut, seien schon2 Millionen
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Mark für Liese Station aufgewendet worden. Warum seien
die Anlagen so großartig angelegt, warum z. B. ein so
großer Bahnhof gebaut? Doch nur, weil man von vorn¬
herein die Absicht gehabt habe, Nordenhamm zu einem Hafen¬
platz zu machen. Er verlange volle Wahrheit von der
Staatsregierung und wünsche, daß solide, ehrliche, arbeitS-
saure und brave Leute als Beamte angesiellt würden; wenn
aber ein U für ein A gemacht würde, so passe das nicht
für eine Volksvertretung.

Jetzt, wo das Geld bewilligt würde, hoffe er, daß das
Staatsministerium eine scharfe Controlle ausüben werde, und
hätte er nur gewünscht, wenn noch mehr Details, als ge¬
schehen, gegeben wären. Vor Allem müsse er noch einen
Punkt berühren, und zwar das Freikartensystem, welches
nach seiner Ansicht völlig zu beseitigen wäre, da mit dem¬
selben ein ebenso großer Mißbrauch getrieben würde, wie
früher mit der Portofrcihcit bei Briefen. Es wäre viel
richtiger, wenn die Beamten die Reisekosten selbst bestritten
und aus Rechnung brächten, durchaus verkehrt sei es, daß
keine spcciellen Berechnungen über Fuhrkosten, Diäten w.
aufgestellt würden.

Auch sei das Personal bei der Eisenbahnverwaltung
viel zu groß; in Oldenburg seien vier Direktoren, als fünfter
käme der Geheimrath Siebold  zu Frankfurt noch hinzu;
ob letzterer deshalb zum Director bestellt sei, um ihm die
freie Fahrt zu sichern, wisse er nicht. Wenn gespart werden
solle, so müsse hier gespart werden, nicht bei dem Wcichcn-
wärterpersonal, welches durch saure Arbeit sich seinen Unter¬
halt verdiene. Es wäre besser, wenn man den kleinen Leuten
etwas zukommen ließe und hoffe er, daß im neuen Regulativ
auf Aufbesserung der Gehalte für daS untere Personal Be¬
dacht genommen würde; besonders möchte er darum bitten,
daß dem Zugbegleitungspersonal höhere Mcilengelder aus-
geworfen würden, er würbe dieselben mit Freuden jetzt schon
bewilligen. Wie schon gesagt, müsse man mit der Verein¬
fachung von oben anfangen.

Die Eisenbahndireclion habe das Vertrauen deö Landes
verloren, es wäre besser, wenn der Herr Rcgierungs-Com-
miffar wieder mit den Functionen eines Staatsanwalts be¬
traut und der Baudirector der Oberbaudirection zugeordnct
würde; wo nicht, so wäre cs gut, wenn beide auf Reisen
geschickt würden, um im Auslände sich Fachkenntnisse zu
erwerben. Im Uebrigcn bäte er darum, die Anträge des
Ausschusses einstimmig annehmen zu wollen.

Oberregierungsrath Rarnsauer : Dem Abg. Ahl¬
horn  habe er nur ein Wort zu erwidern, insofern derselbe
ihm vorwerfe, jetzt bezüglich Hosüne eine andere Ansicht zu
vertreten wie früher. Er (Redner) berufe sich auf den Abg.
Propping  als Zeugen, ob er nicht schon damals sich gegen
den Ankauf dieser Anlage ausgesprochen habe; diese seine
Ansicht habe er im Ausschuß geäußert und stehe dieselbe
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außerdem in einem Ausschußbericht gedruckt. Hier im Land-
tage habe er nur auseinanderzusetzen gehabt, ob es rechtlich
zulässig sei, daß die Ziegelei von Staatswegen übernommen
würde; von diesem Standpunkte aus habe er die Frage be¬
jaht. Er wäre der erste, der, wenn er seine Ansicht ändere,
dies auch offen ausspräche.

Minister Jansen : Er könne sich weder veranlaßt
finden, hier auf Einzelheiten, welche dem Gegenstand der
Tagesordnung fern lägen, noch auf eine DiScussion über
frühere Vorgänge einzugeben, indem er davon ein ersprieß¬
liches Ergebniß nicht zu erkennen vermöge. Ebenso wenig
sei er in der Lage, dem Herrn Abg. Ahlhorn  in dem an-
geschlagenen Ton auf das Gebiet der Persönlichkeiten zu
folgen. Die tüchtigen Leistungen der Eiscnbahnverwaltnng
seien von verschiedenen der heutigen Herren Redner ausdrück¬
lich anerkannt und er könne deshalb das soeben ausgesprochene
allgemeine Urthcil, daß daS Vertrauen zur Eisenbahnverwal¬
tung im Lande erschüttert sei, nicht für berechtigt halten.
Man könne der Ansicht sein, daß bei der Veranschlagung
der Ausgaben und im Rechnungswesen der Eisenbahnbau-
verwaltung das Eine oder Andere anders hätte eingerichtet
werden können, und auch die Staatsregierung glaube, daß
man,  wenn man wieder von vorne anzufangcn hätte, in
dieser Beziehung Manches anders zu machen suchen würde;
aber man sei immer klüger, wenn man bereits Erfahrungen
gesammelt habe, als wenn man an ganz neue Aufgaben
herantrete, wie dies bei der ersten Begründung unsires
Eisenbahnwesens der Fall gewesen sei; man habe damals in
vielen Dingen noch keine Erfahrungen gehabt und haben
können, in denen man sie jetzt habe. Ueber das Wünschens-
werthe organisatorischer Vereinfachungen sei gelegentlich des
Bctriebsetats ausführlich verhandelt und es sei dem Landtage
bekannt, daß die Staatsregierung diesen Gegenstand in ein¬
gehende und gewissenhafte Erwägung nehmen werde.

Obcrregierungsrath Ramsarrer : Zur thatsächlichen
Berichtigung habe er noch hinzuzufügen, daß der Gehcimerath
Sieb old  nicht mehr im Besitze einer Freikarte der Olden-
burgischen Bahnverwaltung sei.

Abg. Hoyer : Er glaube die Richtigkeit der Behaup¬
tung des Herrn Regierungs-Commissars, daß er von vorn¬
herein gegen die Uebernahme der Anlage Hosüne gewesen sei,
bestätigen zu können, er glaube außerdem sagen zu können,
daß das Land in unserem Herrn Regierungs-Commiffar einen
Beamten besäße, dessen Tüchtigkeit im Ausland überall an¬
erkannt würde.

Abg. Propping : Soviel er sich erinnere, habe der
Herr Regierungs-Commiffar seine persönliche Ansicht dahin
ausgesprochen, daß der Betrieb der Ziegelei von Staats¬
wegen nicht zweckmäßig sei, hier in der Sitzung habe er nur
den Standpunkt vertreten, daß der Staat rechtlich befugt sei,
die Ziegelei zu übernehmen, und habe, als die Frage auf¬
geworfen sei, ob dem Staate auch der Ankauf einer Maschinen-

22
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fabrik zu eigenem Betriebe zustande, auch diese Frage mit
--ja» beantwortet.

Abg. Ahlhorn : Nach den Erklärungen der Herren
Vorredner wolle er wohl zugeben, daß er sich bezüglich der
Aeußerungen des Herrn Regierungs-Commissars über die
Hosüner Ziegelei geirrt habe. Was aber die Freikarte von
Herrn Gcheimrath Sieb old  beträfe , so sei er mit diesem
Herrn einmal bis Hannover zusammcngefabren und habe er
hier mit eigenen Augen gesehen, daß dieser eine Freikarte
vorgezeigt habe.

Oberregierungsrath Ikamsauer : Die Freikarte rühre
nicht von der Oldenburger, sondern von der Krefeld-Kreis
Kempener Bahn her.

Schluß der Debatte.
Abg. Groß als Berichterstatter: Nach der so ausführ¬

lichen Debatte wolle er nur noch einen Punkt berühren; am
Schluffe des Berichts sei auch der zu 2000 ^ veranschlag¬
ten Kohlenladebühne Erwähnung geschehen, es könne das
vielleicht zu der Annahme führen, als habe der Ausschuß die
Annahme dieses vom Landtage schon abgelehnten Bauwerks
empfehlen wollen; dies sei aber durchaus nicht der Fall, der
Ton liege in dem ganzen Satze darauf, daß der Ausschuß
volles Vertrauen zum Staatsministerium habe; dasselbe werde
die Verwendung der Gelder genau überwachen und habe
deshalb der Ausschuß keinen Anstand genommen, die volle
geforderte Summe, trotzdem die Zahlen der Eiscnbahnverwal-
tung ihm nicht klar seien, einzustellen.

Im klebrigen bitte er , die der Sachlage nach äußerst
milde gehaltenen Anträge des Ausschusses anzunehmen.

Der Präsident  schlägt vor, die beiden Anträge, welche
zur Bcrathung gestanden haben, in einer Abstimmung zu er¬
ledigen; da jedoch der Abg. Westphat  erklärt , gegen An¬
trag 2 des Ausschusses stimmen zu wollen, werben nunmehr
die beiden Anträge einzeln zur Abstimmung verstellt.

Hierauf wird der Antrag 1 einstimmig, der Antrag 2
gegen eine Stimme angenommen.

Der Präsident : Vor dem Beginn der Bewachung
über die Anträge 1 und 2 des Ausschusses habe er unter
dem Einverständniß des Landtags bestimmt, daß auch die
unter lll . gruppirten Anträge mit in die Debatte hinein¬
gezogen werden dürften; indeß seien dieselben jetzt noch einzeln
zur Debatte zu verstellen.

Zu Antrag III . 1:
Abg. Ahlhorn : Er sei mit den unter III . gruppirten

Anträgen des Ausschusses vollkommen einverstanden und
wünsche nur , daß dieselben von Seiten der Staatsrcgierung
geeignete Berücksichtigung finden möchten. Das Hauptge¬
wicht lege er auf speciclle Kostenanschläge: dann würde es
nicht wieder Vorkommen, daß wenn 2 Linien, wie z. B. bei
Elsfleth, in Frage ständen, eine ausgesucht würde, über deren
Zweckmäßigkeit aus Grund von genauen Voranschlägen ein

Nachweis nicht hätte geführt werden können. Damals sei
das Project, außerhalb des Deiches zu bauen, von Herrn
Abg. Hoyer  befürwortet worden. Die Ausführung dieses
Baues sei jedoch ein Verschulden des Baudirectors, der alles
machen könne, ja sogar durch die Weser bauen, wenn ihm
das Geld dazu zu Gebote stände. Jetzt, wo die Volksver¬
tretung mit der Geldbewilligung sparsamer geworden sei,
baue er nicht mehr so darauf los. Daß ein Zuschlag von
25"/, zur Einkommensteuer hinzugekommen sei, sei lediglich
auf die Eiscnbahnbauten zurückzuführen.

Abg. Hoher : Da er vom Abg. Ahlhorn  provocirt
sei, so wolle er nur bemerken, daß nach seiner Ansicht, die
er immer vertreten habe, eine directe Verbindung zwischen
Oldenburg und Elsfleth hätte hergeftellt werden müssen; erst
als diesem Plan die Möglichkeit der Rcalisirung abgcschnittcn
sei, habe er sich für den jetzt ausgeführten Vau ausgesprochen.
Als damals eine Pauschsummefür die Strecke Brake-Nor¬
denhamm bewilligt sei, habe er sich hiergegen ausgesprochen
und befürwortet, daß die für die Strecke und die Anlagen
erforderlichen Summen getrennt der Staatsregicrung zur
Verfügung gestellt würden. Was die Persönlichkeiten beträfe,
so wäre er über diese mit Stillschweigen hinweggegangen,
weil er es überhaupt für richtiger gehalten hätte, wenn alle
persönlichen Bemerkungen unterblieben wären. Nur soviel
müsse er sagen, daß er aus seiner Berührung mit fremden
Handelskammern constatiren könne, daß die Tüchtigkeit un¬
seres Baudirectors, in Deutschland wohl der ersten Autorität
auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens, überall anerkannt
würde und daß das Ausland uns um den ausgezeichneten
Beamten beneide, den wir in der Person unseres Herrn
Regierungs-Commissars besitzen.

Minister Jansen : Bezüglich der Ausstellung von
Kostenanschlägen habe er hier nur noch zu bemerken, daß
bereits eine Verfügung getroffen, wonach alle auf Bauten
bezügliche Anträge der Eisenbahn-Tirection in Zukunft durch
Anlegung von genauen und eingehenden Kostenanschlägen zu
begleiten seien.

Zu Antrag HI . 3:
Berichterstatter Abg. Groß : Ein Hauptmotiv, diese

Forderung zu stellen, sei gewesen, Klarheit darüber zu schaffen,
welche Kosten zur Erbauung der betreffenden Anstalten auf¬
gewendet worden seien und was die Unterhaltung derselben
koste. Jedes Kind wissez. B ., daß der Brakcr Hafen circa
800 000 ^ gekostet habe und trotz einer eigenen Einnahme
von 29 500 einen jährlichen Zuschuß erfordere. Die
Anstalten in Nordenhamm hätten erweislich die doppelte
Summe gefordert, und sei die Einnahme auf nur 500 ^
veranschlagt; es wäre nöthig, daß auch hier Klarheit ge¬
schaffen würde und der Betrieb der Bahn Hude-Nordenhamm
nicht mit den Zinsen des Kapitals und den Unterhaltungs¬
kosten belastet bliebe.
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Die sämmtlichen Anträge unter III. werden einstimmig
angenommen.

II. Bericht des Eisenbahnausschusses über die Petitionen
des Nordenhammer Handelsvereins, betr. Hafenanlagen.

Abg. Tantzen : Er wisse, daß er eine schwere Auf¬
gabe habe, wenn er den Versuch wage, heute gegen den
Ausschußantrag einen andern Antrag zur Annahme zu brin¬
gen. So schwer cs ihm unter dem Eindrücke der soeben
stattgehabten Verhandlungen werde, gegen den Ausschußantrag
zu sprechen, halte er eS doch für seine Pflicht, dieses zu thun.
Aus der bisherigen Verhandlung habe er den Eindruck em¬
pfangen, daß die Nordenhammer Anlage vom Landtage doch
zu streng beurtheil: werde. Er stimme vollkommen zu, daß
die Art und Weise, wie bislang bei dem Bau in Norden¬
hamm verfahren sei, daß namentlich eine so umfangreiche
Verwendung nicht bewilligter Mittel nicht gebilligt werden
könne. Andererseits bitte er aber auch, nicht fetzt unter dem
Eindrücke des Vorgekommenen das Kind mit dem Bade auS-
zuschütten. Zu der ersten Petition des Nordenhammer Hau-
delsvereius habe er nicht das Wort ergriffen, weil er gern
zugebe, daß zur Zeit in Berücksichtigung der gesummten
Finanzlage und in Anbetracht des Umstandes, daß nach dem
soeben gefaßten Beschlüsse die Wasserbauten der Eisenbahn-
vcrwaltung genommen werden sollen, also in dieser Beziehung
ein Nebergangsstadium zu durchlaufen sei, an den Ausbau¬
eines Hafens in Nortenhamm nicht gedacht werden könne.
Anders wie die erste wünsche er die zweite Petition des
Nordenhammer Handelsvereins behandelt zu sehen. In dieser
Petition werde ausgeführt, daß in Folge des zunehmenden
Verkehrs einige neue Einrichtungen erforderlich geworden
seien, so namentlich einige Piersanlagen. Wie aus Persön¬
licher Anschauung könne er auch aus ihm vorliegenden Be¬
richten, welche auf Zuverlässigkeit Anspruch hätten, den be¬
deutenden Aufschwung des Verkehrs in Nordcnhamm consta-
tiren; nach einer ihm vorliegenden Zusammenstellung könne
er folgende Mittheilungen über den Schiffsverkehr in Nor¬
denhamm im Jahre 1881 machen:

Im Seeverkehr angekommene Schiffe 55, von zusam¬
men 35366,97 Registertons, darunter9 Schiffe mit 249,90
Registertons, leer.

Im Seeverkehr abgegangene Schiffe 66, von 34260,00
Registertons.

Im Flußverkehr angekommene Schiffe 176.
-> „ abgegangene „ 164.

Von den angekommencn 55 Seeschiffen waren 13
Dampfer, 26 Barken, 4 Vollschiffe, 1 Galliot, 11 Tfalkcn,
die unter folgenden National-Flaggen fahren: 21 Deutsche,
20 Englische, 12 Norwegische, 1 Ocsterreicher, 1 Italiener.

Die hier angebrachten Waarenladungen bestanden aus
9520 Tonnen Gerste,
7739 Roggen,

2700 Tonnen
509 „
55 „

46 718 Barrel
44 731 „
36 391 -

50 Kisten
1 Ladung

Maisf
Hafer,
Erbsen,
Rohpctroleum,
Naphta,
Raff. Petroleum,
Gasoline,
Cement,

1 Stückgüter.
Vom Bahnhof Nordenhamm sind im Jahre 1881 ab¬

gerollt: 4278 Güterwagen, darunter 2500 mit voller Ladung,
535 mit Stückgütern, 251 mit zusammen 2208 Stück Vieh.

Der Dampfer „Nordcnhamm» hat im selben Jahre be¬
fördert: 37 852 Personen.

Seewärts ausgeführt wurden:
176 000. Kilo Roggen,

80 000 „ Gerste,
8935 ,, Hülsenfrüchte,

7333 Stück Schafe, 288 Mille Steine re.
Der nach diesen Zahlen statthabende bedeutende Verkehr

Nordenhamm's verdiene sicherlich die Aufmerksamkeit des
Landtags. Diese Zahlen deuteten darauf hin, daß die An¬
lagen jetzt, da sie einen solchen Erfolg gehabt hätten, nicht
aufgcgcben und auch nicht vernachlässigt werden könnten und
dürften. Auch bringe der Ausschußantrag, wenn er ange¬
nommen würde, s. E. die Stimmung des Landtags nicht
richtig zum Ausdruck. Der Staatsregierung seien vom letzten
Landtage für Piersanlagen u. s. w. in Nordenhamin
100 000 ^ zur Verfügung gestellt. Von dieser Summe
seien nach den Angaben des Ausschusses nur 54 000 ver¬
braucht, es blieben also der Staatsregierung noch 46 000^
zur Verwendung in Nordcnhamm übrig. Der Nordenhammer
Handclsvcrein, dessen Mitglieder im Wesentlichen das Ge¬
schäft LeS Platzes in Händen hätten, habe nun in der Petition
die dringendsten Wünsche auf Errichtung eines weiteren Piers
und aufHerftellung einer Verbindung der Piers V. und VII.
ausgesprochen. Der College Groß  habe vorhin erwähnt und
an einem Beispiele erläutert, daß die Beladung  größerer
Seeschiffe bei den jetzt vorhandenen Piers schwierig sei; das
sei richtig, diesem Ucbelstande solle eben nach Ansicht der
Petenten durch Erbauung der Verbindung zwischen Pier V.
und VII. abgeholfen werden. Er bitte also über die Petition
des Nordenhammer Handelsvereins nicht zur Tagesordnung
überzugehen, sondern dieselbe der Staatsregicrung, welche ja,
wie bereits hervorgehobcn, noch 46 000 zur Verfügung
habe, zur Berücksichtigung zu empfehlen.

Der Antrag des Abg. Tantzen:
der Landtag wolle die Petition des Nordenhammer
Handelsvereins der Großherzoglichen Staatsregierung
zur Berücksichtigung empfehle»,

wird genügend unterstützt und sofort mit zur Berathung
gestellt.

22 *
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Abg. Groß : Er Hiüsse zuerst erklären, daß er durch¬
aus nicht dagegen sein würde, einen Hafen in Nordcnhamm
zu bauen, resp. die dortigen Schiffsahrtsanstalten zu erweitern,
wenn das Land Mittel habe, solche Einrichtungen neben dem
einmal bestehenden Hafen Brake z» schaffen und zu unter¬
halten; leider sei dieses nicht der Fall , wie ein eclatantes
Beispiel zeige. Zwischen Brake und Nordenhamm habe sich
im Laufe des Sommers eine Barre gebildet, wodurch nach
Erklärung der Lootsen Schiffen über 15 Fuß Tiefgang die
Möglichkeit genommen würde, nach Brake zu kommen; auf
die Bitte des Broker Handelsverein, die Barre wegzubaggern,
habe das Großherzogliche Staatsministerium erklärt, daß die
dazu erforderlichen 3000 nicht disponibel seien (Redner
verliest das Rescript). Falls die Baggerungen vorgenommen,
wären von den Getrcidetampfern, die i» Nordenhamm an¬
legten, verschiedene nach Brake heraufgckommen, da von den
bis zum 3. December dort angckommenen9 Dampfern nur
2 tiefer als 18 Fuß gegangen wären. (Redner verliest zum
Belege seiner Ausführungen Daten aus dem Schiffsverkehr
von Nordenhamm.) Es wäre besser, das Fahrwasser nach
dem Hafenort Brake, wo circa 5000 Menschen von der
Schifffahrt lebten, zu vertiefen, als neue Summen in Norden¬
hamm hineinzustecken, da auch die Eisenbahn keinen oder
nur ganz geringen Vortheil bei den Transporten habe, wenn
sie ab Nordenhamm geschähen. Der Seehafentarif setze für
die 19 Kilometer nur 2 bis 3 ^ per Waggon mehr an,
für viele Artikel sei außerdem der Tarif von Brake und
Nordenhamm gleich, sodaß für den Transport auf der Strecke
nichts bezahlt würde. Der Landtag möge deshalb den An¬
trag des Ausschusses annehmen und sich nicht der Gefahr
aussetzcn, durch Empfehlung der Petition den Herrn Minister
zu veranlassen, wiederum ohne weitere Bewilligung 100000^
auözugeben, wie das letzte Mal geschehen sei.

Der Präsident : Vom Abg. Ahlhorn sei soeben ein
Verbesserungsantrag zu dem Anträge Tantzen  eingercicht;
derselbe laute:

der Landtag wolle die Petition des Nordenhammer
HandelsvereinS vom 20. Januar d. I . der Groß¬
herzoglichen Staatsregierung zur Berücksichtigung
übergeben.

Da der Antrag genügend unterstützt ist, wird er sofort
mit zur Debatte verstellt.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Da er cs für
selbstverständlich gehalten habe, daß der erste Antrag ein¬
stimmige Annahme finden würde, habe er zu diesem das
Wort nicht ergriffen. Nur einige Schreibfehler im Bericht
habe er hier zu constatiren, indem Seite 484 letzte Zeile
statt „Reiseziel" „Beispiel" und Seite 485 Z. 4 statt „und"
„so" gelesen werden müsse.

Was die zweite Petition anlange, so habe der Aus¬
schuß gestern Abend sich eingehend über diese berathen und

sei zu dem Entschluß gekommen, nicht nackte Tagesordnung
zu beantragen, sondern über dieselbe, wie vorgelegt, zur
motivirten Tagesordnung überzugehen.

Die 100 000 -/A, welche für Nordcnhamm im vorigen
Jahre ausgeworfen seien, wären noch längst nicht verbraucht
und könne mit dem Rest von circa 40 000 ^ immerhin
noch manches geschehen. Er selbst habe kein genügendes
Verständniß dafür, ob die Wünsche der Petenten gerecht¬
fertigt seien, nur so viel glaube er behaupten zu dürfen, daß
die Herstellung eines neuen GetreideschuppenS besser der
Privatspcculation überlassen bleibe.

Dem Anträge des Abg. Tantzen  erkenne er zwar in
Anbetracht dessen, daß der Verkehr von Nordenhamm sich
gehoben habe, eine gewisse Berechtigung zu, andererseits aber
sei nicht zu verkennen, daß die Eifersucht des Preußischen
Staats erregt würde und die Gefahr nahe läge, daß Preußen
durch scharfe ConcurreNz den Hafenplatz Nordenhamm zurück-
brängen würde. Er stehe der ganzen Angelegenheit durchaus
objcctiv gegenüber, er freue sich über das Wohlergehen aller
unserer Hafenplätze nicht am wenigsten Nordcnhamms allein,
er glaube, wenn er sich als Vertreter des ganzen Landes
betrachte, daß er dann sich sagen müsse, mit den veraus¬
gabten und noch vorhandenen Mitteln sei Genüge geschehen.
Er bitte deshalb um Annahme des Ausschußantrags.

Oberregierungsrath Ikamsarrer : Er wolle nur con¬
statiren, daß die Angabe des Abg. Windmüller  richtig sei,
wonach noch 40 000 ^ zur Verfügung ständen. Wie dieses
Geld verwendet werden solle, darüber sei noch kein Beschluß
gefaßt worden.

Augenblicklich sei nicht nur der Privatschuppen, sondern
auch der Eisenbahnschuppen gefüllt, sodaß kein Schiff mehr
ausladen könne. Mit dem Abg. Windmüller  sei er der
Ansicht, daß die Erbauung weiterer Schuppen der Privat-
speculation überlassen bleiben müsse; er hoffe, daß der schon
gebaute Privatschuppen seine Rechnung finden werde. Den
Nordeichammern müsse er darin Recht geben, daß der Ver¬
kehr bei unzureichenden Anlagen nicht steigen könne. Es sei
ein viroulus vitiosus , wenn man von den Nordenhammern
Nachweis des Verkehrs verlange, bevor man sich zur Be¬
willigung neuer Anlagen verstehen wolle; die Norden¬
hammer verlangten neue Anlagen in der Voraussetzung, daß,
wenn diese vorhanden, der Verkehr sich entsprechend ver¬
mehren werde.

Abg. Ahlhorn : Sein Nachbar, der Abg. Groß,
habe immer von Brake gesprochen, nie von Nordenhamm;
cs müßte Loch darauf gesehen werden, ob die Nordenhammcr
Anlagen, um die es sich hier handle, zu vergrößern resp. zu
verbessern wären.

Zur Begründung seines Verbesserungsantrages, anstatt
„empfehlen" zu setzen„übergeben", habe er folgendes zu be¬
merken: Der Abg. Windmüller  habe gesagt, daß noch
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40000 für Nordenhamm zur Verfügung ständen: er
(Redner) würde dem Anträge»die Petition der Staatsregie-
rung zu empfehlen" zugestimmt haben, wenn er die dortigen
Verhältnisse genau geprüft und durchschaut hätte; da dies
nicht der Fall und in Anbetracht der noch zur Verfügung
stehenden Gelder ein Uebcrgang zur Tagesordnung seines
Erachtens nicht gerechtfertigt sei, so beantrage er, die Petition
der Staatsregierung zur Berücksichtigungzu übergeben.

Abg. Jken : Nur durch wenige Worte möchte er seine
Abstimmung motiviren. Seines Erachtens wären die Wünsche
der Petenten doch zu gerechtfertigt, als daß man über die-
selben zur Tagesordnung übergehen bürste. Er gäbe gern
zu, daß augenblicklich nicht die Mittel vorhanden seien, um
das Werk in der erwünschten Weise fördern zu können.
Allein es sei für Nordenhamm schon so viel aufgewandt,
daß man eine nochmalige Zubuße wohl verantworten könne,
zumal der Verkehr sich in außerordentlicher Weise entwickelt
habe, außerdem die Lage von Nordenhamm diese Station
zu dem natürlichsten und vorzüglichsten aller Wcserhäfen be¬
stimme. Die Anschauungen des Abg. Groß,  daß für daS
diesseitige Weserufer der Braker Hafen dem Verkchrsbedürfniß
genüge, theile er durchaus nicht, da nach Brake immer nur
die kleineren Seeschiffe hinaufkommen könnten, Nordenhamm
dagegen ohne alle Schwierigkeit die größten und tiefgehendsten
Schiffe aufnehmen könne. Die Aufmerksamkeit der Regie¬
rung müsse fortwährend auf diesen Platz gerichtet bleiben;
er (Redner) würde gar nicht anstehen, falls nur die Mittel
da wären, weitere Gelder für Nordenhamm zu bewilligen;
er werde deshalb für den vom Abg. Ahlhorn  gestellten
Antrag stimmen.

Abg. Tantzen : Er habe vorhin sich das Wort erdeten,
um eine Behauptung des Abg. Groß  richtig zu stellen.
Die Zusammenstellung des Abg. Groß  über den Verkehr
Nordenhamms habe etwas niedrigere Zahlen wie die seinige;
doch würde dies wohl darin seine Erklärung finden, daß die
Zusammenstellung des Abg. Groß  mit dem 23. December
abschließe, während die seinige das ganze Jahr 1881 umfasse.

Es würde von keinem Nutzen und deshalb überflüssig
sein, wenn er hier mit dem College» Groß  ein kleines
Wort-Turnier über die Vorzüge NordenhammS oder Brakes
für den Seeverkehr anstellen würde, er wolle nur wieder¬
holen, daß eine Anlage, welche so viel Geld verschlungen
und welche nachweislich so großen Erfolg bereits habe, nicht
fallen gelassen werden könne. Man möge jetzt nicht an die
Art und Weise, wie die Anlage zu Stande gekommen, denken,
die Anlage sei einmal da. Er würde bedauern, wenn über
die Petition zur Tagesordnung übergcgangen würde. Im
klebrigen sähe er zwischen dem Anträge Ahlhorn  und dem
seinigen keinen großen Unterschied und ziehe er deshalb seinen
Antrag zu Gunsten des Antrags Ahlhorn  zurück.

Abg. Deeken : Als Mitglied des Eiscnbahnausschusses
habe er sich mit dem Anträge einverstanden erklärt und ver¬

bleibe er auch bei demselben. Der Antrag gehe auf einfache
Tagesordnung und nicht, wie von einer Seite hcrvor-
gchoben, auf eine motivirte.

Er sei zwar mit dem Abg. Tantzen  dahin ganz ein¬
verstanden, daß die Nordenhammer Anlagen nicht zurück¬
gehen dürften und glaube er wohl, daß Nordenhamm eine
Zukunft haben könne und daß mit der Zeit für dasselbe
weitere Aufwendungen gemacht werden müßten. Dies aber
dürfe erst geschehen, wenn die Südbahn nach Damme ge¬
baut sei; denn dieser gebühre die Priorität. Es seien schon
jetzt zu den Nordenhammer Anlagen so bedeutende Summen
verbraucht, daß mit denselben die Südbahn fast habe her¬
gestellt werden können. Nordenhamm bringe dem Staate
und insbesondere auch den Eisenbahnen des Staats keinen
im Verhältniß zum Aufwandc stehenden direkten und indirecten
Nutzen, während die Südbahn, welche nur einen ganz ge¬
ringen Zinszuschuß seitens des Staats, im schlimmsten Falle
etwa 20 000 jährlich, erfordern werde, einem großen
Landestheile zu Gute komme und zwar einem solchen, welcher
die Lasten der Nordenhammcr Anlagen und der Eisenbahnen
mitzutragen habe, ohne irgend welchen Nutzen davon zu
haben. Er empfehle demnach den Ausschußantrag zur An¬
nahme.

Abg. Borgmann : Der Ausschuß habe sich principiell
gar nicht gegen Nordenhamm ausgesprochen, sondern habe
geglaubt, daß mit den disponibclen 40—50 000 ^ aus¬
zureichen sei, das Vorhandene zu erhalten, resp. die erforder¬
lichen Verbesserungen vorzunehmen. Der Ausschuß sei auch
hauptsächlich aus dem Grunde zu dieser Ansicht gekommen,
weil er ja die Resolution gefaßt habe, die nunmehr auch
vom Landtage acceptirt sei, daß die Hasen- und Uferbauten
in Elsfleth und Nordenhamm von der Eisenbahndirection
auf die Hochbaudirection übertragen werden sollten; bis in
dieser Beziehung eine Klärung stattgefunden, habe der Aus¬
schuß mit Recht geglaubt, nicht weiter gehen zu dürfen. Er
bitte deshalb, den Ausschußantrag anzunehmcn.

Abg. Ahlhorn : Er müsse noch darauf aufmerksam
machen. Laß es sich hier nicht um Geldbewilligung handle,
sondern bloß darum, der Staatsregierung zu empfehlen,
bereits bewilligtes Geld für spccicll genannte Anlagen zu
verwcrthen. Dieses könne man mit ruhigem Gewissen thun.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Er bitte drin¬
gend, beim Ausschußantrage stehen zu bleiben. Zur Erwei¬
terung der Hafenanlagen seien, wie gesagt, noch ca. 40 000^
vorhanden, eine Summe, groß genug, wenn sie richtig an-
gcwendet werde, um dem Bedürfniß zu genügen. Wenn die
Petenten die Herstellung eines neuen Getreideschuppens wünsch¬
ten, so müsse man dies der Privatspeculation überlassen, da
die Mittel des Landes hierzu nicht vorhanden seien.

Wenn der Abg. Tantzen  bemerkt habe, daß es un¬
billig sei, die Station Nordenhamm wieder untergehen zu



174

lassen, so habe er hierauf nur zu erwidern, daß die Unter¬
haltungskosten aus dem Betriebe der Bahn bisher und ferner
bestritten, die Anlagen selbst aber keinenfalls aufgegeben
werden sollten. Mit den 40 000 ^ wäre ganz gut aus¬
zukommen. Die Petenten wüßten dies recht gut, da sie
jedenfalls den Verhandlungen des Landtags mit Sorgfalt
gefolgt wären. Er bäte nochmals um Annahme des Ausschuß-
antragcs.

DerPräsident schlägt vor, zunächst über die Ausschuß¬
anträge abzustimmcn; im Fall Antrag 2 des Ausschusses
angenommen würde, sei der Antrag Ahlhorn  erledigt.

Die Ausschußanträge werden angenommen.
III. Bericht des Eisenbahnausschusses, bekr. die Vor¬

lagen des Staatsministeriums:
a) Nebenanlage zu Anlage 37, Uebersicht der Ein¬

nahmen und Ausgaben der Eisenbahn- Betriebscasse
pro 1876/78,

h) NebenanlageL. zu Anlage 37, Zusammenstellung
der Gesammt-Einnahmen und Ausgaben der Eiscn-
bahn-Betricbscasse pro 1876/78,

v) Nebenanlage6 . zu Anlage 37, Zusammenstellung der
Einnahmen und Ausgaben des Eisenbahn-Erneue-
rrmgsfonds pro 1876/78.

(Anl. 37 S . 106, Nebenan!. L., 6 . bisS . 132.)
(Berichterstatter: Abg. Wind  müller .)

Die beiden Ausschußanträge werden ohne Debatte an¬
genommen.

IV. Bericht des Eisenbahnausschusses über Las Schreiben
Großherzoglichcn Staatsmiiiisteriumö vom1. November 1881,
betr. Mittheilung der eingetretcnen Veränderungen an den zur
Eisenbahn gehörigen Gebäuden und Grundstücken. (Anl. 47
S . 248.)

(Berichterstatter: Abg. Windmüller .)
Der Antrag des Ausschusses wird ohne Debatte ge¬

nehmigt.
V. Mündlicher Bericht des Eisenbahnausschusses über

eine Petition von Eingesessenen des Amts Butjadingen, be¬
treffend verbesserte Einfriedigungen an der Eisenbahn Brake-
Nordenhamm.

(Berichterstatter: Abg. Wind müller .)
Der Berichterstatter : Die Petenten bäten, die

Einfriedigungen wieder in den Zustand vor Einführung des
Secundärbetriebeszu setzen. Der Ausschuß habe zwei Mit¬
glieder hingcsandt, um die Sachlage zu untersuchen. Auf
Grund von Material, welches der Rcgierungs-Commissar
zur Verfügung gestellt, sei sodann der Beschluß gefaßt. Nach
den Mittheilungen des Regierungs-Commiffars seien auf der
Strecke Brake-Nordenhamm weniger Unglücksfälle als auf
allen übrigen Strecken vorgekommen, vielleicht sei dies auf
den sccundären Betrieb zurückzuführen. 11 Fälle seien zu
Lasten der Eisenbahn entschieden, die übrigen Ansprüche seien

entweder nicht zur Sprache gekommen oder abgewiesen. Der
Ausschuß habe geglaubt, die Pctilicn der Staatörcgicrung
zur Prüfung überweisen zu müssen, da auf die Sicherheit
des Betriebes und die Unverletzlichkeit des Eigenthums hin«
zustrcben sei.

Abg. Grost : Der Ausschuß habe es für angezeigt
gehalten, einige seiner Mitglieder abzusenden, um die Sach¬
lage an Ort und Stelle zu prüfen. Er habe die Tour mit-
gcmacht und könne nur erklären, daß, soweit es sich vom
Eisenbahnwagen aus übersehen lasse, ihnen der Zustand der
Einfriedigungen nicht befriedigend erschienen sei; besonders
sei es aufgefallen, daß die die Bahn durchschneidenden Fahr¬
wege nicht einmal mit Barrieren versehen gewesen wären.
Die Petition rühre eigentlich vom Braker Amtsrath her,
der die Petenten zu Vorarbeiten ausgewählt habe, und werde
nur der Mangel an Zeit die Ursache gewesen sein, daß nicht
der Amtsrath selbst, sondern die einzelnen Mitglieder der
von ihm gewählten Commission die Petition unterschrieben
hätten. Er bäte deshalb, den Antrag des Ausschusses an-
zunehmen.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
Hiermit ist die Tagesordnung erschöpft; der Präsi¬

dent  setzt die nächste Sitzung auf Sonnabend, den 28. Jan.,
Morgens 10 Uhr, an mit folgender Tagesordnung;

1. Bericht des Finanzausschusses, betreffend die Kronguts-
caffe-Rechnungen des Fürstcnthums Birkenseld für
1877/79. (Anl. 46 S . 247.)

2. Bericht des Justizausschnffes zur zweiten Lesung des
Gesetzentwurfs für das Fürstenthum Lübeck, betr. die
Aufhebung des tz. 16 litr. ä . der Verordnung vom
4. October 1836 rc. (Anl. 60 S . 273)

und
mündlicher Bericht desselben Ausschusses, betr. die
Petition des Gemeindevorstehers und Standesbeamten
Ehlers  zu Ahrensböck, betr. Erläuterung, bezw.
Abänderung des vorstehenden Gesetzentwurfs.

3. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den Gesetz¬
entwurf zur Abänderung und Ergänzung des Gesetzes,
betr. öffentliche Schlachthäuser. (Anl. 65 S . 307.)

4. Bericht desselben Ausschusses, betr. den Gesetzentwurf,
betr. die Aufhebung der Lootsenverordnung von 1803.
(Anl. 71 S . 411.)

5. Mündlicher Bericht des Juftizausschuffes, betr. Antrag
des Abg. Ca pell  und Genossen, betr. weitere Ne¬
vision der Gebührentare des Fürstenthums Lübeck für
bürgerliche Rechts- und Strafsachen.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Petition der Anfangslehrer Kruse und Hilgefort,
betr. Aufbesserung der Gehalte der Anfangslehrer.

7. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr.
eine Petition der Gemeinden Damme und Neuen-
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kirchen wegen Wiederherstellung eines selbstständigen
Amtes Damme.

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Ver¬
kauf der Wassermühle rc. zu Vechta. (Anl. 102
S . 512.)

9. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses über
den selbstständigen Antrag des Abg. Nathan  und
Genossen, betr. das Feuerverskcherungswescnim Fürsten¬
thum Lübeck.

10. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Bockhvrner Sielachtsausschusscs, betr.
Interpretation des Art. 24 Z. 1 litr. n. der Deich¬
ordnung.

11. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses, betr. den
Bau eines Wirthschaftsgebäudes auf dem kleinen
Sande bei Elsfleth. fAnl. 157 S . 632.)

12. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den Gesetz¬
entwurf wegen des Moorbrennens. (Anl. 31 S . 81.)

Der Landtag erklärte sich mit dieser Tagesordnung und
damit einverstanden, daß bezüglich der aus die Tagesordnung
gesetzten Gegenstände, soweit nöthig, von der im tz. 51 der
Geschäftsordnung vorgesehenen Frist abgesehen werde.

Schluß der Sitzung1^ Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter:

Müller.
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Vorsitzender: Präsident Roggewann,  zeitweilig Vicepräsident Ahlhorn.

Am Ministertische: Die Herren Negierungs-Commissare:
Oberregierungsrath Mutzenbecher,  Ministerialrath Flor,
Regierungsrach von Buttel.

Der Schriftführer Abg. Wallroth  verliest das Proto¬
koll ver vorigen Sitzung, dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  theilte sodann mit, daß der neu¬
gewählte Abg. Bothe  in den Landtag eingetreten sei.

Der Abg. Bothe  leistete sodann den Art. 130 Z. 4
vorgeschriebencn Eid.

Des weiteren theilt der Präsident mit,  daß er dem
Abg. Boedecker  weiteren Urlaub auf 5 Tage ertheilt habe.

Es erbittet vor der Tagesordnung das Wort:
Abg. Barnsiedt : Namens des Finanzausschusses habe

er folgenden Antrag zu stellen:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß nachträglich zu Protokoll constatirt werde, daß
der bei Annahme der Vorlage über die Ausscheidung
der Noddcnser Stückländcreien als Krongut am
9. Decemberv. I . gefaßte Beschluß wegen Uebcr-
nahme der Garantie hinsichtlich der Bentinckschen
Hypothek sich auch auf die Gewähr gegen Ansprüche
etwaiger dritter Rechtsnachfolger in das Bentincksche
Fidcicommiß beziehen solle.

Nachdem der Präsident  mitgethcilt, daß dieser Antrag
wegen Mangel an Zeit nicht habe abgeklatscht und an die
Mitglieder des Landtags vertheilt werden können, mit welcher
Abweichung von der Geschäftsordnung der Landtag sich ein¬
verstanden erklärte, wurde beschlossen, den Antrag sofort zu
berathen und darauf der Antrag ohne Debatte angenommen.

Der Präsident  bemerkt sodann, daß die Berichte über
die auf der heutigen Tagesordnung stehenden Gegenstände
zwar nicht überall die bestimmte Zeit in den Händen der
Abgeordneten gewesen, daß er aber, falls kein Widerspruch
erfolge, den Verzicht der Herren auf die Jnnehaltung der
vorgeschriebenen Frist annehmcn werde.

Widerspruch wird hiergegen von der Versammlung nicht
erhoben und sodann in die Tagesordnung eingetreten.

I. Bericht des Finanzausschusses, bctr. die Kronguts-
caffe-Rcchnungen des Fürstenthums Birkenfeld pro 1877/79.
lAnl. 46 S . 247.)

Berichterstatter Abg. Keller : Zunächst müsse er auf
einen Schreibfehler im Abklatsche aufmerksam machen, wo cs
heiße 1876/78 statt des richtigen 1877/79; sodann habe er
zu bemerken, daß der Ausschuß die betreffenden Kronguts-
casse-Rechnungen geprüft, jedoch nichts dagegen zu erinnern
gefunden habe, so daß beantragt werde:

der Landtag wolle die Krongutscasse-Rechnungen des
Fürstenthums Birkenseld Pro 1877/79 an die Groß-

Berichte. XXI. Landtag.

herzogliche Staatsregierung unbeanstandet zurückgelan¬
gen lassen.

Der Antrag wird angenommen.
II. Bericht des Justizausschussesz»r zweiten Lesung

des Gesetzentwurfs für das Fürstenthum Lübeck, betr. die
Aufhebung des §. 16 l!tr. kt. der Verordnung vom4. Ok¬
tober 1836 rc. (Anl. 60 S . 273)

Berichterstatter: Abg. Westphal
und

mündlicher Bericht desselben Ausschusses, betr. die Pe¬
tition des Gemeindevorstehers und Standesbeamten Ehlers
zu Ahrensböck, betr. Erläuterung bezw. Abänderung des vor¬
stehenden Gesetzentwurfs.

Berichterstatter: Abg. Deeken.
Die gemeinschaftliche Berathung der beiden Gegenstände

wurde genehmigt und das Wort ertheilt dem:
Berichterstatter Abg. Deeken : Der Gesetzentwurf betr.

die Aufhebung des Z. 16 litr. ä. der Verordnung vom
4. Oktober 1836 :c., welcher die Aufhebung der Landes¬
herrlichen Verordnung vom4. Oktober 1836 über das Auf¬
gebot und die Trauung künftiger Eheleute und des Z. 3 der
Landesherrlichen Verordnung vom 27. September 1815,
betr. die Einrichtung des Vormünder- und Pupillenwesenö,
bezwecke, um das Verfahren vor oem Standesbeamten zu
vereinfachen, sei in erster Lesung bereits vom Landtage an¬
genommen und stehe heute zur zweiten Lesung. Inzwischen
sei eine Petition des Gemeindevorstehers und Standesbeamten
H. Ehlers  zu Ahrensböck eingegangen, der sein Bedenken
in Betreff des gedachten Gesetzentwurfs äußere, weil derselbe
nach Ansicht des Petenten nicht für das ganze Fürstenthum
gleiche Wirkung haben werde. Derselbe führe nämlich aus,
daß, bevor die Landesherrliche Verordnung vom 4. Oktober
1836 durch Verordnung vom 9. Juni 1870 in den vor¬
maligen Holsteinischen Gcbietstheilcn eingeführt sei, in den
cedirten Landestheilen schon gleiche Vorschriften, nämlich die
Vormünderverordnungfür das Herzogthum Holstein vom
13. September 1743 und die gemeinschaftlicheVormünder¬
verordnung im Herzogthum Holstein vom 28. September
1767, in Geltung gestanden hätten. Wenn nun durch das
gedachte Gesetz die eingeführte Verordnung aufgehoben wer¬
den solle, führe Petent weiter aus,  so würde damit, da in
den cedirten Gebietstheilen die Fürstliche Vormündervcrord-
nung vom 27. Sept. 1815 nicht gölte, ein veränderter Zu¬
stand nicht geschaffen und die Standesbeamten, um kein
Amtsvergehen zu begehen, nach wie vor verpflichtet sein, auf
Grund der in der Holsteinischen Vormünderverordnung stecken¬
den, in Geltung befindlichen Bestimmung, ein gerichtliches
Attest über die stattgchabte Auseinandersetzung zu verlangen.

Diese Auffassung des Petenten indeß sei eine irrige, wie
23
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schon aus den Motiven zu dem Gesetzentwurf hervorgehe,
wo es heiße:

»Durch Gesetz vom 9 . Juni 1870 ist die citirte
Verordnung vom 4 . Oktober 1836 und damit auch
die dem Z. 16 litr . ä . dieser Verordnung zu Grunde

liegende Bestimmung des Z. 3 der Vormünderverord¬
nung vom 27 . September 1815 für die neuen Landes-
theile eingeführt worden , so daß dieselbe gegenwärtig
in dem ganzen Gebiet des Fürstcnthums Lübeck gilt . "

Diese Tbatsache sei richtig . Da nach allgemeinen

Rechtsgrundsätzen zwei Gesetze über denselben Gegenstand nicht
neben einander bestehen könnten , so sei es Rechtsgrundsatz,
daß das ältere Gesetz durch das jüngere aufgehoben werde.
Demnach seien die gedachten alten Holsteinischen Verordnungen
durch das Gesetz vom 9 . Juni 1870 aufgehoben und gölten

im ganzen  Fürstenthum die im Gesetzentwurf bezeichneten
Gesetze . Würden nun diese , wie beabsichtigt , beseitigt , so
werde dadurch wiederum gleiches Recht für das ganze Fürsten

thum geschaffen . Die Ansicht des Standesbeamten sei dem¬

nach eine irrige . Der Ausschuß beantrage daher:
der Landtag wolle die Petition durch Annahme des
gedachten Gesetzentwurfs für erledigt erklären.

Reg .- Com . Flor : Er habe zu bemerken , daß die Staats¬

regierung mit den Ausführungen des Herrn Berichterstatters
durchaus einverstanden sei . Die durch den Gesetzentwurf
aufgehobenen Vorschriften gölten z. Z . nicht mehr auf Grund
der alten Dänischen Verordnungen , sondern auf Grund der

Oldenburgischen Gesetzgebung . Würden die betreffenden
Oldenburgischen Vorschriften aufgehoben , so seien die in
Rede stehenden materiellen Bestimmungen damit beseitigt.
Die älteren Dänischen Vorschriften lebten nicht wieder auf.

Der Gesetzentwurf wird sodann in zweiter Lesung an¬

genommen , desgleichen der Ausschußantrag betreffend die ge¬
dachte Petition.

Hierauf übernahm der Vicepräsident Ahlhorn  den
Vorsitz.

III . Bericht des Verwaltungsausschusses , betr . den Ge¬

setzentwurf zur Abänderung und Ergänzung des Gesetzes,
betr . öffentliche Schlachthäuser . ( Anl . 65 S . 307 .)

Berichterstatter Abg . WLndmnller : Während er sich

in der Hauptsache wohl auf den schriftlich erstatteten Bericht
des Ausschusses beziehen dürfe , wolle er nur bemerken , daß

die Regierungsvorlage bloß in einem Passus eine Aenderung
erfahren habe , daß nämlich statt der Worte im Art . 1
Abs . 2 des Entwurfs : „ die in dem Tarife ( Ziff . 4 und 5)

festgesetzten Gebühren dürfen die Kosten der Untersuchung
nicht übersteigen " , zu setzen sei:

»die in dem Tarife ( Ziff . 4 und 5 ) festzusetzenden
Gebühren dürfen ebenso hoch sein , als die Gebühren,

welche von den einheimischen Schlachtern für die Unter¬

suchung und zugleich für die Benutzung des Schlacht¬
hauses zu zahlen sind . "

Da die Schlachthausanlage ein vorläufig nur für die

Stadt Oldenburg in Frage kommendes Zukunftsproject sei,
habe man praktische Erfahrungen mit dem darauf bezüglichen
Gesetze bei uns noch nicht machen können , vielmehr sei man
bislang nur auf die in unserem Nachbarstaate Preußen ge¬

machten Erfahrungen angewiesen und daraus ergebe sich,
daß man der auf dem fraglichen gesetzgeberischen Gebiete
in Preußen eintretenden weiteren Entwickelung , wie solche

daselbst durch ein kürzlich erlassenes Zusatzgesetz zu dem

Schlachthausgesetze vom 18 . März 1868 geschehen sei , auch
hier zu folgen habe . Dort habe sich gefunden , daß das

Gesetz Mängel habe , welche eine Umgehung desselben zu¬
ließen und damit den ganzen Zweck desselben illusorisch
machten . Ob nun die in der gedachten Novelle getroffenen

Abänderungen diese Mißstände für immer beseitigen würden,
lasse sich nicht beurtheilen , indessen müsse man sich vor der
Hand mit den gemachten Erfahrungen begnügen und die
etwa hervortretenden berechtigten Wünsche der Vertretung der
Stadt Oldenburg — als dem vorläufig allein interessirten
Kreise — in Betracht ziehen . Eben diese Vertretung sei der
Ansicht , daß sich eine Umgehung des Gesetzes , wenn vielleicht

nicht gänzlich verhindern , so doch sehr erschweren lasse , da¬
durch , daß das von auswärts eingeführte Fleisch nicht nur,
wie der Gesetzentwurf wolle , die wirklichen Kosten der Unter¬

suchung trage , sondern auch die Kosten der Benutzung des
Schlachthauses , um dadurch einmal die Rentabilität der An¬
lage zu sichern , andererseits aber auch gegenüber den städti¬

schen Schlachtern , welche gezwungen seien im Schlachthause
zu schlachten und dafür die vollen Kosten zu zahlen , eine
Ausgleichung zu erwirken.

Diese Gebühr für die Benutzung des Schlachthauses sei
nach Mittheilung sachverständiger Kreise eine so äußerst ge¬

ringe , daß der Ausschuß kein Bedenken getragen habe , den
Intentionen der städtischen Verwaltung gemäß eine Aen¬

derung des Gesetzentwurfes zu beantragen . Er bitte , den
Ausschußanträgen zuzustimmcn , lautend:

Antrag 1:
Statt der Worte im Art . 1 Abs . 2 des Entwurfs:

»die in dem Tarife ( Ziff . 4 und 5 ) festzusetzenden
Gebühren dürfen die Kosten der Untersuchung nicht
übersteigen, " zu setzen:

»die in dem Tarife ( Ziff . 4 und 5 ) sestzusetzenden
Gebühren dürfen ebenso hoch sein , als die Ge¬
bühren , welche von den einheimischen Schlachtern

für die Untersuchung und zugleich für die Benutzung
des Schlachthauses zu zahlen sind.

Antrag 2:

den Gesetzentwurf mit dieser Aenderung anzunehmen.
Reg .- Com . von Buttel : Aus verschiedenen Grün¬

den , welche er sogleich darzulegen gedenke , halte er es für
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bedenklich, dem Ausschußantrage zuzustimmen, er bitte, bei
der Regierungsvorlage stehen bleiben zu wollen.

Das für das Großherzogthum erlassene Gesetz vom
22. Januar 1879, betr. die Errichtung öffentlicher, aus¬
schließlich zu benutzender Schlachthäuser, verfolge einen dop¬
pelten Zweck; einmal wolle es die Mißstände, welche mit
dem Schichtbetriebe der im ganzen Stadtgebiete vertheiltcn
Schlachtanlagen, sei es wegen der mangelhaften Einrichtung
oder wegen der besonderen örtlichen Verhältnisse, vielfach ver¬
bunden seien, beseitigen, sodann wolle es das Publikum vor
dem Genüsse gesundheitsschädlichen Fleisches bewahren. Diesen
doppelten Zweck suche das Gesetz nach der einen Seite da¬
durch zu erreichen, daß es die zerstreut liegenden Schlacht¬
anlagen in eine unter der Gemeindeverwaltung stehende
Centralstelle vereinige, nach der andern Seite dadurch, daß
es eine sachverständige Untersuchung des sämmtlichen Viehes
verlange, und zwar sowohl vor dem Schlachten, als nach
demselben. Nun habe sich aber nach den in Preußen ge¬
machten Erfahrungen gezeigt, daß diese Bestimmungen insofern
nicht ausreichend seien, als der zweite Zweck nicht vollständig
sich erreichen lasse. Das Hauptgesetz verbiete nämlich nicht
und wolle auch nicht verbieten, daß von auswärts Fleisch
eingeführt und feilgebotcn werde; die Folge davon sei die,
daß sich in den Städten, wo Schlachthäuser errichtet worden
seien, einmal die Einfuhr von nicht untersuchtem Fleisch von
außerhalb gesteigert habe, sodann, daß die im Gemeinde¬
bezirk wohnenden Schlachter sich veranlaßt gesehen hätten,
sich außerhalb desselben zu etabliren und von dort aus die
Stadt mit Fleisch zu versorgen, welches einer Untersuchung
nicht unterzogen sei. Damit sei zugleich auch eine Gefähr¬
dung der Communen nach der finanziellen Seite hin ein-
getrcten, insofern die mit mehr oder weniger erheblichen
Kosten errichteten Anlagen in Folge der geringeren Benutzung
derselben nicht mehr genügend abgeworfen hätten, um die
Betriebskosten, die Zinsen des Anlagekapitals re. zu decken.
Dieser Uebelstand habe eine Reihe von Beschwerden und
Bitten um Abschaffung dieser Mißstände hervorgerufen, nicht
bloß von den Magistraten derjenigen Städte, wo diese An¬
lagen bereits geschaffen, sondern auch von den Städten, die
solche erst geplant hätten. Diesen Uebelständen zu begegnen,
sei die Absicht des Preußischen Gesetzes und erscheine es
zweckmäßig, die Bestimmungen desselben auch hier, wie früher
das Schlachthausgesetz selbst, zu adoptiren.

Aus dem Gesagten ergebe sich der Zweck und die natur¬
gemäße Begrenzung der Novelle. Zunächst solle verhütet
werden, daß in den Gemeindebezirk Fleisch eingeführt und
feilgeboten werde, welches einer sachverständigenUntersuchung
nicht unterzogen sei. Diescrhalb seien die Bestimmungen zu
den Ziff. 4 und 5 des Artikels1 getroffen, welche den ein
öffentliches Schlachthaus besitzenden Gemeinden die Befugniß
ertheilten, dasjenige Fleisch, welches von außen eingeführt
werde, gleichfalls einer sachverständigen Untersuchung unter¬

ziehen zu lassen und die Art und Weise der Ausführung
dieser Untersuchung in einem Regulative näher festzustellen.
Sodann bestimme Ziffer8 des Artikels1, um zu verhüten,
daß die einheimischen Schlächter an der Peripherie des Ge-
meindcbezirks neue Privatschlachtstätten errichteten, um von
diesen aus die Einwohner des Gemeindebezirks mit Fleisch zu
versorgen und somit die Benutzung des errichteten öffentlichen
Schlachthauses zu vermeiden, eine Operation, welche— wie
erwähnt— die Rentabilität der Anlage in Frage stelle und
die im Schlachthaus Schlachtenden in unberechtigten Nach¬
theil setze, daß der Gemeindebehörde das Recht beigelegt
werde, auf statutarischem Wege einen Rayon, gewissermaßen
eine Bannmeile, in zweckmäßig zu bemessender Ausdehnung
festzusetzen, mit der Wirkung, daß die einheimischen gewerbs¬
mäßigen Schlachter Fleisch von Vieh, welches sie innerhalb
dieses Umkreises schlachteten oder schlachten ließen, in dem
Gemcindebezirke nicht feilbicten dürften.

Der Ausschuß wolle nun, daß für das von auswärts
cingcsührte Fleisch eine Gebühr erhoben werbe, welche über
die Kosten der Untersuchung hinausgehe und derjenigen Ge¬
bühr gleichkomme, welche von den einheimischen Schlächtern
für die Untersuchung des Viehs, bezw. des ausgcschlachteten
Fleisches und zugleich für die Benutzung des Schlachthauses
entrichtet werde, also eine vollständige Ausgleichungsgebühr.
Diesem gegenüber bestimme seines Erachtens der Gesetzentwurf
richtig, daß auf das von auswärts eingeführte Fleisch nur
die wirklichen Kosten der Untersuchung gelegt werden dürften,
und er müsse die vom Ausschüsse beantragte Bestimmung,
dem eingeführten Fleische noch weitere Gebühren und zwar
solche aufzuerlegen, welche mit dem Fleische in gar keinem
Zusammenhänge ständen, für irrationell halten, denn man
lasse damit das von auswärts eingeführtc Fleisch, welches
lediglich einer einfachen Untersuchung in Beziehung aufseinen
Gesundheitszustand unterworfen werde, an Kosten partieipiren,
welche mit Recht nur auf dasjenige Fleisch fallen könnten,
welches in dem Schlachthause ausgcschlachtet sei, Kosten,
welche außer der Gebühr für die Untersuchung des Viehs
vor und nach dem Schlachten auch noch die Betriebskosten,
sowie die Verzinsungs- und Amortisirungsbeträge involvirten.
Abgesehen von diesem principiellen Bedenken stehe dieser
Bestimmung auch das praktische entgegen, daß durch die da¬
mit verbundene Vertheucrung die doch wünschenswerthe
Einfuhr des Fleisches von auswärts verringert werde. Von
auswärts werde aber namentlich das an Qualität geringere
und für den Consum des weniger bemittelten Publikums
bestimmte Fleisch cingeführt, und cs könne nicht für gerecht¬
fertigt gehalten werden, dies Fleisch zu besteuern und dadurch
beschränkend auf den Consum einzuwirken. Aus diesen sehr
gewichtigen Gründen bitte er, den Ausschußantrag, betreffend
Aenderung der Gesetzesvorlage, ablehncn zu wollen.

Abg. Roggemann : Der Herr Regierungs-Commiffar
habe in dem ersten Theile seiner Rede die Entstehung des
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Gesetzes vom 22. Januar 1879, sowie der jetzigen Novelle
und den Zweck dieser gesetzlichen Bestimmungen erörtert,
diese Ausführungen seien durchweg zutreffend, hätten übrigens
wesentlich Bekanntes enthalten, er (Redner) wolle gleich zu
den weiteren Ausführungen des Vorredners übergehen, welche
die in Rede stehende sog. Ausgleichungsgebühr beträfen.
Vorläufig sei die Stadt Oldenburg allein bei der hier vor¬
liegenden Frage interesfirt, wie der Herr Negierungs-Com-
missar und der Herr Berichterstatter bereits hervorgehobcn;
wenn nun die Vertretung dieser Stadt die Anlage eines
Schlachthauses für geboten halte, so müßten aber auch die
gesetzlichen Bestimmungen so getroffen werden, daß der mit
der Schlachthausanlageüberhaupt verbundene Zweck erreicht
werde und daß die Stadt eine immerhin kostspielige Anlage
riskiren könne.

Er frage, ob die Stadt für den Fall der Annahme
der Regierungsvorlageüberall im Stande sein werde, eine
Schlachthausanlage zu machen? Diese Frage müsse verneint
werden. Der Herr Regierungs-Commiffar habe schon darauf
hingewiesen, daß in den Städten, wo Schlachthäuser errichtet
worden, sehr viel von außen eingeführtes Fleisch verzehrt
werde, welches nicht im Schlachthause geschlachtet sei, und
zwar sei dies zum nicht geringen Theile Fleisch von Vieh,
welches die städtischen Schlächter zur Ersparung der Schlacht¬
hausgebühr außerhalb der Stadt hätten schlachten lassen;
diese Manipulation aber mache nicht nur die guten Zwecke,
welche man mit Errichtung von Schlachthäusern verfolge,
wesentlich illusorisch, sondern führe auch dahin, daß die Schlacht¬
häuser leer blieben und nicht benutzt würden. Letzteren Miß¬
stand wolle die Novelle durch die Bestimmung der Ziff. 8
beseitigen, wonach den Gemeindebehörden statutarisch das
Recht gegeben werde, zu bestimmen, daß die Schlächter des
Gemeindcbezirks innerhalb desselben das Fleisch von Schlacht¬
vieh, welches sie nicht in dem Schlachthause, sondern an
einer anderen, innerhalb eines durch das Gemeindestatut
festzusetzendcn Umkreises gelegenen Schlachtstätte geschlachtet
hätten oder hätten schlachten lassen, nicht seil bieten dürften.
Allein eine solche Bestimmung sei nicht ausreichend, dieselbe
sei unschwer zu umgehen und werde zweifellos umgangen
werden. Wenn ein Schlachter aus der Stadt mit einem
außerhalb des Rayons wohnenden Schlachter einen Contract
abschließe, wonach letzterer die Lieferung bestimmter Stücke
Fleisch zu gewissen Zeiten an ersteren übernehme, so werbe
dies kaum unter das Verbot der Ziff. 8 fallen. In den
Motiven sei zwar ausdrücklich hervorgehoben, daß auch solche
Fälle von der Novelle getroffen werden sollten, aber die
Motive seien nicht Gesetz. Der gerügte Mißstand lasse sich
nicht anders abstellen, als dadurch, daß auf Las von aus¬
wärts eingeführte Fleisch nicht bloß die Kosten der Untersuchung,
sondern auch die für die Benutzung des Schlachthauses von
den einheimischen Schlachtern zu zahlende Gebühr gelegt
werde. Dies erscheine auf den ersten Blick auffällig und

überraschend; allein da der Zweck des Gesetzes sich nicht an¬
ders erreichen lasse, so müsse man sich über die in der That
auch nur theoretischen Bedenken hinwegsetzen. Wenn der
Herr Regierungs-Commiffar gemeint, daß diese Ausgleichungs-
gebühr die Einfuhr von Fleisch erschweren und, wie eö in
den Motiven heiße, eine bedenkliche Monopolifirung der ein¬
heimischen Schlachter schaffen werde, so sei das nicht zu¬
treffend und entspreche den thatsächlichen Verhältnissen nicht;
der Zuschlag für Benutzung des Schlachthauses sei nämlich so
außerordentlich gering— ca. 1 Pf. auf das Kilogramm Fleisch
— daß dadurch die Einfuhr nicht erschwert, geschweige denn
verhindert werde. Falls man überhaupt die Absicht habe,
der Stadt Oldenburg ein Schlachthaus zu ermöglichen, dürfe
man sich nicht durch die vom Regierungs-Commiffar hervor¬
gehobenen Bedenken abhalten lassen, für die Ausschußanträge
zu stimmen. Es sei dies auch um so unbedenklicher, als die
Höhe der Gebühren von der Gemeindevertretungmit fest¬
gesetzt werde, und könne man zu dieser doch das Vertrauen
haben, daß sie stets bedacht sein werde, den Bürgern gutes
und möglichst billiges Fleisch zu schaffen.

Reg. Com. von Buttel : Die Sache liege doch nicht
so ganz einfach, wie sie der Herr Vorredner hingestellt habe.
Die Gebühr für die Benutzung des Schlachthauses enthalte
die Summen für die Verzinsung und die Amortisation des
Anlagekapitals, für die Unterhaltung der Anlage und für
den Aufwand an Betriebskosten, dazu komme noch die Unter¬
suchungsgebühr, alles dies falle auf das von auswärts ein¬
geführte Fleisch, das zudem noch die sämmtlichen Kosten der
eigenen Schlachtanlage zu tragen habe, mithin eine doppelte
Belastung. Ob diese wirklich so unerheblich sein werde,
müsse er bezweifeln. Er mache wiederholt darauf aufmerk¬
sam, daß diese Belastung vorzugsweise auf Las Fleisch ge¬
ringerer Qualität falle und daß cs nicht gerathen sei, dieses
für Las minder bemittelte Publikum bestimmte Fleisch irgend¬
wie zu vertheuern. Es sei durchaus wünschenswertst, daß
die Concurrenz lebendig bleibe, damit nicht das Schlachter-
gcwerbe in den Händen einiger weniger städtischer Schlachter
concentrirt werde. Was die Befürchtungen des Herrn Vor¬
redners wegen der Umgehung des Gesetzes betreffe, so könne
die Regierung diese Besorgnisse nicht theilen; die Bestimmung
zu Ziff. 8 des Art. 1 verbiete nicht bloß das »Schlachten"
in dem weiteren Rayon, sondern auch das „Schlachten
lassen", und unter den letzteren Begriff fielen seines Erachtens
die angedeutetcn Manipulationen. -Ueberdies sei in den Mo¬
tiven der Umfang, in welchem das „Schlachten lassen" zu
verstehen sei, näher angegeben, und er könne dem Herrn
Vorredner darin nicht beitreten, daß die Motive für den
Richter nicht in Betracht kämen, um die Absicht des Gesetzes
klar zu stellen. Die Contracte, welche von den einheimischen
Schlachtern mit den Schlachtern im weiteren Rayon abzu¬
schließen sein würden, um Las Gesetz zu umgehen, würden
seines Erachtens zu künstlich sein müssen, um lange zu
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bestehen und dürften daher nicht zu fürchten sein. Er bitte
daher nochmals um unveränderte Annahme der Regierungs¬
vorlage.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Die Ausführungen
des Herrn Regierungs-Commissars hätten ihn in seiner Auf¬
fassung nicht erschüttern können. Es handle sich nur um die
eine Bestimmung, daß das auswärtige Fleisch die Kosten
der Benutzung des Schlachthauses tragen solle. Würde
hierdurch wirklich eine Vertheuerung des Fleisches herbei¬
geführt werden, so werde die Vertretung der Stadt , worin
alle Klaffen der Bevölkerung vertreten, schon das Nöthige
zu thun wissen. Uebrigens seien, wie der Abg. Rogge-
mann bereits hervorgchoben, die gedachten Kosten so mini¬
mal, daß diese zu Bedenken keine Veranlassung geben könnten.

Die beiden Anträge des Ausschusses werden angenommen.
Anträge zur zweiten Lesung sind bis morgen Abend

8 Uhr cinzubringen. Es wurde dazu folgender Antrag der
Staatsregicrung überreicht:

Antrag
zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Abänderung und Ergänzung des Gesetzes vom
22. Januar 1879, betr. die Errichtung öffentlicher
ausschließlich zu benutzender Schlachthäuser:

Wiederherstellung des Artikels1 Absatz2 des
Entwurfs in der Fassung der Regierungsvorlage.

Der Präsident Roggemann  übernimmt wieder den
Vorsitz.

IV. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den Ge¬
setzentwurf, betr. die Aufhebung der Lootsenverordnung von
1803. (Anl. 71 S . 411.)

Berichterstatter Abg. Windmüller : Wie auch im
Berichte erwähnt, datire die Lootsenverordnung bereits aus
dem Jahre 1803 und rechtfertige sich die Aufhebung der¬
selben aus den in den Motiven ausführlich dargelegten
Gründen.

Bei der Neubeordnung dieses Gegenstandes sei es
wünschenswerth, daß die Staatsregicrung der Rathschläge
der interesflrten Kreise nicht entbehren möge, er empfehle
daher folgende beiden Anträge zur Annahme:

Antrag 1:
der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine verfassungs¬
mäßige Zustimmung ertheilen,

Antrag 2:
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die Publikation des Gesetzes bis zur erfolgten
anderweitigen Regelung des Lootsenwesens ausgcsetzt
werde.

Beide Anträge werden ohne Debatte angenommen.
Anträge zur zweiten Lesung sind bis morgen Abend

8 Uhr einzubringen.

Auf Antrag des Abg. Borgmann  wird der XII. Gegen¬
stand der Tagesordnung schon jetzt zur Berathung verstellt,
also:

XII. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den
Gesetzentwurf wegen des Moorbrennens. (Anl. 31 S . 81.)

Berichterstatter: Abg. Rüdeb »sch.
Der Ausschuß beantragt:

der Landtag wolle dem Art. 4 des Entwurfs als
Vordersatz hinzufügen:

das Amt grenzt nach vorgängiger Vernehmung
der Gemeinderäthe die Bezirke ab und bestellt die
Moorvögte,

und mit dieser Aenderung den Gesetzentwurf an¬
nehmen.

Abg. Borgmann : Er hätte gehofft und gewünscht,
daß die Zurückweisung dieses Gesetzentwurfsan den Ver¬
waltungsausschuß in seinem(Redners) Sinne erfolgreicher
ausgefallen, wenigstens daß das Princip der Selbstverwaltung
dadurch mehr zum Ausdruck gelangt sei, daß die Feststellung
der Aufstchtskosten, die Abgrenzung der Aufsichtsbezirke und
die Wahl der Moorvögte der Gemeindevertretung übertragen
worden wäre, er hätte jedoch in den betr. Ausschußvcrhand-
lungen, zu denen er bereitwilligst zugclaffen sei, die Auf¬
nahme einer solchen Bestimmung nicht erreichen können und
müsse sich mit dem vorliegenden Ausschußantrage, wonach
die Gemeindevertretung nur gehört werden solle, dem Inhalte
nach zufrieden geben. Dies falle ihm übrigens auch um so
weniger schwer, als er von der Loyalität der Großherzog¬
lichen Staatsregicrung mit Bestimmtheit voraussetzen dürfe,
daß sie den Vorschlägen und Wünschen des Gcmeinderaths
soweit nur irgend möglich Folge geben werde. Wie über¬
haupt die Vorlage keine Beschränkung und Erschwerung des
Moorbrenncns, sondern nur eine thunlichste Vermeidung der
damit etwa verbundenen möglichen Gefahren intendire, dürfe
er auch als selbstredend voraussetzen, daß die im Verordnungs-
wcge noch zu erlassenden Ausführungsbestimmungcn denselben
milden Charakter tragen würden. Formell habe er zu dem
Ausschußantrage zu bemerken, daß derselbe in seiner Fassung
nicht ganz klar sei, indem nicht deutlich hervortrete, daß auch
über die Wahl des Moorvogtes der Gcmeinderath gehört
werden solle. Außerdem glaube er, daß der Ausschußantrag
nicht am richtigen Platze stehe. Der Artikel4 gebe den
Gemeinden das Recht, das Moorbrennen nach wie vor auf
statutarischem Wege zu regeln und kämen dann die ander¬
weitigen Bestimmungen dieses Gesetzes überhaupt nicht zu
Raum. Er sei deshalb der Meinung, daß der Antrag des
Ausschusses nicht als Vordersatz zu Artikel4 gehöre, sondern
besser als zweiter Absatz zu Artikel2, wo zuerst von den
Aufsichtsbezirken und Moorvögten gesprochen würde. Dem¬
gemäß erlaube er sich folgenden Antrag zu überreichen:

die Abgrenzung der Aufsichtsbezirke und Bestellung
der Moorvögte erfolgt, sofern Art. 4 nicht zur An»
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Wendung kommt, nach Anhörung des Gemeinderaths
der betr. Gemeinden.

Der Antrag wird genügend unterstützt und sofort mit
zur Berathung verstellt.

Abg. Huchting : Der Herr Regierungs-Commiffar
habe sich mit dem Anträge des Abg. Borgmann  einver¬
standen erklärt und so könne auch er, wenngleich nicht im
Namen des ganzen Ausschusses sprechend, seine Zustimmung
dazu erklären. Die redactionelle Acndcrung werde sich bei
der zweiten Lesung vornehmen lassen.

Der Antrag des Abg. Borg mann  wird angenommen,
damit ist der Ausschußantrag erledigt.

Hierauf wurde die ganze Vorlage mit den beantragten
Aenderungen vorbehaltlich zeitgemäßer Redaction bei zweiter
Lesung vom Landtage angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung sind bis morgen Abend
8 Uhr einzubringen.

V. Mündlicher Bericht des Justizausschusscs, betr.
Antrag des Abg. Capell  und Genossen, betreffend weitere
Revision der Gebührentaxe des Fürstenthums Lübeck für
bürgerliche Rechts- und Strafsachen.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Der Provinzialrath
des Fürstenthums Lübeck habe in seiner letzten Diät gelegent¬
lich einer Berathung eines Gesetzentwurfes, betr. Aenderung
der Gebührenordnung für bürgerliche Rechts- und Straf¬
sachen, vier verschiedene Anträge des Provinzialrathmitgliedes
Böhmker  auf weitere Ermäßigung der Gebühren in der
freiwilligen Gerichtsbarkeit fast einstimmig angenommen, und
zwar zum Theil bis um 33 insbesondere seien gemeint
die jetzigen Gebühren für Ehestiftungen, Errichtung und De¬
position letztwilliger Verfügungen, Jmmobiliarverkäufeu. s. w.,
insbesondere aber die Protocollationen(Eintragungen in das
Schuld- und Pfandregister) und Agnitionen. Zur Mo-
tivirung dieser Anträge habe der Provinzialrath geltend
gemacht, einerseits die z. Z. in Folge mehrjähriger Miß¬
ernten traurigen wirthschaftlichen Verhältnisse im Fürsten¬
thum,  sowie daß insbesondere der schon so schwer belastete
Grundbesitz durch verschiedene dieser Gebühren vornehmlich
hart betroffen werde, andererseits die augenblicklich nicht
ungünstige Finanzlage des Fürstenthums Lübeck, welche einen
durch Gebührenermäßigung eintretenden Ausfall für die Staats-
casse zulässig erscheinen lasse. Wenn auch nach Angabe des
vom Ausschüsse gehörten Regierungs-Commissars, die dem
Anträge beigegebene Begründung in Betreff der aufgcführten
Summen unrichtig sei, weil das höhere Ergebniß der Ge¬
bühren in der freiwilligen Gerichtsbarkeit hcrbeigeführt sei
vornehmlich durch den außerodentlich häufigen Güterwechsel
während der letzten 10 Jahre, so sei der Ausschuß dennoch
der Ansicht, daß der durch Aufhebung des Stempels und der
Halbprocentsteuep entstandene Einnahmeausfall, dessen Deckung
nach dem Gebührengesetz vom 15. August 1861 durch Aende¬

rung der Gebührensätze beabsichtigt gewesen, mehr als ersetzt
sei. Jedoch sei der Ausschuß nicht in der Lage, die Ge¬
bührenherabsetzung nach bestimmten Procenten in Vorschlag
zu bringen, weil er nicht zu ermessen vermöge, welcher Aus¬
fall der Staatscasse dadurch entstehe. Deshalb habe der
Ausschuß nicht weiter gehen können als den folgenden An¬
trag zur Annahme zu empfehlen:

der Landtag wolle den Antrag der Großherzoglichen
Staatsregierung zur Erwägung vorlegcn.

Reg.-Com. Flor : Er wolle sich nicht eingehend über
die Sache verbreiten und nur die Thatsachen richtig stellen.
Nach dem Schlußsätze der Petition müsse man annehme»,
daß 30000 ^ mehr vereinnahmt würden, als für die
fraglichen Gebühren veranschlagt seien. Das sei unrichtig.
Als im Jahre 1873 die Stempelsteuer und die Halbprocent-
steucr aufgehoben sei, habe man die für die gesammte frei¬
willige Gerichtsbarkeit, incl. der Stempel- und Halbprocent¬
steuer, eingehenden Gebühren auf 24 000—25 000 ^ ver¬
anschlagt und die Gebührensätze damals so normirt, daß
dadurch der Ausfall, welcher durch die aufgehobenen Steuern
entstehe, gedeckt werde. Statt der 24 000—25 000^ seien
nun in den letzten Jahren allerdings ca. 36 000cinge-
kommen. Allein das sei wohl nicht dadurch hervorgerufen,
daß man im Jahre 1873 unrichtige Sätze gegriffen habe,
sondern dadurch, daß der Verkehr mit Grundstücken sich seit
1873 erheblich gesteigert habe. Es stehe also der Erfolg
nicht im Widerspruche mit den Intentionen im Jahre 1873.
Man habe doch die fraglichen Steuern nicht auf eine be¬
stimmte Summe einschränken wollen. Die Mchreinnahme
werde sich durch daS in dieser Session angenommene Gesetz
nicht unerheblich mindern. Bei der in Aussicht stehenden
Gebühren- Beordnung im Grundbuchwesenwäre es nicht
unbedenklich, jetzt eine durchgreifende Aenderung in den Ge¬
bühren für den Verkehr mit Grundstücken vorzunehmen.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Nur gegen den
letzten Satz des Herrn Regierungs-Commissars, betreffend
die in Aussicht genommene Gebühren-Beordnung im Grund¬
buchwesen habe er noch zu bemerken, daß diese Beordnung
noch Jahre dauern werde, während man doch eine baldthnn-
liche  Herabsetzung der in Frage stehenden Gebühren wünsche,
zumal ja auch die Quote für das Fürstenthum um 1"/g
erhöht sei.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
VI. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition der Anfangslehrer Kruse und Hilgefort,  betr.
Aufbesserung der Gehalte der Anfangslchrer.

Dieser Gegenstand wird, weil irrthümlich ausgenommen,
mit Genehmigung des Landtags von der heutigen Tages¬
ordnung abgesetzt.

VII. Mündlicher Bericht des Pctitionsausschusses, betr.
eine Petition der Gemeinden Damme und Neuenkirchen
wegen Wiederherstellung eines selbstständigen Amts Damme.
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Berichterstatter Abg . ZVallroth ; Die vorliegende

Petition habe nicht nur seit geraumer Zeit im Vorzimmer
zur Einsicht ausgelegen , sondern sie sei auch seit Wochen in
Druckform in aller Händen . Das überhebe ihn der Ver¬

pflichtung , den Inhalt mitzutheilen , dessen Bekanntsein er
unter diesen Umständen voraussetzen dürfe und müsse.

Das Petitum gehe dahin:
der hohe Landtag wolle die Großherzogliche Staats¬
regierung dringend ersuchen , ihm in der gegen¬
wärtigen Session eine Vorlage zu machen , betreffend
die Errichtung eines Amts Damme in den Grenzen

des Amtsgerichtsbezirks Damme.

Der Petitionsausschuß habe die Sache berathen , sei

indeß zu ein und demselben Resultate nicht gekommen , viel¬

mehr hätten sich zwei Ansichten gebildet , die den Herren als
Mchrheits - und Minderhcitsantrag durch Abklatsch zur
Kenntniß gekommen sei.

Die Mehrheit des Ausschusses (Boedecker , de Cousser,

Hemmen , Krepmborg , von Seggern , Ramien,
Wagner)  beantrage:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen
Staatsregierung zur Berücksichtigung empfehlen.

Die Minderheit des Ausschusses (Müller , Wall-
roth)  beantrage:

der Landtag wolle über die Petition zur motivirtcn

Tagesordnung übergehen.

Die Mehrheit habe für ihre Ansicht und Abstimmung
wesentlich  die bereits in der schriftlichen Petition des
Weiteren vorgebrachten Gründe zu Grunde gelegt , die allen
Herren bekannt seien , er brauche sie nicht zu wiederholen

und könne er es den Herren der Mehrheit deS Ausschusses
überlassen , falls sie außer dem in der Petition Vorgcbrachten

noch Gewichtiges vorzubringen hätten , dieses zu behandeln.

Es erübrige ihm demnach nur noch die Abstimmung der
Minderheit zu motivkren.

Auf den ersten Blick , wenn man die Verhältnisse nicht
genauer kenne , insbesondere wenn einem die in dieser Frage
im letzten Landtage gepflogenen Verhandlungen fremd seien,

möge es scheinen , als sei der jetzige Amtsbezirk ein unzu¬
lässig großer,  als sei der Beschluß des Landtags von
1878 nicht gut zu heißen.

Trete man jedoch näher hinan , studire die früheren

Verhandlungen , dann müsse man zu der Ansicht der Minder¬
heit sich bestimmen.

Die Verhältnisse seien noch die nämlichen , wie damals.

Zunächst müsse es schon an sich höchst bedenklich erscheinen,
den vom Landtage erst vor 2 Jahren mit erdrückender Ma¬

jorität — 24 gegen 7 Stimmen — nach längerer Bera-
thung und Debatte gefaßten Beschluß , in Folge dessen das
frühere Verwaltungsamt Damme mit dem Verwaltungsamt

Vechta zusammengelegt sei , schon jetzt wieder rückgängig zu

machen , umsomehr , weil ein zwingender Grund dafür nicht
auffindbar sei . Sodann sei es ein unbestrittenes Bedürfniß
der Verwaltung , größere Verwaltungsbezirke zu bilden , weil

viele wichtige Verwaltungszwecke erfahrungsmäßig nur in
größeren Bezirken mit Aussicht auf Erfolg angefaßt werden

könnten und nur in solchen die anzustrebende Erstarkung und
Weiterentwickclung der Selbstverwaltung erreicht werde . Auch

schwinde durch die selbständigere Stellung der Gemeinden

und der Localbehörden mehr und mehr die Nothwendigkeit,
das Verwaltungsamt selbst anzugehen . Im vorliegenden
Falle widme der erste Beamte des Vcrwaltungsamtes Vechta,
der Amtshauptmann , seine Arbeitskraft übrigens fast aus¬

schließlich dem. südlicheren Theile , dem Bezirke des vormaligen
Amtes Damme , auch halte derselbe monatlich 2 Sprechtage
im Orte Damme ab , was genügend erscheine , zumal außer¬
dem manche Termine an Ort und Stelle abgehalten würden.

Nicht unwichtig sei sodann , daß bei Einrichtung größerer
Verwaltungsbezirke eine gute , systematische Ausbildung des
jüngeren Verwaltungspersonals gesicherter erscheine . Ferner

werde eine etwaige Wiederherstellung eines selbständigen
Amtes Damme bedenkliche Folgen nach sich ziehen , indem
ohne allen Zweifel Löningen und vor Allem Derne und Ovel¬

gönne , welchen durch die Neuorganisation der Behörden

außer dem Verwaltungsamte auch die Amtsgerichte  ge¬
nommen worden , ebenfalls um Wiederherstellung ihrer vor¬
maligen Vcrwaltungsämter nachsuchen würden und kaum mit

geringerem Rechte als die Petenten.
Endlich sei , um auf die in Frage stehende Petition

zurückzukommen , auch der Kostenpunkt nicht außer Acht zu
lassen , insofern der erforderliche Aufwand für das Personal
und an Geschäftskosten ein ungleich größerer sein müsse , wenn
das vormalige Amt Damme wiederhergcstellt , als wenn es

als integrircnder Theil des Amtes Vechta mit verwaltet
werde.

In Anbetracht aller dieser gedachten , gewichtigen Gründe

habe die Minderheit sich veranlaßt gesehen , den Antrag auf
Ucbergang zur motivirten Tagesordnung zu stellen , er bitte
diesem Anträge zustimmen zu wollen.

Es sei noch zu erwähnen , daß an das Staatsministerium

zwei Petitionen der Gemeinden Holdorf und Steinfeld ein¬
gegangen seien , in welchen für den Fall der Wiederherstel¬
lung des Amtes Damme die Verlegung des Sitzes desselben
nach Holdorf bezw . Steinfcld , als den geographischen Ver¬
hältnissen mehr angemessen , gebeten worden . Man ersehe
daraus , daß die Eingesessenen des früheren Amtes Damme

in dieser Angelegenheit nicht einig seien.
Der Ausschuß habe übrigens nur von der lctztgedachten

Petition Kenntniß gehabt.
Abg . Meyer : Die beiden petitionirenden Gemeinde¬

vertretungen seien als die Mandatare des gesammten Amts¬

bezirks Vechta anzusehcn , dessen Amtsrath sich in seiner
Sitzung im Monat October einstimmig für die Trennung
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der beiden früheren Bezirke in der von den Petenten vor¬
geschlagenen Weise ausgesprochen habe. Wenn sich später
in der Eingabe der Holdorfer und Steinfelder an das Groß¬
herzogliche Staatsministerinm eine andere Richtung kund
gegeben habe, so gehe auch diese dahin, daß der bisherige
Zustand auch in den beiden genannten Gemeinden als ein
haltbarer nicht angesehen werde, jedoch wollten diese kein
Amt innerhalb der Grenzen des jetzigen Amtsgerichtsbezirks
Damme, sondern einen größeren Bezirk, etwa mit Dinklage
und event. Lohne und dem Amtssitz in Steinfeld oder Hol¬
dorf. Die Opposition dieser beiden Gemeinden hätte Veran¬
lassung gegeben zu dem Anträge, die Verhandlung über die
Petition bis nach den Ferien auszusetzen, weil es habe ver¬
sucht werden sollen, sich mit denselben über eine gemeinsame
Basis des Vorgehens zu einigen. Redner habe dies versucht,
habe aber zu seinem Bedauern constatiren müssen, daß die
gegenseitige Antipathie der Träger der beiden Anschauungen
bereits eine so ausgeprägte geworden und durch allerlei
Persönlichkeiten und Localintcrcssen so verstärkt worden sei,
daß eine Einigung sich nicht habe erreichbar erscheinen lassen.
Ein näheres Eingehen hierauf scheine Redner für eine parla¬
mentarische Verhandlung nicht geeignet.

Was das Sachliche anlange, so sei es ja thatsächlich,
daß bei einem Bezirke, wie er früher bestanden, wo das Amt
Damme aus dem jetzigen Amtsgerichtsbezirk und der Ge¬
meinde Dinklage gebildet gewesen, der geographische Mittel¬
punkt des Bezirks in Holdorf liege. Allein dieselben Gründe,
welche damals davon abgehalten, das Amt nach Holdorf zu
verlegen, beständen auch zur Zeit noch fort; Holdorf besitze
keine Amtslokalitäten, welche Damme in dem großen geräu¬
migen Amthause genügend habe; Holdors entbehre als kleiner,
erst seit 1828 von der Gemeinde Damme getrennter Ort
alle diejenigen Annehmlichkeiten, welche ein Beamter billiger¬
weise in gegenwärtiger Zeit beanspruchen könne, wie Gele¬
genheit zu höherem Schulunterricht, Möglichkeit eines geselli¬
gen Verkehrsw. Bei Steinfeld verhalte cs sich ähnlich
und könne dieser Ort überhaupt nur dann in Betracht kom¬
men, wenn auch Lohne von Vechta getrennt werde, was
aber in so hohem Grade unzweckmäßig sein würde, daß
darüber weiter kein Wort zu verlieren sei.

Anfangs habe auch der Gemeinderath von Steinfcld die
Petition der Dämmer und Neuenkirchener einstimmig accep-
tirt und unterschrieben und erst später sei dort auf Holdorfer
Einfluß hin eine andere Strömung maßgebend geworden. Alle
Erwägungen führten dahin, daß der passendste Modus einer
Aendcrung des jetzigen Zustandes der sei, den die Petenten
erstrebten und für welchen sich im Herbste der gesammte
Amtsrath des Amtes Vechta einstimmig ausgesprochen und
zu welchem Redner auch noch in den letzten Tagen von den
Gemeinderäthen des überwiegend größten Theils der Ge¬
meinden des alten Amtes Vechta zustimmende Erklärungen zu-
gegangen, welche zur Einsicht bereit lägen. Wenn nun

Redner auch, nachdem er monatelang mit den Herren verkehrt
und sehr oft Gelegenheit genommen habe, das vorliegende
Thema zu besprechen, nur geringe Hoffnung hege, daß durch
den heutigen Beschluß den Wünschen der Petenten entspro¬
chen werde, so dürfe ihn das doch nicht davon abhalten, für
die Petition auf das Entschiedenste einzutreten. Dieselbe
sei seit vielen Wochen im Abdruck in den Händen der Ab¬
geordneten, sei so gründlich und erschöpfend abgefaßt, daß
Redner in seinen Erörterungen im Allgemeinen auf einige
Erläuterungen der Petition sich beschränken dürfe.

Vor allem wolle er hervorheben, daß das Amt Damme
sich gegenüber den anderen Aeintern, welche bei der Reorga¬
nisation von 1879 aufgehoben und auch gegenüber einer
Anzahl derjenigen, welche bestehen geblieben, in einer ganz
crccptionellen Lage befunden. Dies sei einmal in den Grenz¬
verhältnissen und andererseits in der geographischen Lage be¬
gründet. Durch die Grenzfeststellung auf Grund deS Staats¬
vertrages von 1817 sei die Grenze zwischen dem Oldcn-
burgischen und dem Hannoverschen Gebiete so seltsam gelegt
worden, daß Oldenburg in den Gemeinden Damme und
Neuenkirchen vielfach nur die Wohnstätten erhalten, während
ein bald geringerer bald größerer Theil des dazu gehörenden
Grund und Bodens unter Hannoverscher Hoheit verblieben
sei. Die Gesammtfläche des bezüglichen Grundcigenthums
würde auf ca. 10 000 Hectar oder 40 000 Hannoversche
Morgen geschätzt, wovon 13 000 aus noch nicht getheilten
Marken bestehe. Diese Fläche liege nun in 3 bis 4 Preußi¬
schen Amtsbezirken und folge daraus die Nothwcndigkeit für
die Bewohner der beiten Gemeinden, öfter mit diesen Preußi¬
schen Aemtern, sowie mit dem in Osnabrück befindlichen
Katasteramt verkehren zu müssen. Sodann lägen innerhalb
dieses Preußischen Gebietes die Ausläufer der Wasserzüge,
welche theils dem Wassergebiete der Hunte, theils dem der
Haase zuflössen und welche die Abwässerung der beiden Ge¬
meinden vermittelten. Wenn es nun einerseits für die Be¬
wohner der genannten Gemeinden schon sehr lästig sei, nicht
bloß die auswärtigen Behörden in verhältnißmäßig weiter
Entfernung zu haben (es kämen dabei Wege von 4 bis
7 Stunden in Betracht), sondern auch von dem hcimathlichen
Amtssitz weit entfernt zu sein, so trete andererseits die größere
Schwierigkeit hinzu, daß der Verkehr des hcimathlichen
Amtes mit den bezüglichen Preußischen Behörden durch die
große Entfernung sehr erschwert werde. Da die diesseitigen
Interessen aber den Preußischen Behörden gegenüber einer
wirksamen Vertretung bedürften, und diese vorzugsweise nur
von einer staatlichen Behörde befriedigend ausgeübt werden
könne, so sei es schon dieserhalb sehr zu bedauern, daß der
Amtssitz nicht mehr in Damme sei.

Zn keinem anderen der in Frage kommenden Bezirke
seien Verhältnisse vorhanden, die mit den geschilderten auch
nur eine annähernde Ähnlichkeit hätten.

Was nun die geographische Lage des Dämmer Amts-
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bezirks anlange, so sei dieselbe, wie in der Petition sehr
treffend bemerkt, ein in das Preußische Gebiet vorgeschobener
schmaler Keil. Durch die Zusammenlegungmit dem alten
Amte Vechta, welches sozusagen die etwas erweiterte Fort¬
setzung eines Keiles bilde, sei nun ein Bezirk entstanden,
welcher auf einem Flächenraum von 13 Quadratmeilcn
32 000 Menschen beherberge.

Dies möge nun an und für sich noch wohl kein so
arges Mißverhältniß begründen, als thatsächlich vorhanden
sei. Es wäre ja der Fall denkbar, daß der Bezirk eine
solche Lage besäße, daß der Amtssitz in der Mitte gelegen und
die Peripherie des Kreises überall so ziemlich gleichweit von
diesem Mittelpunkte entfernt wäre. Dies sei nun aber, wie
schon aus dem Obengesagten folge, leider nicht der Fall;
der Bezirk liege lang gestreckt und ergebe sich daraus das
schreiende Mißverhältniß, daß die Bewohner des am weite¬
sten von Vechta entlegenen Theils der Gemeinde Neuen-
kirchen einen Weg von 40 dis 45 Kilometer zurückzulegen
hätten, um den Amtssitz zu erreichen.

Daß solche Entfernungen nicht nur für die Bewohner,
sondern auch für die Beamten ungemein lästig seien und
den letzteren ihre Thätigkeit enorm erschwerten, liege auf der
Hand und würde wohl kaum behauptet werden können, daß
ähnlich ungünstige Verhältnisse noch sonst irgendwo im ganzen
Lande wieder anzutreffcn seien.

Es folgten daraus nun auch noch sonstige Uebelstände,
wie namentlich die Schwierigkeit für die Bewohner des Bezirks,
von den örtlichen Verhältnissen der entlegenen Theile des¬
selben, die erforderliche Kenntniß zu erlangen, welche doch
namentlich für die Deputaten des Amtsraths so sehr noth-
wendig sei.

Der Bezirk des jetzigen Amtes Vechta sei auch durchaus
in seinen topographischen Verhältnissen kein homogener.
Während in einigen Theilen desselben die Frage der Ent¬
wässerung für die Bevölkerung von der allergrößten Bedeu¬
tung sei, habe man anderwärts absolut kein Interesse daran.
— Auch die Erwartung , daß in großen Bezirken größere
Culturaufgaben sich leichter lösen ließen, habe für den Vechtaer
Bezirk keine Berechtigung. Die Verschiedenartigkeit der
Interessen werde dort so tief empfunden, daß der große Be¬
zirk in dieser Hinsicht sich wohl kaum so leistungsfähig er¬
weisen werde, als die früheren beiden getrennten Aemter es
erfahrungsmäßig gewesen. Man habe vor drei Jahren auch
auf die Ersparnisse der Landescasse hingewiesen, die durch
Zusammenlegung der Aemter zu erzielen sei. Dies treffe
bei dem jetzigen Amte Vechta sicherlich nicht zu, zwar spare
man den Unterschied des Gehaltes eines zweiten Beamten
gegenüber demjenigen eines Amtshauptmanns. Allein diese
Ersparniß werde durch die vermehrten Geschäftskosten mehr
als vollständig absorbirt. Auch eine Ersparniß an sub¬
alternen Beamten sei nicht zu bemerken; kaum eiu Amtsbote
werde gespart. Daher dürfte es als sicher angenommen
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werden, daß die Landescasse spare, wenn das Amt Damme
wieder hergestellt werde. Die sogen. Sprechtage, auf welche
man bei Bildung der großen Aemter vertröstet, hätten sich
schon jetzt nach reichlich zweijähriger Erfahrung als ein
mindestens recht ungenügender Ersatz für die frühere Ein¬
richtung herausgestellt, wie das in der Petition auch des
Weiteren motivirt sei.

Warum seitens des Amtsraths und seitens der Petenten
ein Amt Damme innerhalb der Grenzen des jetzigen Amts¬
gerichtsbezirks Damme angcstrebt und nicht eine Ansdehnung
auf den früher bestandenen Bezirk gewünscht werde, so beruhe
dies einmal darauf, daß cö unbestritten sehr viel für sich
habe, wenn die Gerichts- und Verwaltungsbezirke sich'deckten
und andererseits sollte der Wunsch der Gemeinde Dinklage
berücksichtigt werden, der auf ein Verbleiben bei Vechta ge¬
richtet sei.

Der Amtsgerichtsbczirk habe eine Einwohnerzahl von
41000 aufzuweisen und würde das von de» Petenten an¬
gestrebte Amt immerhin noch nicht das kleinste im Lande
sein. Dann solle man erwägen, daß, wie in der Petition
des Weiteren hervorgehoben, im dem Dämmer Bezirk sich
noch vielerlei Aufgaben vorfänden, deren gedeihliche Lösung
für einen tüchtigen Verwaltungsbeamten eine vorzügliche
Gelegenheit zu lohnender Thätigkeit böte, wie die Verkoppe-
lungs- und Gemeinheitsthcilungssachcn. In elfterer Hinsicht
begönne sich auch in dortiger Gegend die Ueberzeugung Bahn
zu brechen, daß durch Zusammenlegung des vielfach äußerst
stark zerstückelten Bodens großer Nutzen geschaffen werden
könne. Bei der jetzigen großen Entfernung des Amtssitzes
würde aber meist wohl Abstand davon genommen werden,
denn dadurch würden die Kosten in solchem Maße erhöht,
daß die Leute lieber auf die Verkoppelung verzichteten.
Aehnlich werde es sich mit der Bildung von Bewässerungs¬
genossenschaften re. verhalten.

Es sei vor 3 Jahren vielfach hervorgehobcn und auch
jetzt habe Redner oft Gelegenheit gehabt der Behauptung zu
begegnen, welcher auch der Herr Berichterstatter Ausdruck
gegeben, daß die großen Verwaltungsbezirke deshalb noth-
wendig und nützlich seien, um die Selbstverwaltung der
Gemeinden zu stärken. — /,Je weniger Amtmänner, um so
weniger Einmischung in die Angelegenheiten der Selbstver¬
waltung," „je weiter der Amtssitz, um so seltener werden
die Eingesessenen die Intervention des Amtshauptmannes
anrufen für Sachen, bei denen derselbe ganz gut entbehrt
werden kann" — das seien Aeußerungen, denen Redner
hier in Abgeordnetenkreisen fast täglich begegnet sei. Redner
sei in vielerlei Hinsicht grundsätzlich anderer Ansicht, sowie
er andererseits die Frage, welche Grenze zwischen der staat¬
lichen Administration und der Selbstverwaltung der Commünen
zu ziehen— als noch nicht vollständig gelöst ansehe. Man
scheine ihm hier nicht genügend Rücksicht auf die Vcrschicden-
artigkeit der Verhältnisse zu nehmen. Im Süden des Landes
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und besonders in der Gegend, woher die Petition eingelaufen
sei, sei man mehr der Ansicht, daß die Verwaltung durch
staatlich angcstellte juristisch gebildete Verwaltungsbeamte der
durch Gemeindevorsteher vorzuziehen sei. Auch werde man
sich dort nur sehr langsam daran gewöhnen, das Amt als
eine sehr überflüssige Instanz zu betrachten, welche eigentlich
zwischen Gemeindevorsteher und Staatsministerium, so zu
sagen „als später wegfallend", nur noch zeitweilig bestehen
gelassen werde.

Eine Selbstverwaltung der Gemeinden setze vor allen
Dingen eine gewisse Auswahl von qualificirten Persönlich¬
keiten innerhalb der Gemeinde voraus, welche geneigt und
in der Lage, ein solches Amt, welches die Gemeindeordnung
nur als unbesoldetes Ehrenamt kenne, auch jetzt noch zu
übernehmen und befriedigend zu verwalten, wo die Ansprüche
an den Gemeindevorsteher fortwährend im Steigen begriffen
seien. Möge es nun in anderen Theilen des Landes bei
kleinen Gemeinden und einer durchweg wohlhabenden Be¬
völkerung möglich sein, die Posten der Gemeindevorsteher
mit Persönlichkeiten besetzen zu lassen, die als tüchtige Be¬
amten thätig und auch reich genug seien, unbesoldet ein
solches Ehrenamt zu führen — im Süden des Landes bei
großen Gemeinden und einer weniger wohlhabenden Be¬
völkerung werde dies nur dann gehen, wenn wirklich der
Geschäftskreis eines Gemeindevorstehers ein derartig be¬
schränkter sei, daß Jemand „dies unbesoldete Ehrenamt« auch
wirklich als absolute Nebensache behandeln könne. Nun habe
die Erfahrung aber schon zur Zeit gelehrt, daß auch schon
bei der jetzigen Geschäftslast der Gemeindevorsteher dies Amt
in solch großen Gemeinden, wie sie im Süden des Landes
vorherrschten, die volle Kraft eines thätigen Mannes er¬
forderten. Sollten nun, wie die Herren, welche für die
großen Amtsbezirke schwärmten, es doch wohl nicht anders
beabsichtigten, noch viele der Aufgaben, welche zur Zeit dem
Amtmann oblägen, auf die Schultern des Gemeindevorstehers
gelegt werden, so würde derselbe aufhören »unbesoldeter
Ehrenamtmann" zu sein, er würde ein kleiner»besoldeter
Amtmann" wieder werden, für den Gemeinde und Staat
gemeinschaftlich ein auskömmliches Gehalt aufbringcn müßten
und den man nothwendiger Weise von der Eventualität
einer in gewissen Zwischenräumen(jetzt alle 8 Jahre) statt¬
findenden Wiederwahl befreien müßte. Es frage sich nun,
ob angesichts der durch die großen Bezirke natnrnothwendjg
auf das oben geschilderte Verhältniß losstcuernden Zustände
es nicht gerathcner sei, die vor 1879 bestandene Einrichtung
wiederherzustellen und zu conserviren. Und wenn nicht
überall, so möge man mindestens das damals mit aufgehobene
Amt Damme wiederherstellen.

Es sei damit eine ganz andere Sache, wenn die Eisen¬
bahn den Bezirk durchschnitte. Allein nach den Aussichten,
die hierfür zur Zeit maßgebend seien, werde man darauf
immerhin noch eine Anzahl Jahre warten müssen. Man

möge nun vorläufig wenigstens bis zur Herstellung der Bahn
Ahlhorn-Lemförde das Amt Damme wieder cinrichten, man
könne event. später ja dessen Wiederaufhebung ins Auge
fassen.

Vielfach hätten die Gegner des Majoritätsantrages die
Aeußerung gemacht, cs sei der Zeitpunkt, um über die
Wiederherstellung des Amtes Damme zu urthcilen, insofern
nicht glücklich gewählt, als die kurze Zeit, welche von der
Durchführung der Verwaltungsreorganisation von 1879 bis
heute verflossen, noch nicht hinreiche, um mit Sicherheit sich
über den Nutzen oder die Schädlichkeit jener Einrichtung ein
durchaus zutreffendes Bild zu entwerfen. Dem wolle Redner
entgegenhalten, daß man in der betheiligten Gegend, und die
müsse es doch am besten wissen, sich darüber ganz klar sei,
daß die frühere Einrichtung so enorme Vorzüge vor der
jetzigen gehabt habe, daß man je eher je lieber die frühere
Einrichtung wiederherstellen möge.

Ferner spreche für die sofortige Durchführung der Tren¬
nung der beiden Bezirke die Thatsache, daß der große Ver¬
band noch keinerlei Unternehmungen angefangen, derent¬
wegen die finanzielle Auseinandersetzung Schwierigkeiten
bereiten könne; dies könne aber in einigen Jahren leicht
anders werden. Und als dauernd haltbar werde sich der
gegenwärtige Zustand schwerlich jemals Herausstellen.

Die Ansicht der Gegner stütze sich auf ein angeblich
früher zwischen Staatsregierung und Landtag vereinbartes
Princip, welches neben ausgedehnter communaler Selbst¬
verwaltung nur große staatliche Verwaltungsbezirke kenne
und diesem Principe widerstreite die Bildung eines Amts¬
bezirkes von 11 000 Seelen. Es solle nicht bestritten werden,
daß dies richtig, wenn wirklich ein solches Princip eristire
und im ganzen Lande sactisch konsequent durchgeführt worden
sei. Daß dies aber durchaus nicht der Fall, beweise die
Thatsache, daß man selbst Amtsbezirke von 8000 Seelen
habe bestehen lassen und die Aufhebung auf Wildeshausen,
Friesoythe, Elsfleth und Brake nicht ausgedehnt habe, wäh¬
rend Damme mit 14 000 Seelen, wo in vielfacher Be¬
ziehung, wie genügend hervorgehoben, ganz eigenartige und
schwierige Verhältnisse obgewaltet, aufgehoben worden sei.
Wäre man vor 3 Jahren weiter gegangen, dann würde
man sich in dem jetzigen Amtsbezirke Vechta wohl auch mit
der neuen Einrichtung leichter aussöhnen, als es jetzt der
Fall sei, wo eine principielle Gleichstellung mit den anderen
Bezirken durchaus vermißt werde.

Wenn sodann seitens des Herrn Berichterstatters zur
Begründung des Minoritäts-Antrages auf die Thatsache
verwiesen werde, daß es dem jetzigen ersten Beamten deS
Amtes Vechta doch gelungen sei, die schwierige Verwaltung
des großen Bezirks befriedigend zu führen, so wolle Redner
auch seinerseits die besonderen großen Verdienste des jetzigen
Amtshauptmannes gerne anerkennen, als einer Capacität
ersten Ranges auf dem Gebiete der Verwaltung, welche
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durch opfervolle rastlose Thätigkeit, durch einen wahrhaft
enormen Fleiß es ermöglicht habe, die schwierige Aufgabe,
welche ihm in der Verwaltung jenes Monsterbezirkcs gesteckt,
vcrhältnißmäßig glücklich zu lösen. Allein man dürfe sich
nicht verhehlen, daß derartige Kräfte zu den größten Selten¬
heiten gehörten, und daß, wie die Petition sehr richtig sage,
man einen Amtsbezirk nicht auf eine einzige sterbliche Person
einrichten dürfen.

Schließlich bitte er, obgleich ihm nach dem Unheil,
welches er sich über die Stimmung der Mehrheit des Land¬
tages gebildet, die Aussicht auf Erfolg nicht groß zu sein
scheine, dennoch um Annahme des Antrages der Majorität
des Ausschusses.

Neg.-Com. Mutzenbecher I>: Er habe die Erklärung
abzugcben, daß die Staatsrcgierung sich an dieser Debatte
nicht glaube betheiligen zu sollen, vielmehr die Beschlüsse des
Landtags abwarten zu dürfen.

Abg. Tantzen : Von ihm als einem Anhänger der
stetigen Weiterentwickelungder Selbstverwaltung könne man
nichts anderes erwarten, als daß er für den Antrag der
Minderheit aufUebergang zur Tagesordnung stimmen werde.
Der Abg. Meyer  habe manche Momente für die Begrün¬
dung der Ansicht, daß das frühere Verwaltungsamt Damme
wieder herzustellen sei, angeführt. Er sei aber der festen
Ucberzcugung, daß der größte Theil der geschilderten Schwie
rigkeitcn im Laufe weniger Jahre sich mildern, ja ganz Weg¬
fällen würde. Die Gemeindevorsteher müßten sich daran
gewöhnen, mit den Aemtern in regelmäßigen schriftlichen
Verkehr zu treten, sie müßten sich ihre Acten ebenso wie das
Amt anlegcn, sonst würde eine übersichtliche zuverlässige Ge¬
meindeverwaltungschwer möglich sein. Die im mündlichen
Verkehr abgegebenen Erklärungen führten nur zu Mißver¬
ständnissen. Auch theile er nicht die Befürchtung des Abg.
Meyer,  daß bei der stetigen Erweiterung der Befugnisse
und Vermehrung der Geschäfte der Gemeindevorsteher, das
Amt des Gemeindevorstehers nicht mehr ein Ehrenamt sein
könne, und aus dem Gemeindevorsteherdann ein kleiner
Amtmann würde oder vielmehr der frühere Landvogt erstände.
Er müsse zwar zugeben, daß den Gemeindevorstehern etwas
größere Vergütung als der genaue Ersatz der Baarauslagen
gegeben werden müßten und auch thatsächlich gegeben wür¬
den; das schade aber nicht, ein größeres Gehalt brauche die
Gemeinde nie zu geben, da immerhin auch jetzt bei ver¬
mehrter Geschäftslast, geeignete Personen bereit zu sein
pflegten, ohne erhebliche Vergütung das Amt des Gemeinde¬
vorstehers zu übernehmen. Große Verwaltungsbezirke seien
bei höherer Leistungsfähigkeit am besten im Stande, die Auf¬
gaben der Selbstverwaltung zu lösen und wünsche er, daß mit
der Zeit in dieser Richtung noch weiter vorgegangen werde.
Er bitte daher dringend, den in der letzten Aemterorganisation
gemachten guten Fortschritt nicht auszugeben durch Wieder¬
herstellung des Amtes Damme. Er habe noch einen anderen

erheblichen Grund, dem Anträge der Minderheit zuzustimmen.
Oldenburgische Landtage hätten stets auf Verminderung der
Behörden angetragen. Seit 5 Jahren habe er, Redner, alle
auf eine Verminderung des Bchördenapparats gerichteten An¬
träge unterstützt. Früher seien solche Anträge nicht immer
in gewünschtem Umfange von der Staatsregierungbeachtet
worden, das jetzige Ministerium habe vielleicht unter Berück¬
sichtigung dieser Anträge dem Landtage die bestehende Aemter¬
organisation vorgclegt. Der Landtag habe vor drei Jahren
mit überwältigender Majorität, wenn er nicht irre, mit 24
gegen7 Stimmen, diese Amtseintheilung beschlossen. Jetzt
sollten dieselben Männer, ohne irgend geänderte Sachlage,
umstimmen? Alle Gründe, welche in der Petition und heute
vom Abg. Meyer  angeführt, seien auch damals hcrvorge-
hoben. Man solle ein Ministerium, welches in dieser Rich¬
tung dem oft kundgegebenen Wunsche der Landesvertretung
Folge gegeben habe, in eine Zwangslage versetzen? Das
möge man nicht thun, man möge bei dem alten Beschlüsse
bleiben. Die heutige Beschlußfassung sei bei der Stellung,
welche die Staatsregierungzu dieser Frage einnehme, von
größter Wichtigkeit, er wünsche sehr, daß der Antrag der
Mehrheit auf Wiederherstellung des Amtes Damme mit großer
Majorität abgelehnt und damit die Dämmer Angelegenheit
aus der Welt geschafft werde. Er beantrage im Hinblick auf
die Bedeutung der Sache eine namentliche Abstimmung.

Abg. Schüler : Nach der Schilderung, welche cines-
theils in der zugegangenen Petition aus Damme und Ncucn-
kircheu von den dortigen Zuständen gemacht sei und welche
andererseits durch die soeben vom Herrn Collegen Meyer
gegebenen Erläuterungen ergänzt worden, sei eS für ihn un¬
zweifelhaft, daß dort Verhältnisse vorlägen, die er nimmer
als gute bezeichnen könne. Er bkdauere in hohem Grade,
wenn der geehrte Landtag sich in einer solchen Angelegenheit
auf die Seite der Beamten und nicht des Volkes stelle, unter
dem man doch lebe und mit dem man auch fühlen solle und
welches in dem Dämmer Bezirke offenbar unter Einrichtun¬
gen leide, die einer Abänderung dringend bedürften. Wenn
einige Herren Collegen sagten, der Landtag hätte diese Ein¬
richtungen schaffen helfen und daß man schon des Principes
wegen nicht anders votiren dürfe, so möchte er sich erlauben,
daran zu erinnern, wie große Böcke im Wege der Gesetz¬
gebung im Deutschen Reiche in den letzten 10 Jahren ge¬
schossen und Laß jetzt fast sämmtliche gesetzgebende Factoren
eifrig bemüht seien, dieselben so zu sagen wieder lebendig zu
machen und für welche Gesetze die Vaterschaft von einer
Partei auf die andere geschoben würde. Darum würde für
ihn kein Grund vorhanden sein, heute gegen die Petition zu
stimmen, auch wenn er die Ehre gehabt hätte, einem früheren
Landtage anzugehören und in demselben, von anderen Gesichts¬
punkten ausgehend, anders gestimmt hätte. Er tadele jede
Ersparniß für den Staatssäckel, sobald durch dieselbe ein
Theil der Bevölkerung in ungerechter Weise im Verhältniß
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zu seinen Mitbürgern belastet und dadurch große Bitterkeit
und Unzufriedenheit hervorgerufen werde; auch sei er fest
überzeugt, daß die Herren Collegen wohl alle für die drin¬
gende Berücksichtigungder Petition stimmen würden, wenn
sie entweder im dortigen Bezirke wohnten oder ganz ähnliche
Mißstände in ihren Heimathsdistrictenvorlägen. Durch¬
drungen von dieser Ueberzcugung, bitte er, sich in eine solche
Lage hineinzudenken und dann, von diesem Standpunkte aus¬
gehend, den Maforitätsantrag des Ausschusses anzunehmen.
Er habe schon in vielen großen Städten an Staatsgehäuden
die Göttin der Gerechtigkeit mit der Wagschale in der Hand
als Sinnbild thronen sehen. Man solle dies Bild in dem
vorliegenden Falle seine Verwirklichung finden lassen, andern¬
falls werde man s. E. zu einer ungleichen Belastung und
indirccten Besteuerung eines TheileS der Bevölkerung seine
Hülfe leihen und einen Beitrag liefern zu dem alten, nach
seinen Erfahrungen leider oftmals anwendbaren Sprichworte:
üut justitiu , ptzrent wrmäns.

Abg. Jken : Es liege ihm durchaus fern, den Inter¬
essen LeS südlichen Landesthcils, woher der Nothschrei um
Errichtung eines Amtes in Damme komme, auch nur im
geringsten entgegentreten zu wollen. Er habe sich nach dem
Inhalt der Petition und auch nach den so beredten Worten
des Abg. Meyer  aber nicht überzeugen können, daß hier¬
ein Bedürfniß vorliege. Man habe vor drei Jahren , als
die neue Organisation hier beschlossen sei, in Damme ein
Amtsgericht belassen, wodurchs. E. den dortigen Interessen
ein großer Dienst erwiesen sei. Es sei nun gesagt und auch
in der Petition hervorgehoben, daß das Amt zweimal monat¬
lich in Damme Sprechtage abhalte, die zur Befriedigung
der Beziehungen zum Amte doch vollständig ausreichend seien.
Es sei ihm überhaupt unbegreiflich, was die Bewohner des
südlichen Theils deS Herzogthums denn immer mit dem Amte
zu schaffen hätten. Er habe seit länger denn 20 Jahren in
genossenschaftlichen und Gemcindeangelegenheiten in vielfachen
Beziehungen zum Amte gestanden, habe tausendfach mit dem¬
selben correspondirt, sei aber persönlich nur sehr vereinzelt
zum Amtshauptmann gekommen. Würde man der Petition
zustimmen, dann werde man gar bald erfahren, daß überall
das Geschrei nach Einrichtung neuer Aemter sich erheben
werde, welchem alsdann auch Folge gegeben werden müsse.
Er stelle daher den Antrag:

der Landtag wolle über die Petition des Gemeinde¬
raths zu Damme und Neuenkirchcn zur einfachen
Tagesordnung übergehen,

und bitte die Versammlung, diesem zuzustimmen, um kund
zu gebe», daß man die Wiedereinrichtung der kleinen Ver¬
waltungsbezirke nicht wolle.

Abg. Deeken : Er nehme nicht allein als Abgeordneter
des betroffenen Wahlkreises, sondern auch aus voller Ueber¬
zcugung, welche er durch Kenntniß der Verhältnisse seines
Bezirks gewonnen, das Wort. Er halte die Zustände für

höchst mißlich und die Berbindung der Aemter Vechta und
Damme ohne große Schädigung der Amtseingesessenen nicht
für länger haltbar. Und mit dieser seiner Ueberzcugung stehe
er nicht allein. Viele Beamte, welchen die betreffenden Ver¬
hältnisse bekannt seien, theilten seine Ansicht. Er habe ge¬
hofft, daß auch beim Staatsministerium eine andere Auf¬
fassung Boden gewonnen, habe doch der Minister selbst er¬
klärt, daß Damme vorzugsweise hart betroffen werde, und
habe die Erfahrung gezeigt, daß die früheren Befürchtungen
nicht übertrieben gewesen und daß die Thatsacheu diese über¬
holt hätten.

Von Seiten der Herren Collegen aus den Marsch-
districten habe er ein größeres Wohlwollen gegenüber der
Petition erhofft. Der Grund, daß es anders sei, liege wohl
darin. Laß die Verhältnisse zu verschiedenartig seien und
demnach vielleicht das volle Vcrständniß für die völlig ab¬
weichenden Zustände fehle. Habe doch selbst der Amisrath
in Vechta diesen Mangel empfunden, da in dem eigenen
Amtsbezirke so große Mannigfaltigkeit herrsche, daß die Inter¬
essen der entlegensten Orte nicht genügend zur Geltung kom¬
men könnten. In dieser Erkenntniß sei der einstimmige
Amtsrathsbcschluß entstanden und in dessen Ausführung die
vorliegende Petition der am meisten geschädigten Gemeinden
Damme und Neuenkirchen. Der Amtsrath,, welcher selbst
am besten beurtheilen könne, was ihm nützlich sei, vertrete
Len achten Theil des ganzen Herzogthums und möge man
deshalb demselben Rechnung tragen. Ein Uebergang zur
Tagesordnung über den Beschluß einer so großen Körper¬
schaft sei doch nicht am Platze. Ob die Tagesordnung eine
einfache oder eine motivirte sei, erscheine ihm um so mehr
gleichgültig, als für die sogen, motivirte Tagesordnung seitens
des Berichterstatters eine Motivirung gar nicht gegeben sei.
Nun aber werde hervorgchoben, daß man sich immer mehr
von den Beamten emancipiren müsse und daß man ihn nur
selten angehen brauche. Dies möge für die Marschdistricte
vielleicht zutreffen, für das Münsterland aber sei dies un¬
richtig. Dort werde der Beamte noch als Vertrauensperson
angesehen, dort könne er noch, um mit den Worten der
Beamteninstructivn zu reden, der Vater seiner Eingesessenen
sein. Wenn man diesen Zustand dort beizubehalten wünsche,
weshalb wolle man jenen Landestheil zwingen, alte bewährte
Gewohnheiten aufzugeben. Man werde dies doch schwerlich
erreichen, nur werde die Bevölkerung darunter leiden, ohne
daß der Staat Vortheile dadurch erziele. Wenn man noch
weitere Aemlerreductionen wünsche, so werde er (Redner)
nichts dagegen haben. Man möge nur mal die extremsten
Fälle nehmen und die Aemter Jever und Butjadingen nach
Varel, bezw. Brake verlegen, das würde für die Bevölkerung
vielleicht keine so drückenden Zustände zur Folge haben, wie
sie im Amte Damme hervorgerufen seien. Denn bei den
obwaltenden Verkehrsverhältnissen seien die äußersten Orte
jener Aemter in keiner schlechteren Lage als Neuenkirchen,
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und zudem habe man dort, wie behauptet sei, ja nicht so
großes Bedürfniß, mit den Beamten persönlich zu verkehren.
Es sei betont worden, daß der Landtag an seinem vor drei
Jahren gefaßten Beschlüsse festhalten müsse, weil die Sach¬
lage genau dieselbe sei. Er halte dies für unrichtig und
bitte um gewissenhafte Prüfung der jetzigen und damaligen
Sachlage. Damals habe man cs nur mit Hoffnungen und
muthmaßlichen Schlüssen zu thun gehabt, jetzt aber werde durch
Thatsachen erwiesen, daß jene Hoffnungen nicht eingetreten
seien und daß die Schlüsse falsch gewesen. Kein Abgeord¬
neter sei an sein damaliges Votum gebunden und müsse jetzt
anders stimmen, wenn er sich überzeugt halte, daß bei jenem
Beschluß ein Jrrthum Vorgelegen und daß die damaligen
Annahmen unrichtig gewesen. Es bedürfe auch keines län¬
geren Zeitablaufs. Wenn zwei Jahre die Zustände schon
als unhaltbar erwiesen hätten, warum dann die Bevölkerung
noch auf längere Zeit in denselben belassen?

Der einzig richtige Maßstab für die Prüfung der Frage,
ob hier Wandel geschaffen werden müsse, sei in der Prüfung
der Gründe zu finden, welche seiner Zeit vom Staatsmini-
sterium für die Vergrößerung der Acmter geltend gemacht
worden. Er finde diese in dem Vortrage des Herrn Minister
Jansen,  welcher in den Berichten des Landtags von 1878
Seite 96 abgedruckt sei; dort sage derselbe:

„Viele Verwaltungszwecke können nur in größeren
Bezirken wirksam angefaßt werden."

Für Vechta-Damme sei dies aber evident widerlegt durch
die Erfahrungen; er nehme auf die Petition Bezug, wolle
jedoch nicht näher darauf entgehen, da der Abg. Meyer  die
Sachlage eingehend geschildert habe. Es habe sich gezeigt,
daß diese Zwecke dort nicht erreicht wurden.

"Die tüchtigsten und schneidigsten Kräfte können bei
Verminderung der Aemter an die Spitze gestellt
werden."

Es sei gewiß richtig, daß in Vechta eine tüchtige und
schneidige Kraft an der Spitze stehe, aber dieselbe reiche
trotzdem nicht aus, da die Arbeitslast die Arbeitskraft über¬
steige.

"Es wird eine Schule für systematische und metho¬
dische Heranbildung jüngerer Beamten geschaffen."

Dies könne wohl in Vechta nicht zutreffend sein, weil
der erste Beamte keine hinreichende Zeit haben werde, den
Auditor allseitig zu unterweisen. Der Auditor erledige Ge¬
schäfte des ersten Beamten, darüber sei Unzufriedenheit der
Amtsrathsmitglieder aus dem alten Amte Vechta entstanden,
wie aus dem AmtsrathSbeschluffe hervorgehe.

Der Herr Minister bemerke weiter:
„Von den Consequenzen der neuen Organisation werde
das Amt Damme ganz besonders getroffen.«

Dies sei richtig und zwar werde es in so hohem Grade
getroffen, Laß unleidliche Zustände daraus entstanden seien.

Ferner heiße es:
„Die Aufhebung des Amtes Damme sei trotz der
Seelcnzahl und des Flächenraumes empfehlenswertst,
das Interesse der Eingesessenen werde dadurch in
keiner Weise geschädigt; in dieser Beziehung walte,
wie es scheine, eine übertriebene Auffassung ob."

Die Erfahrung zeige aber, daß die Befürchtungen nicht
übertrieben gewesen und daß die Interessen der Eingesessenen
auf das äußerste geschädigt würden.

Endlich sage der Herr Minister:
„Er hoffe zuversichtlich, daß nach Verlauf weniger
Jahre auf der einen Seite eine Beruhigung der Ge-
müther eintreten werde, auf der anderen Seite man
von den Vortheilen größerer Verwaltungsbezirke sich
überzeugt habe."

Diese Hoffnung sei nicht erfüllt und sei die Zeit lange
genug, um jetzt mit Sicherheit zu bemessen, daß diese un¬
erfüllbar bleibe. Vortheile würden von keiner Seite aner¬
kannt und sei von einer Beruhigung der Gemüther keine
Rede. Dieselbe sei auch nicht zu erwarten, da man sich
zurückgesetzt fühle, weil man keine Eisenbahn, kein Amt er¬
halte. Nun müsse anerkannt werden, daß der jetzige Amts¬
hauptmann alles Mögliche thue, um die Geschäfte zu er¬
ledigen. Wie aber, wenn ein Beamteuwechfcleintrcte? Der
jetzige Amtöhauplmann sei äußerst diensteifrig, ob sein Nach¬
folger sich ebenso sehr abmühen werde, stehe dahin. Der
jetzige Beamte sei unverhcirathet, ein verheiratheter Nachfolger
werde jedenfalls die auswärtigen Touren mehr einschränken
und stehe dann eine noch größere Beeinträchtigung der Inter¬
essen der Eingesessenen zu erwarten. Und wie er bestimmt
erfahren habe, sei der Abgang des jetzigen Beamten nicht
mehr fernliegend; derselbe sei wohl schon etwas leidend ge¬
wesen, als er das große Amt übernommen, aber man könne
annehmen, daß ihn die vielen Amtsgeschäfte und Diensttouren
rascher aufgerieben, als dies bei seiner Diensttüchtigkeit in
einem normalen Amtsbezirke der Fall gewesen sein würde.
Dies sei ein starker Beweis für die Unhaltbarkeit der Zu¬
stände.

Der Herr Minister habe schließlich bemerkt, daß der
Kostenpunkt für die Vergrößerung der Aemter spreche. Dies
treffe bei Vechta-Damme nicht zu. Alles Personal sei bci-
behaltcn. Mit Rücksicht auf die Zusammenlegung der beiden
Aemter sei dem Amtshauptmann in Vechta ein Auditor bci-
gegcben. Werde das Amt Damme wieder hergestellt, so
könne dieser wieder wegfallen und käme statt seiner ein Amts-
hauptmann nach Damme. Die Differenz der Gehalte dieser
beiden Beamten sei demnach die einzige Ersparniß. Diese
aber werde mehr als ausgewogen durch die sehr erheblichen
Kosten der Dienstreisen von Vechta nach Damme. Daneben
dürften die weit größeren indirekten Schädigungen nicht außer
Acht bleiben, so daß für Vechta-Damme der richtige Satz
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der sei: der Kostenpunkt spreche für die Trennung dieser
Aemter.

Es müsse wiederholt werden, daß eine Parallele mit
den Marschämtern nicht zutreffe. Und dennoch habe der
Ausschuß eine Petition aus Dedesdorf um Zurückversetzung
des nach Brake beorderten Actuars nach Dedesdorf einstimmig
zur Berücksichtigung empfohlen, und sei der Antrag vom
Landtag angenommen. Das sei doch keine Gleichmäßigkeit.
Die Schwierigkeit, von Dedesdorf nach Brake zu kommen,
sei doch nicht annähernd so groß, als die einer Reise
von Neuenkirchen nach Vechta. Beim Eisgauge rc. auf der
Weser, und das sei eine vcrhältnißmäßig kurze Zeit, könnten
die Dedesdorfer über Bremen per Bahn nach Brake kommen,
während die Neuenkircher vielleicht im Schnee sestsäßcn; zu
allen übrigen Zeiten sei Brake leicht zu erreichen.

Der Antrag der Majorität des Ausschusses, welchen er
zur Annahme dringend empfehle, sei zur Zeit nicht mehr aus¬
reichend. Die Petition bezwecke eine Gesetzcsvorlage an den
gegenwärtigen Landtag, welche jetzt aber nicht mehr möglich
sei. Deshalb müsse die Staatsregierung ermächtigt werden,
im Verordnungswegevorzugehen. Er beantrage demnach,
dem Majoritätsantrage folgenden Zusatz zu geben:

auch dieselbe ermächtigen, das Amt Damme im
Verordnungswegehcrzustellen.

Abg. Ahlhorn : Er könne sich den Ausführungen
der Abgeordneten Tantzen und Jken  nur in allen Punkten
anschließen, und um nicht in Wiederholungen sich ergehen zu
brauchen, da diese Herren ihm vieles vorweg genommen hätten,
beziehe er sich ausdrücklich auf das von ihnen Gesprochene.
Auch er sei der Ansicht, daß das Princip der Selbstverwal¬
tung noch mehr, als bisher geschehen, durchzuführen sei.
Deshalb hätte er gewünscht, daß das Ministerium vor
3 Jahren noch weiter, wie geschehen, vorgegangen wäre,
namentlich in der Richtung, daß cs das Amt ElSfletb besei¬
tigt hätte, da dieses ganz gut dem Amte Brake und das
Amt Berne dem Amte Delmenhorst hätte zugelegt werden
können, vor allem, da man ja schon Altenesch von Elsfleth
getrennt und Delmenhorst zugelegt hätte. Dieser Punkt, die
Beibehaltung des Amtes Elsfleth, hätte viel böses Blut ge¬
macht und es wäre dieser Fall namentlich von denjenigen,
die ihre Aemter verloren hätten, immer hervorgehoben; wenn
dieses gleich mit beseitigt worden, so würden sich die
Gemüther viel eher beruhigt haben. Er hoffe daher, daß
das Ministerium dieses später nachholen werde. Wenn die
Petition sodann erwähne, daß dort 44 Amtsrathsmitglieder
vorhanden, so weise er demgegenüber auf die 54 Amtsraths¬
mitglieder des Amtes Jever hin; und dazu seien hier die
Bodenverhältnisse weit verschiedenartiger, als in dem Amte
Damme, somit treffe das, was der Abg. Meyer  ausgeführt,
doch mehr für Jever als für Damme zu. Wenn ferner in
der Petition behauptet werde, daß in den Amtsrathssitzungen
oft keine Einigkeit vorhanden, so sei das allerdings auffällig,

da die Landtagsmitgliederaus den südlichen Landestheilen
hier im Landtage immer einig seien. Es sei ihm in der
That ganz unerklärlich, wie man Verhältnisse, die man erst
vor 3 Jahren geschaffen, jetzt schon wieder umstoßcn wolle,
zumal die neue Aemtereintheilung, wie er glaube, damals
mit 25 gegen 7 Stimmen angenommen worden, und möchte
er Diejenigen, die mit der neuen Einrichtung nicht einver¬
standen seien, doch bitten, sich auf den Boden des Landtags¬
beschlusses zu stellen und jetzt nicht gegen dasjenige zu stim¬
men, was der letzte Landtag mit solcher großen Majorität
beschlossen hätte. Ans diesem Gebiete erperimentiren zu
wollen, sei sehr gefährlich. UebrigenS dürfe seiner Ansicht
nach Damme sich durchaus nicht beklagen, da es ja das
Amtsgericht behalten hätte, was gar nicht mal so nöthig ge¬
wesen sei und außerdem halte das Amt noch 2 Sprech¬
tage in Damme ab, deren Kosten die Staatscaffe übernommen
hätte. Diese Sprechtage würden dem Bedürfniß durchaus
genügen, da auf denselben alle Sachen erledigt werden könn¬
ten, falls man das Amt dann nur nicht mit zu kleinen
Sachen belästige.

Wenn die Dämmer in der Petition von Loyalität
sprächen, so glaube er, daß dieselben doch wahrlich kein Recht
hätten, damit zu prahlen, seien doch vor 3 Jahren Hetzbriefe
nach Ovelgönne und nach anderen Orten , wo die Aemter
eingehen sollten, geschickt, um die Leute zum Widerstand auf-
zuforderu, hätte dock damals auch der Schwiegervater des
Abg. Meyer,  der frühere Abg. Rohling,  als Vertreter
für Damme erklärt, man wolle lieber Preußisch werden,
falls die Regierungsvorlage angenommen werde. Derselbe
Vertreter hätte damals auch sofort aus dem Landtage aus-
trcten wollen, was denn auch thatsächlich nachher geschehen
sei. Auf die Vorkommnisse der letzten 10 Jahre wolle er
nicht eingehen, eS sei da auch mancherlei vorgekommen, was
sich mit Loyalität nicht vereinigen lasse. Habe man doch
auch in früheren Jahren in Damme einen förmlichen Auf¬
ruhr zu bekämpfen gehabt, wie solcher in den anderen Landes¬
theilen noch nicht vorgekommen sei. Die ganze Aufregung
in Amt Damme, von der der Abg. Meyer  gesprochen,
sei eine künstlich gemachte und nur von der Gemeinde Damme
hervorgcrufen. Die Dämmer seien verwöhnt, cs gehe ihnen
wie den Kindern, die unzufrieden seien, wenn sie ihren
Willen nicht bekämen. Die Dämmer hätten seit langen
Jahren ein Amt und Amtsgericht gehabt, obgleich der Ort
hart an der Preußischen Grenze, also an der Grenze des
Amtsbezirkes liege. Danach hätten dieselben gar kein Recht
darauf gehabt, den Amtssitz in ihrem Orte zu haben, der
Mittelpunkt deS Amtes sei vielmehr Holdorf, dort hätte das
Amt immer seinen Sitz haben müssen, dort müsse jetzt auch
das Amtsgericht noch hin verlegt werden, auch wenn diese
Maßregel anfangs einige Kosten mehr verursachen würde.
UebrigenS würden die Holdorfer gerne Grund und Boden
zum Hausplatz und Garten unentgeltlich hergeben und anderer-
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seits lasse sich das Amtslokal in Damme gut anderweitig
verwerthen. Loyal also sei es nicht, wenn man gegen eine
beschlossene Maßregel sich auflehne, denn darin bestehe gerade
die Loyalität, daß man auch in schwierigen Berhältnissen treu
und fest zur Regierung stehe. Er frage, ob nicht auch die
Stadt Varel, die er die Ehre habe hier mit zu vertreten,
stark gelitten habe dadurch, daß das Obergcricht von dort
weggenommen sei. Dort habe man jedoch nicht gegen das
Ministerium remoustrirt, sondern sich in die Nothwendigkeit
gefügt und sich auf den Boden des Landtagsbcschluffcs ge¬
stellt. Die Herren hätten doch damals seinem Anträge, in
Oldenburg kein eigenes Obcrlandcsgerichtzu errichten, zu-
stimmen sollen, dann würde man alle Jahre 30—35 000
gespart haben. Mit der Zeit werde dies Gericht doch ein-
gehen müssen, wenn er (Redner) es auch nicht mehr erleben
sollte. Sein bester Freund und früherer College Russell,
der doch  kränklich gewesen sei, habe ihm oft gesagt, er wolle
gern zu seinem Bezirke noch Dinklage mit übernehmen. So
habe der Amtsrichter in Damme gewiß nicht so viel zu thun,
daß derselbe nicht auch öfters den Dämmern einen guten Rath
ertheilen und Sachen erledigen könnte, die sich mit seiner
Stellung vertrügen. Zudem gäbe es dort auch nicht so viele
Proceffe, wie anderswo, und die Leute hätten nicht so viel
beim Verwaltungsamte zu thun, vor allem da das Kataster
dort geblieben sei. Gehe man doch dort erst zum Pastoren,
dann zum Amtsrichter und zuletzt erst zum VcrwaltungSamte,
ja er wisse aus eigener Erfahrung, daß sein früherer College
sehr viele Sachen geschlichtet habe, die zur Competenz des
Verwaltungsamtes gehört. Wenn er diese Thatsachen ange¬
führt, so sei er weit entfernt, diese Sitte zu tadeln, wünsche
vielmehr, daß es auch anderswo so sein möchte. Der Abg.
Meyer  spreche ferner von Verkoppelungen, die Leute wollten
gerne verkoppeln, aber das Verwaltungsamt habe keine Zeit
dazu. Zunächst müsse er die letztere Behauptung bestreiten,
denn es seien in jenem Bezirke doch zwei Verwaltungsbeamte
und hätten dieselben nicht so viel zu thun, wie der Verwal-
tungßbeamte in seinem(Redners) Bezirke, der keinen Hülfs-
beamten habe. Aber cs sei doch auch sonderbar, daß die
Leute jetzt mit einem Male verkoppeln wollten, da doch das
Amt Damme erst seit 3 Jahren aufgehoben und das Ver-
kvppelungsgcsetz doch schon sehr lange cristire. Der Abg.
Meyer  sage ferner, die Gemeindevorsteher bezögen kein
Gehalt, ihr Amt sei ein Ehrenamt, das letztere sei allerdings
richtig, aber damit sei doch nicht ausgeschlossen, daß die Ge¬
meindevorsteher für die aufgewandte Arbeit ordentlich besoldet
würden, wie in seiner Gegend, wo dieselben bis zu 1000 ^
und noch mehr erhielten. Im Münsterlande bekämen diesel¬
ben allerdings bei weitem nicht so viel, das sei aber auch
verkehrt, man solle tüchtige Leute aussuchen und diese dann
auch ordentlich besolden. Wenn die ja auch von der Staats¬
regierung angestrebte Selbstverwaltung immer mehr durch¬
geführt würde, dann werde mit der Zeit auch das Verwal¬

tungsamt entbehrlich werden, denn er halte es nicht für gut,
wenn die Vcrwaltungsbeamtensich zu sehr in die Gemeindc-
augelegenheitcn mischten. Man hätte jetzt ein gutes Mini¬
sterium, das den berechtigten Wünschen der Landesvcrtrctung
gerne Nachkomme, um so mehr müsse man sich aber in Acht
nehmen, Anträge an dasselbe zu bringen, deren Ausführung
ohne große Kosten sich nicht erreichen lasse.

Er möchte jetzt noch ein paar Worte den Abgeordneten
Schüler und Deeken  erwidern, namentlich habe der letztere
ihm mit Veranlassung gegeben, das Wort zu nehmen, um
sich gegen dessen Angriffe zu rechtfertigen.

Dem Abg. Schüler  aus Birkcnfeld, der zum ersten
Male im Landtage sei, möchte er erwidern, daß die Abgeord¬
neten aus dem Herzogthum doch die lokalen Verhältnisse
besser kennen müßten, als er, und wenn derselbe sage, man
müsse sich auf die Seite des Volks und nicht auf die der
Beamten stellen, so habe der Abg. Deeken  doch gerade
ausgesührt, Laß die dortigen Beamten alle dafür seien, daß
das alte Amt Damme wieder hergestcllt werde, — inwieweit
dies richtig sei, wisse er (Redner) nicht, müsse es übrigens
bezweifeln—, aber danach müßte der geehrte Herr College
doch gerade gegen die Petition stimmen. Er glaube übrigens,
daß das Unheil des Herrn Collegen aus Birkenfeld wohl
etwas getrübt sein möchte, insofern derselbe einen Antrag,
die Wiederherstellung des Amtsgerichts Nohfelden betreffend,
in der Tasche habe. Ob nach dieser Debatte, je nachdem
die Abstimmung ausfalle, der betreffende Antrag an das
Tageslicht kommen und den Landtag noch weiter beschäftigen
werde, könne er noch nicht beurtheilen.

Er müsse noch mit ein paar Worten auf das, was der
Abg. Decken  gesagt, antworten. Derselbe sage, die Marsch¬
bewohner hätten kein Verständniß für die südlichen Landes-
theile, man wolle denselben nichts zukommen lassen, das sei
ein schwerer und unberechtigter Vorwurf , das Umgekehrte
sei der Fall, die Bewohner der südlichen Landestheile würden
immer bevorzugt, sowohl von der Staatsregierung, als auch
von dem Landtage. Um nur ein paar Fälle von vielen anzu¬
führen, so bekämen erstlich die südlichen Landestheile zu ihren
kirchlichen Bedürfnissen gerade die Hälfte von dem was die
andern bekämen und werde die Bevölkerung dabei zu ffz
Katholiken und Protestanten gerechnet, während doch das
Verhältniß annähernd ^ und ^ sei. Aber gerade weil
man die Majorität habe, wolle man den Katholiken etwas
mehr geben. Ferner hätten die Aemter Vechta und Cloppen¬
burg einen Generalfonds bekommen und erhielten jedes Jahr
750 während die 500 oder 1500 c/ki, die die an¬
dern früher aus der Staatsoasse bekommen, weggefallen seien,
weil kein Bedürfniß mehr dazu vorliege. Ferner solle man
bedenken, welche große Summen alljährlich für Canalbauteu
und Nothstände für die südlichen Landestheile bewilligt wür¬
den und das alles werde aus der Staatskasse bezahlt. Es
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wäre sehr viel besser gewesen, wenn man die Aemtcr Clop¬
penburg und Vechta gar nicht erhalten hätte, denn dieselben
kosteten dem Staat viel mehr, als sie demselben einbrächten.
Dahingegen habe die Staatsregierung bei Ucbernahme der
Herrschaft Varel mehrere Millionen Vortheil gehabt und
hoffe er, daß die Staalsrcgierung dieses Moment etwas im
Auge behalten und namentlich der Stadt Varel ferneres
Wohlwollen bewahren werde. Der Abg. Deeken habe sie
ferner auf ihr Gewissen verwiesen, dies hätte er von dem
Abg. Deeken  am allerwenigsten erwartet, er (Redner), hätte
seinen Eid geleistet und wisse ganz gut, daß er Vertreter des
ganzen Großherzogthums sei. Dieser Vorwurf komme an
den Unrechten, er gebe denselben an den Abg. Deeken
doppelt zurück. Sodann sage der Abg. Deeken,  alles was
der Minister Jansen  in dieser Frage gesprochen hätte, sei
unrichtig, auch diesen Vorwurf müsse er entschieden zurück-
weisen, da s. E. der Herr Minister nur die volle Wahrheit
gesagt habe; er wolle es dem Herrn Regierungs-Commiffar
überlassen, hierauf zu erwidern, da der Herr Minister nicht
zugegen sei. Zuletzt habe der Abg. Deeken  noch hervor¬
gehoben, er wisse bestimmt, daß der Amtshauptmann in
Vechta seinen Abschied nehmen wolle, da er kränklich sei,
was von der (Überhäufung mit Geschäften hcrrühre. Wenn
der Abg. Decken  dann zwar zugebe, daß der Beamte schon
etwas kränklich gewesen, wie er hingegangen, so bemerke er
doch ferner, daß der Verschleiß der Beamten dort so groß
sei, daß der Staat dadurch Schaden habe und daß auch aus
diesem Grunde das alte Amt Damme wieder hergestellt wer¬
den müsse. Darauf müsse er erwidern, daß der betr. Beamte
schon krank gewesen, wie er hingekommen sei, was der Abg.
Deeken  ja selbst angeführt habe. Da dieser Beamte aber
früher ein recht kleines Amt, das Amt Ovelgönne, verwaltet
hätte, so hätte die Krankheit dort doch nicht entstehen müssen,
da die Arbeitslast doch nicht so groß gewesen sei. Daß die
Krankheit dieses Beamten-— er hätte an Podagra gelitten—
in Vechta nicht besser geworden, sei leicht erklärlich. (Übri¬
gens würden die Beamten, namentlich die Verwaltungs¬
beamten, welche sich viel in freier Luft zu bewegen hätten,
nicht krank vom vielen Arbeiten, sondern viel eher, wenn sie
nicht genug zu thun hätten.

Er müsse dabei bleiben, daß die Petition nicht gerecht¬
fertigt sei, empfehle man dieselbe, so komme Löningen, ferner
Ovelgönne und Verne und würden dasselbe verlangen.
Daher solle man auch nicht die motivirte Tagesordnung,
sondern die einfache, wie sie der Abg. Jken  beantragt, an¬
nehmen, dann würde man hoffentlich für längere Zeit Ruhe
haben.

Der Abg. Huchting  stellt den Antrag auf Schluß der
Debatte; der Antrag findet genügende Unterstützung und wird
derselbe nach Verlesung der Rednerliste, welche folgende Namen
ergiebt: Meyer , Barnstedt , Deeken , Tantzen , Wag¬
ner , Jken,  angenommen.

Sodann erhalten zu persönlichen  Bemerkungen das
Wort:

Abg. Tantzen : Der Abg. Deeken  habe behauptet,
die Abgeordneten aus den Marschen hätten kein Vcrständniß
für die Bedürfnisse des südlichen Landcstheils. Auf diese
Behauptung des Abg. Decken  wolle er nicht weiter ein-
gehen, indeß wolle er für seine Person gerne cingestehen,
daß er kein Vcrständniß habe für die Handlungsweisedes
Abg. Deeken,  wenn dieser College» und Abgeordneten des
Oldenburgischen Landtags auf ihr Gewissen Hinweise.

Abg. Meyer : Der Abg. Ahlhorn  habe in seinen
Ausführungen sich veranlaßt gesehen, seiner(Redners) Person
insofern zu gedenken, als derselbe gesagt, sein Schwieger¬
vater, der frühere Abg. Rohling  habe bei Gelegenheit der
Aemter-Debatte im XX. Landtag gesagt: die Dämmer be¬
dauerten, 1866 nicht preußisch geworden zu sein, worüber
der Abg. Ahlhorn  sein Verwundern äußerte. Demgegen¬
über habe er eine thatsächliche Unrichtigkeit zu berichtigen.
Nach rem Wortlaut des betr. Landtagsberichts hätte der da¬
malige Abg. Rohling  sich dahin geäußert: »Wenn Olden¬
burg 1866 preußisch geworden wäre, so würde Damme jetzt
sowohl die Eisenbahn haben, als auch sein Amt behalten".
Er könne nicht umhin zn erklären, daß er hierin gar nichts
Auffälliges finde, er sei ganz und gar der Ansicht des frü¬
heren Abg. Rohling,  auch begreife er nicht, wie der Abg.
Ahlhorn  jene Aeußcrung heute in solcher Form, wie es
geschehen, hier sozusagen gegen ihn (Redner) auszuspielen
sich hätte veranlaßt sehen können.

Abg. Deeken : Seine Bemerkung bezüglich des „Ver¬
ständnisses" finde ihre Begründung darin, daß die Herren
Abgeordneten aus den Marschen die nach Erfahrungen in
ihren Distrikten gewonnenen Ansichten auf Verhältnisse an¬
wenden wollten, welche völlig anderer Art seien, und zwar
obgleich diejenigen, welche sich in diesen abweichenden Ver¬
hältnissen befänden, aus besserer Kenntniß ihrer eigenen An¬
gelegenheiten sich gegen solche Ausdehnung sträubten.

Darin, daß er die Herren Abgeordneten um gewissen¬
hafte Prüfung der jetzigen Sachlage gebeten, könne er nichts
Anstößiges finden und seien ihm die betreffenden Entgegnungen
um so schwerer verständlich, da man andrerseits Las Fest¬
halten an früheren Beschlüssen so stark betont habe.

Berichterstatter Abg. WMroth : Die Minorität des
Ausschusses ziehe ihren Antrag zu Gunsten des Antrages des
Abg. Jken  zurück.

Sodann wurde der Antrag Jken  in namentlicher Ab¬
stimmung mit 20 gegen 11 Stimmen angenommen und sind
damit die übrigen Anträge beseitigt.

Für den Antrag Jken  stimmten die Abgeordneten:
Ahlhorn , Capell , Groß , Haase , Heinemann,
Henn , Hoher , Huchting , Jken , Keller , Mettcker,
Müller , Nathan , Pro pp ing , Roggemann , Tantzen,
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Wallroth , Westphal , Wilken und Windmüller;
gegen denselben die Abgeordneten: Barnstedt , Bothc,
Deeken, Hemmen, Kreymborg , Meyer , Ramien,
Schüler , von Seggern , Wagner und Wenke. —
Die Abgeordneten Boedecker, Bergmann und Rüde»
dusch fehlten.

VIII. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.
das Schreiben des Staatsministeriums vom 27. December
1881, betr. Verkauf der Wassermühle und der sog. Kälber¬
marsch zu Vechta. (Anl. 102 S . 512).

Berichterstatter Abg. Meyer : Der Ausschuß habe
diese Sache eingehend geprüft, auch den Herrn Regierunĝ-
Commifsar darüber gehört und sei man demnach zu dem
Anträge gekommen:

der Landtag wolle der Veräußerung der Wasser¬
mühle zu Vechta und der daselbst belegenen Kälber¬
marsch in der dem Staatsministerium geeignet er¬
scheinenden Weise seine Zustimmung ertheilen.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
IX.  Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusscs über

den selbstständigen Antrag des Abg. Nathan  und Genossen,
betr. das Feucrversichcrungswesen im Fürstenthum Lübeck.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Der Ausschuß
beantrage:

der Landtag wolle beschließen, den selbstständigen
Antrag des Abgeordneten Nathan,  betr . das Feuer¬
versicherungswesen im Fürstenthum Lübeck, der Staats¬
regierung zur Prüfung zu übergeben.

Dabei Habs er jedoch zu bemerken, daß der Ausschuß
damit nicht beabsichtigt habe, die Vertretung der zu dem
Antrag gegebenen Ausführungen des Abg. Nathan  zu
übernehmen. Wenn er sich übrigens vergegenwärtige, wie
der Abgeordnete Nathan  bei der Berathung der Boden-
creditanstalt auf das Eingehendste jede Staatshülfe als
schädlich und verwerflich hingestellt habe, so müsse er sich
Wundern, daß derselbe Herr Abgeordnete den Staat in den
dem Antrag angefügten Bemerkungen anrufe, sich der armen
Hypothekengläubiger anzunshmen.

Abg. Nathan : Er hätte bei dem Herrn Vorredner
insoweit wenigstens Sympathie für den Antrag erwartet,
als derselbe die Erleichterung des Credits für die weniger
bemittelten Einwohner des Fürstenthums zu fördern bestrebt
sei. Noch auffälliger sei die Bemerkung, daß Redner für
obigen Zweck eintrete, während er sich doch gegen die Er¬
richtung der Bodencreditanstalt ausgesprochen hätte. Er
müsse den Herrn Vorredner daran erinnern, daß Redner
seine Sympathie für den Zweck, gegen billigen Zins den
Creditsuchenden Geld zu verschaffen, bei der Debatte über
die Errichtung der Bodencreditanstalt.stets ausdrücklich aus¬
gesprochen, jedoch habe er es nicht zutreffend gefunden,
durch ein staatliches Geldinstitut dieses Ziel herbeizuführen,

Berichte. XXI. Landtag.

vielmehr wünsche er es durch die altbewährten Wege zu
erreichen. Hier handle es sich nicht um die Errichtung einer
Staatsanstalt, sondern um die gesetzliche Beordnung des
Feuerversicherungswesens nach einer bestimmten Seite hin.
Wenn der Here Vorredner sich so sehr zur Kritik und
Opposition hingezogen fühle, so hätte er es für zutreffend
gefunden, wenn er sie gestern gegen die Seite gerichtet, wo
sich dem Landtage gegenüber die Verantwortung finde, und
nicht dahin, wo nach Aufgabe der Staatsregierung ver¬
fahren werden müsse. Wie die Zustände des Feuer¬
versicherungswesensim Fürstenthum Lübeck seien, davon
könne man sich hier keine Vorstellung machen, weil hier
staatlicher Feuerversicherungszwangherrsche, wodurch jedes
brennbare Jmmobiliar stets versichert sei, während dort
die Versicherung jederzeit wegfallen könne.

Berichterstatter Abg. Windmüller : Der Ausschuß
habe thatsächlich den Antrag des Abgeordneten Nathan
mit Wohlwollen behandelt, es zeige sich dies auch darin,
daß man nicht den Uebergang zur Tagesordnung beantragt,
sondern denselben der Staatsregierung zur Prüfung em¬
pfohlen habe. Die weiteren Bemerkungen des Abg. Nathan
wolle er übergehen, zu denselben habe gar kein Grund
Vorgelegen, da er nur bemerkt habe, die dem Anträge bei¬
gefügte Motivirung nicht vertreten zu können.

Abg. Tantzen : Auch er müsse erklären, daß er nicht
mit allen Motiven zu diesem Anträge übereinstimmen
könne, indeß habe er geglaubt, daß in dem Anträge ein
guter Kern stecke und sei er deshalb durchaus damit ein¬
verstanden, denselben der Staatsregierung zur Prüfung zu
empfehlen.

Abg. Nathan : Zu den Ausführungen des Ab¬
geordneten Wind Müller  habe er nur noch eine kurze
Bemerkung zu machen. Derselbe spreche von einer bedeu¬
tenden Belastung der Staatsbehörde. Bei ruhiger Prüfung
hätte derselbe finden können, daß es sich hier um Aus-
nbhmefälle handle und deshalb von einer bedeutenden Be¬
lastung nicht die Rede sein könne.

Der Abg. Schüler  reicht folgenden genügend unter¬
stützten Antrag ein:

der Landtag wolle beschließen, Großherzogl. Staats¬
regierung zu ersuchen, der nächsten Provinzialraths¬
versammlung des Fürstenthums Birkenfeld einen
Gesetzentwurf zur Beordnung des Feuerversicherungs¬
wesens für Immobilien vorzulegen.

Abg. Schüler : Zur Begründung dieses Antrags
habe er mitzutheilen, daß im Fürstenthum Birkenfeld eben¬
falls kein Feuerversicherungszwang bestehe und daß er,
ohne sich mit dem Inhalt der einzelnen Paragraphen im
Nathan ' schen  Anträge einverstanden zu erklären, die Aus¬
führung des in dem Anträge ausgedrückten Haupt-Princips
für die Bevölkerung'des Fürstenthums Birkenfeld für ein
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großes Glück halte. Das Creditwesen namentlich der weniger
bemittelten Leute würde eventuell dadurch gehoben werden.

Die beiden Anträge werden angenommen.
X. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über

die Petition des Bockhorner Sielachtsausschusses, betr.
Interpretation des Art. 24 Z. I litr. a. der Deichordnung.

Berichterstatter Abg. Tantzen : Der Bockhorner Siel¬
achtsausschuß petitionire um eine authentische Interpretation
des Art. 24 Z. 1 litr. a. der Deichordnung und zwar
unter folgender Begründung:

Der Artikel 24 Z. 1 litr. a. der Deichordnung besage:
„In der Bockhorner Sielacht hat die Landescasse für die
im Königreich Hannover belegenen, nach dieser Deichordnung
deichpflichtigen Ländereien, den nachbargleichen Beitrag so
lange zu leisten, als diese Ländereien nicht zugezogen
werden können, und behält dieselbe statt dieses Beitrags
bis weiter die Verpflichtung zur Unterhaltung der Ellen¬
serdammer Siele und Sieltiefe im bisherigen Umfange."

Diese ihr seit Bedeichung des Ellenserdammer Grodens
(1732) obliegende Unterhaltungspflicht hätte die Landescasse
vor Einführung der Deichordnung durch die herrschaftlichen
Beamten, sowie durch den Sielmeister und die Geschworenen
der Ellenserdammer Sielacht besorgt, die sie für desfallsige
Leistungen besonders bezahlte, hätte aber mit der Sielacht
als solcher nichts zu schaffen gehabt, jede hätte die ihr ob¬
liegende vertragsmäßige Verpflichtung, demnach auch die
Verwaltungskosten, die ihr aus obengedachter Verpflichtung
erwachsen, für sich allein zu tragen gehabt.

Nachdem nun durch Einführung der Deichordnung die
Bockhoruer Sielacht aus verschiedenen anderen und der
Ellenserdammer Sielacht mit den vom Staate zu unter¬
haltenden Sielen re. neu gebildet worden, hätte sich ergeben
bei Feststellung der Sielachtsrechnungen, daß in Folge
eines Bescheides der Großherzoglichen Regierung vom
28. April 1865 der Districtsbaubeamte, Herr Oberinspector

-Nienburg  in Varel, Tagegelder und Fuhrkosten bei vor¬
kommenden Reparaturen an dem von der Landescasse zu
unterhaltenden^ Antheil der Ellenserdammer Siele be¬
rechnet, welche Beträge auf die Genossenschaftscasse an¬
gewiesen und vom Rechnungsführer bezahlt seien.

Der Sielausschuß hätte die Sielachtscasse zur Zahlung
gedachter Diäten und Fuhrkosten nicht verpflichtet gehalten
und sei, nachdem der Sache verschiedentlich in den-Sitzungen
Erwähnung geschehen, endlich der Beschluß gefaßt, in Betreff
dieser nach Ansicht des Ausschusses unrichtigen Auffassung
der Bestimmungen im Art. 24 der Deichordnung und der
in Folge dessen angewiesenen Zahlungen beim Staats-
Ministerium vorstellig zu werden. In dem hierauf erfolgten
Bescheide vom 11. October 1880 sei dis Beschwerde des
Ausschusses über eine Entscheidung des Vorstandes, wegen
Erstattung von Diäten und Fuhrkosten des technischen

Beamten aus der Landescasse, für unbegründet erkannt,
da die Entscheidung des Vorstandes den Bestimmungen der
Deichordnung im Art. 24 Z. 1 litr. ». und der Entschei¬
dung der vormaligen Regierung vom 28. April 1865
durchaus entsprechend sei.

In gedachter Entscheidung werde gesagt, daß Tage¬
gelder und Reisekosten beim Verding von Reparaturen an
den Ellenserdammer Sielen, welche für Rechnung der
Landescasse zu beschaffen seien, als Verwaltungskosten der
Sielacht zur Last fallen müßten. Artikel 24 Z. 1 litr. a.
bestimme ferner, daß in der Bockhorner Sielacht die Landes¬
casse für die im Königreich Hannover belegenen dienstpflich¬
tigen Ländereien den nachbarlichen Beitrag so lange zu
bezahlen habe, als diese Ländereien nicht zugezogen werden
könnten, daß sie aber statt dieses Beitrags nur die Ver¬
pflichtung behalte, im bisherigen Umfange die Ellenser¬
dammer Siele und Sieltiefe zu unterhalten. Durch Dar¬
legung der früheren Verhältnisse werde alsdann zu bewei¬
sen versucht, daß die Landescasse derartige Kosten vor Erlaß
der Deichordnung nicht gehabt habe, und daraus gefolgert,
daß sie auch jetzt zu deren Tragung nicht verpflichtet sei,
da sie nach Einführung der Deichordnung Genossin der
Sielacht geworden, statt des nachbargleichen Beitrags zur
Sielcasse aber die Verpflichtung habe, die Siele und Tiefe
im bisherigen Umfange zu unterhalten.

Wenn auch nicht zu verkennen sei, führen Petenten
fort, daß die Landescasse durch Erlaß der Deichordnung
eine Genossin der Bockhorner Sielacht geworden, unter
Uebernahme gewisser Verpflichtungen, so erscheine es doch
nicht billig, von letzterer die Tragung der Verwaltnngs-
kosten für den staatlichen Antheil zu verlangen, und müsse
die Annahme, daß die Deichordnung derartige Kosten nicht
gehabt habe, entschieden bestritten werden.

Sei die Staatscasse in Folge dessen von 1615 bezw.
1732 verpflichtet, die Siele rc. zu unterhalten, und habe
dieselbe bei vorkommenden Reparaturen die ihr oblie¬
gende Unterhaltungspflicht durch die herrschaftlichen Be¬
amten, wie es in der Begründung zum Regierungsbescheide
vom 28. April 1865 heiße, besorgt, so folge daraus, daß
sie auch alle und jegliche Art Kosten, wie Diäten, Fuhr¬
kosten rc., die ihr aus dieser Besorgung erwüchsen, zu be¬
streiten gehabt und auch unzweifelhaft bezahlt habe.

Demnach verbleibe nach Ansicht des Sielacht-Ausschusses
auch jetzt der Landescasse die Pflicht, derartige Ausgaben
zu tragen, und sei dieselbe nach Ansicht dieses Ausschusses
um so mehr verpflichtet, diese Kosten in ihrem vollem Um¬
fange zu tragen, als die in Ostfriesland belegenen Län¬
dereien, welche durch die betreffenden Siele entwässerten,
eine solche Größe hätten, daß die zu zahlende Quote eine
viel zu geringe sei, was eine Vermessung jener Ländereien
bestätigen würde. Wenn auch für gewöhnlich, führen Pe¬
tenten weiter aus, die Verwaltungskosten für den staatlichen
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Theil der Siele und Sieltiefe nicht schwer ins Gewicht
fielen, so könnten dieselben bei vvrkommenden größeren
Reparaturen bezw. Neubauten doch eine bedeutende Höhe
erreichen, wie eine Prüfung der Sielachtsrechnung von 1880
ergebe, worin, abgesehen von allen anderen Unkosten, wie
Copialien, Jnsertionsgebühren, Porto rc., allein die Diäten
und Fuhrkosten des technischen Beamten die Summe von
200 überschritten, die in Folge des Bescheides der vor¬
maligen Regierung und Bestätigung desselben durch das
Großherzogliche Staatsministerium aus der Sielachtscasse
für die vom Staate zu unterhaltende Hälfte des Süder-
Ellenserdammer Siels bezahlt worden seien.

Da der Sielachtsausschuß, wie bereits ausgeführt, der
Ansicht sei, daß derartige Kosten bei den vom Staate zu
unterhaltenden Sielen nach wie vor aus der Staatscasse
zu zahlen seien, so wünsche derselbe eine authentische Inter¬
pretation des gedachten Artikels der Deichordnung beim
Landtage herbeizuführen.

Der Finanzausschuß habe nach längerer Besprechung
und Berathung auch mit dem Herrn Regierungs-Commissar
die hier vorliegende Petition für so bedeutend gehalten, daß
derselbe beantrage:

der Landtag wolle die Vorstellung des Bockhorner
Siclachtsansschuffeö, betreffend Interpretation des
Artikels 24 Z. 1 litr. u. der Deichordnung, der Groß¬
herzoglichen Staatsregierung mit dem Ersuchen über¬
geben, eine Prüfung eintreten zu lassen, ob eine
authentische Interpretation des angeführten Artikels
der Deichordnung im Sinne des Petenten erforderlich
erscheine.

Wenn man bedenke, daß der Staat seit einem Jahr-
Hunderte die Verpflichtung die fraglichen Sieltheilc zu unter¬
halten gehabt, auch bis zum Jahre 1865, also noch Jahre
nach Erlaß der Dcichordnung die Aufsichtskosten unweigerlich
getragen habe, so scheine durch die getroffenen Entscheidungen
des Staatsministeriums die Sielacht Bockhorn hart betroffen
zu sein. Der Ausschuß habe allseitig das Gefühl gehabt,
daß der Sielacht Bockhvrn durch die ministeriellen Ent¬
scheidungen ein thatsächliches Unrecht zugefügt sei. Er wolle
erklären, daß er persönlich eine authentische Interpretation
des angeführten Artikels der Deichorbnung für durchaus
erforderlich halte und empfehle den Ausschußantrag zur An¬
nahme.

Abg. Huchting : Der Vertrag mit Hannover, der
in alter Zeit abgeschlossen, belaste die Sielacht sehr stark,
indem die beiden Siele Norder- und Süder-Ellenserdammer-
siel die großen ungemessenen Flächen Landes, welche im
früheren Königreich Hannover belegen, entwässern müßten.
Könne dies Land nach seiner Größe zu den Lasten heran¬
gezogen werden, so würde der Beitrag ein weit größerer
sein, als er setzt vom Staate geleistet werde. Die Bock¬
horner Sielacht hätte früher aus fünf kleineren Sielachten

bestanden und jede Sielacht hätte die Kosten für sich ge¬
tragen. In Folge des Vertrages habe der Staat den
Norder-Ettenserdammerstel ganz, den Süder-Ellenserdamme»
sicl zur Hälfte unterhalten, auch für diese1^ Siele sämmt-
liche Verwaltungskosten ohne Ausnahme getragen. Auch nach
Erlaß der Deichordnung bis zum Jahre 1865 sei dies ohne
Weigerung vom Staate geschehen und dann erst dahin ge¬
ändert, daß die Verwaltungskosten, namentlich die Kosten für
den technischen Beamten, Diäten rc. der Sielacht zur Last
gelegt seien. Der Staat sei freilich Genosse der Sielacht,
aber ein Genosse ohne Zücken, er habe keine Zücken in der
Sielacht belegen, auf die auch die Verwaltungskosten mit
vertheilt werden könnten und es sei nun der Fall eingetreten,
daß die früheren Sielachten, die Zetelcr-Steinhauser Sielacht,
die Verwaltungskosten für die 1^ Siele des Staates be¬
zahlen müßten, daß die ungerecht sei, liege auf der Hand,
er bäte demnach um Annahme des Antrages und hoffe, daß
die Staatsregierung der Sielacht baldigst gerecht werde.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
XI. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, bctr.

den Bau eines Wirthschaftsgebäudes auf dem kleinen Sande
bei Elsfleth. (Aul. 157 S . 632.)

Berichterstatter Abg. Tantzen : In dem Schreiben der
Staatsregicrung vom 18. Januar d. I . werde beantragt:

der geehrte Landtag wolle sich damit einverstanden
erklären, daß das von dem Pächter Pnndt  auf dem
kleinen Sande bei Elsfleth nach dem von der Bau-
direction geprüften und gebilligten Plan und Kosten¬
anschlag und unter Aufsicht des Bezirksbaumeisters
aus eigene Kosten aufzuführende Wirthschaftsgebäude
bei Beendigung der Pachtzeit, Maitag 1891, gegen
ein von der Baudirection abzugebendes Tarat, falls
dies aber die Summe von 12 200 übersteigen
sollte, gegen Zahlung dieser Summe, vom Staate
übernommen werde.

Die dazu von der Staatsregierung gegebenen Begrün¬
dungen bezw. die Ausführungen der Domaineninspection seien
folgende:

Am 1. Mai 1879 hätte der frühere Pächter des Kron-
guts-Vorwerks Hundsmühlen als Pächter auf 12 Jahre die
zum Staatsgute gehörige Heerdstelle auf dem kleinen Sande
bei Elsfleth mit einem Landcompler von ungefähr 43 lla
übernommen. Da derselbe von vornherein sämmtliches Land
in eigene Benutzung genommen und auf eine möglichst
intensive Bewirthschaftung hätte Bedacht nehmen müssen, um
die Pacht von 110 ^ pro du zu erübrigen, habe derselbe
schon gleich nach Uebernahme der Pacht vorgestellt, daß die
vorhandenen Wirthschaftsgebäude dem Bedürfnis nicht ent¬
sprächen, da er weit mehr Pferde und Vieh halten und
unterbringen müsse, als sich dort überhaupt unterbringcn
ließen. Dies Bedürfniß erkenne die Domaineninspection als
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dringend an und halte Abhülfe für erforderlich. Auf die Bitte
des Pundt,  das erforderliche Wirtschaftsgebäude auf Staats¬
kosten herzurichten, habe man der augenblicklichen finanziellen
Lage wegen nicht eingehen können.

Der Ausschuß habe sich der das dringende Bedürfniß
nach dem fraglichen Wirthschaftsgebäude anerkennenden An¬
sicht der Staatsregierung angeschlossen und beantrage:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß das von dem Pächter Pundt  aus dem kleinen
Sande bei Elsfleth nach dem von der Baudircction
geprüften und gebilligten Plan und Kostenanschlag
und unter Aufsicht des Bezirksbaumeisters aus eigene
Kosten aufzuführende Wirthschaftsgebäude bei Beendi¬
gung der Pachtzeit, Maitag 1891, gegen ein von
der Baudircction abzugcbendes Tarat, falls dies aber
die Summe von 12 200 ^ übersteigen sollte, gegen
Zahlung dieser Summe, vom Staat übernommen
werde.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
Damit ist die heutige Tagesordnung erschöpft.
Der Präsident  setzt die nächste Sitzung auf Montag,

den 30. Januar , Vormittags 10 Uhr, an mit folgender
Tagesordnung:

1. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. Neue Be¬
stimmungen zum Schulgesetze für das Herzogthum.
(Anl. 76 S . 441.)

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition der Anfangslehrer Kruse und Hilgefort,
betr. Ausbesserung der Gehalte der Anfangslehrer.

3. Bericht desselben Ausschusses, betr. Geldbewilligung
für Nothstandsarbeitenin den Geestdistricten. (Anl.
154 S . 578.)

4. Bericht desselben Ausschusses, betr. die Mittel zum
Ankauf von Grundstücken zur Erweiterung der Staats-
sorsten in der Gemeinde Markhausen. (Anl. 156
S . 628.)

5. Selbstständiger Antrag des Abgeordneten Keller  und
Genossen, betr. Verminderung des Verwaltungsperso¬
nals im Fürstenthum Birkenfeld.

6. Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes, betr. die
Eingabe des Tischlers Koop mann  zu Loyermoor,
betr. Verweigerung des Creditrechtö im Jahre 1878.

7. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusfes, betr.
Petition des Gemeinderaths zu Accum, betr. Bau der
Chaussee Ostiem-Accum-Hölle.

8. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr.
Petition von Eingesessenen des Amtsgerichtsbezirks
Schwartau um Wiederherstellung des früheren Amts
Schwartau.

9. Desgleichen, betr. Petition aus Ahrensböck, betr. Er¬
weiterung der Localitäten des Amsgcrichts Ahrensböck.

10. Desgleichen, betr. Gesuch von Grundbesitzern zu
Altenbunnen um bessere Entwässerung.

11. Desgleichen, betr. Gesuch mehrerer Einwohner zu
Pakens rc., betr. Vertilgung des sog. Fischreihers.

12. Desgleichen über eine Petition des Halbmeiers Hell-
blisch zu Ahlhorn, betr. Markentheilung.

13. Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung des
Gesetzentwurfs, betr. Len Forstdiebstahl rc. (Anl. 75
S . 426.)

14. Bericht des Vcrwaltungsausschusses zur zweiten Lesung
des Gesetzentwurfs, betr. Abänderung des Gesetzes
wegen der Schlachthäuser. (Anl. 65 S . 307.)

15. Bericht desselben Ausschusses zur zweiten Lesung des
Gesetzentwurfs, betr. das Moorbrennen. (Anl. 31
S . 81)

16. Bericht desselben Ausschusses zur zweiten Lesung des
Gesetzentwurfs, betr. Aufhebung der Lootsenverordnung
von 1803. (Anl. 71 S . 411.)

Hierauf vertrauliche Sitzung.
Der Landtag erklärte sich mit dieser Tagesordnung und

damit einverstanden, daß bezüglich der auf die Tagesordnung
gesetzten Gegenstände, soweit nöthig, von der im §. 51 der
Geschäftsordnung vorgesehenen Frist abgesehen werde.

Schluß der Sitzung: Vs2 Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter:

Strackeyan.



über

die Verhandlungen
des

XXI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Zweiundzwanzigste Sitzung.
Oldenburg , den 30 . Januar 1882 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung ; 1. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. Neue Bestimmungen zum Schulgesetze für das
Herzogthum . (Aul . 76 S - 441 .)

2 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die Petition der Anfangslehrcr Kruse und
Hilgefort,  betr . Aufbesserung der Gehalte der Anfangslehrer.

3 . Bericht desselben Ausschusses , betr . Geldbewilligung für Nothstandsarbeiten in den Geestdistricten.
(Anl . 154 S . 578 .)

4 . Bericht desselben Ausschusses , betr . die Mittel zum Ankauf von Grundstücken zur Erweiterung
der Staatsforsten in der Gemeinde Markhausen . ( Anl . 156 S . 628 .)

5 . Selbständiger Antrag des Herrn Abgeordneten Keller  und Genossen , betr . Verminderung des
Verwaltungspersonals im Fürstenthum Dirkcnfeld.

6 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betr . die Eingabe deö Tischlers Koopmann  zu
Loyermoor , betr . Verweigerung des Creditrechts im Jahre 1878.

7 . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschuffes , betr . Petition des Gemeinderaths zu Accum,
betr . Bau der Chaussee Ostiem -Accum -Hölle.

8 . Mündlicher Bericht des Petitivnsausschuffes , betr . Petition von Eingesessenen des Amtsgerichts¬
bezirks Schwartau um Wiederherstellung des früheren Amts Schwartau.

9 . Desgleichen , betr . Petition aus Ahrcnsböck , betr . Erweiterung der Localitäten des Amtsgerichts
Ahrensböck.

10 . Desgleichen , betr . Gesuch von Grundbesitzern zu Altenbunnen um bessere Entwässerung.
11 . Desgleichen , betr . Gesuch mehrerer Einwohner zu Pakens rc., betr . Vertilgung des sog.

Fischreihers.

12 . Desgleichen über eine Petition des Halbmciers Hellbusch  zu Ahlhorn , betr . Markentheilung.
13 . Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs , betr . den Forstdiebstahl rc.

(Anl . 75 S . 426 .)

14 . Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Abänderung
des Gesetzes wegen der Schlachthäuser . ( Anl . 65 S . 307 .)

15 . Bericht desselben Ausschusses zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Las Moorbrennen.
(Anl . 31 S . 81 .)

16 . Bericht desselben Ausschusses zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Aufhebung derLootsen-
verordnung von 1803 . (Anl . 71 S . 411 .)

Hierauf vertrauliche Sitzung.
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Vorsitzender: Präsident Roggen »an n.

Am Mim'stertjsche: Minister Tappenbeck , die Regic-
rungs-Commissare: Obercammerrath Rüder,  Obcrfinanzrath
vr . Iaußen,  Obcrregierungsrath Mutzenbecher,  Mini-
sterialrath Flor,  die RegierungsrätheMutzenbecher und
von Buttel.

Der Schriftführer Abg. Meyer  verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident  verliest folgende Eingänge:
1. Schreiben des Großherzoglichcn Staatsministeriums,

betr. die Petition des Lehrers Bruns  zu Augusten-
dorf.

aä aota.
2. Petition mehrerer Eingesessenen von Hridmühle und

Feldhausen, Chauffeebau betreffend.
Auf Antrag des Abg. Wind müller  wird die ein¬

gegangene Petition aä aela gelegt und beschlossen, daß in
eine Verhandlung aller etwa noch cinkommenden Petitionen
nicht mehr eingetreten werden solle, da es eine Nachlässigkeit
von Seiten der Petenten sei, setzt erst, wo der Landtag seine
Llrbeiten fast vollendet, ihre Wünsche vorzutragen.

Hierauf wird zur Tagesordnung übergegangen:
I . Bericht des Verwaltungsausschuffes, betr. Neue

Bestimmungen zum Schulgesetz für das Herzogthum. (An¬
lage 76 S . 441.)

Zu Antrag 1:
Ministerialrats! Flor : Nicht in den Gesetzentwurf ein¬

greifend, aber doch mit demselben zusammenhängend, stände
der Antrag, den er hier einbringen werde; derselbe sei aus
Versehen von hem Ausschuß nicht berücksichtigt worden und
laute folgendermaßen:

der Landtag wolle beschließen:
1. daß die §§. 108 und 122 des Voranschlags die

Bezeichnung»zur Vertretung erkrankter Lehrer"
erhalten;

2. daß ein Z. 108a. und ein Z. 122a. in den
Voranschlag nachträglich eingeschoben wird und daß

zu Z. 108 a. pro 1882 700 pro 1883
900 -/A und pro 1884 1100
zu Z. 122 a. pro 1882/34 jährlich 700

bewilligt werden.
Berichterstatter Abg. Huchting : Er könne das Ein-

verständniß des Ausschusses mit diesem Anträge constatircn;
derselbe sei, wie der Herr Regierungs-Commiffar bereits ge¬
sagt, bloß übersehen worden.

Zu Antrag 2:
Abg. Windmüller : Mit dem Beschlüsse des Aus¬

schusses sei er einverstanden und wünsche nur, daß die Staats¬
regierung weiter ginge und in Erwägung zöge, ob nicht
größere Abstufungen in den Gehältern der Lehrer am Platze
wären.

Ministerialrat!) Flor ; Es komme der Schulverwaltung
darauf an, die Stellen zu vermehren, auf denen der Inhaber
dauernd eine Familie ernähren könne. Das Bedürfniß nach
der gegenwärtigen Gesetzvorlage sei hervorgcgangen aus der
immer mehr gewachsenen Zahl der Nebenlehrerstellen im
Verhältniß zu den Hauptlehrerstcllen und könne nur dadurch
befriedigt werden, daß man die Stellen mit Hauptlehrer¬
einkommen vermehre. Zur Zeit sei das Verhältniß zwischen
Hauptlehrer- und Nebenlehrerstellen zu sehr verschoben, es
gäbe im evangelischen Theil des Herzogthuins 284 Hmrpt»
lehrcrstellen und 210 Nebenlehrerstellen.

Zu der Uebergangsbcstimmung:
Ministerialrath Flor : Da es richtiger und correcter

wäre, wenn anstatt »ältesten" gesetzt würde »älteren", so
stelle er den Antrag, der eine redactionelle Bedeutung habe:

zu Ziffer 2 (Seite 448 Spalte 2 der Drucksachen):
In der Uebergangsbcstimmung statt »die zeitigen
ältesten Nebenlehrcr" zu sagen: »die zeitigen älteren
Ncbenlehrer".

Berichterstatter Abg. Huchting : Auch zu dieser Aeudr-
rung könne er bas Einverständnißdes Ausschusses erklären.

Zu Antrag 3:
Abg. Borg -mann : Er habe sich das Wort erbeten,

um nicht eigentlich zum Anträge des Ausschusses zu sprechen,
sondern zu der im Bericht niedergelegten Erklärung der Aus-
schußmrhrhrit, daß auf eine Aufbesserung der Gehalte der
Hauptlehrer auf der Geest dringend Bedacht zu nehmen sei.
Soweit diese Bemerkung sich auf das Münsterland beziehe,
müsse er derselben entschieden eutgegcntreten. Im Münster¬
lande sei eine solche Aufbesserung weder nothwendig noch
thunlich und soweit ihm bekannt, auch von keiner Seite ge¬
wünscht. Nothwendig sei sie nicht, weil bei der im Ganzen
einfachen Lebensweise, die dort herrsche und andererseits bei
den niedrigen Preisen der Lebensmittel die Gehalte der Haupt¬
lehrer vollständig auskömmlich seien. Wenn man ganz von
dem Küsterdienst absehe, der bei manchen, vielleicht den meisten
Hauptlehrerstellen noch einen ganz bedeutenden Theil der
Einnahme bilde, betrüge das gewöhnliche Hauptlehrergehalt
750 ^ und außerdem in der Regel 300 ^ Alterszulage,
im Ganzen also 1050 ^ oder 350 Daneben habe der
Hauptlehrer freie Wohnung nebst Garten und, wenn er sich
recht erinnere, mindestens 2 Jück andere Ländereien von
8 Katastral-Ncinertrag pro Jück oder eine dementsprechende
Geldentschädigung. Man könne also im Großen und Ganzen
annehmen, daß das Minimalgehalt eines Hauptlehrers wenig¬
stens 4 —500 betrüge, und ziehe man dann noch die freie
Wohnung und desgleichen Dienstländercien in Rechnung, die
ihm durchgehcnds ermöglichten, ein oder zwei Kühe zu halten,
ein oder zwei Schweine zu mästen und alle anderen land-
wirthschaftlichen Lebensbedürfnisse selbst zu ziehen, so müsse
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ma-n unbedingt zu dem Schluß kommen, daß die Gehalte
resp. Einnahmen eines Hauptlehrers auf der Geest, zumal
im Münsterlande, mindestens auskömmlich, ja in den meisten
Fällen, zumal in fetziger Zeit, weitaus besser als die eines
Dauern seien.

Damit solle aber nicht gesagt sein, daß er den Lehrern
eine Aufbesserung ihres Gehalts nicht gönne; sofern noth-
wendig und unter anderen Umständen wäre er auch hierzu
gern bereit. Wie aber jetzt die Verhältnisse im Münsterland
lägen, könne daran durchaus nicht gedacht werden. Die
Erfolge des landwirthschaftlichen Betriebszweiges, des Acker¬
baues, der im Münsterlande vorherrsche, seien seit einer Reihe
von Jahren so abfällige gewesen, daß nicht bloß der kleine,
sondern auch der große Schulachtsgenoffe sich nur mit Mühe
und Noth durch's Leben schlage, sodaß an eine Vergrößerung
der Schulachten nicht gedacht werden dürfe. Auch sei seines
Wissens von keiner Seite auö dem Münsterlande der Wunsch
ausgesprochen, die Gehalte der Hauptlehrer zu erhöhen; im
Gegentheil habe er gerade aus den betheiligten Kreisen der
Lehrer entschieden die Ansicht vertreten hören, daß zur Zeit
ein Bedürfniß nicht vorliege und inan erst weit bessere Zeiten
abwarten müsse, che überhaupt eine Aufbesserung der Haupt¬
lehrergehalte in Aussicht genommen werden dürfe.

Schließlich wolle er noch constatiren, daß auch von der
Seite ein Zwang nicht vorliege, mit Gehaltsaufbesserungen
vorzugehcn, um vielleicht einem Lehrermangel vorzubcugen
oder zu beseitigen; denn gerade im Münsterlande wäre es
ja eine allbekannte Thatsache, daß ein Ueberfluß an Lehrern
bestände und noch manche Schulamtscandidaten vergebens
auf eine Anstellung warteten. Wäre die Eristenz der Lehrer,
zumal der Hauptlehrer, so bedauerlicher Art, wie nach dem
Ausschußberichte fast angenommen werden müsse, dann wäre
doch ein solcher Zudrang zum Lehrerstande unerklärlich. Es
käme als weitere auffällige Thatsache noch hinzu, daß, wie
neulich schon von anderer Seite hervorgchoben sei, im
Münsterlande sich die Lehrer gerade aus den besseren Classen
rekrutirten.

Aus all dem Vorgebrachten müsse er, wenigstens für
das Münsterland, die Bedürfnißfrage der Aufbesserung ent¬
schieden bestreiten, vielmehr halte er cs aus den angeführten
Gründen für höchst bedenklich, in jetziger Zeit eine solche
auch nur entfernt in Aussicht zu nehmen.

Mg. Tsntzen : Er nehme zu dieser Frage eine etwas
andere Stellung ein, wie der Herr Vorredner. Insofern
sei er mit dem Ausschuß einverstanden, als auch er der An¬
sicht wäre, daß, wenn überhaupt noch Aufbesserungen vor¬
genommen werden sollten, zunächst die Minimalgehalte der
Hauptlehrer und namentlich der Hauptlehrcr aus der Geest
erhöht werden müßten. Die durch Ortszulage hervorgerufene
Differenz von 100 Thalern zwischen Marsch und Geest sei
bedeutender, als das theuere Leben in der. Marsch es erfor¬

dere. Die Ausführungen des Vorredners gingen dahin, daß
das Gehalt auf der Geest genüge, ausreiche zum Unterhalte
einer Familie. Insofern seien -diese Ausführungen nicht
richtig, als Vorredner alle günstigen Verhältnisse gleich mit
in Berücksichtigungziehe; die Alterszulage würde erst nach
20—25jährigem Dienst gewährt, außerdem werde der Pacht¬
werth des Schullandcs dem Lehrer im Gehalt gekürzt. Jeden¬
falls scheine ihm das Gehalt der Hauptlehrcr auf der Geest
kaum ausreichend zur Ernährung einer Familie.

Berichterstatter Abg. Huchting : Die von dem Abg.
Borg mann  angeführten Gründe gegen die Ausführungen
des Berichts seien vom Abg. Ta ntzen bereits widerlegt. Er
wolle nur hcrvorheben, daß die ärmeren Schulachteu bei zu
starker Belastung aus Staatsmitteln Zuschuß erhalten könnten,
wie es denn auch in vielen Fällen geschehe. Die Verhält¬
nisse auf der Münstcrschcn Geest seien- ihm freilich nicht so
bekannt, bezweifeln müsse er aber, daß die dortigen Schul-
stcllen so günstig dotirt seien, daß außer dem betr. Gehalte
die Lehrer sich noch zwei Kühe halten könnten. Auf der
Oldenburgischen Geest seien derartige Stellen nicht vorhan¬
den. Wenn dem Abg. Borgmann  keine Klage seitens der
betreffenden Lehrer zu Ohren gekommen, so könne er das
Gegentheil behaupten; er habe nicht allein aus den betr.
Lehrerkreisen, sondern überall Klagen dieserhalb gehört. Er
müsse demnach die im Bericht aufgestellte Ansicht und den
dort ausgesprochenen Wunsch vollständig aufrecht erhalten.

Abg. Borgmann : Den Ausführungen des Abg.
Huchting  gegenüber wolle er nochmals constatiren, daß aus
Hauptlehrerkreisen in der letzten Zeit irgend ein ernster Wunsch
nach Aufbesserung der Gehalte nicht laut geworden sei, viel¬
mehr auch in diesen Kreisen die Ueberzeugung feststehe, daß
die Schulachten bei den jetzigen traurigen wirthschaftlichen
Verhältnissen nicht weiter belastet werden dürften. Essei ja
richtig, daß, wenn eine Schulacht überlastet würde, der
Staat unterstützend eintrete, allein diese staatliche Hülfe solle
in der Regel  ja erst beginnen, wenn die Schulumlagen die
Höhe von 10 Monaten Einkommensteuer erreicht haben.
Zehn Monat Einkommensteuer wäre aber, wie er neulich
schon ausgeführt habe, unter Umständen eine sehr schwere,
ja unerträgliche Last.

Was sodann die Ländereien beträfe, so gehöre der
Garten als Pertinenz zur Schulstelle und verhalte es sich
seines Wissens ähnlich mit den zwei Zück Landes, wofür,
wenn sie in nuturu nicht geliefert werden könnten, eine be¬
sondere Entschädigung von etwa 40 Thalern gewährt werde.
Bei allen münsterländischen Hauptlehrerstellen wäre gewöhn¬
lich Land genug vorhanden, um die Einnahme durch Garten-
und sonstige landwirthschastliche Erzeugnisse ganz wesentlich
zu unterstützen.

Abg. Windmuller : Dem Abg. Borgmann  könne
er bestätigen, daß es im Münsterlande viele Gemeinden
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gäbe , denen es schwer , ja unmöglich wäre , größere Lehrcr-

gehalte auszuzahlen , aber hierunter dürften seines Erachtens

die armen Lehrer nicht leiden . Mit der Bemerkung des

Abg . Tantzen betreffs der Ortszulage sei er vollkommen

einverstanden ; vielleicht wäre es möglich , daß auch hier die

Staatsregierung noch weiter verginge.

Abg . Tantzen : Die Auffassung des Abg . Borg¬

mann  sei nicht ganz die richtige . Er ( Redner ) habe vorhin

bereits gesagt , daß dem Lehrer der Werth des Landes am

Gehalt gekürzt würde ; wo 2 Juck Land nicht vorhanden,

erhalte der Lehrer einen Zuschuß von 30 Thalern aus der

Schulkasse , gewissermaßen als Entschädigung für den ent¬

zogenen Gewinn aus der Landwirthschast , welche unbestreitbar

theilweise mit Vortheil von Lehrern betrieben würde . Nur

der Garten und die Wohnung sei frei . Vom Abg . Ahl¬

horn  sei damals hervorgehoben , daß die Lehrer , welche kein

Dienstland besäßen , gegenüber ihren College » mit Dienstland

im Nachtheil wären , und sei deshalb damals beantragt , diesen

Lehrern einen Zuschuß von 30 Thalern zu gewähren.

Ministerialrath Flor : Was die Hauptlehrerstellen auf

der Geest ohne Ortszulage beträfe , so seien gerade diese

Stellen dadurch vor 3 Jahren erheblich ausgebeffert , Laß sie

auf das Marimum des gesetzlichen Gehalts gebracht seien.

Es möge sein , daß sie im Verhältniß zu manchen Stellen

mit Ortszulage immer noch weniger gut ständen , es möge
sein , daß die Ortszulage von 300 häufig größer sei,

als der Theuerungsunterschied zwischen Stellen mit und ohne

Ortszulage ; allein eine Unbilligkeit würde dadurch nicht er¬

zeugt . Denn die Stellen mit Ortszulage würden allgemein

allerdings wohl gegen die ursprüngliche Intention als bessere

Stellen angesehen , und dies wisse Jeder , der sich um Lehrer¬

stellen bewerbe.

Für an sich unzulänglich könne die Staatsregierung das
Einkommen der Stellen ohne Ortszulage nicht ansehen . Die

augenblicklichen Verhältnisse machten eine Ausbesserung schwierig.

Ob es möglich sein würde , diese Schwierigkeiten zu über¬

winden und ob überhaupt Veranlassung vorliege , jene Stellen

aufzubessern , das seien Fragen , die er augenblicklich zu ent¬
scheiden nicht im Stande und auch nicht autorisirt sei.

Was den Gesetzentwurf beträfe , so wisse er den Gesichts¬

punkten der Staatsregierung , welche in den gedruckten Mo¬

tiven mitgetheilt seien , nur wenig hinzuzufügen . Jene Ge¬

sichtspunkte stellten die Maßregel nicht als eine norhwendige,
aber als eine wünschenswerthe Lar , und bäte er bei der

Prüfung der Vorlage namentlich zu erwägen , daß die frag¬

lichen Stellen den Schluß - und Gipfelpunkt einer Carriere

von ca . 500 Lehrern bildeten . Die Mehrbelastung , welche

durch den Gesetzentwurf hervorgerufen werde , betrage nur

8 — 9000 ^ und träfe fast nur leistungsfähige Schulachten.

Abg . Meyer : Er sei nicht in der Lage , sich auf die

Specialien der Berechnung des Einkommens der Lehrer des

Weiteren einzulaffen ; er wolle nur den Ausführungen des

Abg . Borg mann,  welche sich mehr auf den nördlichen
Theil des Münsterlandes bezögen , auch hinsichtlich des Südens

beitreten . Seien auch dort die Verhältnisse in Folge besseren

Bodens im Allgemeinen nicht so schlimm , wie etwa in den

Acmteru Friesoythe uud Cloppenburg , so sei doch auch leider

dort in Folge mehrerer schlechter Ernten die wirthschaftliche

Lage des Landmanns im Allgemeinen eine keineswegs be¬
friedigende.

Betreff der Lehrergehalte sei man auch dort ganz all¬

gemein der Ansicht , daß dieselben durchweg als vollkommen

auskömmlich zu bezeichnen und von einer Ausbesserung selbst

der weniger gut situirten Stellen früher  nicht die Rede

sein könne , als bis durch Wiederkehr lohnender Ernten eine

wirksame Aufbesserung der wirthschaftlichen Verhältnisse herbei¬

geführt sei. Auch in den Kreisen der Lehrer werde wohl
im Ganzen diese Ansicht getheilt werden . So lange noch

Zustände möglich wären , wie Herr Rcgierungs -Commissar

Flor  sie dem Finanzausschuß mitgetheilt , daß z. B . eine

Schulacht im Amt Friesoythe ( oder Cloppenburg ) cristire,

wo die Interessenten , um einen Lehrergehalt von 4-50

pro Jahr auszubringen , 180 Monate ( nicht etwa Prozente)

des Jahresbetrags der Einkommensteuer an Schulumlage ' zu

zahlen hätten , dürfe man von Erhöhung der Lehrergehalte

nicht sprechen.

Abg . Jken : Von den Herren Abgeordneten aus dem

Münsterlande würde immer die Dürftigkeit und die geringe

Leistungsfähigkeit der dortigen Bevölkerung in den Vorder¬

grund zu stellen versucht ; er könne einen gelinden Zweifel

über die Richtigkeit dieser Angaben nicht unterdrücken . In

der Marsch seien die Verhältnisse in Folge mehrfacher schlechter

Ernten auch keine besonders glänzenden , man sei jedoch in

der Marsch von jeher immer geneigt gewesen , das Schul¬

wesen nach Kräften zu fördern . Er möchte daher der Re¬

gierung anheimgeben , ob nicht durch Erhöhung des Ein¬

kommens der Lehrer in den leistungsfähigeren Schulachten
die Stellung der Lehrer noch mehr zu verbessern sei.

Abg . Meyer : Gegenüber den Ausführungen des Abg.
Jken wolle  er auf die Thatsache Hinweisen , daß im Münster¬

lande zur Zeit der Andrang zum Lehrfache ein so großer sei,

daß das Seminar stets viele Aspiranten zurückweisen müsse

und das katholische Obcrschulcollegium meistens über einen

ordentlichen Reservefonds von ausgebildetcu Schulamtscandi-

daten zu verfügen habe ; ob die Zahl richtig sei , wisse er
nicht , allein man habe kürzlich erzählt , daß noch ca . 30 junge

Lehrer ohne Anstellung seien . Wenn das nun auch nicht
ganz zuträfe , so stehe doch so viel fest , daß die Gehälter der

Lehrer zur Zeit derartig seien , daß sich der Andrang zum

Lehrfach so verstärkt habe , daß Ueberfluß vorhanden . Jeden¬

falls sei dies ein Beweis dafür , daß man die Lehrercarriere

gegenüber anderen Berufsfächern für eine günstige ansehe.

Wenn sich nun in der Marsch die gegentheilige Erscheinung,
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die des Lehrermangels, zeige, so könne dieselbe für die Geest
und speciell für den Süden des Landes durchaus nicht maß¬
gebend sein.

Abg. Borgmann : Drm Abg. Jken  wolle er nur er¬
widern, daß die Münsterländer gewiß nicht Schuld an ihrer Ar-
muth wären. Dieselben arbeiteten von früh bis spät, Jahr
aus Jahr ein, und könnten es dann gewöhnlich nicht weiter
bringen, als sich bei Brei und Brod kümmerlich durchs Leben
zu schlagen. Hieran wären hauptsächlich die sterilen und
unfruchtbaren Bodenverhältnisse Schuld, nicht aber die Leute.

Abg. Hemmen : Er müsse sich den Vorrednern Meyer
und Borg mann  in jeder Beziehung anschließen; auch er¬
halte eS nicht für opportun, eine Aufbesserung eintreten zu
lassen. Jetzt schon seien 25 °/o Zuschlag zur Einkommen¬
steuer hinzu gekommen und wäre es durchaus zu verwerfen,
wenn nun auch noch die Schulumlagen erhöht würden.

Abg. Jken : Er gestehe dem Abg. Borg mann  gern
zu, daß die Einwohner des Münsterlandes gewiß fleißige
und genügsame Leute seien, entgegne ihm aber, daß die
Bewohner der Marschen an nichts weniger als an Faulheit
und Verschwendung gewöhnt seien- Wenn vom Abg. Meyer
hervorgehobcn, daß in einer Schulacht in einem Jahre 180
Monate Einkommensteuer zu den Schullasten erhoben, so
erscheine ihm dies kaum möglich; ein solcher Betrag reprä-
sentirc, wie er nachgerechnet, 30 des jährlichen Einkom¬
mens, eine solche Schulacht würde seines Erachtens noch
innerhalb weniger Jahre zum Concurs kommen. In manchen
Schulachten der Marsch seien die Schulstcuern aber auch
recht bedeutend; jedoch sei das Interesse für das Schulwesen
daselbst ein reges und werde in vielfacher Beziehung dem
Interesse für die Kirche vorangestellt.

Ministerialrath Flor : Er müsse constatiren, daß die
Bemerkung des Abg. Meyer  über die eine von demselben
erwähnte, mit 180 Monaten belastete Schnlacht richtig sei;
jedoch sei nur ein derartiger Fall vorgekommen und zwar
sei derselbe herbeigeführt durch außergewöhnlicheVerhältnisse,
durch die Mißernte des letzten Jahres ; der Ort , den er
hier im Auge habe, sei die Colonie Augustcndorf.

Abg. Meyer : Zur Richtigstellung seiner Mittheilung
über eine ganz anßerordentliche Beitragsleistung von Schul¬
achten habe er zu constatiren, daß er wegen der Richtigkeit
seiner Angaben ganz sicher sei, wie Herr Negierungs-Com-
missar Flor  auch bestätigt habe. Daß es sich dabei haupt¬
sächlich nur um die Anführung eines drastischen Beispiels
gehandelt habe, welches durch ganz außergewöhnliche Ver¬
hältnisse bedingt sek, liege wohl auf der Hand.

Die Anträge 1 und 2 des Ausschusses, sowie der re¬
daktionelle Antrag des Regicrungs-Commissars werden hierauf
in einer Abstimmung angenommen.

Der Antrag 3 des Ausschusses, Ziffer 1 und 2 der
Vorlage nebst Uebergangsbestimmung mit den beschlossenen

Berichte. XU. Landtag.

Aenderungen, sowie der zweite Antrag des Regierungs-
Eommiffars werden der Reihe nach genehmigt.

Die Frist zur Einbringung neuer Anträge zur zweiten
Lesung wird auf heute Abend8 Uhr festgesetzt.

II . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition der Anfangslehrer Kruse und Hilgefort,  betr.
Aufbesserung der Gehalte der Aufangslehrcr.

Der Berichterstatter Abg. Tantzen : Zwei Anfangs-
lehrer ans Schwaneburg und Lohne richteten das Gesuch an
den Landtag, ihnen zur Aufbesserung ihrer Lage seine Unter¬
stützung zu gewähren; hierdurch würden nicht die Aeußerungcn
der Abg. Meyer und Borgmann  bestätigt, daß der Lehrer¬
stand des Münsterlandes mit seiner Lage durchaus zufrieden
sei. Diese Petenten wären sehr unzufrieden mit ihrer äußeren
Lage, sie sagen, daß sie nicht im Stande seien, mit 425 bis
450 ^ auszukommen, und daß sie sich dieserhalb bereits an
daS Oberschulcvllegium zu Vechta um Aufbesserung ihrer
Stellen gewandt haben; sodann führten sie aus , daß sie
bisher für Wäsche und Beköstigung 60 A> gegeben hätten,
für diesen Preis aber jetzt nicht mehr ihren Unterhalt be¬
kommen könnten, vielmehr jetzt 80 h Kostgeld geben müßten;
hinzu kämen Abgaben und mehrere andere nothwendige Aus¬
gaben, zähle man alle zusammen, so kämen hiermit schon
432 ^ heraus, trotzdem die Ansätze sehr niedrig gestellt
seien. Kleine Lebensgenüsse-wären ihnen unter solchen Um¬
ständen völlig untersagt, eine Anschaffung von Bildungs-
Mitteln unmöglich gemacht. Petenten fügten hinzu, daß die
Sachlage erträglich sei, wenn diese Stellen zu Uebcrgangs-
stellcu von 3—4 Jahren benützt, nicht wie jetzt, wo die
Lehrer lange Jahre auf diesen Stellen festgehalten würden.
Der eine sei bereits 9^ Jahre , der andere 5 Jahre aus
dem Seminar, beide hätten noch keine Alterszulagcn erhalten.
Ein Lehrer, vom Großherzog für gute Leistungen ausge¬
zeichnet, bereits 50 Jahre im Dienst, beziehe noch immer
Anfangsgehalt. Außer den beiden Petenten hätten sich noch
vier andere Lehrer an das Oberschulcvllegium zu Vechta
gewandt, worauf verfügt sei, daß eine Aufbesserung zur
Zeit nicht möglich, weil die Schulachten nicht stärker zu be¬
lasten seien und Gehalte auf die Staatscasse nicht über¬
nommen werden könnten. Im Uebrigen erkenne auch das
katholische Oberschulcollegium an, daß die Petenten in be¬
drängter Lage seien.

Was das Petitum selbst anlange, so habe der Ausschuß
dasselbe insofern bedenklich gefunden, als die beantragte Ueber-
nahme der Gehalte auf die Staatscasse principiell nicht
zulässig erscheine, zugleich sei aber der Ausschuß der Ansicht,
daß cs für die Lehrer nicht erträglich, wenn sie so lange auf
diesen Stellen mit kleinem Gehalt beschäftigt würden, und
habe deshalb beantragt, daß die Zahl der Anfangsstellen
vermindert, nicht lebensfähige Schulachten aufgehoben würden;
hierfür spreche der in der Petition angeführte Umstand, daß
1880 nur 1 und 1882 nur 2 Kinder in der Schulacht
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Schwaneburg vorhanden gewesen . Der Ausschuß sei der
Ansicht , daß cs nicht möglich , unter diesen Umständen
Schwaneburg auf die Dauer als selbständige Schulacht bci-

zubehaltten.
In zweiter Linie habe der Ausschuß geglaubt , daß unter

den Anfangöschulachten vielleicht noch einige leistungsfähig

genug seien , um durch Aufbringung eines Nebenlehrergehalts
nicht überlastet zu werden . Einzelheiten könnten allerdings
vom Ausschuß in dieser Richtung nicht angeführt werden;
augenblicklich eristirten noch 19 bis 20 Anfangslehrerstellen.
Würden von diesen noch 3 bis 4 Stellen aufgehoben und

4 bis 5 im Gehalte verbessert , so würden 10 Anfangslehrer¬
stellen bleiben , wodurch diese insofern besser gestellt sein
würden , als ein so langes Festhalten auf den Anfangsstellen
dann nicht mehr möglich.

Er müsse dringend empfehlen , den Antrag der Mehr¬
heit anzunehmen . Auch der Herr Regierungs -Commiffar habe
die Erklärung abgegeben , daß die Staatsregierung wie bis¬
her so auch fernerhin thunlichst darauf hinwirken werde , daß
im Sinne des Antrags der Mehrheit die Lage der Anfangs¬

lehrer verbessert werde.

Abg . Meyer : Wie aus dem Abklatsch des Ausschuß-
bcrichts ersichtlich , habe er sich veranlaßt gesehen , dem Mehr-

hcitsantrage nicht beizutreteu , und habe er sich gestattet , einen
Minderheitsantrag zu stellen , welcher mit dem Mehrheits-

antrage nur die in Aussicht zu nehmende thunlichste Ver¬
minderung der s. g . Anfangslehrerstellen bezwecke , ohne aber

der Staatsregierung die Erhöhung der Gehalte zu empfehlen.
Zwar sei cs auch seine Ansicht , daß Gehalte von 425 und
450 c/A als auskömmliche auch für junge Lehrer im Alter
von 20 Jahren nicht anzuseheu seien ; dies allein dürfe aber

noch nicht genügen , um eine Aufbesserung solcher Stellen

in jetziger für die in Frage kommende Gegend so besonders
traurigen Zeit zu verlangen und habe er sich zur Begründung

dieser Ansicht einfach auf dasjenige zu berufen , was er bei
der Verhandlung über den vorigen Gegenstand der Tages¬

ordnung geäußert . ES müßten dabei aber auch noch andere
Verhältnisse ins Auge gefaßt werden . Eine solche sog . An-

fangslchrerstelle habe die Bezeichnung wohl daher , daß sie
für junge Lehrer den Anfang ihrer lehramtlichen Thätigkeit
bilden ; wenn ausnahmsweise ein älterer Lehrer eine solche
Stelle bekleide , so müßten in solchem Falle ganz besondere

Verhältnisse vorliegen , wie sie dem Landtage auch vor
längerer Zeit mal in einer Petition schon vorgekommen.
Nun sei es doch immerhin für einen Candidatcn deS Lehr¬

fachs besser , eine Stelle mit 425 bis 450 ^ Gehalt zu be¬
kleiden , als noch zur Zahl derjenigen zu gehören , welche

noch gar keine Stelle bekommen könnten . Betrachte man
die Sache von diesem Gesichtspunkt , so schwinde schon sehr
viel von der scheinbaren Härte , welche derjenige , dem solche

Verhältnisse fremd seien , in der Thatsache zu erblicken geneigt
sei , daß ein Lehrer für die Thätigkeit eines ganzen Jahres

nur 425 oder 450 ^ erhielte . — Man möge die juristische

Carriere betrachten ; dieselbe biete eine Analogie . Ein junger
Jurist , welcher 16 — 18 Jahre seines Lebens und Tausende

seines Vermögens auf seine Ausbildung verwandt habe , trete
oft erst nach jahrelangem Warten in den Bezug eines
GchaltS.

Was nun die Verminderung der Anfangölehrcrstellen
anbelange , so sei dieselbe jedenfalls noch vielfach ausführbar,

obgleich auch darin vorsichtig vorzugehen sein werde . Die
Staatsregierung habe schon früher eine bezügliche Weisung
an das Obcrschulcollegium erlassen und habe dasselbe diese
Stellen auch schon beträchtlich vermindert . — Wenn aber

darunter noch zur Zeit solche vorhanden seien , welche nur

1 oder 2 Schüler haben , wie in der Petition behauptet
würde , so sei die Aufhebung anscheinend noch nicht bis an

die Grenze des Möglichen vorgcdrungen ; denn man werde

eine Schulgenossenschaft , welche nur eine so geringe Zahl
von Schülern , wenn auch nur zeitweilig , aufgewiesen habe,
als lebensfähig wohl kaum noch bezeichnen können.

Die Petenten hätten sich zuvor auch schon an das
Oberschulcollegium gewandt und habe dasselbe auch auf Ge¬

haltserhöhung sich nicht einlassen wollen . In besseren Zeiten
möchte es angehen , die wenigen Anfangslchrerstellen , deren
Aufhebung unthunlich erscheine , in ihrem Gehalte aufzubessern,

augenblicklich sei der Zeitpunkt dafür schlecht gewählt . Er
bäte den Minoritätsantrag anzunehmen.

Abg . Borgmann : Nach den Ausführungen des
College « Meper,  denen er in allen Punkten beipflichte,

könne er sich auf wenige Worte beschränken . Die Aufhebung
der kleinen Schulachten könne sehr bedenklich sein und würde

meistens nicht den erwarteten Erfolg haben . Er wolle
jedenfalls der Großherzoglichen Staatsregierung ein äußerst
vorsichtiges Vorgehen empfehlen , wenigstens wären die be¬
treffenden Schulachten zuvor zu hören , ob sie bereit seien,
um die eigene Schulacht und Schule zu erhalten , ein höheres

Anfangsgehalt zu zahlen . Die Aufhebung der meisten in
Frage kommenden Schulachten würde für die betreffenden

Schulkinder recht weite Schulwege bei oft schlechten Wegen
zur Folge haben ; daraus würde daun weiter resultircn , daß
diese Kinder namentlich im Winter wenig zur Schule kommen

würden , was doch gewiß nicht im Interesse des Unterrichts

läge . Aller Bestreben solle doch eigentlich dahin gehen , die
Bildung in die weitesten Kreise und in die entferntesten Ecken
hineinzutragen.

Ferner wolle er noch darauf aufmerksam machen , daß
die Aufhebung der kleinen Schulachten durchaus nicht im
Interesse des Lehrerstandes selbst wäre . Wie schon mehrfach

hervorgehoben , bestände im Münsterlande ein Lehrerüberfluß;
wenn man die Lehrerstellen nun noch vermindern wolle , so

hätten demnächst noch weniger Lehrer Aussicht auf Anstellung.

Von welcher Seite man also auch diese Angelegenheit
betrachten möge , es träten immer bedeutende Bedenken ent-
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gegen und möge er der Staatsregierung nochmals die größte
Vorsicht empfehlen.

Uebrigens wolle er noch hervorheben, daß auch für diese
Anfangölehrer die Alterszulage seiner Zeit zum Zuge käme;
so stelle sich dieser Zeitpunkt bei einem der Petenten, dem
Lehrer Kruse , wahrscheinlich schon in einem halben Jahre
mit 25«^ ein. Fünf Jahre nach Entlassung aus dem Se¬
minar und provisorischer Anstellung erfolge immer die definitive
Anstellung und weitere fünf Jahre nach dieser käme die erste
Alterszulage zur Geltung, die übrigens bekanntlich auch die
Schulacht zu tragen habe.

Miuistcrialrath Flor : Er könne erklären, daß die
Staatsrcgieruug bereit sei, soweit thunlich, dahin zu wirken,
daß die Zahl der Anfangsstellcn vermindert, resp. daß die An¬
fangsstellen weiter aufgebessert würden. Dieses Bestreben
habe die Staatsregiervng schon seit Jahren gehabt. In den
letzten3 Jahren seien4 oder 5 Anfangsstellen ausgehoben,
die übrigen sämmtlich verbessert. Soweit die Verhältnisse
es gestatteten, solle in diesem Sinne fortgefahren werden.
Er müsse jedoch bemerken, daß nach Berichten des katholi¬
schen Oberschulcollegiums die augenblicklichen Verhältnisse
derart seien, daß die Möglichkeit, weiter vorzugehen, zweifel¬
haft wäre. Wenn Lehrer mit sehr vielen Dienstjahren noch
auf Anfangsstelleu ständen, so werde dies wohl immer in
besonderen Verhältnissen seinen Grund haben.

Berichterstatter Abg. Tantzen : Der Lehrer, von dem
er vorhin gesagt, daß derselbe eine Auszeichnung empfangen
habe, hieße Wilhelm Arens und stünde etwa 50 Jahre im
Dienst; dieser habe sich seiner Zeit mit den beiden Petenten
an das Oberschulcollegium gewandt, habe jetzt die Petition
an den Landtag aber nicht mit unterzeichnet.

Hieraus wird der Mehrheitsantrag:
der Landtag wolle die Petition der Großhcrzoglichen
Staatsrcgieruug zur Berücksichtigung empfehlen und
dieselbe ersuchen, thunlichst dahin zu wirken, daß
u) durch Vereinigung nicht lebensfähiger Schul¬

achten,
d) durch Aufbesserung der Gehalte in den leistungs¬

fähigeren Schulachtcn
die Zahl der Anfangslehrcrstellen vermindert werde,

angenommen, womit der Minderheitsantrag:
Der Landtag wolle die Petition der Staatsregiervng
insofern zur Berücksichtigung empfehlen, daß auf
fernerweite Verminderung der nicht leistungsfähigen
Anfangsschulachten thunlichst Bedacht genommen wer¬
den möge, im Uebrigen aber über den Inhalt der
Petition zur Tagesordnung übergehen,

beseitigt ist.
III. Bericht des Finanzausschusses, betr. Geldbewilligung

für Nothstandsarbeiten in den Geestdistricten. (Anl. 154
S . 578.)

Der Präsident : Er habe nichts dagegen, wenn auch
der folgende Gegenstand der Tagesordnung hiermit gestreift
würde, da dieser denselben Gegenstand beträfe.

Die Ausschußanträge werden genehmigt.
IV. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Mittel zum

Ankauf von Grundstücken zur Erweiterung der Staatsforsten
in der Gemeinde Markhauscn. (Anl. 156 S . 628.)

Der Ausschußantrag wird angenommen.
V. Selbständiger Antrag des Herrn Abgeordneten

Keller und Genossen, betr. Verminderung des Verwaltungs¬
personals im Fürste'nthum Birkenfeld.

Antragsteller Abg. Keller : Der Beweggrund zur
Stellung dieses Antrags sei allein die finanzielle Lage des
Fürstenthums Birkenseld gewesen. Bei dem großen Ver¬
waltungsapparat mit seinem Budget von 500 000 ^ sei
es nicht möglich, billig zu wirihschaften; hier müsse eine
Ersparung eintreten, damit endlich einmal die 50°/y Ein¬
kommensteuerzuschlag abgesetzt werden könnten.

Zunächst sei überflüssig ein Oberförster oder Forst¬
meister, sodann der Vorstand des Catasters; letzteres könne
ohne große Schwierigkeiten leicht von Oldenburg aus revi-
dirt werden. Ferner könne die Bürgermeisterei Nieder-
brombach aufgehoben werden, da es viel richtiger sei,
größere Districte zu bilden. Auch im Bauwesen müsse auf
größere Ersparungen Bedacht genommen werden; der jetzige
Baurath finge die Bauten im Herbst an, weil er glaube,
so billiger zu bauen. Nach seiner(Redners) Ansicht kämen
die Bauten auf diese Weise viel theurer zu stehen. Wenn
außerdem dann noch bei dem Bau der Brücke zu Birkenfeld
ein besonderes Bureau außerhalb der Stadt gemiethet
würde, wie geschehen, so könne doch von billigen Bauten
keine Rede sein.

Abg. Herrn : Den Antrag seines Kollegen Keller Habs
auch er mitunterstützt, weil er bei der ungünstigen Finanz¬
lage des Fürstenthums Birkenseld jede zu ermöglichende
Ersparniß für geboten erachte. Da jedoch dem letzten Landtag,
dem auch er angehört habe, Etats wegen verändeter Orga¬
nisation mehrerer Verwaltungsbehörden des Fürstenthums
Birkenseld unterbreitet gewesen wären, so möchte er einen
etwaigen Vorwurf, der den damaligen Abgeordneten des
Fürstenthums Birkenseld in dieser Beziehung gemacht werden
könnte, schon jetzt begegnen. Es wäre damals jedenfalls
der richtige Zeitpunkt zur Erörterung dieser Frage gewesen
und seien die Abgeordneten in dieser Beziehung auch nicht
unthätig gewesen. Nach dem damals festgesetzten Etat be¬
stehe die Regierung des Fürstenthums Birkenseld aus einem
Präsidenten, einem Rath und einem Secretair, welch'
letzterem, um das collegialische Verfahren zu ermöglichen,
eine Stimme im Collegium zuerkannt wäre. Außerdem sei
noch die Bestimmung getroffen, daß der betr. Regierungs-
Secretair demnächst auch die Geschäfte des Amtsanwalts
mit übernehmen solle, wodurch diese Stelle in Wegfall
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kommen würde. Hier sei also gewiß eine weitere Ersparniß
nicht möglich.

Auch über eine Neuorganisation des Forstwesens
wäre dem Landtag eine Vorlage gemacht, doch sei diese
nicht so ausgefallen, wie die Abgeordneten dieselbe wohl
gewünscht hätten. Die Forstreviere wären vergrößert und
auf 8 reducirt, zu deren Beaufsichtigung jetzt immer noch
ein Forstmeister und zwei Oberförster vorhanden seien.
Ebenso wie damals seien die Abgeordneten aus dem Fürstsn-
thum Birkenseld auch jetzt noch der Ansicht, daß diese drei
Verwaltungsbeamten nicht erforderlich seien, einer von ihnen
entbehrt werden könne.

Oberregierungsrath Mutzenbecher : Wie schon be¬
merkt, sei erst vor wenigen Jahren über die Organisation
des Forst- und Catasterwesens hier im Landtage verhandelt
und dieselbe festgestellt worden. Er müßte bezweifeln, daß
die Verhältnisse sich inzwischen geändert hätten und eine
weitere Verminderung des .Verwaltungspersonalsmöglich
wäre.

Abg. Schüler : Trotz der Erklärung des Herrn
Regierungscommissarsmüsse er darum bitten, den Antrag
anzunehmen. Der Bemerkung des Abg. Keller,  daß nie¬
mand so theusr baue, wie der Baurath Meyer, könne er
nur voll beistimmen; um nur etwas herauszugreifen so
hätte die Reparatur einer Mauer 750 ^ gekostet, wenn¬
gleich sie mit 100—150^ hätte bewerkstelligt werden können.

Im Provinzialrath sei der Antrag gestellt worden, daß
bei größeren Bauten im Wege der Submission vorgegangen
werden solle; wenn hiernach gehandelt würde, so würden
hinfüro nicht solche Ueberschreitungen wie geschehen wieder
Vorkommen.

Die Abgeordneten aus dem Fürstenthum würden sich
den Dank des ganzen Landes verdienen, wenn auf ihre
Vorstellung hin hier Aenderungen vorgenommen würden.

Abg. Wagner : Er wolle nur bemerken, daß er
mit den Ausführungen seiner Collegen aus dem Fürsten¬
thum im Ganzen einverstanden sei, möchte aber noch hinzu¬
fügen, daß man bei der Verminderung der Zahl der Ver¬
waltungsbeamten im Fürstenthum Birkenfeld auf Beschluß
des letzten Landtags weiter hätte gehen können, indem auch
die sehr kleine Bürgermeisterei Niederbrombach, welche doch
nur 3716 Seelen umfasse, hätte aufgehoben werden müssen;
es könne ja ein Theil der Bürgermeisterei Niederbrombach
zu Oberstein, der andere zu Birkenfeld gelegt werden.

Oberregierungsrath Mutzenbecher : Hinsichtlich der
Bürgermeisterei Niederbrombach sei er augenblicklich nicht
in der Lage, eine Erklärung abgeben zu können.

Abg. Wagner : Der Antrag bezwecke ja nur, die
Großherzogliche Staatsregierung um weitere Verminderung
der Verwaltungsbeamten im Fürstenthum zu ersuchen; die¬
selbe würde bei näherer Prüfung dieser Frage wohl finden,
daß diese Bürgermeisterei wegfallen könne.

Der Antrag des Abg. Keller  und Genossen:
der Landtag wolle beschließen, Großherzogliche Staats¬
regierung zu ersuchen, auf eine baldige Neduction
des großen Verwaltungsapparats im Fürstenthum
Birkenfeld Bedacht zu nehmen,

wird angenommen.
VI. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr.

die Eingabe des Tischlers Koopmann  zu Loyermoor, betr.
Verweigerung des Creditrechts im Jahre 1878.

Berichterstatter Abg. Wnllroth : Es handle sich in
vorliegender Petition um einen Proceß über das Eigen¬
thumsrecht an einer zu Lienen belegenen Köterei, der auf
Grund der von den Beklagten vorgebrachten Einrede der
Verjährung im Jahre 1876 zu Ungunsteu des Petenten
entschieden sei. Auch die von dem Petenten gegen dies
Urtheil eingelegte Appelation sei verworfen worden. Im
Jahre 1878 habe der Petent, um bei dem in Aussicht
stehenden Verkauf der Stelle von Seiten des früheren Be¬
klagten seine vermeintlichen Rechte zu wahren, diese in dem
desfälligen Angabetermine angegeben und sei dann von
dem früheren Beklagten auf Zurücknahme der Angabe be¬
langt worden. Da Petent kein Vermögen besessen, so habe
er, um den Proceß sichren zu können, um das Creditrecht
gebeten, sei jedoch vom Staatsanwalt mit seinem Gesuch,
vom Oberstaatsanwalt mit seiner Beschwerde abgewiesen.
In Folge dessen wäre er, da er sich im Termine nicht habe
vertreten lassen können, verurtheilt worden, seine Angabe
zurückzunehmen; der Petent stelle das Petitum: Hoher
Landtag wolle diese Sache prüfen, die desfälligen Acten
einziehen und ihm, wenn irgend möglich, zu seinem Rechts
verhelfen.

Der Ausschuß habe die Sache geprüft, aber gegen das
eingeschlagene Verfahren der Behörde nichts zu erinnern
gefunden und könne deshalb nur den Uebergang zur Tages¬
ordnung beantragen.

Der Ausschußantrag:
Uebergang zur Tagesordnung,

wird angenommen.
VII. Mündlicher Bericht des Verwaltuugsausschusses,

betr. Petition des Gemeinderaths zu Accum, betr. Bau der
Chaussee Ostiem-Accum-Hölle.

Berichterstatter Abg. Hasse : Der Amtsrath des
Amtsverbandes Jever hätte früher mit Genehmigung der
Großherzoglichen Staatsregierung den Ausbau folgender
Chausseen im Jeverlande beschlossen.

1. Die Linie Jever-Moorwarfen, Sillenstede, Seng¬
warden;

2. Jever-Cleverns-Sandel, bis zur Grenze auf Möns;
3. Ostiem-Accum-Hölle;
4. Wiarder-Minser Gemeindechausseen, Horum-Minsen-

Funnens-Hohenkirchen;
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S . Jethausen -Ricklefs Stelle , Ramien -Himmelreich -Knip-

hausersiel.

Der Gemeiderath der Gemeinde Accum stelle nunmehr

die Bitte : der Landtag möge dahin wirken , daß die Linie

Ostiem -Accum -Hölle zunächst gebaut werde.

Der Ausschuß sei einstimmig der Ansicht , daß diese

Angelegenheit nicht zur Competenz des Landtags gehöre,

sondern daß der Staatsregierung die Beurtheilung resp.

Entscheidung zustehe , welche Linie zuerst zu bauen gerecht¬

fertigt erscheine.

Der Antrag des Ausschusses ergehe dahin : daß der

Landtag über die Petitiou zur Tagesordnung übergehen
wolle.

Abg . Ikon : Er sei mit dem Herrn Berichterstatter

darin einverstanden , daß dem Landtags eine Entscheidung

in dieser Sache nicht zustehe . Allein die hier in Frage

kommende Angelegenheit sei eine derartige , daß sie eine

eingehendere Erwägung des Landtags verdiene . Die be¬

treffende Chaussee sei diejenige , von der seitens des Herrn

Minister des Innern bei Gelegenheit der Bewilligung der

Zuschüsse zu den Chausseebauten erklärt sei , daß diese

Chaussee mit einem jährlichen staatlichen Zuschüße von

10 000 ^ in dieser Finanzperiode fertig gestellt werden

könne . Es werde diese Chaussee der direkteste Verkehrsweg

der südlichen Gemeinden des Amts Jever mit der Stadt

Jever . Diese Gemeinden seien durch die Anlage der Eisen¬

bahn auf der Chaussee Sande -Ostiem in Bezug ihres Wagen¬

verkehrs zur Winterszeit mit der Stadt Jever fast abge¬

schnitten . Ein schleuniger Bau der Chaussee Ostiem -Accum-

Hölle sei auch mit Rücksicht auf die in Accum gelegenen,

nicht unbedeutenden Brauereien ganz gerechtfertigt . Da die

Marschwege im Winter für schwerbeladene Wagen unpassabel

seien , so würden die Brauereibesitzer bei den jetzigen Ver¬

hältnissen gezwungen , ihr Fabrikat auf Schlitten oder Karren

zur Chaussee zu befördern . Aus diesen Gründen fände er

sich veranlaßt einen Antrag dahin zu stellen:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen

Staatsregierung zur Prüfung übergeben.

Der Antrag des Abg . Jken ist genügend unterstützt

und wird sofort mit zur Berathung verstellt.

Abg . Huchting : Dem Ausschüsse sei mitgetheilt,

daß der Amtsrath zu Jever bei der Feststellung des Aus¬

baus des Chausseenetzes für den Amtsverband Jever be¬

schlossen habe , die Bestimmung der Reihenfolge , nach der

die einzelnen Chausseen zu bauen wären , dem Großherzog¬

lichen Staatsministerium zu überlassen . Mit Rücksicht auf

diesen Beschluß hätte der Ausschuß den vorliegenden Antrag:

Uebergang zur Tagesordnung , empfohlen.

Abg . Mettcker : Die Beantwortung des Abg . Huch¬

ting müsse er als richtig bestätigen . Der Jeversche Amts¬

rath habe beschlossen , die Bestimmung der Reihenfolge der

Chausseebauten der Staatsregierung zu überlasten , und

somit glaube er , daß der Landtag keine Veranlassung habe,

hier einzugreifen . Auch er sei für die Linie Ostiem -Accum-

Hölle , könne aber dieselbe vor den übrigen nicht bevorzugen,

wie es die Petition verlange . Am besten sei es , wenn der

Jeversche Amtsrath eine Anleihe aufnähme und den Bau

sämmtlicher noch rückständiger Chausseestrecken gleichzeitig in

Angriff nähme , wie dies in Butjadingen geschehen sei und

nun im Amtsverband Varel nach Beschluß des Amtsraths

geschehen solle . Ein Zuschuß des Staats würde dann später
erfolgen.

Abg . Jken : Es sei richtig , daß dem Ministerium

das Recht zustehe , die Reihenfolge der in Frage stehenden

Chausseen zu bestimmen ; allein nach Lage der Sache erscheine

es kaum zweifelhaft , daß grade diese Chaussee nicht zuerst

ausgebaut werden würde . Es sei nämlich , wie er von

Accumer Bekannten wisse , die persönlich beim Herrn Minister

vorstellig geworden , vom Ministerium ein diesbezüglicher

Bericht vom Amt Jever eingezogen , welche Strecken zunächst

als die dringlichsten auszubauen seien . Das Amt Jever

habe nun einige Vertrauensmänner berufen , die als kundige

Personen der Verhältnisse des Jeverlandes sich für eine

andere Linie ausgesprochen hätten . Es liege ihm vollständig

fern , in die Ehrenhaftigkeit der Berufenen , persönlich ihm

bekannten Vertrauensmänner den gelindesten Zweifel zu

setzen ; nehme aber mit großer Bestimmtheit an , daß keiner

dieser Herren je zur Winterszeit die Fahrwege bei Accum

gefahren oder ein Urtheil über den Zustand dieser Wege

gehabt habe , er dürfe versichern , daß er persönlich so wenig

wie die Vertrauensmänner bei der Anlage dieser Chaussee

interessirt sei , halte sich aber überzeugt , die Verhältnisse

hierorts besser zu kennen.

Regierungsrath Mutzenbecher : Er könne nur be¬

stätigen , was die Abg . Huchting und Mettcker  gesagt,

daß nämlich der Amtsrath die Bestimmung über die Reihen¬

folge der zu bauenden Chausseen der Staatsregierung über¬

lasten habe . Die Entscheidung hierüber sei bisher noch nicht

erfolgt . Da jedoch die Staatsregierung ohne Prüfung nicht

bestimmen könne und werde , welcher Chaussee die Priorität

zu ertheilen sei , so sei der Antrag Jken,  der die Petition

der Staatsregierung übergeben wolle , gegenstandslos und

ohne alle Bedeutung.

Abg . Jken : Er glaube , die Dringlichkeit dieser Ver¬

hältnisse erschöpfend nachgewiesen zu haben und mache

sowenig dem Ministerium als dem Amte Jever einen

Vorwurf , als wenn nicht richtig und correct verfahren

wäre . Es wäre im Interesse der Sache jedoch wünschens-

werth gewesen , wenn der Herr Amtshauptmann einmal

Veranlassung nehmen wollte , die Fahrwege in der Umgegend

von Accum zur Winterzeit mit Wagen zu passirrn ; das

Resultat dürfte dann ein anderes werden.
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Der Antrag des Ausschusses wird angenommen ; damit

ist der Antrag Jken beseitigt.

VIII . Mündlicher Bericht des Pelitioiisausschnffes , betr.

Petition von Eingesessenen des Amtsgerichtsbezirks Schwartau
um Wiederherstellung des früheren Amts Schwartau.

Berichterstatter Abg . Wallroth : In vorliegender

Petition richteten 557 Eingesessene des Amtsgerichtsbezirks

Schwartau die Bitte an den Landtag : Hoher Landtag wolle

geneigtest die Wiederherstellung des Verwaltungsanus Schwar¬
tau beim Großherzoglichen Staatöministerium beantragen.

Sie begründeten ihr Gesuch mit den Belästigungen und

Kosten , welche dem Publikum durch die Aufhebung des Amtes
erwachsen wären , und meinten , daß ein wirklicher Nothstand

hier vorläge . Der Ausschuß könne dem durchaus nicht

beistimmen ; dem vielleicht bestehenden Uebelstand könne nach

seiner Ansicht jedenfalls viel zweckmäßiger durch einfache

Vermehrung der Sprechtage abgeholfen werden . Der Pro¬

vinzialrath , an den die Petenten gleichfalls im vorigen Jahre

ein desfalsiges Gesuch gerichtet hätten , sei durch Beschluß

vom 25 . October über dasselbe zur Tagesordnung übcrge-

gangcn und könne der Ausschuß jetzt auch hier nur denselben

Antrag stellen.
Der Antrag des Ausschusses:

über die Petition zur Tagesordnung überzugehen,

wird angenommen.

IX . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffcs , betr.

Petition aus Ahrensböck , betr . Erweiterung der Lokalitäten

des Amtsgerichts Ahrensböck.

Berichterstatter Abg . Wallroth : Die Petenten stellten

vor , daß die dortigen Gerichtslocalitäten höchst mangelhaft

seien und nur aus einem Sitzungszimmer , einem Wartezim¬

mer , einem Actuarzimmer und einer Schreibstube beständen.

Das Sitzungszimmer , ein schmaler länglicher Raum , reiche

häufig , besonders bei der Verhandlung von Strafsachen , nicht
zur Aufnahme der Parteien , Zeugen und Zuhörer aus . Da

dasselbe überdies nur die Höhe gewöhnlicher Wohnstuben
habe , so würde bei stärkerer Besetzung des Zuhörerraums

die Luft nicht selten gesundheitsschädlich , wie denn in Folge

dessen wiederholt anwesende Personen von Ohnmächten be¬

fallen seien . Da der Raum nur klein sei und 4 Thürcn

habe , so entstände beim Oeffnen von Fenstern und Thüren

in der kälteren Jahreszeit sofort ein höchst unleidlicher Zug.
Das sehr kleine Wartezimmer fasse an Sprechtagen die War¬
tenden meistens nicht , sodaß dieselben , da auch die Vordicle

sehr eng und klein sei, zum Thcil oft Stunden lang vor der

Thür sich aufhalten müßten . Da außerdem das Gericht

isolirt läge , so könnten die zum Termin Geladenen auch

nicht bis zum Aufruf der Sache im Wirthshaus sich auf¬

halten . Hinzu käme noch , daß kein besonderes Zeugenzimmer

vorhanden sei . Das Zimmer des Actuars sei einfenstrig und

entschieden zu klein , in Ermangelung eines Rcchtsanwaltö-

zimmers müsse es zugleich als Wartezimmer für die Rechts¬

anwälte dienen . Der Amtsrichter habe kein Sprech - und

Arbeitszimmer , er sei in Folge dessen genöthigt , im Sitzungs¬

zimmer zu arbeiten ; ferner sei kein Zimmer für den Gerichts¬

vollzieher vorhanden . Die Petenten hätten sodann eine Be¬

scheinigung des Or . wsä . Spier  aus Ahrensböck angelegt,
aus der sich ergebe , daß die inneren Einrichtungen des Amts¬

gerichts , besonders was Größe und Höhe der Zimmer , Hei¬

zung und Ventilation beträfe , in sanitärer Hinsicht äußerst

mangelhaft seien . Uebrigens habe schon jetzt ein Zimmer

der Amtsrichterwohnung zu Burcauzwecken eiugcräumt werden

müssen , woraus am besten erhelle , wie unzureichend die Lo¬

kalitäten seien , da nicht ein einziges Reservezimmer für

außergewöhnliche Fälle vorhanden sei.

Da außerdem eine Vergrößerung des Gefängnisses sich

als nothwendig herausgcstellt habe , so würde es sich nach

Ansicht der Petenten empfehlen , die jetzt dem Amtsgerichte

zugewiescnen Lokalitäten zu Gefängniß -Zwecken zu verwenden.

ES würden dann öfter Gefangentransporte nach Eutin und
Lübeck vermieden , wodurch nicht unerhebliche Ersparungen

erzielt werden könnten . Die Petenten hätten eine Photo¬

graphie der Baulichkeiten dem Gesuche , welches sie gleich¬

zeitig an das Großherzogliche Staatsministerium gerichtet,

beigelegt , außerdem einen Plan zur Errichtung der Amts-

gcrichtslocalitäten nebst einem Zimmer für die Regierung und

den Amtseinnehmer in dem jetzigen Amtsrichterwohnhause

und einem diesem anzufügcndcn Anbau , unter Verlegung

der Wohnung des Amtsrichters nach der südlichen Seite des

Hauses . Dieser ganze Bau würde nach sachverständiger

Schätzung nicht mehr als 10 000 kosten . Würde von

der Einrichtung der Zimmer für die Regierung und den

Amtseinnehmer und eines Rechtsanwaltszimmers abgesehen,

so würben sich die Kosten noch erheblich niedriger stellen.

In der Sitzung des Provinzialraths für Las Fürsten¬

thum Lübeck vom 3 . Juni 1881 sei diese Angelegenheit zur

Sprache gebracht , und die Großherzogliche Regierung er¬

sucht , bis zu der nächsten Provinzialrathsdiät Ermittelungen

über das Bedürfnis ; eines Um - bezw . Anbaues des Amts¬

gerichtsgebäudes in Ahrensböck anzustcllcn und dem Provin¬

zialrath Mitthcilung zn machen ; letzteres sei jedoch nicht

geschehen.
Der Ausschuß habe hieraufhin Erkundigungen einge¬

zogen und habe vom Regierungs - Commissar die Mittheilung

erhalten , baß die Regierung in Eutin zum Bericht aufgefor¬

dert sei ; dieselbe habe geantwortet , daß augenblicklich ein

Bedürfniß nicht vorhanden sei , dasselbe jedoch eintreten würde,

wenn erst die neue Grundbuchordnung cingesührt würde.

Der Ausschuß habe geglaubt , die Petition der Großherzog¬

lichen Staatsregierung zur etwaigen Berücksichtigung em¬

pfehlen zu müssen.

Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle beschließen , das Gesuch der Groß-
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herzoglichen Staatsregiermig zur etwaigen Berücksich¬
tigung vorzulegen,

wird angenommen.
X . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betr.

Gesuch von Grundbesitzern zu Altenbunnen , um bessere Ent¬
wässerung.

Berichterstatter Abg . Wallroth : Indem er sich im
Allgemeinen auf den Inhalt der Petition bezöge , der den
Herren ja bekannt sei , habe er nur noch hinzuzufügcn , daß

der Herr Geh . Oberregierungsrath Steche ihm die Mittei¬
lung gemacht habe , daß von den Eingesessenen zum Zweck
der besseren Entwässerung eine Aufräumung des Moor¬
bachs vorgenommen sei ; von den Petenten würde jedoch be¬

hauptet , daß diese Aufräumung ihren Zweck nicht erreicht,
die Entstehung von Ueberschwemmungen vielmehr nicht ge¬
hindert habe . Zuerst habe der Ausschuß Bedenken getragen,

ob der Jnstanzenzug auch eingehakten , indem das Gesuch der
Petenten jetzt specieller , als die Vorstellung bei der Staats¬
regierung sei . Mit Rücksicht darauf aber , daß beide Gesuche

dasselbe hätten bezwecken wollen , sei aus diesem Grunde über

die Petition nicht zur Tagesordnung übergegangcn ; da ferner
die Wünsche der Petenten nach der Ansicht des Ausschusses
wohl berechtigt seien , so beantrage derselbe:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichen

Staatsregierung zur Prüfung übergeben.
Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
XI . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , betr.

Gesuch mehrerer Einwohner zu Pakens rc. , betr . Vertilgung,
des sog . Fischreihers.

Berichterstatter Abg . Wuüeoth : Die Petenten stellten
das Petitum : Hoher Landtag wolle die vorliegende Petition
in Bezug auf die große Schädlichkeit des Fischreichers für

die Fischzucht prüfen , und gäben zur Begründung dieser ihrer
Bitte an , baß der Fischreiher der gefährlichste Feind unserer
Fische sei ; derselbe füge durch seine Gewandtheit , Schlauheit,
Gefräßigkeit rc., dem Fischstande unglaublichen Schaden zu,

trotzdem sei im Fischereigesetz nicht darauf Bedacht genommen,

diesem räuberischen Vogel das Handwerk zu legen oder zu er¬
schweren . Deshalb solle durch diese Petition darauf hinge¬

wirkt werden , daß eine Aenderung bezw . Nachsuge zu dem
Fischereigesetze erlassen würde , welche die Vertilgung des
Fischreihers bezwecke . Nach der Ansicht der Petenten ließe

sich diese Vertilgung am besten dadurch herbeisühren , wenn

einerseits die Förster angewiesen würden , die Fortpflanzung
des Vogels auf das Nachdrücklichste zu stören , andererseits

aber auch jeder Privatmann verpflichtet wäre , diesem ge¬

meingefährlichen Thiere überall eine Brutstätte nicht zu ge¬
währen , vielmehr solche bei Strafe von Brüche zu zer¬
stören.

Es würde diese Maßregel den denkbar größten Vortheil
für die Fischzucht im Gefolge haben , namentlich für die
Marsch mit ihren vielen fließenden Gewässern.

Sodann bezögen sich die Petenten noch auf den Abg.
Jken,  der sämmtliche Petenten als vorurtheilsfrei und ur-
theilsfähig recognosciren könne.

Der Ausschuß beantrage:
der Landtag wolle beschließen , die Petition der Groß-
herzoglichen Staatsregierung zur Prüfung vorzulegen.

Abg . Jken : Wenn diese Petition mit einer gewissen
Heiterkeit seitens des Landtags cntgegengenommen würde , so
hätte dies wohl seinen Grund darin , daß die fragliche Ange¬
legenheit auf den ersten Blick eine so große Bedeutung , wie
ihr beigelegt , nicht zu haben schiene . Es seien ihm aber die
Herren Petenten sämmtlich bekannt und zum größten Theil
auch befreundet und könne er nur Las bestätigen , was diese
in der Petition vorgebracht hätten ; bei näherer Betrachtung
dieser Angelegenheit würde es den Herren Abgeordneten
wohl klar werden , daß es sich hier thatsächlich um eine Sache
handle , die wohl berücksichtigt zu werden verdiene . Der

Hauptzweck der Petenten sei darauf gerichtet , daß die Reiher,
die im Forstorte Upjever fast gehegt und auch bei verschie¬
denen Privaten geduldet würden , ausgerottet werden müßten
und daß obrigkeitliche Anordnungen dieserhalb zu erlassen
seien . Er halte eine solche Vorschrift , falls das Fischereigcsetz
von irgend welchem Erfolg sein solle , für durchaus zulässig
und möchte die Großhcrzogliche Staaksregierung hierdurch

gebeten haben , die Angelegenheit in ernsteste Erwägung zu
ziehen.

Abg . Rüdebusch : Er hätte gern gesehen , wenn die
Petition zur Berücksichtigung empfohlen wäre . Die Vertil¬
gung des Reihers sei geradezu nothwendig , da er nur schade,
nie nütze . Er möchte der Staatsregierung empfehlen , mit
der Vertilgung in anderer Weise , wie bisher geschehen , vor¬
zugehen . Durch Abschießen , wie es bisher betrieben , könne

eine völlige Vertilgung dieses Vogels nicht erreicht werden,
außerdem sei eine solche Art der Ausrottung doch zu grausam.

Vielleicht wäre der Abg . Propping  bereit , an der Spitze
der Turner aus der Stadt auszuziehen , um sich um die
Vertilgung des Fischreihers ein Verdienst zu erwerben.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
XII . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über

eine Petition des Halbmeiers Hell dusch  zu Ahlhorn , betr.
Markentheilung.

Berichterstatter Abg . Wallroth : Das Petitum , sowie

überhaupt die ganze Petition sei völlig unklar gehalten . Das
Großherzogliche Staatsministerium , an das sich der Petent
vorher gewandt habe , habe die Beschwerde desselben , weil
materiell unbegründet , abgewiesen , und sähe sich der Ausschuß
gezwungen , einmal wegen der Unklarheit des Petitums , so¬

dann wegen der Entscheidung des Gesammtministeriums den
Uebergang zur Tagesordnung zu beantragen.

Abg . Rüdebusch : Die Verhältnisse des Petenten
seien ihm bekannt und könne er hinzufügen , daß die Vor-

I fahren desselben sich dort angekauft , die Familie später all-



208

mählich immer mehr Land hinzuerworben hätte . Bei der

Theilung der Ahlhorner Marken sei die Bedürfnißfrage zu

Grunde gelegt . Beim Staatsministerium sei Petent mit

seiner Beschwerde abgewiesen , weil er nur zeitweise , nicht

dauernd sich Schafe gehalten und in die Weide getrieben

habe . Seines Erachtens sei der Staat , weil eine Marken¬

gerichtsbarkeit dort nie bestanden habe , gar nicht berechtigt,

Entschädigung aus der Mark zu verlangen . Er stelle den

Antrag:

der Landtag beschließe , der Großherzoglichen Staats-

regierung die Petition zur Berücksichtigung zu em¬

pfehlen und zwar in der Weise , daß von den für

den Staat bestimmten Markentheilen dem Petenten

so viel Fläche zugewiesen wird , als demselben im

Verhältniß zu Len übrigen Interessenten begleicht.

Der Antrag ist genügend unterstützt und wird mit zur

Berathung verstellt.

Abg . Huchting : Aus den Ausführungen des Abg.

Rüdebusch habe er vernommen , daß Petent , resp . seine

Vorfahren vor der Theilung verschiedene Stückländereien an¬

gekauft habe und hierdurch sich berechtigt glaube , nicht als

Neubauer , sondern als Halbmcier die entsprechend größere

Abfindung aus der Markentheilung verlangen zu können.

Dies müsse er bestreiten ; die Qualität der Stelle und somit

der größere Anspruch an die Markentheilung würde durch

solche Ankäufe nie geändert , bez . hervorgerufen.

Oberregicrungsrath Mutzenbecher : Seines Erach¬

tens wäre es im höchsten Grade bedenklich , eine Petition so

aus dem Stegreif der Staatsregierung zur Berücksichtigung

zu empfehlen , da die Verhältnisse dem Landtage durchaus

nicht bekannt seien.

Abg . Iküdebusch : Wenn die Form seines Antrages

nicht zweckmäßig erscheine , sei er gern zu einer Aendcrung

desselben bereit ; indem er seinen früheren Antrag zurückzöge,

stelle er jetzt den Antrag:
der Landtag beschließe , der Großherzoglichen Staats¬

regierung die Petition zur Prüfung zu übergeben.

Der Landtag beschließt , die Berathung über den zurück¬

gezogenen Antrag Rüdebusch  nicht weiter fortzusetzen , da¬

gegen den neuen , genügend unterstützten Antrag mit in die

Berathung zu ziehen.

Berichterstatter Abg . Wullroth : Er wolle nur er¬

wähnen , daß eine Prüfung von Seiten des Staatsmini-

steriums schon stattgesunden habe , der Antrag daher über¬

flüssig sei.

Oberregierungsrath Mutzenbecher : Der Abgeordnete

Rüdebusch  meine mit seinem Anträge vielleicht , daß die

Staatsregierung die von dem Petenten erhobenen Ansprüche

aus ihre Berechtigung hin nochmals  prüfe . Wenn dagegen

beabsichtigt sei , die Ueberweisung eines Stück Landes aus

dem staatlichen Antheile der Mark als Geschenk an den Pe¬

tenten Hellbusch  in Frage zu stellen , so würde es doch j

wohl richtiger sein , wenn es dem Petenten überlassen würde,

sich direct au Las Staatsministerium zu wenden.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen , womit

der Antrag Rüdcbusch  beseitigt ist.
xm. Bericht des Justizausschusses zur zweiten Lesung

des Gesetzentwurfs , betr . den Forstdiebstahl re. ( Anl . 75

S . 426 .)

Berichterstatter Abg . Waüroth : Im Abklatsch wären

einige sinnentstellende Fehler zu corrigiren , indem S . 512

die Worte „ die Minderheit  des Ausschusses (Deeken,

Westphal)  stellt " vor den Antrag 5 zu stellen und S . 513

stakt „ Antrag 6 : Ablehnung des Minderheits -Antrags 3 " zu

lesen seien die Worte „Antrag 6 : Ablehnung des Minderheits-

Antrags 5 " .

Zu dem Anträge 1 des Ausschusses habe er zu bemer¬

ken , daß in erster Lesung ein Antrag des Abg . Nathan

angenommen sei , wonach das Wort „Magistrat " hinter dem

Worte „ Regierung " dem ß . 10 des Entwurfs anzufügen sei.

Dieser Antrag wäre deshalb gegenstandslos , weil der § . 10

durch seine Fassung : „ neben den vom Staate oder von den

Gemeinden  für den Feld - und Forstschutz eingestellten

Beamten " schon auf diesen Fall Bezug genommen habe;

nur Las könnte in Frage kommen , ob den Magistraten auf

Antrag von Privaten  die Befugniß zu geben sei , ge¬

eignete Personen als Polizeibeamte zu bestellen . Hierzu

wäre keine Veranlassung da , weil kein Bedürfniß vorläge,

außerdem der Magistrat keine der Regierung coordinirte Be¬

hörde sei.

Der Antrag 1 des Ausschusses wird angenommen , gleich¬

falls die Anträge 2 , 3 und 4,

Zu Antrag 5 , Antrag der Minderheit:

Abg . Deeken : Zur Begründung des Antrags 5 der

Minderheit des Ausschusses , hinter dem Z. 68 des Entwurfs

einzuschalten:
8 - 69.

Es kann ferner Ersatzgeld gefordert werden , wenn

außer den Fällen der tzß . 26 und 30 dieses Gesetzes

Federvieh auf fremden Grundstücken betroffen wird

und zwar zum Betrage von 0,20 ^ für jedes Stück.

Die Bestimmung des tz. 65 Abs . 4 dieses Ge¬

setzes findet auf diesen Fall keine Anwendung,

habe er Folgendes zu bemerken:

Bei der ersten Berathung dieses Entwurfes habe der

Ausschuß wohl erwogen , ob der Entwurf das Ersatzgeld auf

jeden Fall des Antreffens von Vieh auf fremden Grund¬

stücken ausgedehnt wissen wolle , oder ob dasselbe mit Bezug¬

nahme auf die vorhergehenden Paragraphen zu interpretiren

sei. Er habe damals die Ansicht ausgesprochen und sei mit

derselben auch durchgedrungen , daß der Z . 67 nur auf die

in dem vorhergehenden tz. 65 bezeichnetcn Strafsälle  sich

bezöge , daß damit diejenigen Fälle wegfielen , wo Thiere

unter anderen Voraussetzungen unbefugter Weise auf fremden
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Grundstücken sich aufhiclten , in welchen Fällen zwar ein
Verschulden , aber kein strafbares vorläge . — Da die Klage

auf Schadensersatz schwer zu substantiren sei , so wäre da¬
mals die Frage aufgeworfen , ob es nicht zweckmäßiger sei,
die Ersatzgeldforderung zu generalisiren , alle Fälle unter das

Ersatzgeld zu bringen . Diese Frage aber sei im Ausschüsse
verneint worden . Da später vom Abg . Jkcn  der Antrag
auf Erlaß eines Verbots gegen das Giftstreuen cingebracht
und die Ansicht bei der ersten Lesung des Entwurfs im Land¬

tage vertreten sei , daß das vorliegende Gesetz die Grundlage
einer solchen etwaigen Maßregel bilden könne , er ( Redner)
jedoch hiermit nicht einverstanden sei , so sei jetzt , da eine
vollständige Generalisirung nicht erwünscht , dieser Paragraph
von ihm nachgefügt worden , der insofern eine genügende

Weiterung enthielte , als gerade das Federvieh dasjenige
wäre , gegen welches ein größerer Schutz als bisher gegeben
werden müsse . Wenn auch nicht in allen Fällen der Beweis

erbracht werden könne , wem das übergetretene Federvieh ge¬
höre , so sei doch so viel in diesem neuen Gesetzesparagraphen
gesagt , daß , wenn erweislich sei , wessen Vieh übergetreten,
nicht die schwer durchzuführende Schadenersatzklage , sondern
die Ersatzgeldforderung dem Beschädigten gegeben sei . Be¬
sondere Wichtigkeit würde diese Bestimmung für geschlossene
Orte haben . Sodann würde sie den Nutzen mit sich bringen,
daß der Nachbar , wenn er erst einmal auf Ersatzgeld belangt
sei , sich für die Zukunft hüten würde , sein Federvieh frei
herumlaufen zu lassen . Wenn Hühner auf fremden Grund¬
stücken Schaden anrichteten , so schütze man sich jetzt hier¬
gegen durch Giftlegen . S . E . bestände ein Verbot nicht,
obgleich der Betreffende der Gefahr nicht enthoben sei , daß,

wenn einmal ein Unglücksfall geschehe , er wegen Fahrlässig¬
keit bestraft werde . Durch die von ihm vorgeschlagene

Neuerung würde das Giftlegen gegen Federvieh unnöthig,
wodurch die Interessen des Beschädigten und zugleich die des
Schadenzufügcndcn gewahrt wären . Da der Präsident ge¬
stattet habe , den Antrag Jken  mit in die Berathung zu
ziehen , so möchte er die Aufmerksamkeit des Hauses darauf

richten . Wenn der Z. 69 , wie von ihm beantragt , angenom¬
men würde , so sei damit zwar noch nicht gesagt , daß das
Giftlegcn verboten sei ; allein auf Grund desselben könne ein

solches Verbot erlassen werden . Auch aus diesem Grunde
bäte er , den Antrag anzunehmen.

Abg . Jken : Er empfehle den Antrag der Minder¬
heit des Ausschusses zur Annahme , da nur so die Möglich-
lichkeit gegeben würde , sich lästiger Nachbarn , die ihr Ge¬
flügel frei umherspazieren ließen , zu erwehren , da ferner
der in Rede stehende ß . die Grundlage eines Verbots gegen

das Giftlegen für Federvieh bilden würde . Den Betrag

des Ersatzgeldes von 20 Pf . pro Stück halte er nicht für
zu hoch.

Abg . Tantzen : Er wolle nur erklären , daß durch

den vorgeschlageneu Z. 69 ein gesunder Gedanke in das
Berichte . XXI. Landtag.

vorliegende Gesetz hineingetragen werde . Der Geschädigte
müsse mehr geschützt werden ; gerade gegen Federvieh sei ein
größerer Schutz um so eher nothwendig , als der von dem¬
selben zugefügte Schaden schwer nachweisbar wäre.

Ministerialrath Flor : Er müsse dringend davon ab-
rathen , den Antrag der Minderheit anzunehmen . Wenn

auch nicht in Abrede gestellt werden könne , daß der Antrag
einen guten Gedanken enthalte , so wäre die Annahme des¬

selben zur Zeit doch sehr bedenklich , weil die in demselben
berührte Materie noch nicht genug vorbereitet sei . Er Habs
in fremden Gesetzgebungen nach ähnlichen oder gleichen
Bestimmungen gesucht , aber keine derartige Vorschrift finden
können . Praktisch würde dieselbe von der größten Bedeu¬

tung werden und scharf in die täglichen Verhältnisse des
Lebens eingreifen . Allein schon der Umstand , daß als Er¬
satzgeld hier der lOfache Betrag des Maßes angenommen

wäre , das in Preußen beim absichtlich herbeigeführten
Weiden von Federvieh auf fremden Grundstücken an¬

genommen würde , mache den Antrag sehr bedenklich.

Das Nachbarrecht sei in dieser Beziehung überhaupt

schwer zu reguliren . Es sei nicht richtig , für einen Fall
gesetzliche Bestimmungen zu treffen , ohne zu wissen , ob und
was man für die übrigen Fälle festsetzen wolle . In der
Hand unfriedlicher Nachbarn würde der Z. 69 der Minder¬

heit zu den bedenklichsten Mißbräuchen Anlaß geben können;
wenn die Regulirung dieser Materie überhaupt in Aussicht
genommen werden solle , so trete man in 3 Jahren dieser
Frage früh genug näher.

Abg . Deeken : Man dürfe diese Gesetzesbestimmung
nicht auf unfriedliche Nachbarn specialisiren ; der unfried¬
liche Nachbar lege Gift , dasselbe thäte der friedliche , sobald
er sich in die Nothwendigkeit versetzt sehe , sich gegen Schaden¬
zufügung zu wehren . Ob in andern Staaten dieser Gegen¬
stand durch Gesetze geregelt sei oder nicht , wäre gleichgültig,
da wir doch unsere Gesetze für uns machten und hier einem
offenbar vorliegenden Bedürfniß entsprochen werden solle.

Was die Höhe des Ersatzgeldes anbeträfe , so sei auch
diese auf Grund von Bestimmungen anderer Staaten vom

Herrn Regierungs -Commissar als nicht zweckmäßig bezeich¬
net ; auch hier müsse er erwidern , daß wir auf der Basis
des vorliegenden Gesetzentwurfs die Höhe des Ersatzgeldes

zu bestimmen haben . Diesem entspreche der vorgeschlagene Satz.

Berichterstatter Abg . Wallroth : Die Mehrheit des
Ausschusses theile die Bedenken des Herrn Regierungs-
Commissars . Das Nachbarrecht würde durch eine solche

Bestimmung zu sehr beschränkt und vielen Menschen die
Möglichkeit genommen , noch ferner sich Hühner zu halten.
Er bäte deshalb , den Antrag der Mehrheit anzunehmen.

Abg . Barnstedt : Die Bestimmung wäre auch des¬
halb zu verwerfen , weil sie unpraktisch sei , der Beweis
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würde in den meisten Fällen schwer zu führen sein. Die
Bestimmung würde zu unleidlichen Processen Veranlassung
geben.

Abg. Deeken : Allerdings könne die Beweisfrage
unter Umständen schwierig werden, aber wenn Nachbar¬
hühner übergetreten wären, so sei dies doch leichter fest¬
zustellen. Wenn der Herr Vorredner gesagt, daß unleid¬
liche Processe aus dieser Bestimmung entstehen würden, so
habe er hiergegen zu bemerken, daß Processe erst dann in
Frage kämen, wenn die Schadensersatzklage angestellt
würde, nicht aber, wie hier intendirt werde, wenn dem Be¬
schädigten ein Anspruch auf Ersatzgeld gewährt werde. Dann
komme es ja gar nicht zum Prozeß, da das Ersatzgeld auf
möglichst rasche und einfache Weise im Verwaltungswege
festgesetzt werde.

Dem Abg. Wallroth wolle er entgegnen, daß doch
Niemandem ein Recht zustehe, auf Kosten eines Anderen
und zu dessen Schaden und Aerger Hühner zu halten. Er
(Redner) verstehe nicht, wie man von einer Beschränkung
des Nachbarrechts sprechen könne, da man es hier wohl
mit einem Unrechte des Nachbarn, nicht aber mit einem
Rechte desselben zu thun habe.

Abg. Tantzerr : Der Begriff des Nachbarrechts nach
der Erklärung des Herrn Regierungs-Commissars und des
Abg. Wallroth sei ihm nicht recht verständlich geworden;
nach seiner Ansicht sei ein gesundes Nachbarrecht in den
Worten zusammenzufassen: Jeder passe auf seine Thiere
und sorge dafür, daß sie Nachbarn keinen Schaden zufügen.
— Durch den Z. 69 würde eine vortheilhafte Vereinfachung
des Verfahrens herbeigeführt.

Abg. Rüdebusch : Er sei gegen den Minderheits¬
antrag. Auf dem Lande ginge es nicht so friedlich her,
namentlich in den kleinen Bauerschaften fänden oft Rei¬
bereien statt.

Abg. Schüler : Er würde für den Minderheitsantrag
stimmen, da der demselben zu Grunde liegendeZ. 69 für
das Fürstenthum Birkenfeld von großer Bedeutung sein
würde.

Abg. Jken : Daß Unzuträglichkeiten durch Annahme
des Minderheitsantrages geschaffen werden könnten, sei ihm
gar nicht denkbar. Gerade durch Annahme dieses Antrags
würde ermöglicht, daß lässige Nachbarn angehalten würden,
das Recht ihrer Nachbarn zu respectiren.

Ministerialrath Flor : Wenn der Abg. Deeken  das
Zurückgreifen auf fremde Gesetze getadelt habe, so würde
dies nur dann richtig sein, wenn es sich hier um spezifisch
Oldenburgische Verhältnisse handele. Dementgegen müsse
er doch darauf aufmerksam machen, daß der vorliegende
Gesetzentwurf, abgesehen von einzelnen Modificationen, voll¬
ständig der Preußischen Gesetzgebung entnommen sei.

Abg. Nathan : Er wolle nur hinzufügen, daß seines
Wissens der Minderheitsantrag für die Verhältnisse des
Fürstenthums Lübeck nicht passen würde; er bäte, den An¬
trag der Majorität anzunehmen.

Abg. Wagner : Er müsse gerade das Gegentheil
sagen; wenn diese Bestimmung nicht ausgenommen würde,
so habe das ganze Gesetz keinen großen Werth.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Als Nachbar müsse
man es sich gefallen lassen, daß die Hühner einmal über¬
träten; wenn jemand hierüber jedoch anderer Ansicht sei,
so stände ihm ja noch immer der Proceßweg offen.

Hierauf wird der Minderheitsantrag5 abgelehnt und
ist damit der Antrag 6 angenommen.

Zu Antrag 7, 8 und 9:
Ministerialrath Flor : Zu Antrag 7 möchte er eine

redactionelle Aenderung Vorschlägen, die er in folgendem
Antrag zum Ausdruck bringe:

in der Klammer „(Z. 65 ff.)" die Buchstaben„ff."
wegzulassen.

Der Zusatz wäre auf Anregung des Abg. Tantzen
in den Gesetzentwurf ausgenommen, es solle durch denselben
hingewiesen werden auf die Fälle, wo Ersatzgelder gefordert
werden könnten, und geschehe dies in präciser Form, wenn
lediglich auf Z, 65 Bezug genommen werde.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Gegen den Antrag
des Herrn Regierungs-Commissars wäre nichts einzuwenden;
er müsse zugestehen, daß durch Streichung des „ff." ein
präciser Hinweis gegeben würde.

Darauf werden die Anträge 7, 8 und 9 des Aus¬
schusses mit dem Antrag des RegierungscommissarsFlor
angenommen, gleichfalls die Anträge 10 und 11 des Aus¬
schusses, sodann der ganze Gesetzentwurf, wie er im klebrigen
aus erster Lesung hervorgegangen ist, mit den heute be¬
schlossenen Aenderungen.

Zu Antrag 13 beschließt der Landtag auf Anfrage
des Präsidenten , ohne daß sich ein Widerspruch dagegen
erhebt, in eine nochmalige Berathung der Resolution ein¬
zutreten, nachdem der Abg. Barnstedt zur Geschäftsord¬
nung erklärt hatte, er wolle einen Antrag zu der Resolution
stellen. Der Abg. Barnstedt stellt den genügend unter¬
stützten Antrag:

in Antrag 13 die Worte „in zeitgemäßer Redaction"
zu streichen.

Abg. Barnstedt : An einem Gesetze könnten doch
nur die gesetzgebenden Factoren eine Aenderung vornehmen,
und sei es auch nur eine zeitgemäße Redaction. Der Land¬
tag sei also unmöglich in der Lage, dem Großherzoglichen
Staatsministerium zu überlassen, ein altes Gesetz zeitgemäß
zu redigiren. Auf den ersten Blick sehe die Sache sehr
unschuldig aus. Wo aber bei einer zeitgemäßen Re-
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daction die Grenze zwischen einer formellen Redaction und
einer sachlichen Aenderung sei, würde in einzelnen Fällen
oft sehr zweifelhaft sein.

Abg. Deeken : Er könne nicht empfehlen, den Antrag
Barnstedt  anzunehmen. Er halte denselben überhaupt
für unzulässig. Die Resolution sei bei der ersten Lesung
des Gesetzentwurfs angenommen und damit sei ein defini¬
tiver Landtagsbeschluß gefaßt, da nur der Gesetzentwurf,
nicht aber jene Resolution einer zweiten Lesung unterliege.
Wenn der Herr Berichterstatter die Resolution bei der
Zusammenstellungdes Resultats der ersten Lesung wieder-
hole, so sei dies dort an der richtigen Stelle geschehen.
Unrichtig sei es aber, wenn dieselbe dann nochmals und
zwar in Form eines Antrags für die zweite Lesung wieder¬
holt werde. Dies beruhe offenbar auf Jrrthum und sei
im Ausschüsse ein solcher Antrag auch nicht gestellt und
nicht formulirt. Demnach sei der Antrag 13 als nicht ge¬
stellt anzusehen und dadurch der Antrag des Abg. Barn¬
stedt  hinfällig.

Uebrigens sei die Resolution, sowie sie gefaßt worden,
richtig und unverfänglich. Sachliche Aenderungen dürften
nicht getroffen werden, sondern nur redaktionelle. Es
fänden sich manche nicht mehr zeitgemäße Ausdrücke in der
Forstordnung. So z. B. würden dort die Behörden mit
Namen(Cammer, Forstamt rc.) bezeichnet, welche abgeschafft
seien, und empfehle es sich nicht, dieselben bei einem neuen
Abdrucke beizubehalten.

Oberregierungsrath Mutzenbecher : Nach dem An¬
träge Barnstedt  würden die aufrecht erhaltenen Bestim¬
mungen der Forstordnung in unveränderter Fassung ab¬
zudrucken sein; die nicht mehr zutreffenden Bezeichnungen,
wie Cammer, Forstamt rc., könnten dann etwa in Noten
durch die jetzt zutreffenden Bezeichnungen zu erläutern sein.

Der Antrag Barnstedt  wird abgelehnt, der Antrag 13
angenommen.

Der Landtag erklärt sich mit den am Schluffe des
Ausschußberichts bezüglich der Druckfehler gemachten Be-
merkungen einverstanden.

Der Abg, Jken  erklärt, er ziehe feinen zur zweiten
Lesung des Gesetzentwurfs gestellten Antrag:

der Landtag beschließe, Großherzogliche Staatsregic-
rung zu ersuchen, nach dem Jnslcbcntreten des Ge¬
setzes über den Forstdiebstahl und die Forst- und
Feldpolizei, eine Verordnung dahin erlassen zu wollen,
daß das Auslegen oder Ausstreuen von Gift in
Gärten oder auf Gemüseäckern bei angemessener
Strafe verboten sei,

zurück.
XIV. Bericht der Verwaltungsausschusses zur zweiten

Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Abänderung des Gesetzes
wegen der Schlachthäuser. (Anl. 65 S . 307.)

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen; damit
ist der Antrag des Regierungs-Commissars von Buttel:

Wiederherstellung des Artikels1 Absatz2 des Ent¬
wurfs in der Fassung der Regierungsvorlage,

abgelehnt.
XV. Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten

Lesung des Gesetzentwurfs, betr. das Moorbrennen.
(Anl. 31 S . 81.)

Neue Anträge sind nicht eingegangen und wird der
Ausschußantrag angenommen.

XVI. Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten
Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Aufhebung der Lootsen-
verordnung von 1803. (Anl. 71 S . 411.)

Neue Anträge sind nicht eingegangen und wird der
Ausschußantrag angenommen.

Hierauf fand eine vertrauliche Sitzung statt.
Die Tagesordnung ist hiemit erschöpft und setzt der

Präsident  die folgende Sitzung auf morgen, den
31. Janr. d. I ., Morgens 10 Uhr, fest mit folgender
Tagesordnung:

1. Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten Le¬
sung des Gesetzentwurfs, betr. Neue Bestimmungen
zum Schulgesetze. (Anl. 76 S . 441.)

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Lehrers Winters  zu Augustfehn um
Ortszulage.

3. Bericht desselben Ausschusses, betr. Petition des Ge-
meinderaths zu Huntlosen, betr. einen Staakszuschuß
zu den Kosten der Huntercgulirung.

4. Bericht desselben Ausschusses, betr. Antrag des Abg.
Westphal  und Genossen, betr. Erlaß des Zuschlags
zum Canon, welcher den Parcellisten des cedirten
Gebiets im Fürstenthum Lübeck bei der Einführung
der neuen Grundsteuer auferlegt ist.

5. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den Antrag
des Abgeordneten von Seggern  und Genossen,
betr. Abänderung des Artikels 34 der Wegeord¬
nung.

6. Bericht desselben Ausschusses über die Petition des
Gemeindcraths zu Langwarden, betr. eine Armenan¬
gelegenheit.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Pc-
tion um einen Staatszuschuß zum Bau einer Chaussee
von Nenenkirchcn über Bieste zur Landesgrenze.

8. Desgleichen des Verwaltungsausschusses, betr. die
Petition der Parcellisten Bruhnsen, Stapelfcld
und Genossen aus Vorwerk Neuhof im Fürstenthum
Lübeck, betr. Schulverhältnisse.
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9. Bericht desselben Ausschusses, betr. die Petition des
HalbbaumannsH. D. Flügger zu Uhlenbrok wegen
Revision der Wasserordnung.

10. Antrag des Abg. Wallroth  und Genossen, betr.
Errichtung einer Bodm-Creditanstalt für das Für¬
stenthum Lübeck.

11. Wahl des ständigen Landtagsausschusses.

Der Landtag erklärt sich einverstanden, daß bezüglich
der auf die Tagesordnung gesetzten Gegenstände von der
im Z. 51 der Geschäftsordnung vorgeschriebenen Frist ab¬
gesehen werde.

Schluß der Sitzung1^ Uhr Nachmittags.
Der Berichterstatter:

Müller.



Bericht
über

die Verhandlungen
des

XLI. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Dreiun - zwayzigste Sitzung.

Oldenburg , den 31 . Januar 1882 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : 1. Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Neue Be¬
stimmungen zum Schulgesetze. (Anl. 76 S . 441.)

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die Petition des Lehrers Winters  zu August¬
fehn um Ortszulage.

3. Bericht desselben Ausschusses, betr. Petition des Gemeinderaths zu Huntlosen, betr. einen Staats¬
zuschuß zu den Kosten der Hunteregulirung.

4. Bericht desselben Ausschusses, betr. Antrag des Herrn Abgeordneten Westphal  und Genossen,
betr. Erlaß des Zuschlags zum Canon, welcher den Parcellisten des cedirten Gebiets imFürstcn-
thum Lübeck bei der Einführung der neuen Grundsteuer auserlcgt ist.

5. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den Antrag des Herrn Abgeordneten von Seggern
und Genossen, betr. Abänderung des Art. 34 der Wegeordnung.

6. Bericht des Verwaltungsausschvsses über die Petition des Gemeinderaths zu Langwarden, betr.
eine Armenangelcgcnheit.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Petition um einen Staatszuschuß zum Bau
einer Chaussee von Ncuenkirchen über Bieste zur Landesgrenze.

8. Desgleichen des Verwaltungsapsschusses, betr. die Petition der Parcellisten Bruhnsen,
Stapclfeld  und Genossen auf Vorwerk Neuhof im Fürstenthum Lübeck, betr. Schulverhältniffe.

9. Bericht desselben Ausschusses, betr. die Petition des HalbbaumannsH. D. Flügger  zu Uhlen¬
brock wegen Revision der Wasserordnung.

10. Antrag des Herrn Abgeordneten Wallroth  und Genossen, betr. Errichtung einer Boden-Credit-
anstalt für das Fürstenthum Lübeck.

11. Wahl des ständigen LandtagSausschuffes.

Vorfitzender: Prästdent Roggemann.

Am Ministertische die Herren Regierungs-Commissare:
Oberregierungsrath Mutzenbecher,  Ministerialrath Flor,
Regierungsrath Mutzenbecher;  später Herr Minister Jansen.

Der Schriftführer Abg. Groß verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Sodann theilt der Präsident mit, daß der schriftliche

Bericht des ständigen Landtagsausschusses über seine Tätig¬
keit in der Finanzperiode 1879/81 eingegangen und imVor-
zimmer zur Einsicht ausgelegt sei; ferner, daß der Äbg.
Meyer  seine Interpellation betr. die Abgabenverhältnisse von
Eingesessenen der Gemeinden Damme und Neuenkirchen zurück¬
gezogen habe.
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Hierauf wird in die Tagesordnung eingctreten.
I . Bericht des Verwaltungsausschusseszur zweiten

Lesung des Gesetzentwurfs, betr. neue Bestimmungen zum
Schulgesetze. (Anl. 76 S . 441.)

Berichterstatter: Abg. Huchting.
Neue Anträge sind nicht cingegangen und wird der

Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle den Gesetzentwurf mit den in erster
Lesung beschlossenen Aenderungen annehmen,

angenommen.
II . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Petition des Lehrers Winters  zu Augustfehn um Orts¬
zulage.

Berichterstatter Abg. Ahlhorn : Er habe, vom Aus¬
schüsse beauftragt, dem Landtage folgende Mittheilungen über
eine Petition des Lehrers Winters  zu Augustfehn um Orts¬
zulage zu machen.

In Augustfehn sei seit einigen Jahren ein neuer Lehrer
angcstellt, der Ortszulage zu erhalten wünsche. Zwar habe
sein Vorgänger eine solche auch nicht erhalten, indeß sei
diesem von den Interessenten eine kleine Gratification statt
dessen bewilligt worden. Zur Begründung seiner Bitte führe
Petent an , daß die Preise und die Lebensweise in August,
fehn denen größerer städtischer Verhältnisse gleich kämen.
Hinzukomme, daß der dortige Schulgarten mit der Bleiche
noch nicht4 Ar groß sei, also so klein sei, daß man das
nöthige Gemüse in demselben nicht ziehen könne. Dieser
Uebelstand sei um so empfindlicher in einem Orte wie August¬
fehn, wo die Preise für landwirthschaftliche Producte gleich
hoch kämen wie in der Residenzstadt Oldenburg. Aus diesen
Gründen habe Petent im Juli 1881 beim Großherzoglichcn
Oberschulcollegium in Oldenburg um Bewilligung der Orts¬
zulage nachgesucht. Hierauf sei ihm auch Antwort zu
Theil geworden, aus der er Einiges mitthcilen wolle. Unter
Anderem heiße es hier:

„Vorzugsweise wird es aber bei der Entscheidung
der aufgeworfenen Frage darauf ankommen, ob die
Preise und die Lebensweise in Augustfehn den Preisen
und der Lebensweise in größeren städtischen Verhält¬
nissen gleichkommen. Ob , bezw. inwieweit dicS der
Fall ist, geht aus dem bisher Vorgebrachtennicht
klar hervor. Nur der Umstand ist dem Oberschul¬
collegium ausgefallen, daß der bei der Schule vor¬
handene Garte» so klein ist, daß der Lehrer fast alle
Gartenfrüchte kaufen muß."

Das Obcrschulcollegium selbst erkenne also das Vor¬
handensein eines Uebelstandes an, nämlich daß ein genügender
Garten für den Lehrer fehle.

Zur Glaubhaftmachung seiner Angaben in Betreff der
Preise und der Lebensweise in Augustfehn berufe sich der
Petent auf die der Petition beiliegenden Aussagen verschie¬

dener glaubwürdiger und mit den dortigen Verhältnissen be¬
kannter Personen, welche dieselben vollständig bestätigten.
Wenn ferner der Petent mittheile, daß in Süd -Georgsfehn
dem dortigen Lehrer eine Ortszulage bewilligt sei, weil er
in der Nähe des theuern Augustfehns wohne, so müsse unser
Obcrschulcollegium erst recht eine solche bewilligen, da wir
Preußen gegenüber in dieser Beziehung doch stets voraus
gewesen seien und voraus bleiben wollten.

Da alle diese Thatsachen derart seien, daß die Bitte
des Petenten demnach gerechtfertigt erscheine, sei man im
Ausschüsse einstimmig der Ansicht gewesen, zu beantragen:

der Landtag wolle die Petition der Großherzoglichcn
Staatsregierung zur Berücksichtigung empfehlen.

Schließlich wolle er noch bemerken, daß er über die
dortigen Verhältnisse auch persönliche Erkundigungen ein¬
gezogen hätte, welche ergeben, daß der jetzige Lehrer zwar
nicht so beliebt sei wie der frühere, es werde dies aber wohl
darin seinen Grund haben. Laß der jetzige Lehrer gegen die
von seinem Vorgänger wohl etwas verwöhnten Kinder stren¬
gere Saiten aufzuziehen gezwungen sei, und sollte hierin die
geringere Beliebtheit des jetzigen Lehrers ihren Grund haben,
so spreche das seines Erachtens nur für denselben.

Reg.-Com. Flor : Er könne erklären, daß die vor¬
liegende Sache einer neuen Prüfung werde unterzogen wer¬
den. Die bisher darüber eingezogenen Informationen hätten
nicht dazu führen können, dem Petenten eine Ortszulage zu
gewähren.

Abg. Borgmann : Er wolle nur bestätigen, daß in
Augustfehn die Preise hoch und die Anforderungen an das
gesellige Leben nicht gering seien, im fiebrigen wolle er
jedoch die Prüfung und Entscheidung dieser Sache durchaus
dem Staatsministerium überlassen.

Der Ausschußantrag wird darauf angenommen.
III . Bericht des Finanzausschusses, betr. Petition des

Gcmcinderathszu Huntloscn, betr. einen Staatszuschuß zu
den Kosten der Huntcregulirung.

Berichterstatter: Abg. Jkcn.
Es ist schriftlicher Bericht erstattet, auf dessen Vorlesung

die Versammlung verzichtet.
Der Antrag des Ausschusses geht dahin:

in Erwägung, daß der Voranschlag für das Herzog¬
thum pro 1882/84 schon festgestellt und eine staatliche
Beihülfe zu solchen doch nur im Interesse des Grund¬
besitzes zu schaffenden productiven Anlagen und Ein¬
richtungen nur aus ganz zwingenden Gründen ge¬
geben werden darf, solche hier in diesem Falle aber
nicht vorzuliegen scheine, wolle der Landtag

über die Petition des Gcmcinderaths zu Huntloscn
zur Tagesordnung überzugehen beschließen.

Abg. Rüdebrrfch : Es sei nicht seine Absicht, hier
noch auf den vorliegenden Gegenstand näher cingehcn zu
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wollen, nur müsse er bemerken, daß er mit der vom Aus-
schuß gegebenen Begründung sich nicht einverstanden erklären
könne und daß der Ausschuß die Sache auch bier nicht richtig
aufgefaßt zu haben scheine.

Der Antrag wird sodann angenommen.
IV. Bericht des Finanzausschusses, betr. Antrag des

Abgeordneten Westphal und Genossen, betr. Erlaß des
Zuschlags zum Canon, welcher den Parcellisten des cedirten
Gebiets im Fürstenthum Lübeck bei der Einführung der neuen
Grundsteuer auferlcgt ist.

Berichterstatter: Abg. Nathan.
Auf die Verlesung des schriftlich abgestatteten Berichts

wird verzichtet.
Der Antrag des Ausschusses lautet:

der Landtag wolle über den selbständigen Antrag des
Abg. Westphal , betr. Erlaß des Zuschlags zum
Canon der Parcellisten des cedirten Gebiets bei Ein¬
führung der neuen Grundsteuer, zur Tagesordnung
übergehen.

Abg. Weftphnl : In einem Len Parcellisten ertheilten
Resolute sage die Staatsregierung:

Die den Parcellisten früher ertheilten Zusicherungen
sind durch das Dänische Gesetz von 1802 modificirt
worden.

Wenn dieses Gesetz jetzt aufgehoben sei, dann sei er
der Ansicht, daß mit den Vortheilen desselben auch die Nach¬
theile wegfallen müßten, somit würden die Parcellisten ihre
frühere Steuerfreiheit wieder erlangt haben. Wenn ferner
der Herr Regicrungs-Commissar sage, in Preußen sei ebenso
verfahren, so möchte er dagegen bemerken, daß die Preu¬
ßische Regierung nicht allein den Canon bedeutend vermin¬
dert habe, sondern sogar, wo wirkliche Steuerfreiheit vor¬
handen gewesen, dieselbe abgelöst habe. So habe z. B.
unser Landesherr mit seinen Gutsangehörigen für seine Fidei-
cvmmißgüter in Holstein als Entschädigung seiner aufgegebcnen
Grundsteuerfreiheit die Summe von 930 000 ^ erhalten.
In dem oben angezogenen Resolut sage die Staatsregierung,
daß der Landtag und der Provinzialrath beide mit ihr ein¬
verstanden gewesen seien. Hierüber habe der Ausschuß in
seinem Berichte nichts gesagt, er(Redner) möchte jedoch gerne
Auskunft darüber haben.

Der Herr Regicrungs-Commissar habe im Ausschüsse
erwähnt, Laß der Zuschlag zum Canon mir sehr gering und
deshalb bedeutungslos sei. Dem gegenüber möchte er be¬
merken, daß er für die LandeScafse des Fürstenthums Lübeck
noch mehr bedeutungslos sei, als für die Parcellisten. Man
habe sehr gut mit Rücksicht auf die hohe Belastung der Par¬
cellisten den Zuschlag weglassen können. Ob eS richtig sei,
daß der Ausschuß die Betheiligten auf den Rechtsweg ver¬
weise, wage er nicht zu beurtheilen. Durch seinen Antrag
habe er hauptsächlich die Beschreitung des Rechtsweges ver¬
hindern wollen.

Berichterstatter Abg. Nathan : Wenn der Herr An¬
tragsteller zunächst die Frage aufgeworfen habe, er wünsche
zu erfahren, ob der Landtag und der Provinzialrath beide
mit der Staatsregierung einverstanden gewesen seien, so
habe er demgegenüber zu bemerken, daß der Herr Regierungs-
commissar schon darauf hingewiesen, daß in dem Voran¬
schläge pro 1876/78 die Erhöhung des Canons in der
Bemerkung zu Z. 5 der Einnahme des Voranschlags ange¬
geben und von Seiten des Provinzialraths und des Land¬
tags kein Widerspruch dagegen erhoben sei. Auch die zu¬
nächst Jnteressirten hätten keinen Widerspruch erhoben.
Im Uebrigen glaube er sich auf den Bericht des Ausschusses
beziehen zu dürfen, wonach man sich aus allem, was über
die in Frage stehende Angelegenheit bekannt geworden, nur
die Ansicht habe verschaffen können, daß die Frage eine
reine Rechtsfrage sei. Dieselbe Ansicht habe auch im Pro-
vinzialrathe geherscht, wo in der Sitzung vom 21. October
1881 ein dem vorliegenden gleicher Antrag mit 10 gegen
4 Stimmen abgelehut sei, mit der Bemerkung, daß die
betreffenden Ansprüche auf den Rechtsweg zu verweisen
seien.

Abg. Tarrtzen : Die vorliegende Materie sei eine recht
schwierige und müsse er gestehen, diese hier völlig fremden
Verhältnisse und einige vom Herrn Regierungscommissar
darüber gegebene Erklärungen nicht ganz erfaßt zu haben,
indeß sei er der Ansicht, daß wenn der damit vertraute
Provinzialrath sich dahin erklärt habe, daß es sich hier um
eine reine Rechtsfrage handle, es dann nicht die Aufgabe
des Landtags sein könne, sich damit weiter zu befassen.

Abg. Westphal : Auf den Beschluß des Provinzial¬
raths lege er in diesem Falle nicht sehr viel Gewicht, weil
derselbe nicht unbetheiligt und jedenfalls nicht so unbe-
theiligt wie der Landtag bei dieser Sache sei.

Der Antrag des Ausschusses wird sodann angenommen.
V. Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den An¬

trag des Herrn Abgeordneten von Seg gern und Genossen,
betr. Art. 34 der Wegordnung.

Berichterstatter: Abg. Müller.
Nach dem schriftlich erstatteten Bericht liegen2 Aus¬

schußanträge vor, die eine Hälfte des Ausschusses(Haase,
Huchting , Wilken , Windmüler und Müller ) bean¬
tragt:

der Landtag wolle über den selbständigen Antrag
zur Tagesordnung übergehen.

Die andere Hälfte des Ausschusses(Capell , Hemmen,
Rüdebusch, Schüler und Wenke) beantragt:

der Landtag wolle den Antrag dem Großherzog¬
lichen Staatsministerium zur Prüfung übergeben.

Abg. Ahlhorn : Er habe zwar heute Morgen erst
den Antrag und den darüber erstatteten Bericht des Aus¬
schusses gelesen und sei er somit nicht hinreichend darüber
orientirt, indeß habe er an der Entstehung der Wegord-
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nung mitgearbeitet und dürfe er sich daher zu diesem Gegen¬
stände wohl einige wenige Worte erlauben. Bei Berathung
des Gesetzentwurfs, betr. die Wegeordnung habe man lange
über den hier in Frage stehenden Fall debattirt, schließlich
habe man die jetzige Bestimmung des Artikel 34 als die
beste gewählt.

Auch bitte er diese Angelegenheit nicht übers Knie
brechen und dadurch der Staatsregierung Schwierigkeiten
bereiten zu wollen. Denn für den Fall, daß der Antrag
welcher diesen Gegenstand der GroßherzoglichenStaats¬
regierung zur Prüfung übergeben wolle, durchgehen sollte,
werde diese, wie sie ja stets auf derartige Beschlüsse des
Landtags in anerkennenswerther Weise bereitwilligst ein¬
zugehen pflege, sich gezwungen sehen die Sache zu prüfen
und dadurch in Verlegenheit kommen, da der Art. 34 einer
Revision noch nicht bedürfe, wie er aus eigener Erfahrung
— er wohne selbst in einem gemischten Districte— wisse.
Auch fürchte er, daß bei den Gemeinderathswahlen dann
Jnteressefragen zur Geltung kommen würden. Soviel ihm
bekannt sei dies die erste Petition die über diesen Gegen¬
stand an den Landtag gelange. Es sei ja möglich, daß
die Wegeordnung einer Revision bedürftig sei, aber dann
solle man damit bis zum nächsten Landtage warten, auf
keinen Fall aber voreilig Vorgehen.

Abg. Huchting : Er empfehle den Antrag: Ueber-
gang zur Tagesordnung. Seiner Ansicht nach seien die
Bestimmungen des Art. 34 der Wegeordnuug richtig und
habe er Klagen dieserhalb nicht gehört. Beispielsweise wolle
er erwähnen, daß in der Gemeinde Bockhorn das beste
Marschland, Grodenland, zum Grundsteuerreiuertrage mit
60 ^ pro Jück, das schlechte Geestackerland zu 3 ^ ein¬
geschätzt sei. Bei Annahme des von Seggernschen  An¬
trags würde demnach1 Hectar des Grodenlandes gleich
20 Hectaren des schlechteren Geestackerlandes zu den Wege¬
lasten beizusteuern haben. Zu dem lägen die Verhält¬
nisse so, daß dieses Grodenland erhebliche Kosten für die
eigenen Wege, welche als Feldwege eingetragen seien, zu
bezahlen habe.

Abg. Rüdebufch : Er könne sich mit dem, was die
Herren Vorredner vorgebracht, nicht einverstanden erklären,
vielmehr sei er der Ansicht daß die Nepartition der Wege¬
last auch in den gemischten Distrikten uach der Bonität
der Ländereien geschehen müsse. In diesem Sinne habe er
sich schon früher ausgesprochen und müsse er auch jetzt für
eine Revision des Art. 34 stimmen. Die Aenderung des
Art. 34 in diesem Sinne sei übrigens auch ganz ungefährlich,
da die Beschlüsse des Gemeinderaths in Betreff der Classii-
ficirung der Genehmigung der Staatsregierung bedürfen
würden. Auf der Geest habe sich dies, soviel er wisse,
durchaus bewährt. Was endlich Petitionen darüber an¬
lange, so sei, wenn er nicht irre, gerade aus der Gegend
des Abg. Ahlhorn  eine derartige eingegangen.

Abg. von Seggern : Nach Art. 34 der Wegeord-
nung könne in den Gemeinden, welche nur Geestboden
hätten, nach Beschluß des Gemeinderaths auch die Güte des
Landes bei Verkeilung der Wegelast berücksichtigt werden.

Falls in einer Gemeinde gleiche Bodenverhältnisse vor¬
handen, sei es doch wohl einerlei, ob nach dem Flächen¬
raum oder nach dem Reinerträge repartirt werde, anders
aber liege die Sache in den Gemeinden, welche verschiedene
Bodenarten hätten, wenn hier der geringe Geest- und Moor¬
boden soviel bezahlen müsse, wie der ertragreiche Marsch¬
boden, so sei das nicht zu verantworten. Wenn in dem
Berichte gegen seinen Antrag angeführt werde, daß in
einigen Gemeinden der Reinertrag zwischen4 und 50
pro Jück und noch in ehr variire, so spreche das doch gerade
für seinen Antrag, denn wie könne man verlangen, daß
jemand in der Gemeinde, dessen Land nur 4 pro Jück
und weniger einbringe, gerade soviel bezahlen solle wie ein
anderer, dessen Land 40 ^ und mehr pro Jück einbringe.

Wenn von anderer Seite angeführt werde, daß gerade
Diejenigen, welche das geringste Land hätten, die Wege am
meisten gebrauchten, so wolle er das in gewissem Sinne
zugeben, aber diese Leute müßten eben Heide und Plaggen
fahren, um ihrem Boden überhaupt noch einen geringen
Ertrag abzugewinnen und ein einziger Nachfrost könne ihre
ganze Erndte vernichten. Dagegen hätten diejenigen Ge¬
meindegenossen, welche Grünländereien hätten, jährlich einen
ziemlich sichereren Ertrag, wenn sie ihr Land als Weide
oder Heuland benutzten.

Dazu komme noch, Laß seit dem Erlaß d«r Wcge-
ordnung die Erträge der Grünländcreien fortwährend ge¬
stiegen seien, während der Ertrag der Ackerländereien auf
der Geest und Moor immer mehr abgenommen habe.

Wenn in dem Berichte noch gesagt werde, daß der
Antrag nicht cvrrect sei, da es hätte heißen müssen, daß die
Wegumlagc nach der Grund- und Gebäudcsteuer und nicht
nach dem Reinerträge repartirt werden müsse, so sei er auch
damit zufrieden, eS werde wohl im Resultate dasselbe sein.

Er bitte darum,  seinen Antrag annehmen zu wollen.
Die beabsichtigte Revision des Art. 34 in dem gedachten
Sinne sei durchaus unbedenklich, man müsse berücksichtigen,
daß erst der Gemeinderath den Beschluß über Abänderung
des bisherigen Modus fassen müsse, und daß dieser sodann
von der Regierung noch zu genehmigen sei. Die letztere
werde keineswegs jeden Beschluß ohne weiteres genehmigen,
sondern zunächst einen Bericht vom Verwaltungsamte cin-
ziehen und dann erst nach Erwägung aller Umstände den¬
selben gntheißen oder verwerfen.

Abg. Tantzen : Von dem Herrn Vorredner sei ein
Moment ganz außer Acht gelassen, er meine den Umstand,
daß bei der Vertheilung der Wegelast der Umfang der Be¬
nutzung der Wege seitens der Pflichtigen ausschlaggebend
sein müsse. In den gemischten Distrikten pflegten die Wohn-
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Häuser auf der hohen Geest zu liegen, während die Marsch¬
ländereien oft unbehauste Grodenländcrcicn seien, welche neben
der Gemeindewegelast noch die Groden-Feldwege selbst zu
unterhalten hätten.

Es würden sich bei Abänderung des Art. 34 im Sinne
des Antragstellers Ungerechtigkeiten Herausstellen, seiner An¬
sicht nach seien aus eben diesem Grunde bei Erlaß der Wege¬
ordnung nicht solche Bestimmungen, wie sie der Antrag
wünsche, in das Gesetz ausgenommen worden. Er halte es
danach bedenklich, den Antrag des Abg. von Seggern  zur
Prüfung zu empfehlen.

Abg. Huchting : Wie der Abg. Tantzcn  schon
hcrvorgchoben habe, sei von dem Antragsteller die Benutzung
der Gemcindewege ganz außer Acht gelassen. Es sei ferner
bedenklich, in letzter Stunde die Acnderung eines Artikels
der Wegeordnung zu beantragen und empfehle es sich später
darauf zurückzukommen, wenn eine Revision der Wege¬
ordnung überall beschlossen werde. Bis jetzt hätten aber,
wie bekannt, verschiedene Geestgcmeinden von der bctr. Be¬
stimmung nach der Bonität der Grundstücke rc. die Wegelast
umzulegen, keinen Gebrauch gemacht, ein Beweis, daß selbst
in diesen Kreisen die hier beantragte ungleiche Besteuerung
nicht gewünscht werde.

Abg. Barnstedt ; Daß die von dem Abg. von
Seggern  vorgebrachten Thatsachen wahr seien, unterliege
keinem Zweifel, ob indcß aus diesem Grunde eine Acnderung
des Art. 34 angezeigt sei, vermöge er nicht ohne Weiteres
zu beurtheilcn. Seiner Ansicht nach sei aber, wo so viele
Gegenstände der Staatsregierung zur Prüfung überwiesen
würden, auch diese Sache wohl als wichtig genug anzusehen,
um sie Großherzoglicher Staatsregierung zur Prüfung zu
überweisen.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über den selbständigen Antrag zur
Tagesordnung übergehen,

wurde mit 17 gegen 14 Stimmen angenommen und dadurch
der Antrag der übrigen Ausschußmitglieder:

der Landtag wolle den Antrag dem Großherzoglichen
Staatsministerium zur Prüfung übergeben,

beseitigt.
VI. Bericht des Vcrwaltungsausschusses über die Pe¬

tition des Gcmcinderaths zu Langwarden, betr. eine Armen¬
angelegenheit.

Berichterstatter: Abg. Huchting.
Der Bericht ist schriftlich erstattet.
Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle beschließen, die vorliegende Petition
des Gemeinderaths zu Langwarden der Großherzog¬
lichen Staatsrezierung zur Prüfung übergeben,

wird, nachdem auf Verlesung des Berichtes verzichtet, ohne
Debatte angenommen.

Berichte. XXI. Landtag.

VII. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, bctr.
Petition um einen Staatszuschuß zum Bau einer Chaussee
von Neuenkirchcn über Bieste zur Landesgrcnzc.

Berichterstatter Abg. Barnstedt : Drei Mitglieder der
Commission zum Bau der Chaussee Neuenkirchen-Bieste pe-
litionirten um Gewährung einer Staatssubvention zu dem
Bau einer Chaussee von Neuenkirchen über Bieste zur Landes«
grenze im Anschluß an die Preußische Chaussee Bersenbrück
und Gehrde— Kl. Drele, und begründeten dieselben ihre
Bitte folgendermaßen:

Die Gemeinde, speciell der Ort Neuenkirchen, bilde be¬
kanntlich den äußersten südlichen Punkt des Herzogthums und
sei gleichsam als Keil in das angrenzende Preußische Gebiet
getrieben, von letzterem so scharf flankirt, daß die Grenze
überall fast unmittelbar an den Gebäuden Neuenkirchens
herlaufe, während der größte Theil der Grundstücke schon
jenseits der Grenze liege. Weiter werde angeführt, daß die
Gemeinde Neuenkirchen ihre erste Chaussee vor 5 Jahren
erhalten, seit welcher Zeit cs erst möglich sei, mit einiger¬
maßen beladenen Wagen, wenn auch auf großem Umwege,
zur Bahn und zu den Verkehrsorten zu gelangen, obgleich
der völlige Ausbau der Richtung Vörden von Preußischer
Seite erst 2 Jahre später erfolgt sei, während die Preußische
Strecke in der Richtung nach Alfhausen, der natürlichen
Eisenbahnstation für Damme, Ncuenkirchen rc. , entgegen
jeder Vereinbarung und allem Rechte durch allerlei Jntriguen
der Grcnznachbarn bis heute noch nicht ausgebaut sei, was
für die eben genannte Gemeinde von schwersten Nachtheilen.
Seien der Gemeinde Neuenkirchen, die nichts weniger als
wohlhabend, schon kolossale Opfer auferlegt durch den Aus¬
bau oben genannter beiden Strecken als Gemcindechaussccn,
so sei dies in noch bedeutend erhöhtem Maße der Fall durch
die Ausführung der nach späterer Bildung eines Amtswege¬
verbandes auferlegten Neubauten. Der Nutzen, der der Ge¬
meinde Neuenkirchcn durch den Ausbau dieser Amtsverbands-
chaussce erwachse, sei ungefähr gleich Null, die der Gemeinde
nützlichste Wegstrecke Neuenkirchen-Bieste sei in keiner Weise
berücksichtigt und in den Bauplan ausgenommen worden.
Nach verschiedenen vergeblichen Bemühungen um eine nach¬
trägliche Aufnahme in den Amtsvcrband, habe sich in Anbe¬
tracht der hohen Wichtigkeit eine besondere Commission ge¬
bildet, um unter Zuhülfenahme von freiwilligen Beiträgen
den Ausbau als Gemeindechauffee zu ermöglichen. Die an-
crkenncnswerthe Unterstützung des Amtes Vechta habe dem
Unternehmen die Bewilligung einer Subvention seitens des
Amtsvcrbandcs verschaff:. Auch die Gemeindevertretung,
deren Mitglieder meist der bei diesem Unternehmen wenig
oder gar nicht intcrcssirten Baucrschaft Stellinghof angc-
hörten, habe trotz der großen Neberbürdung der Gemeinde
einen Zuschuß von 15 "/g bewilligt.

Die Gesammtkosten seien nach dem Voranschläge auf
31 000 ^ berechnet. Von dieser Summe seien 10 "/g durch

28
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den Amtsverband und 15 "/, durch die Gemeinde garantirt,
während die arme Bauerschaft Bieste nicht nur sämmilichen
erforderlichen Grund unentgeltlich hergeben, sondern auch die
nöchigen Erdarbeiten auf ihre Kosten ausführen lassen wolle,
soweit der Weg innerhalb der Biester Feldmark laufe. In
der wenig wohlhabenden Bauerschaft Neuenkirchen seien
außerdem ca. 15 "/, an freiwilligen Beiträgen gezeichnet, so
daß, wenn mau die freiwillige Leistung von Bieste auf 20"/,
rechne, im Ganzen 60 "/, gesichert wären. Demnach würden
noch 40 "/, zu decken sein.

Vom Großherzoglichcn Amte Vechta seien seinerzeit
80"/, Staatszuschuß als zweifellos, 40"/, aber als event-
möglich in Aussicht gestellt. Auf das darauf bezügliche An¬
suchen habe nun das Staatsministerium eröffnet, daß es sich
bei der augenblicklichen Finanzlage derzeit nicht in der Lage
sehe, den Zuschuß bewilligen zu können, eine spätere Ge¬
währung nach Aufbesserung der Finanzen aber nicht abweise.

Ohne nun im Geringsten die Richtigkeit dieser Lage
auzweifeln zu wollen, ersuchten die Petenten den Landtag,
wegen der geschilderten Verhältnisse und der relativen Wich¬
tigkeit, den erforderlichen Staatszuschuß von 40"/, event. von
30"/, bewilligen resp. dem Staatsministerium zur Anweisung
empfehlen zu wollen. Die Petentei! bäten ferner für den
Fall , daß die Erfüllung der Bitte für diese Finanzperiode
factisch unmöglich, bewirken zu wollen, daß der gedachte
Zuschuß innerhalb eines gewissen Zeitraumes, am geeignet¬
sten innerhalb 5 Jahren, bestimmt zugesichert werde. Diese
letztere Bitte werde Lurch Folgendes begründet. Für den
projcctirtcn Bau seien ursprünglich5 Jahre als Bauzeit in
Aussicht genommen und sei dementsprechend die Erhebung der
Beiträge auf einen gleichen Zeitraum ausgedehnt worden,
während die Ecdarbeiren sofort nach Sicherung der Baukosten
fertig gestellt werden sollten. Würde nun der erbetene
Staatszuschuß auf einen bestimmten Zeitpunkt endgültig zugc-
sichert, so wäre die Ausführung des Baues zweifellos und
könnte mit demselben sofort angefangen werden. Ein weiterer
gewichtiger Grund zur schleunigen Inangriffnahme sei der,
daß die Grenznachbarn, um den Eiuwohuern Neuenkirchens,
die, fast ausschließlich Geschäftsleute, den Nutzen des leb¬
haften Durchgangsverkehrs, der durch Len Ausbau der in
Rede stehenden Chaussee, als Ergänzungsglied der im Bau
begriffenen Chaussee von Vörden rc. nach dem Kreisamte
Bersenbrück, Gehrde, Badbergen und Quakenbrück stattfinden
werde, zu entziehen, mit allen Kräften dafür agitirten, daß
statt durch Oldenburgisch Bieste und Neuenkirchen, der Preu¬
ßische Grenzweg über den Stickteich, welcher in einer Ent¬
fernung von 10 Minuten an Neuenkirchen vorbeiführe,
chausfirt werde. Damit würde aber Neuenkirchen von allem
Verkehr abgeschlossen werden, da niemand mehr den Umweg
über Neuenkirchen machen würde.

Der Ausschuß habe nach Prüfung dieser Petition nicht
verkennen können, daß hier weit mehr als in vielen anderen

Fällen Grund vorliege, den Bau dieser Ehauffee zu em¬
pfehlen. Andererseits habe man aber doch Bedenken getragen,
diese Petition der Staatsregierung zur Berücksichtigung zu
empfehlen, einmal, weil alle Zuschüsse zu Chausseebauten
schon definitiv vergeben seien, sodann aber auch aus den be¬
kannten, vom Lanvtage befolgten Grundsätzen, daher werde
beantragt:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen.

Abg. Meyer : Es werde in der Petition darauf Bezug
genommen, daß er als mit den Verhältnissen der fraglichen
Gegend sowohl, als mit den Verhandlungen über diese Chaussee
im Amtsvorstande und Amtsrache des Amts Vechta auf's
Eingehendste vertraut in der Lage sei, die Wünsche der
Petenten durch persönliche Erläuterungen unterstützen zu
können, daher wolle man ihm gestatten, den Ausführungen
des Herrn Berichterstatters Einiges hinzuzufügcn und einen
seinerseits zu stellenden abweichenden Antrag zu motiviren.

Die Chaussee sei von dem Interessenten ursprünglich als
Amtsverbandschaussee durchzubnngen versucht. Es sei aber
von der Vertretung des Amtsverbandes nicht anerkannt wor¬
den, daß bei der schon sehr beträchtlichen Belastung des
Budgets desselben mit Chausseebaukostcn es sich empfehle,
die Biester Chaussee als Amtsverbandschaussee aufzunehmen,
besonders mit Rücksicht darauf, daß Neuenkirchen durch die
im Bau begriffene Chaussee nach Alfhausen, welche ans
Oldenburgischem Gebiete bereits seit Jahren fertig gestellt
und seitens der betr. Preußischen Wegeverbände, wenn auch
leider ungebührlich langsam, so doch mit Sicherheit gebaut,
in möglichst kurze Verbindung mit der Oldenburgischen Eisen¬
bahn gebracht werde. Dabei sei jedoch die sehr erhebliche
Bedeutung, welche d: .Chaussee für die Gemeinde und be¬
sonders den Ort Rcu.-ukirchen habe, durchaus nicht verkannt,
auch sei der eigenthümlicheUmstand nicht unberücksichtigt ge¬
blieben, daß diese Chaussee, wenn sie oldenburgischerseits nicht
in kürzester Frist gesichert erscheine, dennoch gebaut werde,
dann aber nicht über Oldenburgisch Bieste und Neuenkirchen,
sondern von Drehle über Stickteich nach Voerden und so der
ganze Verkehr zwischen Voerden und Bersenbrück in 15 Mi¬
nuten Entfernung um den Ort Neuenkirchen herumgcleitet
werde. Es sei nämlich die beabsichtigte Chaussee Neuenkir-
chen-Bieste-Landesgrenze(Drehle) ein Theil der Chaussee
Voerden-Bersenbrück, welche von letzterem Orte bis Drehle
bereits fertig gestellt sei. Dieselbe habe nicht nur als Ver¬
bindungsstraße des Amtes Voerden mit dem Kreisorte Ber¬
senbrück eine erhebliche Vcrkehrsbedeutung, sondern verspreche
auch insofern für die diesseitige Gegend von Wichtigkeit zu
werden, als die Gegend von Bersenbrück rc. keine Torfmoore
besitze und man von dort den Tors aus den Mooren bei
Voerden und Damme beziehen müsse. In richtiger Würdi¬
gung dieser Verhältnisse habe der Amtsrath des Amtes Vechta
sich zu einem Zuschuß von 10"/, der Baukosten bereit erklärt,
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wenn die Gemeinde Ncuenkirchen die Chaussee bauen wolle.
Der Neucnki'rcher Gemeinderath habe den Bau unter der
Voraussetzung beschlossen, daß durch die Zuschüsse derAmts-
verbandscaffe, der Landesraffe und der Jntcrcffenten 85^
der Baukosten gesichert würden. Die Interessenten hätten
sich zu erheblichen Opfern mit größter Bereitwilligkeit herbei¬
gelassen und komme es nur noch auf einen Staatszuschuß an,
welcher zur Höhe von 30 bis 40°/, der auf ca. 30 000 ^
technischerseits veranschlagten Baukosten erbeten werde. Die
von dem Gemeinderath verlangten erheblichen Verableistnngen
der Interessenten seien in den cigenthümlichen, kürzlich mehrfach
besprochenen Grenz, und Steuerverhältniffen der Gemeinde
Ncuenkirchen gelegen und durchaus berechtigt. Das Groß¬
herzogliche Staatsministerium habe einen Staatszuschuß für
die laufende Finanzperiode, unter Hinweis aus die allge¬
meine ungünstige Finanzlage, nicht in Aussicht stellen zu
können erklärt. Da nun aber, wie geschildert, von dem
baldigen Gesichertwerden der Chauffee deren Entstehen über¬
haupt abhängig sei, so möchte er doch sehr warm empfehlen,
in diesem Falle von dem sonst allgemein befolgten Principe,
die Staatsregicrung in Chausseebauangelegenheiten nicht zu
drängen, abzuweichen und die Petition der Staatsregicrung
zur geeigneten Berücksichtigung zu empfehlen.

Er habe sich gestattet, einen dahin gehenden Antrag zu
stellen:

der Landtag wolle die Petition der Staatsregicrung
zur Prüfung und eventuellen Berücksichtigung em¬
pfehlen,

und bitte er demselben zustimmen zu wollen.

Abg. Tantzerr : Er gestehe zu, daß diese Petition
verdiene, etwas anders behandelt zu werden, als die bisher
vorgekommenen. Es sei das Project bereits durch die Vor¬
bereitungsstadiengegangen, die Gemeinde habe sich bereit
erklärt bei einem Staatszuschuß von 30°/« die Chaussee
auszubauen und als Gemeindechaussee zu unterhalten,
trotzdem habe der Finanz-Ausschuß'geglaubt, diese Petition
der Staatsregierung zur Berücksichtigung nicht empfehlen
zu können, namentlich weil von allen Seiten schon vor
Aufstellung der Voranschläge für die laufende Finanzperiode
bei der Staatsregierung gleiche Gesuche eingegangerr seien,
welche unter Berücksichtigungder allgemeinen Finanzlage nicht
hätten berücksichtigt werden können. Wenn jetzt der Landtag
auf Grund einer Petition in den letzten Tagen seines Zu¬
sammenseins der Staatsregierung diese Strecke zum Ausbau
empfehle, so würden die anderen Verbände, deren Wünsche
nicht hätte berücksichtigt werden können, benachtheiligt sein.
Es müsse deshalb das Princip festgehalten werden, daß
der Landtag nur dort, wo eine absolute Ungerechtigkeit der
Staatsregierung in der Verkeilung der für den Chaussee¬
bau verfügbaren Mittel vorliege, derartige Petitionen zur
Berücksichtigung empfehle.

Abg. Deeken : Die Sachlage sei hier doch wohl eine
etwas andere wie in den früheren Fällen, sei doch auch
von dem Herrn Berichterstatter darauf hingewiesen, daß
in diesem Falle weit mehr wie in vielen andern eine Be¬
rücksichtigung wohl am Platze sei. Auch habe die Staats¬
regierung einen Zuschuß nicht stricte, sondern nur vor der
Hand mit Rücksicht ans die schlechte Finanzlage abgewiesen.
Danach würde es richtiger sein, über die vorliegende
Petition nicht einfach zur Tagesordnung überzugehen, son¬
dern dieselbe wenigstens der Staatsregierung zur Prüfung
und eventuellen Berücksichtigung zu überweisen., darin liege
keine Durchbrechung des stets befolgten Princips, während
andererseits der Gemeinde damit doch eine Hoffnung, eine
gewisse Anwartschaft gewährt werde. Er bitte deshalb, den
Antrag des Abg. Meyer anzunehmen.

Abg. Tauchen : Er bitte Herrn Abg. Deeken  anzu¬
geben, welche Petitionen, Chausseebau betreffend, der Landtag
empfohlen habe? Bekanntlich nehme Herr Abg. Deeken
an, daß die Abgeordneten aus den Marschen kein Verständ-
niß für die südlichen Landestheile hätten, er wolle auf
diese Annahme des Abg. Deeken  hier nicht weiter etngehen,
er müsse aber erklären, daß er nach und nach ein volles
Verständniß für die Thatsache erlange, daß die Abgeordneten
aus den südlichen Landestheilen Summen klein fänden,
wenn sie ans der Staatskasse kämen, die ihnen groß er¬
schienen, wenn die eigenen Verbände sie aufbringen sollten.

Abg. Deeken : Er habe nicht behauptet, daß der
Landtag Petitionen berücksichtigt habe, sondern nur, daß
verschiedene bewilligte Gelder nicht mit so viel Grund be¬
willigt seien, als es hier der Fall sein würde.

Berichterstatter Abg. Barnstedt : Er wolle nur noch
erwähnen, daß der Grund, weshalb der Ausschuß den
Uebergang zur Tagesordnung beantragt habe, wesentlich
der sei, daß die Staatsregierung bereits den Gegenstand
geprüft und erklärt habe, mit Rücksicht auf die schlechte
Finanzlage für die nächste Finanzperiode darauf nicht ein-
gehen zu können.

Der Ausschußantrag wird angenommen.
VIII. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses,

bctr. die Petition der Parcellisteu Bruhnse », Nagelfeldt
und Genossen auf Vorwerk Neuhvf im Fürstenthum Lübeck,
betr. Schulverhältniffe.

Berichterstatter: Abg. Capell.
Der Berichterstatter verzichtet auf das Wort und wird

der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen,

ohne Debatte angenommen.
IX. Bericht des VerwaltungSausschuffes, betr. die Pe¬

tition des HalbbaumannsH. D. Flügger  zu Uhlenbrock
wegen Revision der Wafferordnung.

Berichterstatter: Abg. Rüdebusch.
28 *
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Der Antrag deS Ausschusses:
der Landtag wolle über die Petition desH . D , Flüg¬
ger  zu Uhlenbrock zur Tagesordnung übergehen,

wird ohne Debatte genehmigt.
X . Antrag des Abg . Wallroth  und Genossen , betr.

Errichtung einer Bodencreditanstalt sür das Fürstenthum
Lübeck.

Abg . Nathan : Nur zur Motivirung seiner Abstimmung
über den vorliegenden Antrag wolle er hervorheben , daß er
aus denselben Gründen , welche ihn s. Z . bewogen hätten,

gegen die Errichtung einer Bodencreditanstalt für das Herzog¬
thum zu stimmen , auch heute gegen den Antrag des Abg.
Wallroth  stimmen werde , indem er es für zu gefährlich

für den Staat halte , wenn derselbe Geldgeschäfte mache.

Abg . Wallroth : Er habe bereits gelegentlich der
zweiten Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Errichtung einer
Bodencreditanstalt für das Herzogthum Oldenburg , an die
Großherzogliche Staatsregierung die Frage gestellt , wie die¬
selbe sich gegenüber einem etwaigen Anträge aus der Mitte
des Landtags auf demnächstige Vorlage eines Gesetzentwurfs,
betr . Ausdehnung der fraglichen Anstalt auf das Fürstenthum
Lübeck , ev . Errichtung eines gleichartigen Instituts für das¬
selbe , voraussichtlich stellen würde . Damals sei ihm von

dem Herrn Regierungs - Commissar erwidert , daß die Staats¬
regierung diese Frage noch gar nicht in Erwägung gezogen
habe , jedoch ev . zu einer Prüfung der Sache bereit sein
werde ; derselbe habe zugleich erklärt , daß sich einer Aus¬
dehnung  des Instituts wegen der getrennten Cassenverhält-
nisse unüberfteigliche Schwierigkeiten entgegenstellcn würden.

Inzwischen seien ihm und dem Abg . Capell  während
ihres Ferienaufenthaltes im Fürstenthum von den verschie¬
densten Seiten dringende Wünsche laut geworden , welche
alle daraus hinausgelaufen , daß man Alles daransetzen möge,

baldmöglichst auch für das Fürstenthum die Errichtung eines
gleichartigen Instituts zu erwirken.

Man werde vielleicht einwendcn , daß diese Wünsche

Verfrüht seien , da man zunächst doch die Erfolge und Wir¬
kungen der Anstalt im Herzogthum abwarten müsse , aber
dieser Einwand sei insofern nicht von Bedeutung , als über
die Errichtung dieses Instituts doch mehrere Jahre verstreichen
würden und man andererseits vorerst durch den Provinzial-

rath die Stimmung des Landes über diese Frage erfahren
werde . Ueber die Sache selbst noch etwas zu sagen , werde
überflüssig sein , da es doch im Wesentlichen nur eine Wieder¬

holung dessen sein würde , was zur Begründung der Gesetzes¬
vorlage , betr . Errichtung des sragl . Instituts für das Herzog¬
thum , in erster Lesung vorgebracht sei.

Er bitte , seinem Anträge zuzustimmen.
Der Antrag:

der Landtag wolle Großherzogliche Staatsregierung
ersuchen , dem Provinzialrathe des Fürstenthums Lübeck

baldthunlichst  eine Gesetzesvorlage zu machen,

betr . Errichtung einer Bodencreditanstalt für dasselbe,
und zwar in möglichster Übereinstimmung mit dem
für das Herzogthum vorgelegten tesbezüglichen Ge¬
setzentwürfe,

wird angenommen.

XI . Wahl des ständigen LanLtagsauöschuffcs.

Die durch geheime Stimmenabgabe vorgenommene Wahl
des ständigen Landtagsausschusses für die Finanzperiode
1881/83 ergab folgendes Resultat:

Zum Vorstande wurde gewählt mit 29 Stimmen der

Abg . Ahlhorn,  der Abg . Windmüller  erhielt 1 Stimme,
ein Stimmzettel war ungültig.

Zu Mitgliedern des Ausschusses wurden gewählt:
Die Abgeordneten Henn und Windmüller  mit je

30 Stimmen,

Capell und Borgmann  mit je 29 Stimmen,

der Abg . Tantzen  mit 27 Stimmen.
Außerdem erhielten Stimmen : der Abg . Meyer  4,

die Abg . Westphal , Hoher , Nathan , Haase , Huch¬

ting und Keller  je 1 Stimme.

Abg . Ahlhorn : Die Arbeiten des Landtags seien
beendet , er selbst habe leider , durch andere Geschäfte ver¬

hindert , wenig an den Arbeiten theilnehmen können , dieselben
seien indeß durch den regen Eifer und den Fleiß seiner Herrn
Collegen zu einem für das Land gedeihlichen Resultate ge¬
führt . Man verdanke dies aber auch nicht zum wenigsten
dem humanen Wesen und der sicheren Geschästsleitung des
Herrn Präsidenten ; von den verschiedensten Seiten sei ihm
der Wunsch ausgesprochen , diesem dafür die gebührende An¬

erkennung zu zollen und so bitte er die Herren sich zum
Zeichen der Zustimmung von ihren Sitzen zu erheben.

Dies geschieht und spricht sodann der Präsident
seinen verbindlichsten Dank für diese Anerkennung aus ; falls

es ihm gelungen sei — fährt derselbe fort — sich die Zu¬
friedenheit der Versammlung zu erwerben , so sei das der
Unterstützung zuzuschreiben , welche ihm sein College im
Präsidium , sowie die Herren Schriftführer hätten zu Theik
werden lassen.

Die Sitzung wird hierauf eine halbe Stunde ausgesetzt.

Nach Wiedereröffnung der Sitzung erschien Se . Ercellenz
Minister Ruhstrat,  begleitet vom Gerichtsasseffor Barg-

mann  und schloß den XXI . Landtag mit folgender Thronrede:

Meine Herren!

Von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge
bin ich beauftragt , den Landtag des Großherzogthums
zu schließen.

Blicken wir zurück auf Ihre Verhandlungen , so tritt
besonders hervor , die im erfreulichen Einverständnisse

mit der Staatsregierunz erfolgte Regelung des Staats¬
haushalts für die neue Finanzperiode . Daneben hat
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eine sehr große Reihe anderer Gegenstände Ihrer Be¬
schlußfassung unterlegen, so daß cs einer angestrengten
Arbeit zu deren Erledigung bedurfte. Seine König¬
liche Hoheit lassen Ihnen Ihre Anerkennung für die
bewiesene unermüdliche Thätigkeit aussprechen und zu¬
gleich den wärmsten Dank sagen für das der Staats¬
regierung gezeigte Entgegenkommen.

Hoffen wir, daß Ihre Arbeiten für das Land und
seine Bewohner von den segensreichsten Folgen sein
werden!

Im Namen Seiner Königlichen Hoheit des Groß¬
herzogs erkläre ich den Landtag des Großherzogthums
für geschlossen.

Der Präsident  brachte sodann ein dreimaliges Hoch
auf Seine Königliche Hoheit den Großherzog aus, in welches
die Versammlung begeistert einstimmte.

Schluß der Sitzung: 12^ Uhr Mittags.
Der Berichterstatter:

Strackcrjan.
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